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Vor ein paar Jahren wußte über die Hälfte aller 
japanischen Kinder nichts über die Atombom- 
benabwürfe auf Hiroshima und Nagasaki. 

In den USA antworteten Schüler, zum Vietnam- 
krieg befragt, Genaueres wüßten sie darüber 
nicht. 

„In Vietnam haben wir gegen den Kommunismus 
gekämpft. Die Kommunisten sind das Böse. Der 
Krieg gegen Vietnam war gerecht." 

Ein Lehrer in der BRD befragte Oberschüler zur 
Jüngsten Geschichte und über die DDR. 

„Die DDR ist der BRD weggenommen worden, 
deshalb soll man sie sich zurückholen." 

Kenntnis der Geschichte, ihrer Epochen, Peri- 
oden und Abschnitte setzt Informationen um De- 
tails und Fähigkeiten zum Aufdecken von Zusam- 
menhängen voraus. Den Grundkurs dafür absol- 
vieren die Bürger der DDR schon in der Schuld. 
Interessierte wollen aber mehr wissen, Einzelhei- 
ten kennenlernen, Hintergründe entdecken und 
Auswirkungen analysieren. 

Die Periode des kalten Krieges, dessen Schlach- 
ten hier beschrieben werden, liegt hinter uns. 
Die Gefahr für den Frieden, damals übergroß, 
konnte spürbar gemindert werden, bevor sie er- 
neut derart zunahm, daß um die Existenz des 
Menschengeschlechts und unseres Heimatplane- 
ten zu fürchten ist, wenn die Koalition der Ver- 
nunft nicht siegt. 
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Der Frontwechsel 


„Unter Einhaltung der üblichen Vorsichtsmaßnahmen trafen wir 
Herrn... in einer Privatwohnung in Genf bzw. in Bern." Dieser 
Satz leitet mit wechselnder Ortsangabe ein gutes Dutzend 
Gedächtnisprotokolle ein, die Forscherfleiß und Zufall 1960 aus 
alten Naziakten zutage fördern. Der Hintergrund dieser Treffen 
ist aus den Texten ablesbar. Der Name des Gastgebers dieser ge- 
heimen Zusammenkünfte fehlt. Die Historiker vermuteten einen 
amerikanischen Politiker. Sie suchten Beweise. Die steckbriefar- 
tige Beschreibung dieser Person, in einem der Protokolle aufge- 
zeichnet, konnte nach 18 Jahren keine große Hilfe sein. 

„Er ist ein kräftig gebauter hochgewachsener sportlicher Typ 
von etwa 45 Jahren, von gesundem Aussehen, mit guten Zähnen 
und frischem, einfachem und großzügigem Auftreten. Seine 
Kenntnisse der europäischen Sprachen sind gut." Außer der 
erwähnten Sprachbegabung ist es das Bild eines Durchschnitts- 
typen. Auf den Intellekt des Gesuchten traf diese Wertung aber 
nicht zu. 

Die Vielzahl der verwendeten Namen wirkte auch erschwerend 
für die Enttarnung dieses Mannes. Gewiß, bei der Aufarbeitung 
historischer Tatsachen hatte sich längst ein Mann zu Wort gemel- 
det, der sich als Intimkenner dieser Geschichte erwies. War es 
aber auch derselbe, der sich laufend mit Naziagenten getroffen 
hatte und den Vertreter der faschistischen deutschen Regierung 
konsultierten? 

Mit bürgerlichem Namen hieß er Allen Welsh Dulles, sein 
bekanntester Deckname lautete Mr. Bull. Daß er in der ersten 
Hälfte der vierziger Jahre von der Schweiz aus die USA-Spionage 
in Europa leitete, umschreibt die bürgerliche Literatur geflissent- 
lich. Es heißt da, er sei der einflußreichste Mann Washingtons in 
Europa gewesen, dessen Auftrag gelautet habe, dem Präsidenten 
der USA ständig über die Lage auf dem Kontinent zu berichten. 
Dies ist nur die halbe Wahrheit. Dulles war von der Roosevelt- 
Administration bevollmächtigt, hinter dem Rücken der UdSSR 
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Sonderverhandlungen mit Vertretern des faschistischen Deutsch- 
lands zu führen. Dabei traf er Absprachen und machte Zusagen. 
Die gefundenen Protokolle liefern die Beweise dafür. 

Der Sieg der Roten Armee an der Wolga schien ein dringender 
Grund für die USA und Großbritannien gewesen zu sein, ihre 
Politik neu zu überdenken. Daß sie auch engen Kontakt zu Nazis 
suchten, sagt einiges über die Richtung aus, in die ihre Überle- 
gungen gingen. Den Dokumenten der Nazis ist nur ganz Allge- 
meines zu entnehmen, was Dulles damals mit ihren Vertretern 
diskutierte. So soll er bedauert haben, daß es nicht zum Einfron- 
tenkrieg gegen die UdSSR gekommen war. Die Schuld daran 
maß er allein Deutschland zu und meinte, trotzdem würden die 
USA mit den Deutschen als künftigen „Ordnungsfaktor in 
Europa“ rechnen. Warum Hitler nicht hatte warten können, bis al- 
les für einen Einfrontenkrieg gegen Rußland reif gewesen wäre, 
wollte Dulles immer wieder wissen. Die Generale sollten sich 
nach seiner Meinung am Ende gegen Hitler durchsetzen, da die- 
ser tatsächlich genial wäre, aber keine Integrationsfigur für alle 
sei, so daß man sich jetzt über ihn hinweg einigen müßte. 

Solche Verhandlungen und Aussagen sind tückisch und ver- 
tragswidrig. Immerhin hatten die Alliierten in ihren Dokumenten 
von Anfang an jede separate Absprache mit Kriegsgegnern 
öffentlich verurteilt. Die USA hielt das nicht davon ab, heimlich 
das Gegenteil zu tun. Die Briten sollten ihnen bald folgen. Greifen 
wir der Zeit ein wenig voraus: 

Der greise Sir Winston Churchill, inzwischen 81 Jahre alt 
geworden, läßt am 23. November 1954 in seinem Wahlkreis 
Woodford aus Anlaß einer kleinen Feier eine knappe, aber folgen- 
schwere Bemerkung fallen. Sie klingt wie nebenbei geäußert, 
doch der alte Mann weiß, daß er mit seinen drei, vier Sätzen viele 
Schlagzeilen machen wird - wie in seinen besten Zeiten, als er 
Seiner Königlichen Majestät Oberster Kriegslord und Premier 
Großbritanniens war. Von Mitteilungsdrang mehr getrieben als 
von Wahrheitsliebe geplagt, verblüfft er seine Zuhörer mit der 
schockierenden Erklärung: „Noch vor Kriegsende, während die 
Deutschen bereits zu Hunderttausenden kapitulierten und bei uns 
die Menge jubelnd durch die Straßen zog, telegrafierte ich an 
Lord Montgomery und wies ihn an, dafür zu sorgen, daß die deut- 
schen Waffen gesammelt würden, damit man sie ohne weiteres 
wieder an die deutschen Soldaten ausgeben könnte, mit denen 
wir würden Zusammenarbeiten müssen, wenn die Sowjets ihren 
Vormarsch fortsetzten." Die Presse Großbritanniens reagierte 
weder verstimmt noch empört. Die Exklusivität der Enthüllung 
bot ihr für ihre Leser große Schlagzeilen. Moralische Erwä- 
gungen ließen sich nur unter dem Kleingedruckten finden. Den 
meisten Briten war die Schuftigkeit ihres Ex-Premier vorher nie 
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bekannt geworden. Für die Militärs und Historiker kam da aber 
nicht viel Neues an den Tag. Auch die Führung der UdSSR war 
damals von Absichten und Zielen solcher Handlungen unterrich- 
tet und hatte stets danach getrachtet, diese und andere reaktio- 
näre Verschwörungen rechtzeitig unwirksam zu machen. In aller 
Öffentlichkeit wiederholte Churchill einen Beweis, daß westliche 
Alliierte als Verbündete der Sowjetunion bereits vor der endgülti- 
gen Zerschlagung des Hitlerfaschismus Verrat an der UdSSR ge- 
übt und sich von den Zielen der Antihitlerkoalition schon abge- 
wandt hatten, bevor der Krieg zu Ende war. Dabei entsprach das 
Entstehen dieser Koalition zwischen der UdSSR, den USA und 
Großbritannien im Jahr 1941 dem Wunsch und den Interessen ei- 
nes jeden Partners. Gehen wir noch einmal in die Geschichte des 
zweiten Weltkriegs zurück. 


AufLeben und Tod 


Präsident Roosevelt löste 1941 für die Vereinigten Staaten den 
nationalen Notstand aus. Den von USA-Konzernen bisher 
beherrschten Teil des Weltmarkts hatten die USA an ihre Konkur- 
renten in Deutschland, Japan und Italien verloren. Der weitere 
Verlust von Märkten in Afrika, Südamerika und Asien schien 
absehbar. Die Machtposition der USA und das Überleben ihres 
Wirtschaftssystems waren ernsthaft in Frage gestellt. Dem briti- 
schen Weltreich drohte die Übernahme durch die Faschisten, 
und über Großbritannien schwebte die tödliche Gefahr faschisti- 
scher Invasion; Frankreich war bereits von den deutschen Faschi- 
sten besetzt. Über 50 Prozent des USA-Exports und 75 Prozent 
der USA-Auslandsinvestitionen gingen damals den amerikani- 
schen Monopolen verloren, und selbst die Quellen so wichtiger 
Rohstoffe wie Gummi und Zinn hielten die Gegner der USA 
bereits in ihren Händen. Gründe genug für die USA, die Drohung 
ernst zu nehmen, daß auch sie eines Tages zu den Opfern einer 
faschistischen Okkupation gehören könnten. Die Sicherheit des 
Landes, aber auch die Klasseninteressen düpierter Geschäfts- 
leute, die sich von ihren Konkurrenten in die Enge getrieben 
sahen und sich um den Verlust von Gut und Geld sorgten, ließen 
die Regierenden nach einer Lösung Ausschau halten. 

Zu lange hatten sich die führenden Kreise in den USA und 
Großbritannien vom deutschen Faschismus täuschen lassen. 
Nicht das Land des Sozialismus wurde sein erstes Opfer, sondern 
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die west- und nordeuropäischen Staaten gerieten seit 1938 kurz 
hintereinander dem deutschen Faschismus in die Fänge: Öster- 
reich, die Tschechoslowakei, Polen, Dänemark, Norwegen, die 
Niederlande, Belgien, Luxemburg und Frankreich. In dieser kriti- 
schen Lage gab es für die USA und Großbritannien nur noch eine 
Hoffnung: Wenn das faschistische Deutschland besiegt werden 
kann, dann nur an der Ostfront. Roosevelt hielt das „russische 
Durchhaltevermögen" für „die wichtigste Kraft im Widerstand" 
gegen den Faschismus. 


Selbst Churchill als alter Feind der Sowjetmacht erkannte 
genau den Wert fester Bündnisbeziehungen. Er sagte 1941 
dazu: „Die Gefährdung Rußlands ist jetzt unsere eigene Ge- 
fährdung und auch die Gefährdung der USA." Ein Bündnis mit 
der UdSSR wurde zur Überlebenschance und enthielt alle 
Möglichkeiten, letztlich doch den Sieg zu erringen. 


Die USA und Großbritannien griffen zu: Die Antihitlerkoalition 
wurde geboren. Wofür ihnen Jahre nicht ausgereicht hatten, das 
lernten die imperialistischen Staaten jetzt im Schnellkurs. Die 
UdSSR hatte dieses Bündnis schon lange vor dem Überfall auf 
ihr Land als friedenssichernde Aktion empfohlen, aber erst 1941 
war der Druck der Ereignisse so stark, daß es auch zustande kam. 
Nun wollten sie fest zusammenstehen und den Faschismus ver- 
nichtend schlagen. 

Das Schreckliche passiert, wortbrüchig wird die UdSSR über- 
fallen. Die deutschen Faschisten stehen mit ihren Armeen und 
mit Truppen europäischer Quißlinge seit dem 22. Juni 1941 im 
sowjetischen Land. Lange vorbereitet auf diesen Überfall und gut 
ausgerüstet, bringen sie Tod und Verderben. 

Es gab Politiker, die auch in dieser Situation erklärte Feinde der 
UdSSR blieben und ihre klassenmäßige Beschränktheit nach wie 
vor Öffentlich zur Schau stellten wie beispielsweise USA-Senator 
Truman: „Wenn wir sehen, daß Deutschland gewinnt, sollten wir 
Rußland helfen, und wenn Rußland gewinnt, sollten wir Deutsch- 
land helfen, damit sich auf diese Art und Weise soviel als mög- 
lich gegenseitig töten, obwohl ich unter keinen Umständen Hitler 
als Sieger sehen möchte." 

Der Generalstab amerikanischer Streitkräfte war von Hitlers 
Blitzkriegsstrategie so beeindruckt, daß er den Ausgang des 
Überfalls auf die Sowjetunion schon für entschieden hielt. 
„Deutschland wird für ein Minimum von einem Monat und ein 
mögliches Maximum von drei Monaten davon in Anspruch 
genommen sein, Rußland zu erobern." Englands Militärs hatten 
ähnliches verbreitet. Churchill holte sie in die Realität zurück. 
Vom Abwehrkampf der Roten Armee überrascht, gestand er: 
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Nach der Niederlage der faschistischen deutschen Truppen vor Moskau 
im Dezember 1941 


„Ich finde keine Erklärung für das russische Rätsel." Die Bevöl- 
kerung der USA war da realistischer. Eine Blitzumfrage der 
Meinungsforscher 1941 trifft 72 Prozent aller Befragten mit der 
Auffassung an: „Die Russen werden siegen!" 

Von der ersten Stunde des Krieges an hätte es eine Möglich- 
keit gegeben, der UdSSR diesen schweren Kampf zu erleichtern, 
die Zeit des Krieges abzukürzen und viele Menschenleben zu ret- 
ten. 

Die baldige Eröffnung einer zweiten Front in Westeuropa durch 
die Alliierten wäre für die Sowjetunion eine große Unterstützung 
gewesen. 

Anfang Juli 1941 fragt die sowjetische Führung zum erstenmal 
in Großbritannien danach an, aber ohne jeden Erfolg. Den Faschi- 
sten bringt diese Hinhaltetaktik der UdSSR-Verbündeten großen 
Nutzen. Sie schicken zusätzlich Division um Division an die so- 
wjetisch-deutsche Front. Auch 1942 eröffnen trotz vieler Verspre- 
chungen die Alliierten die zweite Front in Westeuropa nicht. 
Jahre später schrieb der USA-Kriegsminister Stimson in seinen 
Erinnerungen: „Eine starke Westfront nicht rechtzeitig zu eröff- 
nen, bedeutete, die ganze Schwere des Krieges auf Rußland 
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abwälzen." Die Bündnispartner USA und Großbritannien folgen 
einem gemeinsamen heimtückischen Plan. Sie wollen die UdSSR 
schwächen, sie ausbluten lassen, ihre eigenen Kräfte aber auf- 
sparen. Immerhin hat die sowijetisch-deutsche Front zu dieser 
Zeit eine Breite von 4400 Kilometern. 


Die große Wende 


Nach 500 Tagen Krieg, im November 1942, entwickelte sich aus 
einer sowjetischen Offensive die größte Schlacht des zweiten 
Weltkriegs. 200 Tage und Nächte tobten ununterbrochen die 
Kämpfe; mehr als eine Million Soldaten starben, wurden verwun- 
det oder gefangengenommen. Die Rote Armee siegte. So blieb 
das bis zum Ende des Krieges. Stalingrad war die große Wende. 
Bis dahin zählte der eine Teil des Krieges, und von da an begann 
der andere. 

Der Sieg an der Wolga 1943 ließ weltweit aufhorchen. Nicht 
nur den Faschisten fuhr dieser Donnerschlag in die Knochen, 
auch die Verbündeten begannen die Wende zu begreifen. Die 
Politik des Ausblutens der UdSSR, damit sie im Zustand der 
Erschöpfung zum Objekt eines imperialistischen Machtspiels 
nach dem Krieg werden könnte, war gescheitert. Nun wollten, 


Stalingrad brachte die Wende im Großen Vaterländischen Krieg. 
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nun mußten die USA und Großbritannien die zweite Front eröff- 
nen. Diese neue Lage überforderte sie, und es gelang ihnen auch 
1943 nicht, in Westeuropa schnell zu reagieren. Immerhin hatten 
sie noch ein zweites Eisen im Feuer. Dulles zog in der Schweiz 
seine Kreise. 

Die USA und Großbritannien hielten es für einen Nachteil, daß 
nicht eine westalliierte Invasion auf dem europäischen Kontinent 
die faschistischen Armeen von der Offensive zur Defensive ge- 
zwungen hatte, und sie beeilten sich, Versäumtes nachzuholen. 

Zunehmend beunruhigt erlebten die Führungen der USA und 
Großbritanniens den schnellen Vormarsch der Roten Armee zur 
Staatsgrenze der UdSSR und weiter nach Rumänien, Polen... 
Bis 1944 stand kein einziger faschistischer Soldat mehr auf dem 
Territorium der Sowjetunion. Den deutschen Faschismus bis 
nach Berlin zu verfolgen, ihn vollständig zu schlagen und die 
Völker endgültig von dieser Geißel zu befreien, sah die UdSSR 
als Teil der Bündhnispflichten gegenüber ihren Alliierten. Mit gro- 
ßen Opfern an Menschen und Material half die Sowjetunion bei 
der Befreiung Polens, Rumäniens, Ungarns, Jugoslawiens, Alba- 
niens, Bulgariens, der CSR. Im Herbst 1944 überschreitet die 
Rote Armee die damalige Ostgrenze Deutschlands. 

Erst im Juni 1944 landeten die Alliierten in Frankreich. Sie 
erreichten im März 1945 den Rhein und am 25. April bei Torgau 
die Elbe. Die Rote Armee stand schon am Ostufer. So hatten sich 
verschiedene Regierungsmitglieder in London und Washington 
das Kriegsende in Europa nicht vorgestellt. Auf keinen Fall woll- 
ten sie die Armeen der UdSSR Deutschland allein erobern und 
befreien lassen. Seit dem Frühjahr 1945 kreisten um dieses Pro- 
blem viele, dem antifaschistischen Bündnis feindliche Ideen und 
Vorstellungen. Ein Kenner dieser Pläne, der USA-Historiker Pro- 
fessor Arthur Smith, schreibt: „Es gab in der Tat nur zwei reale 
Möglichkeiten, den russischen Vormarsch aufzuhalten, und beide 
erforderten sehr drastische Maßnahmen, wenn es auch nur eine 
Chance für den Erfolg geben sollte. Es ergaben sich unter ande- 
rem folgende Alternativen: Man konnte einen Separatfrieden mit 
Hitler schließen und zulassen, daß die Deutschen den Krieg im 
Osten gegen die Sowjetunion fortsetzten, oder, im Fall eines 
deutschen Zusammenbruchs, konnte man die bewaffneten Streit- 
kräfte Hitlers den Alliierten unterstellen und die Russen zwingen, 
in Osteuropa stehenzubleiben" Churchill wollte da nichts dem 
Zufall überlassen. Sein Telegramm von 1945, das er spektakulär 
erst 1954 bekanntmachen sollte, beweist es. Inzwischen weiß 
man, daß er sich mit seinen Ansichten in schlechter Gesellschaft 
befand. USA-Generalstabschef George Marshall ließ schon 1943 
bei den britischen Stabschefs anfragen: „Würden die Deutschen 
zum Beispiel im Fall eines überwältigenden russischen Erfolges 
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unseren Einmarsch nach Deutschland erleichtern, um die Russen 
aufzuhalten?" Auch Hitler konnte das Komplott nicht lange ver- 
borgen bleiben. Er befahl im Frühjahr 1945: „Es ist entscheidend 
für das Schicksal des Reiches, daß die Ostfront gehalten wird. 
Den Amerikanern ist jedoch - um die Ehre zu wahren - nur hin- 
haltender Widerstand zu leisten." Bekanntlich hatte Hitler bis zur 
Stunde seines Selbstmords immer und immer wieder von einer 
Wunderwaffe gefaselt. Einer der faschistischen Generale, die 
sich im Führerbunker aufgehalten hatten, schrieb später: „An 
erster Stelle stand bei Hitler die Erwartung des Zerfalls der geg- 
nerischen Koalition, für den er immer neue Anzeichen zu entdek- 
ken vermeinte." Ob Hitler das für eine Wunderwaffe hielt? Sie hat 
weder ihm noch den Urhebern des versuchten Verrats in den Rei- 
hen der westlichen Alliierten geholfen. Ein britischer General kam 
nach dem Krieg der Wahrheit sehr nahe. „Nicht nur von den 
Russen, sondern auch von unseren eigenen Völkern wären diese 
Handlungen als grober Vertrauensbruch angesehen worden. Wir 
hätten uns nicht behaupten können." 


Eine seltene Chance 


In den Nachtstunden vom 8. zum 9. Mai 1945 gibt der sowjetische 
Rundfunk bekannt, daß in der UdSSR dieser Tag zum Tag des 
Sieges erklärt worden ist. Überall in diesem großen Land verlas- 
sen die Menschen ihre Wohnungen. Niemand will an diesem Tag 
allein sein. Die Straßen und Plätze füllen sich, Bekannte und 
Unbekannte liegen sich in den Armen. Langsam löst sich der 
schwere Druck, der auf den Menschen gelastet hatte. Das Wort 
Frieden geht von Mund zu Mund. 

Ein paar Wochen später findet die offizielle Siegesfeier statt. 
Über den Roten Platz in Moskau hallt am Morgen des 24. Juni ein 
kurzer Befehl des Kommandierenden der Parade des Sieges. 
Sofort kommt Bewegung in die Züge ausgewählter Soldaten und 
Offiziere. In Gruppen, zur Kette ausgezogen, schreiten „ohne 
Tritt" die Rotarmisten auf die Kremlmauer zu. In ihren Händen 
tragen sie Fahnen und Standarten der Faschisten. Als Sieger 
über diese Räuber, die in fremde Länder eingefallen waren und 
fast ganz Europa unter ihre Stiefel gebracht hatten, werfen die 
sowjetischen Soldaten die eroberten Fahnen auf das Pflaster der 
Straße. Es ist ein Symbol des Sieges, das, in Bildern festgehal- 
ten, um die ganze Welt geht. Ihre Aktualität haben diese Ereig- 
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Fahnen und Standarten der Faschisten landen auf dem Pflaster des Roten 
Platzes in Moskau. 


nisse sich über die Zeit bewahrt, es ist die Warnung an alle 
Feinde des Sozialismus, nie wieder einen Waffengang gegen die 
Völker der Sowjetunion zu versuchen. 

Der größte und schwerste Krieg in der Geschichte war in 
Europa zu Ende. Nach sechs Jahren Blutvergießen ruhten die 
Waffen, und die Völker feierten den Sieg. Der Faschismus in 
Deutschland und Italien war zerschlagen, Japans Niederlage 
stand bevor. Der Krieg, der zur Vernichtung des Sozialismus füh- 
ren sollte, endete mit Niederlagen des Kapitalismus. 


„Wollte man jedes der 50 Millionen Todesopfer, die der zweite 
Weltkrieg gefordert hat, durch eine Schweigeminute ehren, so 
würde auf der Erde 95 Jahre lang Stille herrschen." 


Der diesen Vergleich fand, wollte uns helfen, das Ungeheuer- 
liche erfassen zu lernen und den Tod der Millionen nie zu verges- 
sen. Der höchste Preis für die eigene Freiheit und die seiner 
Nachbarn ist der UdSSR abverlangt worden. Es waren 20 Millio- 
nen Sowjetbürger, die ihr Leben dafür hingegeben haben. Auch 
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das Ausmaß der Verwüstungen in der Sowjetunion ist in der Ge- 
schichte aller Kriege ohne Beispiel. Lassen wir einen Ausländer, 
den Briten Edward Crankshaw, der 1945 Gast in Moskau war, 
seine Reiseeindrücke schildern: „Die übertrieben langsame Fahrt 
mit dem Zug auf der neueröffneten Eisenbahnstrecke von 
Moskau zur neuen Grenze bei Brest-Litowsk in den ersten Nach- 
kriegstagen gleicht einem Alptraum. Auf Hunderte, auf Tausende 
von Meilen war nicht ein einziger, aufrecht stehender Gegen- 
stand zu sehen. Jeder Marktflecken, jede Stadt war dem Erdbo- 
den gleichgemacht. Es gab keine Scheunen. Es gab keine Ma- 
schinen. Es gab keine Bahnhöfe, keine Wassertürme. In der wei- 
ten Landschaft war nicht ein einziger Telegrafenmast stehenge- 
blieben, und breite Waldstreifen waren zu beiden Seiten längs 
der Eisenbahnlinie als Schutz gegen Partisanenüberfälle aus dem 
Hinterhalt abgeholzt worden. Neben der Strecke lagen die verbo- 
genen Schienen, die die Deutschen bei ihren Rückzugsbewegun- 
gen nach Westen mittels riesiger, auf Spezialzügen montierter 
Reißhaken aus ihrem Bett gerissen hatten. Auf den verwahrlo- 
sten Feldern waren nur Frauen, Kinder und sehr alte Männer zu 
sehen, die nur mit primitiven Handwerkszeugen arbeiteten." 

Von den sechs führenden imperialistischen Mächten gingen 
aus dem zweiten Weltkrieg allein die USA unversehrt hervor. 
Deutschland, Japan und Italien lagen besiegt am Boden, und 
Großbritannien sowie Frankreich waren geschwächt und weit 
abgeschlagen. 

Ohne Konkurrenten standen die USA 1945 zum erstenmal auf 
dem Gipfel ihrer Macht. Der Reingewinn der USA-Monopole am 
Ende des Krieges machte die damals riesige Summe von 117 Mil- 
liarden Dollar aus. Der USA-Anteil an der Weltindustrieproduk- 
tion betrug am Kriegsende 60 Prozent. Nichts stand zu dieser Zeit 
einer Weltherrschaft der USA im Wege - bis auf die Sowjet- 
union. Der Machtzuwachs fiel dem USA-Imperialismus 1945 nicht 
einfach zu. Jahrzehnte hatte er politisch, ökonomisch und ideolo- 
gisch daran gearbeitet. Der zweite Weltkrieg und sein Ausgang 
boten nur eine besonders günstige Gelegenheit, sich an die 
Spitze der kapitalistischen Welt zu setzen. Es hatte auch schon 
viele Jahre davor nicht an Stimmen aus den USA gefehlt, die 
eine Vormachtstellung der Vereinigten Staaten kategorisch for- 
derten und auf bornierte Art zu begründen suchten. Auch Präsi- 
dentenberater Henry R. Luce gab sich schon vor 1945 wenig origi- 
nell: „Dieses Jahrhundert ist das erste, in dem Amerika eine 
dominierende Machtstellung in der Welt einnimmt. Daraus leiten 
wir den Anspruch ab, das 20. Jahrhundert zu einem amerika- 
nischen Jahrhundert zu machen." Das klang ziemlich hemdsär- 
melig und kaum überzeugend. Die Führungsschicht in den USA 
war aber so fasziniert von den Möglichkeiten der „Nummer 1" in 
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der Welt, daß sie ihre Wünsche und Vorstellungen auch sofort in 
der internationalen Politik durchzusetzen versuchte. Beim USA- 
Außenminister James F. Byrnes klang das auf der Potsdamer 
Konferenz so: „Was wir jetzt tun müssen, ist nicht, die Welt für 
die Demokratie, sondern für die Vereinigten Staaten sicher zu 
machen." Ein regierungsnaher Publizist ging viel rüder aufs Ziel 
los. Nachdem er die Weltherrschaft der USA für unvermeidlich 
erklärt hatte, sagte er: „Zu klug, um uns an der Regierung der 
Welt zu versuchen, werden wir uns mit ihrem Besitz begnügen. 
Nichts kann uns aufhalten." Diese Anmaßung unterschlug, daß 
die Siege der Roten Armee im zweiten Weltkrieg das internatio- 
nale Kräfteverhältnis wesentlich zugunsten des Sozialismus ver- 
ändert hatte. Es gab aber auch genügend Verkünder einer Mis- 
sionsrolle der USA, die gerissen genug waren, Weltmachtansprü- 
che nicht nur mit offener Brutalität, sondern auch mit einschmei- 
chelnden Worten zu propagieren. Der Besitzer eines Zeitungs- 
konzerns erklärte 1945 anbiedernd: „Es gibt in diesem Land einige 
Dinge, die unendlich wertvoll und spezifisch amerikanisch sind - 
Freiheitsiiebe, Gefühl von Chancengleichheit, Tradition der 
Selbsthilfe, Unabhängigkeit und auch der Zusammenarbeit. Wir 
sind die Erben aller großen Prinzipien der westlichen Zivilisation 
- allen voran Gerechtigkeit, Wahrheitsliebe und das Ideal der 
wohltätigen Nächstenliebe ... Es reift jetzt unsere Zeit heran, das 
Kraftzentrum zu werden, von dem aus sich die Ideale in der gan- 
zen Welt verbreiten und ihr geheimnisvolles Werk verrichten, 
nämlich das Leben der Menschheit von der Stufe der wilden 
Tiere zu erheben bis hin zu einer Höhe, von der aus der Psalmist 
sagte, sie liege nur ein wenig unterhalb des Reiches der Engel. In 
diesem Geiste sind wir alle berufen, das erste große amerikani- 
sche Jahrhundert zu schaffen." 

Es scheint kaum glaubhaft, daß sich Menschen fanden, die die- 
sen Blödsinn für bare Münze nahmen, und doch erfuhren diese 
und ähnliche dumme Loblieder auf „Gottes eigenes Land" bei 
den meisten USA-Bürgern ungeteilte Zustimmung. Viele Genera- 
tionen hindurch wurde den US-Staatlern eingeredet, sie wären 
etwas Besonderes, bei ihnen sei alles eine Nummer größer, 
weiter, besser als bei den Völkern der alten Welt. 

Dieser Nationalismus hatte längst Früchte getragen, und das 
Eigenwertgefühl vieler Nordamerikaner ließ sie vom Boden der 
Realität abheben. Da war ihnen auch das Reich der Engel nicht 
so fern. Immerhin bekannten sich 90 Prozent der Bevölkerung zur 
Religion. Wer wollte ihnen widerlegen, daß der liebe Gott ameri- 
kanisch denkt. Den Mächtigen der Monopolbourgeoisie in den 
USA fiel es nicht schwer, dem einfachen Mann das Reich der 
Engel abzutreten. Als Herrschaft weniger Auserwählter bean- 
spruchte diese Clique auf Erden viel realere Dinge. So verteilte 
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Präsident Truman, als er 1945 über hundert Regierungsämter neu 
schuf, achtzig davon an Bankiers, Großindustrielle und hohe Mili- 
tärs. Es verging auch nur eine kurze Zeit nach dem Kriegsende, 
bis Truman der Öffentlichkeit eindeutig und ungeschminkt die 
Ziele des USA-Imperialismus offenbarte: 


„ES gibt eine Sache, die von den Amerikanern noch höher als 
der Frieden bewertet wird. Das ist die Freiheit, Glaubensfrei- 
heit - Redefreiheit - unternehmerische Freiheit... Das 
Geschäft geht schlecht, wenn die Märkte klein sind. Das 
Geschäft geht gut, wenn die Märkte groß sind." 


Genau dies erklärte er zum Regierungsprogramm. Seine Forde- 
rungen deckten scheinbar die Interessen der verschiedensten 
Schichten ab. Jede glaubte sich von diesem Kuchen künftig ein 
großes Stück abschneiden zu können. In Wirklichkeit gab es nur 
noch Krümel zu verteilen. Das Finanzkapital hatte längst schon 
zugeschlagen. 


Der bedeutendste Job 


Aus einsehbaren Gründen hatten die USA und Großbritannien 
mit dem Beginn des zweiten Weltkriegs den Wirtschaftskrieg 
gegen die UdSSR ausgesetzt. Wenn es auch immer noch Embar- 
golisten gab - das Modernste wollte man der Sowjetunion nicht 
überlassen -, ein Handelsboykott wie in der Vergangenheit fand 
nicht statt. Zwar lieferten die USA der UdSSR dringend benötigte 
Güter, doch die größte Last des Krieges mußte die Sowjetunion 
allen tragen. Sie stand der Hauptmacht der Faschisten mit 
80 Prozent ihrer Landstreitkräfte und 70 Prozent ihrer Fliegerkräfte 
gegenüber. Wenn die Westalliierten schon nicht die zweite Front 
errichteten, so mußten sie wenigstens die UdSSR materiell unter- 
stützen. Doch der Krieg ging kaum seinem Ende zu, da griffen die 
USA wiederum zu Mitteln des Wirtschaftskrieges. Die vom Krieg 
schwergeschädigte Sowjetunion sollte genötigt werden, einer 
weltweiten imperialistischen Politik der USA künftig keinen Wi- 
derstand entgegenzusetzen. Über Manipulationen mit Krediten, 
Leih- und Pachtverträgen und Reparationslieferungen sollte die 
Sowjetunion systematisch unter Druck gesetzt werden; die USA 
glaubten zu wissen, daß der Sowjetunion gar kein anderer Aus- 
weg bliebe, als darauf einzugehen, wenn sie ihre kriegszerstörte 
Wirtschaft wieder aufbauen wollte. Averell Harriman, der USA- 
Botschafter in der UdSSR, sah als einer der ersten Möglichkei- 
ten, „die UdSSR zu überwachen, sie zu disziplinieren und zu be- 
strafen. Man muß den Druck auf die Sowjetunion je nach Bedarf 
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verstärken oder erleichtern können." Zuerst unterbrachen die 
USA den nie so reichlich fließenden Pacht- und Leihversand an 
die Sowjetunion. Den Stopp aller Lieferungen verfügte Truman 
am 8. Mai 1945. Zwei Tage später mußte er auf Druck der Öffent- 
lichkeit die Verfügung modifizieren und wenigstens die schon auf 
See befindlichen Schiffe ihre Reise fortsetzen und andere 
Schiffe fertig beladen lassen. 

Die Völker der UdSSR setzten diesen Nadelstichen größere Ak- 
tivitäten beim Wiederaufbau entgegen. Die Initiatoren des Boy- 
kotts suchten nach immer neuen Möglichkeiten, dem sozialisti- 
schen Staat zu schaden. 

Zum Ende des Krieges 1945 hatten sich über 700 amerikanische 
Gesellschaften in einen für sowjetische Einkäufer bestimmten 
Katalog eintragen lassen, und mehrere Banken schlossen sich 
daraufhin zur Finanzierung des Handels mit der Sowjetunion zu 
einem Konsortium zusammen. Auch der USA-Finanzminister 
Henry Morgenthau jr. sprach sich für einen größeren Kredit an 
die UdSSR aus; es war verschiedentlich von etwa zehn Milliar- 
den Dollar die Rede. Der Präsidentenberater Clark Clifford wehrte 
sich gegen diese wirtschaftliche Zusammenarbeit und schrieb an 
Truman, „daß es unwahrscheinlich ist, daß die Sowjetregierung 
für eine einmal gewährte Hilfe Gefühle der Dankbarkeit entwik- 
kelt, wie es auch unwahrscheinlich ist, daß sie durch gutwillige 
Geschenke dazu zu veranlassen ist, ihre allgemeine Politik zu 
verändern". 

Mit letzterem hatte Clifford natürlich recht. Die UdSSR dachte 
nicht daran, sich durch Geschenke bestechen zu lassen und ihre 
Politik zu verändern. 

Kein Politiker der USA wagte zu dieser Zeit, in aller Öffentlich- 
keit negativ über einen Kredit für die UdSSR zu befinden. Statt 
dessen wurde ein Katalog von Bedingungen bekanntgegeben, 
die, wie es hieß, US-amerikanische Interessen nicht unberück- 
sichtigt ließen. USA-Eigentum in den antifaschistisch-demokrati- 
schen Staaten dürfe nicht enteignet werden, der Wiederaufbau 
der Volkswirtschaft in den befreiten Ländern müsse nach kapitali- 
stischen Prinzipien erfolgen, alle Wasserstraßen in Osteuropa 
sollten internationalisiert werden, und USA-Kapital solle in allen 
Ländern freien Zugang finden. 

Jeder demokratische Staat nannte das Konterrevolution. Die 
Annahme solcher anmaßenden Bedingungen hätte alle Errungen- 
schaften der Werktätigen dieser Länder zunichte gemacht. Die 
Initiatoren dieser Vorschläge konnten selbst nicht ernsthaft daran 
glauben, daß man ihnen folgen würde. Inzwischen spielte man 
das Kreditproblem dem Außenministerium der USA zu. Dort ging 
es unauffällig und still „verloren". Ab 1946 redete niemand mehr 
darüber. Die UdSSR löste die Probleme des Wiederaufbaus ihrer 
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Volkswirtschaft allein, mit eigenen Kräften und Mitteln, so 
schwer es ihr auch fallen mußte. Es blieb aber immer noch eine 
Frage offen, die sowohl von hohem politischem wie auch von Öko- 
nomischem Rang war: das Reparationsproblem. Nach dem 
Stopp der Pacht- und Leihlieferungen und dem verschleppten 
Kredit sollte nun hier eine weitere wirtschaftliche Daumen- 
schraube angesetzt werden. 

In Jalta hatten sich die Alliierten geeinigt, Deutschland mit 
20 Milliarden Dollar Reparationen zur Wiedergutmachung zu ver- 
pflichten. Der UdSSR waren 10 Milliarden Dollar zugesprochen 
worden. Die Ansprüche Polens sollte sie davon mit abdecken. 
Über 20 Jahre verteilt, hätte es die Volkswirtschaft Deutschlands 
nicht strapaziert. Die UdSSR wollte und konnte auf dieses Mini- 
mum angesichts ihrer riesenhaften materiellen Verluste und 
Schäden nicht verzichten. Nach der Potsdamer Konferenz im 
Sommer 1945 beschäftigten sich die Alliierten in verschiedenen 
Kommissionen mit den Details. Truman ließ sich zu diesem Zeit- 
punkt den Leiter der USA-Delegation, Isador Lubin, kommen und 
gab ihm, noch bevor er sein Amt hatte ausfüllen können, seine 
Entlassung bekannt, Lubin, Statistiker von Beruf, war zwar ein 
Fachmann für Reparationsberechnungen, aber Truman erklärte 
ihm: „Das ist der bedeutendste Job der Vereinigten Staaten in 
diesem Augenblick. Er wird die gesamte Zukunft der europä- 
ischen Wirtschaft bestimmen, und ich brauche an der Spitze der 
Delegation jemand, der sein Gewicht einsetzen kann." 

Trumans Wahl fiel auf den Ölmilliardär Edwin Pauley, einen 
rücksichtslosen Typ, dem man jede Schurkerei zumuten konnte. 
Sein Auftrag lautete, unter allen Umständen zu verhindern, daß 
die UdSSR auch aus den westlichen Besatzungszonen Deutsch- 
lands, wie in Jalta und Potsdam vereinbart, Reparationsleistun- 
gen erhalte. Zur Rechtfertigung erfand man das Erstkostenprin- 
zip. Mit Erzeugnissen aus den Westzonen, die sich für den Export 
eigneten, sollten zuerst Güter bezahlt werden, die aus den USA 
importiert worden waren. Erst danach, falls etwas übrigblieb, 
sollten Reparationsforderungen abgedeckt werden. Konstruktive 
Vereinbarungen über Reparationen wollten die USA mit der 
Sowjetunion gar nicht eingehen, zwar konnten sich die USA nicht 
öffentlich gegen die Eliminierung der deutschen Rüstungsindu- 
strie aussprechen, aber auf keinen Fall wollten sie der UdSSR 
helfen, über Reparationen an Mittel für ihren Wiederaufbau zu 
gelangen. Anfang 1947 versiegten die sowieso schon spärlichen 
Reparationslieferungen aus den westlichen Besatzungszonen an 
die Sowjetunion endgültig. Sang- und klanglos riefen die USA 
ihre Kommissionsmitglieder in die Staaten zurück. Auf diese 
Weise schöpften die USA nach dem Kriegsende alle ihre Mög- 
lichkeiten aus, um den Wiederaufbau der sowjetischen Volkswirt- 
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schaft zu erschweren, zu stören und ihn zu verlangsamen. Eine 
Befriedigung darüber konnte bei den Initiatoren dieses Wirt- 
schaftskriegs aber nicht aufkommen. Schneller als von der Pla- 
nung errechnet, war die Volkswirtschaft der UdSSR schon in 
wenigen Jahren wiederhergestellt. 


Weltverändernde Wirkungen 


Es gab noch einiges, was in der Nachkriegswelt den Interessen, 
Vorstellungen und Absichten des USA-Imperialismus zuwiderlief. 

An erster Stelle war die Existenz und die Ausstrahlung der 
UdSSR dem USA-Imperialismus hinderlich, seine Macht unbe- 
schränkt und brutal allen Völkern aufzuzwingen. 


Zum erstenmal in der Geschichte von Kriegen gehörte ein so- 
zialistischer Staat zur Koalition der Sieger. Das verhinderte 
nicht nur Diktate gegenüber Schwächeren, was man früher als 
Raubfrieden bezeichnet hatte, es ließ auch viele Völker selbst 
wählen, welchen Weg sie in der Zukunft gehen wollten. Tat- 
sächlich machten in 11 Staaten, mit zusammen 700 Millionen 
Bürgern, die Befreiten von ihrer Möglichkeit Gebrauch und 
brachen mit dem Kapitalismus. 


An zweiter Stelle stand die Aktivität der internationalen Arbei- 
terklasse. Allein in 9 Ländern West-, Nord- und Südeuropas betei- 
ligten sich 1945 Kommunisten als Minister an bürgerlichen Regie- 
rungen. Viele Arbeiterparteien konnten die Illegalität verlassen 
und wieder legal wirken. 

Drittens büßte der Imperialismus mit dem Verlust der Kolonien 
viele materielle Ressourcen, große Reserven an Menschen und 
wichtige strategische Gebiete ein. Junge Nationalstaaten traten 
auf die politische Bühne der Welt, naturgemäß als natürliche Ver- 
bündete des Sozialismus und leidenschaftliche Teilnehmer am 
antiimperialistischen Kampf. 

Bisher gibt es im 20. Jahrhundert nur zwei Jahreszahlen, die zu 
historischen Signalen für die Nachwelt geworden sind. So ver- 
schieden die Geschehen auch sein mögen, die weltverändernde 
Wirkung der Jahre 1917 und 1945 hält bis heute an. Aus den Gren- 
zen eines Landes wuchs der Sozialismus zum Weltsystem, und 
das internationale Kräfteverhältnis zwischen Kapitalismus und 
Sozialismus war damit grundlegend verändert. 
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Ein Feind muß her 


Wenige Stunden vor seinem Tod, am 12. April 1945, telegrafierte 
Roosevelt an Churchill: „Ich möchte das grundsätzliche sowjeti- 
sche Problem so gering wie möglich einschätzen." Roosevelt 
hatte schon Anfang April seinen Beratern erklärt, er halte den 
Zeitpunkt noch nicht für gekommen, das Nachkriegsprogramm 
der Staatsführung Amerikas offen auf den Tisch zu legen. Sein 
Plan war, abzuwarten, bis die UdSSR die Vereinigten Staaten um 
Hilfe bitten würde, dann wollte er seine Bedingungen schon stel- 
len, denn er wußte um die ungeheuren Zerstörungen in der So- 
wjetunion und konnte sich nicht vorstellen, daß sie ohne USA- 
Hilfe hätten beseitigt werden können. Er war sich sicher, daß eine 
Verständigung mit der UdSSR gelingen würde, die auch den In- 
teressen der USA entspräche. Sein Tod ließ offen, ob er sich da- 
mit hätte persönlich durchsetzen können. 

Roosevelts Nachfolger wollten ihre Probleme mit der Sowjet- 
union nicht taktisch, sondern frontal angehen. Mit der Staatsfüh- 
rung der UdSSR und den Sowjetbürgern wollten die Führer der 
USA bald nicht einmal mehr dem Schein nach freundlich umge- 
hen. Die künftige Atmosphäre des kalten Krieges begann sich 
schon abzuzeichnen. Ein Beispiel: Experten der sowjetischen 
Wasserwirtschaft, die ihre Sorgen bei der Überwindung der 
Kriegsschäden an Kanalisationssystemen in sowjetischen Städ- 
ten hatten, freuten sich 1945 über eine Einladung, in amerikani- 
schen Großstädten Abwassersysteme besichtigen zu können. 
Ihre Reise verlief Anfang 1946 auch gut. Zurückgekehrt, konnten 
sie ihre komplizierten Arbeiten mit neuen Erfahrungen weiterfüh- 
ren. 

Wochen später stufte ein Sonderberater des USA-Präsidenten 
Truman diesen Besuch öffentlich als gefährlich für die amerikani- 
sche Sicherheit ein und forderte, keine Reisen von Sowjetbür- 
gern in die USA mehr zuzulassen. „Schon die bloße Existenz der 
Sowjetunion bedroht die USA", sagte dieser Mr. Clifford. Gewiß, 
solche Gedanken konnten der krankhaften Ängstlichkeit eines Be- 
amten entsprungen sein, doch sie wurden Regierungsprogramm. 
Suchen wir nach den Ursachen. 

Die Heldentaten der Roten Armee und die Leidensfähigkeit der 
Völker der UdSSR im Kampf gegen den Hitlerfaschismus beein- 
druckten in den Jahren zwischen 1941 und 1945 weltweit. Auch in 
den USA. Nach Beendigung des zweiten Weltkriegs in Europa 
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ging eine Welle der Sympathie für die UdSSR durch die Welt, die 
nicht an den Grenzen der Vereinigten Staaten haltmachte. Das 
erstemal seit der Oktoberrevolution gelangte die Wahrheit über 
die UdSSR fast ungehindert zu den Bürgern der Vereinigten 
Staaten. Selbst der USA-Außenminister Byrnes schrieb später in 
seinen Memoiren: „Wenn man sich die Stimmung in Amerika ge- 
genüber Rußland ins Gedächtnis ruft, wie sie in den Tagen unmit- 
telbar nach der deutschen Kapitulation herrschte, wird man zuge- 
ben, daß die Sowjetunion damals in den Vereinigten Staaten ein 
Guthaben von Hochachtung besaß, daß so groß und vielleicht 
noch größer war als das jedes anderen Landes." 

Von dem Bild der UdSSR in der amerikanischen Öffentlichkeit 
hing ungeheuer viel ab. Fortschritt oder Reaktion im gesellschaft- 
lichen Leben der USA waren damit genauso verbunden wie der 
Charakter der Außenpolitik der USA nach 1945. Zu diesem Zeit- 
punkt hatte die Politik friedlicher Koexistenz weltweit eine reale 
Chance. Millionen Menschen wußten um die Grausamkeiten des 
Krieges. Offener Antisowjetismus bot nicht die optimalen Bedin- 
gungen, sofort mit einem in grellen Farben gemalten Feindbild 
Kriegsvorbereitungen gegen die UdSSR, gegen den Sozialismus 
zu treffen. Reaktionäre politische Führer der USA gerieten dar- 
über in große Verlegenheit, und ihre Handlungsfähigkeit erfuhr 
zeitweilig Einschränkungen. Der USA-Publizist Daniel Yergin ur- 
teilt über diese Zeit: „Ehe der antikommunistische Konsens der 
Nachkriegszeit sich auf die ganze Nation ausbreitete, hat er nur 
im engen Kreis der politischen Elite bestanden!" 

Welche Verwirrungen es im amerikanischen Volk hervorrief, 
sofort nach dem Ende des zweiten Weltkriegs von der UdSSR als 
einem Feind zu urteilen, belegt ein interessanter Brief, den Bür- 
ger aus Detroit an den Politiker ihrer Wahl schrieben: „Offen ge- 
standen sind wir ziemlich am Schwimmen. Zwei- oder dreimal 
sind wir nach weitläufigen Diskussionen mit wohlinformierten 
Diskussionsführern zu der Schlußfolgerung gelangt, daß die Ver- 
einigten Staaten und Rußland miteinander ‚auskommen', in der 
gleichen Welt leben und ein vernünftiges Maß an Frieden und 
Harmonie genießen können. Wir schlußfolgern auch, daß Ruß- 
land lediglich seine Grenzen sichern will, international auf einen 
weiteren Krieg nicht vorbereitet ist, folglich keinen wünscht und 
weder die Absicht hat, sich neues Gebiet anzueignen, noch die 
Welt zum Kommunismus zu bekehren. All das haben wir bisher 
angenommen. Jetzt schwinden unsere Illusionen dahin, und wir 
brauchen dringend jemand, der genug informiert ist, um unser 
Denken wieder auf geraden Kurs zu bringen." 

Die Bürger aus Detroit waren mit ihrer realistischen und 
freundlichen Haltung zur Sowjetunion nicht allein. Noch im Jahr 
1946 stellte ein Bericht des USA-Außenministeriums fest: „Über 
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70 Prozent der USA-Bürger haben etwas gegen eine ‚Werde-hart- 
mit-den-Russen-Politik' einzuwenden." Trotzdem behaupteten 
Scharfmacher in Washington: „Ihre (die UdSSR - H. S.) Ziele gel- 
ten als aggressiv, expansionistisch, unredliich und unbegrenzt. 
Alle Anzeichen sowjetischer Konzessionen und Nachjgiebigkeits- 
bereitschaft sind als verdächtig zurückzuweisen." 


Gebremste Machtansprüche 


Welche Gründe gab es für den USA-Imperialismus, von seiner 
Feindschaft zur UdSSR nicht abzulassen? 

Kein Staat auf der Welt, außer der UdSSR, war den USA bei ih- 
ren Machtansprüchen rund um die Erde hinderlicher, stand ihnen 
derart im Wege. 

In den Führungskreisen der USA endete jede Debatte über die 
weitreichenden gesellschaftlichen Veränderungen in der Folge 
des zweiten Weltkriegs stets mit einer Schuldzuweisung und mit 
massiven Angriffen an die Adresse der UdSSR. Sie wurde be- 
zichtigt, ihre Macht und ihre Grenzen laufend auszuweiten, ihre 
Hand im Spiel zu haben, wenn die Arbeiterklasse irgendeines 
Landes erfolgreich Klassenkämpfe bestand, und viele Völker zu 
ermuntern, aus dem Kolonialsystem auszubrechen. 

Auch den Anteil der Sowjetunion am Sieg über den Faschis- 
mus wollte der USA-Imperialismus nicht gelten lassen, weil es 
dem Eingeständnis gleichgekommen wäre, daß zu diesen Lei- 
stungen an der Front und im Hinterland nur ein sozialistischer 
Staat die Kraft hatte aufbringen können. Mit antisozialistischen 
Parolen wurden die inneren Verhältnisse der Sowjetunion ver- 
leumdet, auch um der Arbeiterklasse der USA damit die Alterna- 
tive zum Kapitalismus, den Sozialismus, zu verteufeln. 

Es war auch nach 1945 noch nicht daran zu denken, daß die 
Monopolbourgeoisie der USA von der Idee ablassen würde, eines 
Tages doch noch soviel Kraft aufzubringen, das Ergebnis vom Ok- 
tober 1917 wieder rückgängig zu machen, um dann wirklich welt- 
weit allein regieren zu können. Nicht zuletzt benötigte der Drang 
zur maßlosen Ausweitung der Rüstung, zur Militarisierung über- 
haupt, ein handfestes Feindbild. Schließlich mußte das immer 
größere Rüstungsbudget bewilligt und vom Staatshaushalt abge- 
zweigt werden. 

Bekannte Politiker jener Zeit schürten die Hysterie: 

Da drängt der Diplomat George F. Kennan 1945 seinen Chef, 
den Multimillionär Harriman, „alles in seiner Macht Stehende zu 
tun, um die öffentliche Meinung Amerikas gegen den neuen 
Feind einzunehmen". Harriman hat das Ohr des Präsidenten Tru- 
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man und sorgt dafür, daß Kennan einer der engsten Berater von 
Truman wird, als „Rußlandexperte" versteht sich. 

Ein leitender Beamter des Außenministeriums, Walter B. 
Smith, erklärte in Washington Öffentlich: „Das letzte Ziel der 
UdSSR ist die Zerstörung des kapitalistischen Systems. Sie 
glaubt, das nur durch Gewalt und als Ergebnis schrecklicher Aus- 
einandersetzungen, in denen eines der Systeme zugrunde gehen 
muß, erreichen zu können." 

Die Gehässigkeiten steigern sich mit der Zeit. Der Militärhisto- 
riker Hanson Baldwin schreibt: „Es wäre im Interesse Großbritan- 
niens, der Vereinigten Staaten und der Welt gewesen, wenn man 
es zugelassen hätte, daß die beiden großen Diktaturen einander 
bis zur gegenseitigen Vernichtung bekämpften - und man hätte 
sie sogar dazu ermutigen sollen; denn wir brauchten Rußland 
nicht, sondern Rußland brauchte uns. Im Rückblick: wie töricht 
sind wir gewesen!" 

Die USA, hieß es schon 1946, könnten die Sowjetunion nicht 
mehr als eine im Grund befreundete Macht ansehen und „der 
Krieg mit der UdSSR ist so sicher, wie nur irgend etwas auf der 
Welt sicher sein kann". Der das sagte, war Sekretär des Präsiden- 
ten. Joseph C. Grew fügte dann noch an: „Das Fatalste wäre, in 
die Aufrichtigkeit Rußlands irgendwelches Vertrauen zu setzen. 
Es wird bei weitem besser und sicherer sein, die Kraftprobe aus- 
zutragen, ehe Rußland sich wieder aufbauen und seine Macht 
entwickeln kann." 

Dieser Kriegshetze traten wenige Öffentlich entgegen. Der ein- 
flußreichste Publizist dieser Zeit in den USA, Walter Lippmann, 
entlarvte den Antisowjetismus auf seine direkte Art: „Wir geben 
uns Illusionen hin, wenn wir nicht erkennen, daß die Hauptmacht 
der kommunistischen Staaten nicht in ihrer heimlichen Tätigkeit, 
sondern in der Wirkung ihres Vorbilds liegt." 

Eine oft angewandte Methode, die Öffentlichkeit gegen die 
UdSSR einzunehmen, war das Leugnen des Friedenswillens der 
Sowjetunion. Eine Äußerung dazu lautete: „Die ‚Friedenspolitik' 
der Sowjetunion... ist ein Mittel, die nichtkommunistische Welt 
aufzuspalten und zu lähmen, und der Friede, den die Sowjetunion 
anstrebt, ist der Friede totaler Konformität mit der sowjetischen 
Politik. Jedes ernsthafte Bemühen um unsere grundlegenden 
Werte und um unsere nationale Sicherheit verlangt, daß wir sie 
durch die Strategie des kalten Krieges durchzusetzen suchen." 

Später hat sich der bekannte US-Senator Fulbright heftig dar- 
über entrüstet: „Wir haben die Hand des Moskauer Kommunis- 
mus in allen Unruhen, wo auch immer, erblickt und eine Vorstel- 
lung vom Kommunismus als von einer internationalen Verschwö- 
rung entwickelt." 

Das Wiederbeleben eines militanten Antisowjetismus blieb 
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nicht darauf beschränkt, die Regierungspolitik der UdSSR zu dis- 
kreditieren, sie zu verleumden und völlig zu entstellen. 

Die Öffentlichkeit der USA wußte inzwischen auch viel mehr 
von den Völkern der UdSSR, ihrer Lebensweise, ihren Mentalitä- 
ten und Leidenschaften. Die imperialistische Propaganda fand 
dafür genug schäbige Methoden, dieses Wissen über die 
einfachen Menschen der UdSSR auszuräumen, zu verdrängen, zu 
entstellen. Von der Ausländerfurcht sowjetischer Bürger wurde 
gefaselt, um deren sprichwörtliche Gastfreundschaft zu leugnen. 
Argwohn, Heuchelei, Prestigedenken und andere negative Eigen- 
schaften stilisierte man zu Grundhaltungen der Völker der UdSSR. 

Schon 1946 meldete der prominente Politiker Bernhard Baruch 
Vollzug: „In der öffentlichen Einstellung zu Rußland hat sich be- 
reits ein ungeheurer Wandel vollzogen." 

Wie das zustande kam, liest sich aus der Feder der ehemaligen 
USA-Verteidigungsministers Donald Rumsfeld so: „Es geht nicht 
so sehr um irgendeine vom Pentagon unerwartet gemachte Ent- 
deckung von einer Zunahme der sowjetischen Macht, sondern 
vielmehr um eine wirksame Methode der Einflußnahme auf das 
amerikanische Volk - nämlich ständig gleiche Fakten zu wieder- 
holen, bis sie in das Bewußtsein eingedrungen sind." 

Es soll nicht spekuliert werden, wie sich die Dinge entwickelt 
hätten, wäre Roosevelt länger Präsident der USA geblieben. Mit 
der Autorität seiner Person sind viele positive Ergebnisse alliierter 
Zusammenarbeit zwischen 1941 und 1945 verknüpft, so eine reali- 
stische Politik der Kooperation mit der Sowjetunion und die Ab- 
neigung gegenüber der Selbstüberschätzung des „amerikani- 
schen Jahrhunderts". Ohne Illusionen muß aber daran gedacht 
werden, daß der Kurs des Antisowjetismus in den USA die Klas- 
seninteressen konservativer imperialistischer Kräfte widerspie- 
gelte. 


Gefahr im Mittelmeer 


Im August 1946 geriet die Welt durch eine Provokation der USA 
das erstemal nach dem Ende des Krieges an den Rand einer sehr 
gefährlichen militärischen Konfrontation. 

Die Türkei war von der UdSSR aufgefordert worden, mit ihr in 
Verhandlungen einzutreten, um den Durchgang zum Schwarzen 
Meer vom Mittelmeer her sicherer als bisher zu machen. Die 
USA schienen nur auf einen Anlaß gewartet zu haben, sich in die- 
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ser Region einmischen zu können. Washington erklärte öffent- 
lich, es handele sich um einen Akt sowjetischer Machtauswei- 
tung, der nicht unerwidert bleiben dürfe. Die Türkei wurde er- 
muntert, den Vorschlägen der UdSSR zu widerstehen, sich nicht 
an Verhandlungen zu beteiligen und den überlegenen Waffen der 
USA zu vertrauen. Präsident Truman ließ sich von Unterstaatsse- 
kretär Dean Acheson einen Lagebericht geben, in dem es hieß: 
„...die Anerkennung der sowjetischen Forderung würde zur so- 
wjetischen Kontrolle über die Türkei führen, diese wiederum zur 
sowjetischen Kontrolle über Griechenland und den ganzen Nahen 
und Mittleren Osten, und diese wiederum würde der Sowjetunion 
entscheidend helfen, ihre Ziele in Indien und China zu erreichen. 
Die Russen ließen sich von ihrem Vorhaben nur abbringen, wenn 
sie erfuhren, daß die USA bereit sind, der Aggression nötigen- 
falls mit Waffengewalt zu begegnen.“ 

Mit Verhandlungen zwischen der UdSSR und der Türkei sollte 
angeblich der Verlust der halben Welt des Kapitalismus seinen 
Anfang nehmen. 12 Staaten Asiens und des Mittleren und Nahen 
Ostens erklärten die USA sofort für gefährdet. Diese Argumente 
schürten antisowjetische Stimmung, die den USA dann ermögli- 
chen sollte, bis zu begrenzten militärischen Aktionen im Mittel- 
meerraum zu gehen. 

In Wahrheit war der Schritt der Sowjetunion völkerrechtlich 
gedeckt, und auch die USA wußten das. Die natürliche Wasser- 
straße vom Mittelmeer durch die Dardanellen, das Marmarameer 
und den Bosporus zum Schwarzen Meer verläuft zwar an türki- 
schen Gestaden entlang, berührt aber die Interessen vieler see- 
fahrender Nationen. Die Anlieger des Schwarzen Meeres, neben 
der Türkei die UdSSR, Rumänien und Bulgarien, sind die aktiv- 
sten Nutzer dieses Seewegs, aber dieser Durchgang galt seit 
Menschengedenken auch vielen anderen Völkern als wichtige 
Verkehrsverbindung. Die Sicherheit dieses Nadelöhrs gehört zu 
den ältesten Problemen in der Geschichte internationaler Bezie- 
hungen. Im Ergebnis ungezählter Verhandlungen entstanden in 
den vergangenen Jahrhunderten die unterschiedlichsten Abkom- 
men. Die letzte Vereinbarung vor Ausbruch des zweiten Welt- 
kriegs - das Abkommen von Montreux am 20. 7. 1936 - miß- 
brauchten und verfälschten die faschistischen Mächte. Nach 
dem Kriegsende sollte es deshalb zu neuen, besseren Absprachen 
und Vereinbarungen kommen. In der Potsdamer Konferenz war 
festgelegt worden, die UdSSR solle mit der Türkei ein Verfahren 
aushandeln, das die Sicherheit des Seeverkehrs für alle garan- 
tiere. Und nur darum handelte es sich, als die Sowjetunion die 
Türkei im Sommer 1946 an den Beratungstisch bat. 

Die USA-Führung scheute sich nicht, einen alltäglichen diplo- 
matischen Vorgang zwischen zwei Staaten als eine Falle darzu- 
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stellen. Ihre Absicht war es, der Türkei als angeblichem Opfer 
beizustehen, damit die militärische Stärke der USA öffentlich de- 
monstriertt werden konnte. USA-Flotteneinheiten bekamen den 
Auslaufbefehl in das östliche Mittelmeer. Was zuerst wie eine 
leicht rückgängig zu machende Militäraktion aussah, entpuppte 
sich nach vier Wochen, im September 1946, als militärstrategi- 
scher Faktor. Dauerhafte Stationierungen von Einheiten der USA- 
Flotte im Mittelmeer lautete der Befehl von Minister James Forre- 
stal an die US-Navy. Sie ist bis heute dort präsent. Das Ziel dieser 
antisowjetischen Kampagne war erreicht. Die UdSSR ließ sich 
von diesen militärischen Aktionen nicht provozieren. Sie erklärte 
weiterhin ihre Bereitschaft zu konstruktiven Verhandlungen. Die 
Türkei gab in der Folge dieses Komplotts mit den USA Stück für 
Stück ihre nationale Selbständigkeit auf und ordnete sich dem 
aggressiven Kurs der Vereinigten Staaten auch später in der 
NATO unter. 


Schubkraft für die Rüstungsindustrie 


Warum löste die Außenpolitik der USA nach 1945 so schnell und 
so massiv internationale Krisen aus, die bis an den Rand eines 
Krieges gingen? 


Bereits im Herbst 1944 hatte der damalige USA-Präsident eine 
Statistik auf den Tisch bekommen, die davon ausging, daß es 
zum Ende des Krieges beim Stopp der Waffenproduktion bis 
zu 14,5 Millionen arbeitslose Amerikaner geben kann. An sei- 
nen Außenminister Hull schrieb Roosevelt: ‚Wir werden dafür 
zu sorgen haben, daß die amerikanische Industrie ihren ange- 
messenen Anteil an den Märkten der Welt bekommt." 


Das war einfacher gesagt als getan. Die zum Kriegsende dro- 
hende Wirtschaftskrise hätte sich umgehen oder mindern lassen, 
wenn die Waffenproduktion ungehindert weitergelaufen wäre. 
Dazu mußten statt des bisher gültigen Kriegsziels, den Faschis- 
mus niederzuringen und den Weltfrieden wiederherzustellen, Er- 
satzziele gefunden werden. In den Jahren von 1941 bis 1945 war 
eine gewaltige Rüstungsindustrie von bisher nie gekannten Aus- 
maßen entstanden. Den ersten Platz nahm die Flugzeugindustrie 
ein. Sie produzierte 1944 hoch 96 000 Flugzeuge. Bis 1947 sarık 
diese Anzahl auf 1800 ab. Diese Tendenz wirkte in allen Bereichen 
der Kriegsproduktion. Die Kapitalbesitzer dieser Industrie saßen 
jahrelang an einer Quelle riesiger Extraprofite. Ihr politischer Ein- 
fluß auf die Regierung stieg dabei enorm. Niemand wollte künftig 
auf diese Privilegien verzichten, und so mißbrauchten sie ihre 
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Macht, um Kriegsgerät weiter produzieren und die totale Umstel- 
lung auf eine Politik des Friedens verhindern zu können. Sie 
strebten danach, die erfolgreiche Zusammenarbeit zwischen den 
USA und der UdSSR in der Antihitlerkoalition bald in Vergessen- 
heit geraten zu lassen. Der Antisowjetismus sollte als ideale 
Schubkraft für die ungehemmte Produktion von Kriegsgerät wir- 
ken. Und dieses Gerät war auch sofort einsetzbar, wenn man in 
den USA daran ging, den Sozialismus, der seit 1945 noch stärker 
geworden war, einzudämmen und zurückzurollen. 

Ein funktionierender zentraler Militärapparat stand bereit. Beim 
Koordinieren großer Militäraktionen während des zweiten Welt- 
krieges hatte es sich als hinderlich erwiesen, daß die verschiede- 
nen \Waffengattungen, Marine, Luftwaffe und Heer, in den USA 
selbständig waren. Der Präsident wies deshalb an, unter Minister 
Forrestals Leitung die Waffengattungen am Kriegsende zusam- 
menzufügen und in einem Ministerium zu vereinen. Das setzte ei- 
nen Wettlauf in Gang, der die Militarisierung in den USA noch 
vorantrieb. Jede Teilstreitmacht, sowohl Marine und Luftwaffe 
als auch Heer, rang um mehr Rechte, höheres Ansehen und vor 
allem um mehr Mittel. Der Marineminister tat besorgt, weil seine 
Mittel nicht reichen würden, die angeblich vor der Haustür der 
USA operierende U-Boot-Flotte der UdSSR in Schach zu halten. 
Der Chef der Luftwaffe mutmaßte eine technische Überlegenheit 
der UdSSR im Luftkampf, weil die USA dem sowjetischen Jet- 
fighter modernster Bauart nichts entgegenzusetzen hätten. Der 
Heeresführung bereitete die Truppenstärke der Sowjetarmee 
Sorgen, die angeblich höher lag als während des zweiten Welt- 
kriegs. So traten hochdekorierte Militärführer an die Öffentlich- 
keit, deren Autorität am Ende des zweiten Weltkriegs in den USA 
unbestritten war. 

Wer konnte sie als Lügner entlarven? 

Es gab weder die U-Boot-Flotte noch den Jetfighter, und 
die behauptete Truppenstärke der UdSSR stimmte auch nicht. 
8,5 Millionen Mann waren längst demobilisiert und zu Hause mit 
dem Wiederaufbau beschäftigt. Trotzdem breitete sich eine At- 
mosphäre der Angst aus, weil Millionen Menschen suggeriert 
wurde: Die UdSSR ist stärker als wir, sie will uns an den Kragen. 
Also müssen wir uns mit allen Mitteln vor ihr schützen. Diese Pro- 
paganda einte die verschiedensten Kräfte in den USA. 


Es entstand die unheilige Allianz von Rüstungsprofiteuren, privile- 
gierten Militärs und extrem antikommunistischen Politikern. 
Ihr kalter Krieg machte die Welt frösteln. 


Nach vielen Jahren wurde diese Entwicklung sogar einem 
Mann unheimlich, der lange Galionsfigur dieser militanten Politik 
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und selbst ein hoher Militär gewesen war: Eisenhower. Acht 
Jahre war er Präsident. Als er sich 1961 von der Öffentlich- 
keit verabschiedete, trat er überraschend als Mahnender auf. 
Er warnte vor dem miilitärisch-industrielen Komplex der USA: 
„Wir dürfen niemals zulassen, daß das Gewicht dieser kombinier- 
ten Macht unsere Freiheiten oder demokratischen Institutionen 
bedroht." Das mag ehrlich gemeint gewesen sein, aber es kam zu 
spät. Eisenhower hätte es früher wissen müssen. Lange nach sei- 
nem Abtreten gestanden USA-Politiker in den sechziger Jahren, 
daß es eine „sowjetische Gefahr" nie gegeben habe. Einer von ih- 
nen, Kennan, ehemals Berater des Präsidenten, erklärte: „Jedem, 
der das damalige Rußland auch nur annähernd kannte, war es 
vollkommen klar, daß die sowjetische Führung keinen Versuch 
beabsichtigte, die Sache des Kommunismus über die Grenzen 
des Landes hinaus durch militärische Operationen der eigenen 
Streitkräfte voranzutreiben." Tatsache bleibt, daß die USA im ge- 
heimen den Krieg, sogar den atomaren Krieg vorbereiteten. 

Es ist oft die Frage aufgetaucht, welche Wunschträume und 
Absichten in der Zeit entstanden sind, als die USA die einzige 
Atommacht war. Es geht um die Zeit von 1945 bis 1949. Gelüstete 
es den USA-Imperialismus nicht, diese schreckliche Waffe auch 
gegen den Sozialismus einzusetzen? Erst 30 Jahre später wird 
aus bisher geheimgehaltenen Dokumenten bekannt, daß zum 
Kriegsende 1945 - im Nürnberger Kriegsverbrecherprozeß war 
man gerade bei der Beweisaufnahme - der Generalstab der US- 
Army für Präsident Truman Atomkriegspläne erarbeitete. 


Am 3. 11. 1945 bestimmte der erste Kriegsplan 20 Städte in 
der Sowjetunion als Atombombenziele. Nach 1949 standen be- 
reits 70 Städte der UdSSR auf den Ziel- und Navigationskarten 
der US-Army. 


Damit aber nicht genug, es erfolgte eine genaue Planung zur 
Okkupation sowjetischen Territoriums, zum Sturz der Regierung 
der UdSSR und zur Beseitigung des Sozialismus. 


Hölle auf Erden 


Es war schon in der Konferenz von Jalta im Februar 1945 zwi- 
schen Stalin, Churchill und Roosevelt vereinbart worden, sich 
nach der Niederlage Hitlerdeutschlands in Berlin über die Zukunft 
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des besiegten Deutschlands zu beraten. Weil die Berliner Innen- 
stadt ein riesiges Trümmerfeld war, fand die Konferenz vom 
17. Juli 1945 bis 2. August 1945 in Potsdam statt. Truman, als 
Nachfolger Präsident Roosevelts, überließ die Details der Konfe- 
renz seinem Mitarbeiterstab. Er wollte einen großen Coup lan- 
den. Doch eine wichtige Nachricht aus den USA ließ auf sich 
warten. 

Für die USA war der Krieg nicht zu Ende. Noch tobten die 
Schlachten gegen Japan mit hohem Einsatz von Menschen und 
Material. Ohne Hilfe der Sowjetunion war kein Sieg in Sicht. 
Würde die UdSSR ihre Zusage wiederholen, bald in den Krieg ge- 
gen Japan einzutreten? Stalin erneuerte das Versprechen schon 
am ersten Konferenztag. Trumans spontane Reaktion: „Jetzt 
könnte ich heimgehen." 

Der amerikanische Wunsch, sich von der UdSSR helfen zu las- 
sen, reichte schon Jahre zurück. Ein USA-Memorandum enthielt 
bereits im September 1943 den Satz: „Ohne russische Hilfe kön- 
nen die USA weder den Krieg gegen Deutschland noch den Krieg 
gegen Japan gewinnen." Der Krieg in Europa war beendet. Die 
Bündnispartner hatten gemeinsam den Sieg über den Faschis- 
mus erkämpft. Nun war noch Japan zu schlagen und damit Asien 
der Frieden zu bringen. Über die Hilfe der Sowjetunion für die 
USA auf dem asiatischen Kriegsschauplatz hatte es bereits Ver- 
handlungen gegeben: Zuerst fühlten hochrangige Militärs der 
USA in Moskau inoffiziell vor. Später wurde Stalin in Jalta offi- 
ziell von Roosevelt gebeten, nach Kriegsende in Europa an der 
Niederringung des japanischen Militarismus teilzunehmen. Die 
Antwort der sowjetischen Regierung lautete: „Drei Monate nach 
der Zerschlagung des Hitlerfaschismus werden unsere Armeen in 
den Krieg gegen Japan eintreten." 

Rückblickend auf Potsdam, schrieb Truman Jahre später in sei- 
nen Memoiren: „Natürlich bestand mein unmittelbares Ziel darin, 
die Russen so bald wie möglich in den Krieg gegen Japan einzu- 
beziehen." Exakt trifft das nur auf die ersten Konferenztage zu. 
Truman wußte, wann die Frist von drei Monaten abgelaufen war 
(8. Mai bis 8. August). Wenn er den Aufwand der Roten Armee 
für Truppen- und Materialbewegungen einkalkulierte, dann 
mußte er die sehr kurze Zeitspanne akzeptieren. Das wollte Tru- 
man auch, wenn, ja, wenn sein As nicht stechen sollte. Gingen je- 
doch seine geheimen Pläne auf, und er bat Gott darum, es ge- 
schehen zu lassen, dann sollten die Russen sich zum Teufel sche- 
ren, er würde sie nicht mehr brauchen: jetzt nicht und auch spä- 
ter nicht mehr. 

Die geheimnisvolle Trumpfkarte konnte er noch nicht ausspie- 
len. Er hatte sie noch nicht. Aus diesem Grund ließ er den Konfe- 
renztermin zweimal verschieben und zögerte den Beginn dieser 
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Auf der Konferenz in Jalta legten die Regierungschefs der UdSSR, der 
USA und Großbritanniens die Grundsätze der Kontrolle und der Beset- 
zung Deutschlands, der Wiedergutmachung und der Behandlung der Ge- 
biete östlich der Oder und Neiße fest und erarbeiteten eine „Deklaration 
über das befreite Europa“. 


Potsdamer Tagung bis zum 17. Juli hinaus. Warum wollte Truman 
Zeit gewinnen? 

Im April 1945, er war erst ein paar Tage Präsident der USA, of- 
fenbarte man ihm das bestgehütete Geheimnis der Vereinigten 
Staaten; das Atombombenprojekt. Truman erkannte sofort die 
politische Dimension dieser Waffe. Doch die vorhergesagte un- 
geheure Zerstörungskraft mußte erst nachgewiesen werden. 
Schon vor der Offenbarung des Atomgeheimnisses gelangten 
Truman und seine engsten Berater zu der Auffassung, daß ohne 
Drohmittel die USA nicht unangefochten die Führung der Welt 
übernehmen könnten. Dafür war ihnen jetzt die Atombombe sehr 
willkommen. Wer weiß, ob Truman sich zur Konferenzteilnahme 
noch bequemt hätte, wäre schon ein Atomversuch erfolgreich 
durchgeführt worden. 

Am 21. Juli hielt der Präsident in Potsdam den genauen Bericht 
der Versuchsexplosion in der Hand, der alle Erwartungen über- 
traf. Drei Tage später Unterzeichnete er den Befehl zum Einsatz 
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der Atombomben gegen Japan. Die UdSSR informierte er über 
sein Vorhaben nicht. In seinen Memoiren notiert Truman: „Ich er- 
wähnte Stalin gegenüber beiläufig, daß wir eine neue Waffe von 
ungewöhnlicher Zerstörungskraft besäßen." Betrachter der 
Szene schrieben darüber, sie hätten Stalins Gesicht sorgfältig be- 
obachtet, während er diese Nachricht hörte. Seine äußere Reak- 
tion war die eines Unbeteiligten. Er sagte nur, daß er sich über 
diese Nachricht freue und daß er hoffe, die USA würden Nutzen 
daraus ziehen. Wer glaubt, Stalin habe nicht gewußt, um was es 
dabei ging, irrt. Spätestens durch Marschall Shukows Memoiren 
ist bekanntgeworden, daß Stalin anwies, sofort die Anstrengun- 
gen zu erhöhen und das Atomprogramm der UdSSR zu beschleu- 
nigen. 

Den Krieg gegen Japan wollten die USA-Politiker nun allein ge- 
winnen. Die Hilfe der Sowjetunion schien ihnen nicht mehr wich- 
tig zu sein. Der Besitz dieser Bombe versetzte sie in einen Macht- 
rausch. Wie USA-Minister Stimson bemerkte, führte USA-Au- 
ßenminister Byrnes die Verhandlungen in Potsdam von nun an 
„mit der Bombe in der Tasche". 


Von Truman wird berichtet, er habe frohlockt: „Wenn sie ex- 
plodiert, und ich glaube, sie wird es tun, dann werde ich sicher 
einen Knüppel für die Jungens haben." 


Das Modell der zerstörten Stadt Hiroshima im Atombombenmuseum der 
Stadt 
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Auch Churchill, der in Potsdam genau unterrichtet worden war, 
meldete sich später geradezu schwärmerisch zu Wort: „Wir besa- 
Ren Kräfte, denen man keinen Widerstand entgegensetzen 
konnte. Unsere Zukunftsaussichten hatten sich gewandelt." Au- 
ßRenminister Byrnes' Meinung war, „daß der Besitz der Bombe 
und ihre Demonstration Rußland in Europa fügsam machen 
werde". 


Als zum erstenmal in der Menschheitsgeschichte eine Atom- 
bombe über einer Stadt, über Hiroshima, gezündet wurde und 
Truman davon erfuhr, rief er den Umstehenden zu: „Das ist 
das größte Ereignis der Geschichte." 


Viele Lügen sind damals als Rechtfertigung dieser Untat in die 
Welt gesetzt worden: Die Bomben auf Hiroshima und Nagasaki 
hätten den Krieg beendet, hieß es, und es seien dadurch viel we- 
niger Japaner getötet worden, als durch eine Invasion der alliier- 
ten Truppen ihr Leben verloren hätten. Außerdem hätte der Ab- 
wurf der Bombe 500.000 bis 1.500.000 US-Soldaten das Leben 
erhalten. 

Die Führung der USA hatte sich sofort dafür entschieden. Die 
einsatzbereiten Bomben mußten abgeworfen werden. Die Frage 
war nur, wen sie treffen sollten und wo sie einen dramatischen 
wie auch einen abschreckenden Effekt erzielen konnten. Wären 
sie zu einem früheren Zeitpunkt fertig gewesen, hätte man sie auf 
Deutschland abwerfen können. Dort war aber der Krieg schon zu 
Ende, und wenn man sich nicht beeilte, käme auch Japan nicht 
mehr in Betracht, die Kapitulation war greifbar nahe. 

Ein USA-Publizist erklärte: „Man kann sich kaum vorstellen, 
daß die drohende Präsenz der Bombe genauso stark gewirkt 
hätte, wenn man ihre Möglichkeiten bei dem verspäteten Ab- 
schluß des Krieges nicht in so katastrophaler Weise demonstriert 
hätte." Der USA-Journalist Charles Mee ergänzte: „Wenn die 
Waffe nicht über Japan abgeworfen worden wäre, hätte sie auch 
keinen psychologischen Effekt auf Rußland haben können. Sie 
hatten die Waffe benutzt, als es militärisch nicht notwendig war. 
Es war diese letzte schauernde Tatsache, die zweifellos den größR- 
ten Eindruck auf die Russen machte." Es kostete 400 000 Japa- 
nern das Leben. Es waren nicht die letzten Opfer des zweiten 
Weltkriegs, aber bestimmt die ersten Opfer des künftigen kalten 
Krieges. 


34 


Die Bombenlüge 


Es gibt Lügen in der bürgerlichen Propaganda, die nicht nur weit 
verbreitet sind, sondern die auch eine lange Lebensdauer haben. 
Eine von ihnen lautet: Der Abwurf der Atombomben auf Hiro- 
shima und Nagasaki hatte die Kapitulation Japans zur Folge. 

Halten wir uns an die Tatsachen: Die USA kannten den Ge- 
heimcode Japans, wußten also von der Weisung der japanischen 
Regierung vom 2. August 1945 an ihren Botschafter in Moskau, 
die Regierung der UdSSR um sofortige Vermittlung zur Beendi- 
gung des Krieges zu bitten. Dem wollten die USA zuvorkommen. 
Die Atombomben waren aber technisch noch nicht einsatzbereit. 
Die erste Bombe mußte fallen, bevor die UdSSR die Kriegshand- 
lungen aufnahm und Japan zu kapitulieren zwang. Die USA such- 
ten also Zeit zu gewinnen. Sie forderten die Abdankung des japa- 
nischen Kaisers, weil sie wußten, daß die Führung Japans dem 
nicht zustimmen und damit die Kapitulation hinauszögern würde. 
Das reichte den USA aus, um die erste Atombombe am 6. August 
1945 über Hiroshima abzuwerfen. Verabredungsgemäß trat die 
UdSSR am 8. August in den Krieg ein. Einen Tag später explo- 
dierte über Nagasaki die zweite Atombombe. Die Führung der 
USA hoffte, daß die Kapitulation sofort nach der Zerstörung Na- 
gasakis erfolgen würde, denn nach Hiroshima hatte sich die Re- 
gierung Japans noch nicht gerührt. Die UdSSR hätte dann sofort 
gestoppt werden können, sich am Krieg gegen Japan zu beteili- 
gen. Diese Rechnung ging nicht auf. Die Kapitulation an den mili- 
tärischen Fronten ließ bis zum 20. August auf sich warten. Zwar 
konnten die Japaner nicht wissen, daß die USA nur diese zwei 
Bomben hatten, aber es schreckten die Militärs die Atombomben 
weniger als der Kriegseintritt der UdSSR. Augenzeugen berichte- 
ten, die Kriegserklärung der Sowjetunion an Japan vom 8. August 
löste in der Regierung Japans äußerste Bestürzung aus. Ihr Au- 
ßenminister erklärte: „Was wir am meisten befürchtet hatten, ist 
eingetreten." 

Die UdSSR begann die Kampfhandlungen auf einer Front von 
5000 Kilometer Länge. Ihr unmittelbarer Gegner, die Kwantung- 
Armee, galt mit ungefähr einer Million Soldaten als bester Teil 
der japanischen Streitkräfte, war technisch sehr gut ausgerüstet 
und nicht auf den japanischen Inseln, sondern auf dem asiati- 
schen Festland stationiert und für die USA bisher nicht erreich- 
bar. Über eine Entfernung von 9000 bis 12.000 Kilometern mußte 
die UdSSR ihre Kräfte umgruppieren. Erst nach Zerschlagung der 
22 japanischen Divisionen Unterzeichnete Japan am 2. Septem- 
ber 1945 die bedingungslose Kapitulation. 

Die UdSSR befreite in Asien 40 Millionen Menschen. Marschall 
Wassilewski, Oberbefehlshaber der sowjetischen Truppen im 


35 


Fernen Osten, erklärte gegenüber „Neues Deutschland" im Au- 
gust 1975: „Das Ende des Krieges im Fernen Osten rettete Hun- 
derttausenden amerikanischen und englischen Soldaten das Le- 
ben, bewahrte Millionen japanischer Bürger vor unabsehbaren 
Opfern und Leiden und verhinderte die weitere Ausrottung und 
Ausraubung der Völker Ost- und Südostasiens. Durch die Zer- 
schlagung Japans entstanden günstige Voraussetzungen für den 
Sieg der Volksrevolution in China, Nordkorea und Vietnam, für ei- 
nen gewaltigen Aufschwung der nationalen Befreiungsbewegung 
in ganz Asien." 

Alles, was die USA eigentlich verhindern wollten, war doch ein- 
getreten, trotz des Besitzes der Atombombe. 


Allmächtiger Vater 


Allein die Darstellung der diplomatischen und militärischen Ereig- 
nisse der letzten Wochen und Tage des zweiten Weltkriegs reicht 
nicht aus, um die katastrophalen Auswirkungen imperialistischen 
Herrschaftsstrebens zu charakterisieren. Was geschah am 6. Au- 
gust 1945? 

Der neue Tag hat erst vor wenigen Minuten begonnen, da ver- 
sammeln sich auf der Südseeinsel Tinian die Besatzungen der 
„Superfestungen" B-29 zur letzten Besprechung, bevor sie nach 
Hiroshima starten. Der Militärgeistliche bittet die Anwesenden, 
mit ihm zu beten: „Allmächtiger Vater, der Du hören wirst das 
Gebet derer, die Dich lieben, wir bitten Dich, sei mit jenen, wel- 
che sich in die Höhen Deines Himmels wagen und die Schlacht 
zu unseren Feinden tragen. Behüte und beschütze sie, darum bit- 
ten wir Dich, wenn sie ihre befohlenen Einsätze fliegen. Mögen 
sie, so wie wir, von Deiner Stärke und Deiner Kraft wissen, und 
möge es ihnen gelingen, bewaffnet mit Deiner Macht, diesen 
Krieg zu einem schnellen Ende zu bringen. Mögen die Männer, 
welche diese Nacht fliegen, sicher in Deiner Hut sein, und mögen 
sie unversehrt zu uns zurückkehren. Wir werden im Vertrauen auf 
Dich unseren Weg gehen; denn wir wissen, daß wir unter Deinem 
Schutz stehen, jetzt und in alle Ewigkeiten, amen." 

Acht Stunden später befinden sich drei USA-Flugzeuge über 
Hiroshima. Es ist früher Morgen. Die Erwachsenen gehen zur Ar- 
beit, die Kinder sind auf dem Schulweg, Hausfrauen beginnen ihr 
Tagewerk. Niemand von den über 350 000 Menschen ahnt, was 
Minuten später geschieht. Die Atombombe explodiert 580 Meter 
über der Stadt. Überlebende werden es später als die Hölle auf 
Erden beschreiben. Die Menschen von Hiroshima und drei Tage 
später von Nagasaki waren schutzlos. Welcher Gott sollte für sie 
dasein? 
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Diese Männer 
warten die erste Atombombe 
w 


Die Besatzung des Flugzeugs, das die Atombombe über Hiroshima aus- 
klinkte 


Als die „Hiroshima-Bomber" auf Tinian wieder landen, bereiten 
ihnen Tausende Soldaten und Offiziere einen jubelnden Emp- 
fang. Weder Filmleute noch Pressevertreter fehlen. Auf einer 
Empfangsparty feiern sie die Piloten als die Helden des Tages. 
Die Einladung zu dieser Party ist erhalten geblieben: „Empfangs- 
party anläßlich der Rückkehr der ‚Enola Gay' vom Hiroshima-Ein- 
satz, Freibierparty. Für alle Männer der 509. Composite Group, 
Heiße Musik; Neue Darbietungen; Preise - auch gutes und unra- 
tioniertes Bier; Sonderfilmvorführung folgt um 19.40 Uhr: ‚Its a 
Pleasure' in Technicolor, 6. August 1945." 


1981 fragte ein Journalist den Bomberpiloten Paul Tibbets: 
„Wie denken Sie heute über die Bombardierung von Hiro- 
shima und über Ihren Auftrag - bedauern Sie es?" Tibbets; 
„Ich bedauere absolut nichts. Zum Zeitpunkt des Bombenab- 
wurfs war ich von seiner Notwendigkeit überzeugt, und daran 
hat sich bis heute nichts geändert." 


Bis zu dieser Zeit galt Auschwitz als das Schandmal des 20. 
Jahrhunderts, und nun war Hiroshima dazugekommen; Stätte ei- 
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nes grausamen Verbrechens gegen die Menschlichkeit, ein Mas- 
senmord ohne Ende, denn immer noch sterben Strahlenkranke ei- 
nes langsamen schrecklichen Todes. Der Militärseelsorger von 
Tinian besuchte später Nagasaki. Jahre danach klagt er sich 
selbst an: „Daß ich es unterlassen habe, angesichts dieser tota- 
len moralischen Verirrung, wie sie die Massenvernichtung von Zi- 
vilpersonen darstellt, die Stimme zu erheben, sehe ich heute als 
ein schweres Versagen als Christ und als Priester. Ich war fest 
davon überzeugt, daß diese Art von Massenvernichtung richtig 
war. Man hatte mir gesagt, es wäre nötig. Gesagt hatte es Öffent- 
lich das Militär und indirekt auch die Leitung meiner Kirche. So- 
weit ich weiß, hat kein amerikanischer Kardinal oder Bischof sich 
gegen die Massenangriffe ausgesprochen. Es ist höchste Zeit, 
daß die Kirche und ihre Leitung in allen Konfessionen auf die Knie 
fällt und für die Veruntreuung der Worte Christi Buße tut." 

Für die Opfer von Hiroshima und Nagasaki kam diese Einsicht 
zu spät. Für die Überlebenden und Nachgeborenen ist Einsicht 
der erste Schritt zum Widerstand. Denn die Verantwortlichen be- 
reuen bis heute nichts. 


Gesinnung zur Fahndung 


ausgeschrieben 


In Martin Ritts Film „Der Strohmann" (1976) spielt neben Woody 
Allen Zero Mostel einen Komiker, der plötzlich Selbstmord begeht. 

Der reale Hintergrund dieser Geschichte ist wenig bekannt. Er 
liegt schon über 30 Jahre zurück, und den Schauspieler Philipp 
Loeb, der sich 1955 das Leben nahm, kennt heute kaum noch je- 
mand. Zero Mostel war sein Freund, und Woody Allen hatte des- 
halb ihn gebeten, seinem Kollegen Loeb ein Denkmal zu setzen. 

In einem kleinen Hotel in New York hatte Loeb völlig verzwei- 
felt Hand an sich gelegt und war einundsechzigjährig aus dem 
Leben geschieden. Drei Jahre zuvor trat er noch als Schauspieler 
und Regisseur am Broadway, in Hollywood und beim Fernsehen 
auf, beliebt, begabt, gefeiert. Von einem Tag auf den anderen 
zerbrach sein Glück, endete sein Erfolg. 

Firmen drohten seinetwegen den Fernsehproduzenten mit dem 
Entzug von Werbeaufträgen. Das hätte den finanziellen Ruin be- 
deutet. Mitten aus einer populären vielteiligen Fernsehserie 
wurde Loeb gefeuert. Ein Leidensweg begann, dem er am Ende 
selbst einen Schlußpunkt setzte. Seine künstlerischen Qualitäten 
stellte keiner in Frage. Was also war der Grund? 
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Philipp Loeb war öffentlich denunziert worden. Die Zeitschrift 
„Red Channels" hatte seinen Namen abgedruckt und ihn mit 17 
angeblich staatsfeindliichen Vereinigungen in Verbindung ge- 
bracht. Seine Mitgliedschaft wurde als erwiesen vorausgesetzt. 
Philipp Loeb hatte sich 1936 mit dem kämpfenden Volk in Spa- 
nien solidarisch erklärt. Für den Wiederaufbau Jugoslawiens 
spendete er 1947 Geld und Uhnterzeichnete einige Aufrufe gegen 
den Krieg, für Frieden und Demokratie. So war er denen aufgefal- 
len, die in den Vereinigten Staaten landauf und landab überall 
nach Kommunisten suchten, die sie unterstützten, die Kontakt 
mit ihnen pflegten oder ihn irgendeinmal im Leben gehabt hat- 
ten. Auf Loeb waren die Spitzel bei Durchsicht alter Zeitungen 
gestoßen. Im Jahr darauf wurde er vor den Ausschuß zur Unter- 
suchung unamerikanischer Aktivitäten geladen. Mit kriminellen 
Unterstellungen und der Zerstörung seines Leumunds machte 
man ihn fertig: gesellschaftlich, beruflich, politisch und mora- 
lisch. Von da an war Loeb ein gebrochener Mann. 

Dieser hysterische Antikommunismus brach damals weder zu- 
fällig noch plötzlich über die Vereinigten Staaten herein. In seiner 
antisowjetischen Variante ist er bekanntlich 1945, zum Ende des 
zweiten Weltkriegs, wiederentdeckt worden. Die Republikani- 
sche Partei - seit 1928 von einer Mehrheit im Kongreß ferngehal- 
ten von der Regierung - nutzte sofort die Gunst der Stunde. Sie 
führte und gewann 1946 den Wahlkampf mit der Losung: 
„Schlagt die Kommunisten!". 

Ehe die republikanische Mehrheit im Kongreß beweisen 
konnte, daß sie antikommunistischer sei als der Präsident, ließ 
sich der Demokrat Truman etwas einfallen und begann, seine Ri- 
valen rechts zu überholen. Er bildete im November 1946 eine zeit- 
weilige Kommission zur Überprüfung der Loyalität von Regie- 
rungsangestellten. Alle politischen Ansichten und Aktivitäten von 
mehr als drei Millionen staatlicher Angestellter wollte er registrie- 
ren lassen und sich von denen trennen, die aus einer liberalen 
Haltung heraus kritisch über seine Regierungspolitik urteilten. 
Der Generalstaatsanwalt stellte außerdem 1947 eine Liste angeb- 
lich subversiver Organisationen auf und sicherte damit das anti- 
kommunistische Unterdrückungsprogramm juristisch ab. 

Zu dieser Zeit begannen die Aktivitäten des Komitees für un- 
amerikanisches Verhalten. Am Anfang zählten nur Organisatio- 
nen und Parteien zum Ermittlungsschwerpunkt. Es dauerte aber 
nicht lange, da begannen diese Ausschüsse zur Untersuchung 
unamerikanischer Aktivitäten, auch einzelne Bürger vorzuladen 
und mittels belastender Zeugenaussagen über sie zu richten. Ein 
Senator namens Joseph McCarthy hatte diese Steigerung in der 
Verfolgung von Demokraten und Liberalen vollzogen. Die Zeit 
von 1950 bis 1954 ging als Ära des McCarthysmus in die USA-Ge- 
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schichte ein. McCarthy verkündete anläßlich seines ersten Öffent- 
lichen Auftritts am 9. Februar 1950: 205 Angestellte des USA-Au- 
ßRenministeriums seien Mitglieder der Kommunistischen Partei. Er 
habe eine Liste und er verlange die Säuberung des ganzen 
Staatsapparates. Die Öffentliche Meinung war schon so manipu- 
liert, daß der Ruf nach Säuberung von vielen kritiklos aufgenom- 
men wurde. McCarthy besaß aber gar keine solche Liste, sie ist 
ihm auch nie abverlangt worden. Vier Jahre waren McCarthy und 
seine Helfer losgelassen, erst 1954 stoppte man sie. Eine Fortset- 
zung schien nicht mehr notwendig zu sein. Eine politische Oppo- 
sition oder eine radikale Gesellschaftskritik gab es nicht mehr. 


Der Antikommunismus war zur offiziellen Ideologie in den Ver- 
einigten Staaten avanciert und jeder Widerstand auf Jahre ge- 
brochen. Kein ideologischer Meinungsstreit hatte da in zuge- 
spitzter Form stattgefunden, sondern eine Jagd auf politisch 
Andersdenkende. 


Der Hearst-Kolumnist Westbrook-Pegler schrieb in dieser Zeit: 
„Die einzig mutige und vernüftige Weise, mit den unter uns le- 
benden Kommunisten fertig zu werden, besteht darin, die Mit- 
gliedschaft in einer kommunistischen Vereinigung oder bei einer 
ihrer Tarnorganisationen zum Verbrechen zu erklären und jeden, 
der aufgrund einer solchen Anklage verurteilt wird, zu erschießen 
oder sonstwie zum Tode zu befördern!" Es ist nicht dazu gekom- 
men, daß man diesem Extremisten folgte, aber es gab genug Ge- 
setze in den einzelnen Bundesstaaten, die wenig mit dem Inhalt 
der Verfassung gemein hatten. 26 von damals 48 Bundesstaaten 
schlossen „Rote" von der Bewerbung für ein Wahlamt aus. 

In allen Bundesstaaten blieb all jenen der Zugang zur staatli- 
chen und kommunalen Anstellung verwehrt, bei denen es den ge- 
ringsten Zweifel an ihrer reaktionären Gesinnung gab. 

In 32 Staaten verlangte man von den Lehrern eine besondere 
Loyalitätserklärung. Nirgendwo in den USA durften mutmaßliche 
Sympathisanten mit öffentlichen Mitteln geförderte Sozialwoh- 
nungen beziehen. Sie bekamen keine Reisepässe, durften bei Ge- 
werkschaftswahlen nicht kandidieren, und in einigen Bundesstaa- 
ten waren sie von der Arbeitslosenunterstützung ausgeschlos- 
sen. Es fehlte auch nicht an Forderungen, alle Kommunisten und 
ihre Sympathisanten in Konzentrationslagern zu internieren. 


Verleumdung als Bürgerpflicht 


Ein Klima der Angst überzog die USA. Zur Normalität des Alltags 
gehörte es plötzlich, unbedacht mit Anschuldigungen umzuge- 
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hen, ohne Beweise Menschen zu verurteilen oder Kollegen anzu- 
schwärzen, um die eigene Karriere zu retten oder zu fördern. FBl- 
Chef Edgar Hoover hetzte öffentlich, er würde sich keine Sorgen 
machen, wenn es sich nur um hunderttausend Kommunisten han- 
delte, aber „ihre Gefolgsleute, ihre Mitläufer und ihre sogenann- 
ten fortschrittliichen und pseudoliberalen Gesinnungsgenossen" 
stellten eine entschiedene Bedrohung dar. Damit meinte er alle, 
die sich realistisches politisches Denken bewahrt hatten. Die In- 
itiatoren dieser Hexenjagd visierten Hunderttausende Opfer an. 
Es sollte aufgeräumt werden, überall. Dazu brauchten sie eine At- 
mosphäre politischen Terrors. Das ersparte mit jedem einzelnen 
abzurechnen und trotzdem alle unter Druck zu setzen. Der USA- 
Justizminister Howard McGrath malte Anfang der fünfziger Jahre 
ein ganz schauriges Bild: „Die Kommunisten und ihre Helfer sind 
überall, in Fabriken, Büros, Fleischerläden, an Straßenecken, in 
der Privatwirtschaft - und jeder trägt tödliche Viren für unsere 
Gesellschaft mit sich herum." Medizinische Begriffe schienen 
dem Verständnis einfacher Gemüter von der angeblichen kom- 
munistischen Gefahr am besten zu entsprechen. Immer hieß es, 
„eine Epidemie breitet sich aus, eine tödliche Krankheit, einer 
bösartigen Geschwulst ähnlich". Sie sei ansteckend und deshalb 
müsse man sich „vor der Infektion schützen und Quarantänebe- 
dingungen schaffen", weil sich sonst der Kommunismus weiter- 
fresse und „langsam, schmerzhaften Tod" bringe. Einen Kommu- 
nisten sollten alle als eine fanatische Person ansehen, die an in- 
ternationalen Verschwörungen beteiligt ist und gegen die Interes- 
sen der USA wirkt. Eine fünfte Kolonne, so lautete es im Nazijar- 
gon, ist angetreten, Amerika zu schwächen, die Regierung zu 
stürzen und der Sowjetunion zum Sieg zu verhelfen. Der FBl- 
Chef, der es als erster besser gewußt haben mußte, heizte diese 
Stimmung mit „Informationen" an. Er hielte seine „Beobachtung 
von Interesse, daß 1917, als die Kommunisten die russische Re- 
gierung stürzten, ein Kommunist auf 2277 Menschen in Rußland 
kam. In den Vereinigten Staaten kommt heute bereits ein Kom- 
munist auf 1814 Bürger dieses Landes." So wurde der Schutz der 
inneren Sicherheit der USA vor teuflischen Machenschaften fin- 
sterer Gestalten für jedermann zur nationalen Pflicht erhoben. 

Wen das nicht einschüchterte, dem kam man mit „Kräften des 
Satans, des Bösen" und verteufelte neben dem Kommunismus 
gleich noch alles mit, was radikal, links oder liberal war. Schon 
1948 hatte ein Kritiker diese Zustände vorausgesehen: „Selbst die 
leiseste Andeutung, daß nicht jeder Russe ein Kannibale sei, 
reicht aus, um sich eine Einkerkerung wegen subversiver Aktivitä- 
ten einzuhandeln." 

Wie die berüchtigten Ausschüsse Gesinnung und Gesittung ver- 
folgten, zeigen folgende Beispiele: 
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Die Kopfjäger durchkämmten hauptsächlich die Öffentlichen 
Bereiche. Dabei zerrte man besonders Lehrer, Akademiker, Re- 
gierungsangestellte,. Journalisten, Schriftsteller, Schauspieler 
und Gewerkschafter an die Öffentlichkeit. Meistens waren sie ei- 
nem großen Kreis bekannt, und die erhoffte Massenwirkung trat 
dann schnell ein. An Universitäten setzten die Ausschüsse feste 
„Sicherheitsposten" ein, um Lehrkörper und Studenten ständig 
überprüfen zu können. 1951 urteilte eine interne Untersuchung 
darüber: An zweiundsiebzig bedeutenden Universitäten existiert 
„eine schleichende Lähmung der Gedanken und Redefreiheit". 
An Schulen durften Kommunisten oder die als solche Verdächtig- 
ten nicht mehr unterrichten. Ein Mutiger fragte den Ausschuß: 
„Was sollen für Generationen heranwachsen, wenn die Kinder 
nicht länger ermutigt werden, ihren eigenen Verstand zu gebrau- 
chen?" 

Gegen die Gewerkschaftsbewegung gingen die Ausschüsse 
besonders rüde vor. Von 1949 bis 1950 lösten sie zehn angeblich 
unter kommunistischem Einfluß stehende Gewerkschaften auf. 
Das betraf 20 Prozent aller Mitglieder der im Dachverband der In- 
dustriegewerkschaften organisierten Arbeiter und Angestellten. 
Gewerkschaften mit antikommunistischer Orientierung sollten 
die „irregeleiteten Mitglieder" auffangen. Die Meinung in diesen 
Antigewerkschaften lautete, „daß eine Arbeiterbewegung nur 
dann gut funktionieren kann, wenn man die Kommunisten in ihr 
ausrottet". Ein Funktionär dieser Scheingewerkschaften erklärte: 
„Das Unternehmen ist ein Teil der amerikanischen Institutionen. 
Wir glauben, daß das Kapital eine gute Sache ist. Wir streben 
keine Umverteilung des Kapitals an." 

Verheerend waren auch die Auswirkungen in der Filmindustrie. 
Mit Schauanhörungsverfahren zogen Ausschüsse in Hollywood 
von Studio zu Studio. Stets lief das gleiche Ritual ab: Verdächti- 
gung, Vorladung, Verurteilung. Wenn ein bestimmter Schauspie- 
ler plötzlich keine Rolle mehr erhielt, so führte das zum jahrelan- 
gen Wohlverhalten einer ganzen Branche. Schwarze Listen kur- 
sierten und wirkten wie ausgeschriebene Fahndungen und Steck- 
briefe. Schon damals bot sich Ronald Reagan, USA-Präsident von 
1980 bis 1988, den Wortführern des Antikommunismus als Zeuge an: 
„Ich würde in diesem Augenblick gerne sagen, daß ich wirklich 
sehr stolz bin auf die Industrie, in der ich arbeite, ich bin wirklich 
sehr stolz auf die Art und Weise, in der wir den Kampf geführt ha- 
ben." Der Nachweis, daß die Ideologie des Kommunismus Holly- 
wood erobert habe, blieb kläglich. Nur der Film „Mission to Mos- 
cow" erweckte Verdacht. Die Schauspielerin Ayn Rand gab zu 
Protokoll, der Film habe entgegen der Wirklichkeit lachende Kin- 
der gezeigt. „Lächelt denn in Rußland niemand mehr?" fragte ein 
Vernehmer. „Also, wenn Sie mich so direkt fragen", antwortete 
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die Rand, „eigentlich nicht. Wenn sie lächeln, dann privat und zu- 
fällig, sicher nicht Öffentlich. Sie lächeln nicht als Ausdruck der 
Zustimmung zu ihrem System." Das beweise, hieß es, wie subtil 
und gerissen die Kommunisten in der Filmbranche vorgingen. 
Vorsicht sei geboten. Walt Disney erklärte dem Ausschuß auf 
dem geistigen Niveau seiner Mickey Mouse: „Ich finde wirklich, 
daß die Kommunisten ausgeräuchert gehören und wirklich als 
das bloßgestellt werden, was sie sind, damit sich alle die guten, 
freiheitlichen Sachen in diesem Land und der Liberalismus, der 
wirklich amerikanisch ist, ohne den Makel des Kommunismus 
entfalten können. Das ist meine ehrliche Meinung darüber." Das 
Verständnis für Toleranz war vielen Menschen durch Repressio- 
nen, durch Lügen und Entstellungen für lange Zeit verlorengegan- 
gen. Nur in dieser Atmosphäre konnten diese Ausschüsse dikta- 
torisch über Menschen richten und den Stab brechen. 


Die gerettete „Ehre“ 


Wie dem Schauspieler Loeb erging es Tausenden. 

Wenn sich auch nicht alle in den Selbstmord treiben ließen, so 
waren sie doch gezeichnet, verfolgt, erniedrigt und in ihrer Men- 
schenwürde tief verletzt worden. Wer vor den Ausschuß zitiert 
wurde, auf dessen Leben lag plötzlich ein Schatten. Firmen ent- 
ließen die Gezeichneten, und taten sie es nicht umgehend, er- 
preßten fanatische Antikommunisten mittels Briefaktionen und 
Anschuldigungen letztlich doch diesen Schritt. Diese Einschüch- 
terung gab wenigen eine unheimliche Macht über viele Men- 
schen. Schon 1948 hatte ein Ausschußvorsitzender einen „Zeu- 
gen" sehr drastisch aufgeklärt: „Die Rechte, die Sie haben, sind 
die Ihnen von diesem Ausschuß gewährten Rechte. Wir entschei- 
den, welche Rechte Sie hier haben und welche Sie nicht haben." 

Um jeden Eindruck von Übertreibung auszuschließen, soll noch 
einem Kollegen von Philipp Loeb das Wort erteilt werden: Elliot 
Sullivan, in mehr als achtzig Filmen populär geworden, stand 
1955 vor einem Ausschuß und gab mutig zu Protokoll: „Wenn 
man bedenkt, daß vor einiger Zeit ein Zeitungsreporter versuchte, 
Unterschriften unter die Bill of Rights zu bekommen. Von 125 
Leuten hat er nur von einem die Unterschrift bekommen; alle an- 
deren hatten Angst zu unterschreiben oder dachten, er wäre eine 
Art Radikaler; das haben einige von ihnen tatsächlich gesagt. Bei 
einer anderen Gelegenheit vor ein paar Jahren hat ein Mann in 
Kalifornien versucht, auf einem öffentlichen Platz die Bill of 
Rights von einer improvisierten Rednertribüne herunter vorzule- 
sen, er wurde verhaftet, weil er das getan hat." Sullivan wurde 
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wegen seiner Äußerungen sofort unter Anklage gestellt, verurteilt 
und erst 1961 freigesprochen. 

In dieser schrecklichen Zeit hatte man auch den Rosenbergs 
den Prozeß gemacht. Mit gekauften und erpreßten Geständnis- 
sen von Zeugen wurde eine „Schuld" konstruiert. Das Gericht 
verurteilte sie zum Tode durch den elektrischen Stuhl. 

Das Verständnis der Weltpolitik sank in den USA durch Anti- 
kommunismus auf das Niveau tiefsten Provinzialismus. Kennt- 
nisse über die Atombombe im Besitz der UdSSR konnten nur 
durch Spionage, also Diebstahl amerikanischen Wissens, dorthin 
gelangt sein. Wenn man das beweisen konnte - am besten durch 
Vorzeigen der Diebe -, dann hielt man die Ehre der amerikani- 
schen Nation für gerettet. Es wurde nach Spionen gesucht, und 
da man keine fand, als Ersatz nach den Rosenbergs gegriffen. 
Sterben mußten Ethel und Julius Rosenberg, weil sie das 
schmutzige Spiel nicht mitmachten. Es war ihnen ihr Leben ver- 
bürgt worden, wenn sie die Aussage gemacht hätten, Spione zu 
sein. Es ist nicht vorstellbar, welche verheerenden Folgen das ge- 
habt hätte. Die McCarthys und ihr Geist politischer Unterdrük- 
kung und Verfolgung wären zu einer noch größeren Sturzflut ge- 
worden, und niemand weiß, wieviel Menschen sie als Opfer hin- 
weggespült hätte. Zehntausenden ist ein schreckliches Schicksal 
erspart geblieben. Die Rosenbergs haben sich dafür geopfert. 
Das Gift des Antikommunismus hatte fast die ganze amerikani- 
sche Nation gelähmt. Der kalte Krieg forderte seine Opfer auch in 
den USA. 


Ein ewiger Verlierer 


Zum Ende des Jahres 1945 trafen sich in Washington einige hoch- 
rangige Mitarbeiter des State Department, des US-Außenmini- 
steriums, zu einer außerordentlichen Strategiediskussion. Sie soll- 
ten für die US-Außenpolitik Gedanken und Vorschläge entwik- 
keln, wenn den USA in kürzester Frist das Erdöl ausgehen würde 
und dann nur noch Importe den großen Bedarf decken könnten. 
Die Hauptlagerstätten von Erdöl waren bekannt, deshalb konnte 
vorausgesetzt werden, daß jede Diskussion um Öl auch eine De- 
batte über die politische, militärische und strategische Lage des 
Mittleren und des Nahen Ostens hervorrufen mußte. 

In diesen Gebieten befand sich seit langem alles in britischer 
Hand. Amerikanischer Einfluß konnte daher zuerst nur dort an- 
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wachsen, wo der britische Löwe sich schwach zeigte oder so be- 
drängt wurde, daß man ihm „zu Hilfe" eilen mußte. Ort und Anlaß 
fanden die Leute in der Diskussionsrunde schnell. 

Im ölreichen Iran stand den britischen Truppen laut Vertrag in 
Kürze der Abzug bervor. In dieses Machtvakuum wollten die USA 
sofort hineinstoßen. In der Strategiedebatte drehte es sich nur 
noch darum, alles so geschickt einzufädeln, daß die USA ihr Ziel 
erreichten, ohne nach außen den Eindruck zu erwecken, sie hät- 
ten ihren Verbündeten Großbritannien aus dem Rennen gewor- 
fen. 

Später, bei genauer Durchsicht des Iran-Problems, stießen die 
Experten zwar auf die Lösung ihrer Aufgabe, aber plötzlich hatten 
ihre Recherchen und Absichten eine viel größere politische Di- 
mension ermittelt als erwartet. Das Ergebnis überstieg ihre Kom- 
petenzen. Man mußte den Außenminister zu Rate ziehen. Die 
Verhältnisse im Iran hatten ihre Geschichte. Sie ist kurz zu erklä- 
ren. 

Während des zweiten Weltkriegs war der Iran von britischen 
und sowjetischen Truppen zeitweilig besetzt worden, um seinen 
Anschluß an den faschistischen Block zu verhindern. Seit Januar 
1942 existierte auch ein Vertrag zwischen der UdSSR, Großbrit- 
tannien und dem Iran, der den zeitweiligen Truppenaufenthalt re- 
gelte. Dieser Vertrag lief im Frühjahr 1946 aus, und die Amerika- 
ner wollten aus dieser Lage noch herausholen, was möglich war. 

Außenminister Byrnes, von seinem Präsidenten kritisiert, von 
der Öffentlichkeit angegriffen und von Rivalen und Neidern ver- 
leumdet, geriet in eine unangenehme Situation. Von allen Seiten 
warf man ihm Rußlandfreundlichkeit vor (er war in seinem Anti- 
sowjetismus nicht militant genug), und wo immer er auftauchte, 
stand er Kritikern gegenüber. 

Als man Byrnes im Januar 1946 wegen des Irans zu Rate zog, 
sahen er und seine Berater eine große Chance, sich zu rehatbilitie- 
ren. Die für die US-Außenpolitik Zuständigen hielten übereinstim- 
mend den Zeitpunkt für gekommen, eine erste ernsthafte Probe 
künftiger Konfrontationspolitik gegenüber der UdSSR in Szene 
zu setzen. Der Iran war genau der Ort dafür. Der Publizist Yergin 
deutete die Entwicklung des Antisowjetismus in diesen Wochen: 
„Bis zum Jahresende 1945 hatte sich fast die gesamte Elite Ame- 
rikas zu der richtigen Einstellung bekannt." Die Regierung konnte 
also auf das Ergebnis ihrer Manipulierung bauen. Sie lancierte 
die Nachricht in die Öffentlichkeit, die UdSSR wolle den Termin 
des Truppenabzugs nicht einhalten. Der Grund sei offensichtlich. 
Immerhin schwimme der Iran auf Öl. Einmal in die Welt gesetzte 
Lügen, mit denen bürgerliche Politiker spekulieren, erhalten schnell 
einen Eigenwert und sind nicht so leicht aus dem öffentlichen Be- 
wußtsein auszuräumen. Auf Wunsch der Amerikaner brachte die 
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britische Regierung sogar Politiker des Irans dazu, den Sicher- 
heitsrat der UNO anzurufen, um die Vertragstreue der UdSSR ge- 
wissermaßen einzuklagen. Das war im Januar 1946, noch Monate 
vor dem Abzugstermin. Selbstverständliich mußte der Sicher- 
heitsrat passen, mit Unterstellungen war nichts anzufangen. 
Trotzdem hatte das antisowjetische Argument Eingang in die offi- 
zielle Politik gefunden, und genau das war geplant. Die Hetze ge- 
gen die Sowjetunion erreichte internationale Dimensionen, und 
die als „Irankrise" bezeichnete Aktion ließen sich die USA nicht 
mehr aus den Händen nehmen. 

Im Büro des USA-Außenministers hing für diese Aktion eine 
mit Pfeilen bedeckte Landkarte des Irans. Optisch konnte sich je- 
der über die Lage der Ölquellen und den Standort der Truppen 
Großbritanniens und der UdSSR vertraut machen. In Lagebespre- 
chungen schob man die Pfeile hin und her, erging sich in Speku- 
lationen und klopfte kriegerische Sprüche. Außenminister Byrnes 
schlug dabei öfter mit der Faust auf den Tisch und rief immer 
wieder: „Jetzt werden wir es den Russen aus beiden Läufen ge- 
ben." 

Der Abzug der UdSSR-Truppen am 4. April 1946 entzog allen 
Spekulationen den Boden. Doch die USA werteten diesen Schritt 
als Ergebnis eines angeblich politisch-moralischen Druckes. Die 
Lügen über die Sowjetunion kursierten weiter, die Entstellung ih- 
rer Politik blieb. Mit dem Lärm, den die USA über die UdSSR 
machten, verdeckten sie ihren Betrug an Großbritannien. Den 
Iran und sein Öl hatten sie tatsächlich auf Kosten ihres Partners 
erobert. Erst mit Dollars, dann mit Waffenhilfe und zuletzt mit 
über 30 USA-Militärbasen an der iranischen Grenze zur UdSSR. 
Das Milliardengeschäft für die USA florierte - bis man sie 1979 
samt Schah und ohne Entschädigung hinauswarf. Im Jahr 1946 
war die konstruierte Irankrise einer der ersten Schritte in den 
kalten Krieg, in die direkte Konfrontation mit der UdSSR. Die 
USA-Imperialisten wußten genau, welchen Mechanismus sie da- 
mit in Gang setzten. 

Anfang Januar 1946, da sich Washington an die Ölhähne des 
Irans drängte und zur Hatz gegen die UdSSR blies, bekamen die 
USA hohen Besuch: Mister Winston Churchill. Der Expremier 
Großbritanniens gab sich als Privatmann die Ehre. Daß er die 
USA als Gast des Präsidenten besuchte, bezweifelte niemand. 
Trotzdem floh er zuerst dessen Nähe, reiste nach Florida und 
machte dort Urlaub. Im Februar kam er dann nach Washington 
sah ein paarmal Mr. Truman und hatte ständigen Kontakt mit hö- 
heren Beamten der Präsidentenadministration. In Pressemittei- 
lungen nannte man das Konsultationen. Und in der Tat, Churchill 
beriet und ließ sich beraten. Was nach einem Monat dabei her- 
auskam, war eine abgestimmte Rede, deren Text er im Entwurf 
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schon aus London mitgebracht hatte und die nun in den USA ge- 
halten werden sollte. Washington schien für das, was Churchill 
öffentlich zu sagen hatte, nicht der richtige Ort zu sein. Deshalb 
kam Truman darauf, den Gast in seinen Heimatstaat Missouri zu 
bitten. Beide reisten dann auch Anfang März zusammen dorthin. 
Man hatte die Stadt Fulton gewählt, dort konnte Churchill ohne 
politische Rücksichtnahme auftreten. War etwas in seiner Rede, 
was der offiziell verkündeten USA-Politik zuwiderlief, dann war 
die Provinz der rechte Ort. Der USA-Präsident mußte sich dort 
nicht von dem Briten auf eine bestimmte Linie festlegen lassen. 
Das hinderte die Organisatoren dieser Veranstaltung jedoch 
nicht, von Anfang an für große Popularität zu sorgen. 

Truman und Churchill trafen am 5. März in Fulton ein. Die be- 
kanntesten Rundfunkstationen Amerikas sendeten in vierzig 
Sprachen nach allen vier Kontinenten. Spätestens beim Anblick 
eines Aufgebots von Hunderten Journalisten wußte man, hier 
läuft etwas ganz Großes ab. Dann sprach Churchill vor geladenen 
Gästen, neben sich den Präsidenten. Schon die ersten Sätze, von 
Härte, Vorwurf und Drohung durchdrungen, wischten bei man- 
chen das erwartungsfreudige Lächeln, das diesem alten Mann 
persönlich galt, schnell aus dem Gesicht. Zurück blieben Ernst, 
Sorge und Bestürzung, denn Churchill sprach über Krieg, nicht 
über den vergangenen, sondern den künftigen, und das hörten 
sich dann doch nicht alle ohne Schrecken, ohne Grausen und Ent- 
setzen an. Churchill begann seine Rede mit Vokabeln, die die 
deutschen Faschisten auch gebraucht hatten, wenn sie gegen 
den Kommunismus hetzten. Der „eiserne Vorhang" und die 
„Hand Moskaus" fehlten so wenig wie die „fünfte Kolonne" als 
„wachsende Bedrohung und Gefahr für die christliche Zivilisa- 
tion". Klagend ließ sich Churchill über die Niederlage aus, die der 
Monopolbourgeoisie mit dem Ergebnis des zweiten Weltkriegs 
widerfahren war „...eines steht fest", sagte er, „das ist sicher 
nicht das befreite Europa, für dessen Aufbau wir gekämpft ha- 
ben." Und drängend erklärte er: „Wir können es uns nicht leisten, 
mit einer knappen Überlegenheit an Macht zufrieden zu sein." 
Die einzige Hoffnung sah der Redner darin, „die brüderliche Ver- 
einigung der englischsprechenden Völker" herbeizufühen. 


Hier sprach nicht nur der Privatmann. Hier biederte sich der 
geschwächte britische Imperialismus bei den USA an. Chur- 
chill forderte eine ständige militärische Allianz zwischen Groß- 
britannien und den USA. Auf der Basis des atomaren Mono- 
pols und des Militärbündnisses beider Länder glaubte er, Kraft 
genug entwickeln zu können, um den Sozialismus zurückzurol- 
len und die übrige Welt das Fürchten zu lehren. 
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Truman, der höchste Amtsträger in dieser Runde, hielt seine 
Zeit noch nicht für gekommen, so offen feindlich gegen den 
Kriegspartner UdSSR aufzutreten. Er überließ das dem Privat- 
mann Churchill. 

Die Reaktion der UdSSR und die anderer Völker auf diese Rede 
in Fulton war äußerst heftig. Stalin ließ am 13. März in der 
„Prawda" erklären, daß es doch eigentlich nur ein geringer Unter- 
schied sei, ob man, wie Hitler, die Hegemonie der Welt für die 
arische Rasse in Anspruch nehme oder für die englischsprechen- 
den Völker. 

Truman log, als er behauptete, daß er den Text der Rede vor- 
her nicht gekannt habe. Seine Mutter und seine Schwester ließ er 
jedoch wissen: „Ich glaube, sie hat etwas Gutes bewirkt, obgleich 
ich noch nicht bereit bin, W. Churchills Rede zu unterschreiben." 

Churchills Kommentar: „Der Präsident hieß den Entwurf, den 
ich ihm von meiner Botschaft vorlegte, gut." Sechs Monate nach 
Fulton ermittelte eine Umfrage in den USA: Für eine Fortsetzung 
der Allianz mit Rußland sind von bisher 55 Prozent jetzt nur noch 
38 Prozent der USA-Bürger. 

Churchill hatte den Prolog zum kalten Krieg gesprochen. Jetzt 
war die UdSSR öffentlich zum Feind erklärt worden. Der reaktio- 
näre USA-Historiker Halle sagte: „Diese Rede schockierte die Öf- 
fentlichkeit, weil sie so offen und ausdrücklich auf Rußland Be- 
zug nahm." 

Wenige dachten in diesen Tagen daran, wer dieser Redner ei- 
gentlich war. Churchill ist sein Leben lang ein ewiger Verlierer ge- 
blieben. 

1917 war die Revolution in Rußland nicht, wie er es sich ge- 
wünscht hatte, in der Wiege erstickt worden. 

1921 erlitt er mit seiner ausgeklügelten Intervention gegen So- 
wjetrußland Schiffbruch. 

1941 mußte er sich bei Strafe des Untergangs Englands mit der 
UdSSR verbünden. Die Nazis hatten in seinen Augen versagt, sie 
waren nicht Sieger gegen die UdSSR geworden. 

Und 1945 konnte sich Churchill weder mit seiner Absicht durch- 
setzen, Polen in britische Abhängigkeit zu bringen und es gegen 
die Sowjetunion zu orientieren, noch verhindern, daß so viele 
Länder vom kapitalistischen Lager abfielen. Möglich, daß es so 
etwas wie Torschlußpanik war, noch einmal, nun zur letzten 
Schlacht, mobil zu machen. Mit Atombomben sollte alles nach- 
geholt werden, was bisher nicht geklappt hatte. 


Den kalten Krieg hat Churchill tatsächlich mit seinem Auftritt 


in Fulton eingeleitet; daß kein dritter Weltkrieg daraus wurde, 
daran hat er keinen Anteil. 
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Die Eiszeit 


Am Weihnachtstag des Jahres 1946 erhält der General im Ruhe- 
stand, Marshall, unerwartet Besuch. Ärgerlich über die Störung 
des Familienfestes, will er den Gast schnell abfertigen. Der 
macht es ihm leicht. Als Kurier des USA-Präsidenten übergibt er 
ihm lediglich einen Brief von Truman. Es sind nur wenige Zeilen. 
Er brauche ihn dringend in Washington, hieß es, und hoffe, ihn zu 
Beginn des Jahres im Weißen Haus zu sehen. Wenige Wochen 
später sitzt Marshall seinem Präsidenten gegenüber. 

Der Fünfsternegeneral soll Außenminister der USA werden. 
Das hatte es in den Vereinigten Staaten noch nicht gegeben. Bis 
zu dieser Zeit verwalteten stets Zivilisten dieses Amt. Wer ist die- 
ser General Marshall, daß für ihn Traditionen verletzt werden? 

Von ihm ist die Kriegführung der USA wesentlich bestimmt 
worden. Aus Gesundheitsgründen trat der Generalstabschef der 
US-Army 1945 in den Ruhestand. Marshall, der sich als unpoli- 
tisch bezeichnete und es immer abgelehnt hatte, sich an Wahlen 
zu beteiligen, gab 1945 seinem Abschlußbericht den Titel: „Willst 
du den Frieden, so rüste zum Krieg". Anfang 1947 erhoben die 
Führer der USA diesen dubiosen Titel geringfügig geändert zur 
Staatsdoktrin. Ihr Kredo lautete nun: Rede vom Frieden, aber rü- 
ste zum Krieg. Diese Politik kurze Zeit nach dem Ende des zwei- 
ten Weltkriegs durchzusetzen schien nicht einfach. Der bisherige 
Außenminister der USA, Byrnes, scheiterte daran. Seine Auftrag- 
geber hatten ihm ihr Vertrauen entzogen, und nun sollte ein Mili- 
tär die Außenpolitik der USA generalstabsmäßig planen und füh- 
ren. Marshall hatte seine Vorgesetzten noch nie enttäuscht. 

Diesem Wechsel im Außenministerium gingen lange, heftige 
Debatten voraus. Der Kern aller Strategiediskussionen zwischen 
Truman, seinen Beratern und einer großen Lobby gipfelten in der 
Erkenntnis, daß die USA zwar die stärkste kapitalistische Macht 
der Erde waren, aber es nicht erreicht hatten, für die ganze Welt 
die „Nummer 1" zu sein. 

An Ideen mangelte es nicht, diesen Widerspruch zu lösen. Doch 
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praktisch änderte sich nichts. Die Existenz zweier entgegengesetz- 
ter Gesellschaftssysteme mußten inzwischen auch politische Igno- 
ranten in den USA zur Kenntnis nehmen. Doch abfinden wollten 
sie sich damit nicht. Noch immer hielt man den Zuwachs an So- 
zialismus für revidierbar. Doch die Macht des Imperialismus 
reichte nicht aus, den Sozialismus dort, wo er schon Fuß gefaßt 
hatte, sofort wieder zu beseitigen. Der Stellvertreter des USA- 
Außenministers, Dean Acheson, gab es unumwunden zu: „Es war 
töricht, anzunehmen, daß wir in Rumänien, Bulgarien oder Polen 
wirkungsvoll etwas unternehmen könnten. Das ist unmöglich. In 
diesem Gebiet hat Rußland die materielle Macht. Wir sind davon 
ausgeschlossen. Es gibt andere Gebiete, in denen wir wirkungs- 
voll eingreifen können." 

Der Begriff vom Eindämmen kam ins Gespräch. Obwohl es un- 
real war, zu dieser Zeit an die territoriale Ausweitung der Macht 
des Sozialismus zu denken, machten reaktionäre Politiker der 
USA diese Mutmaßung zu ihrer fixen Idee und begannen, sie als 
gegenwärtige „kommunistische Gefahr" zu propagieren. Dahin- 
ter verbarg sich folgende Konsequenz: Sichteten die USA in ir- 
gendeinem bürgerlichen Staat eine „kommunistische Gefahr", so 
konnten sie sich entweder als „Beschützer vor dem Kommunis- 
mus" ins Land rufen lassen oder selbst bestimmen, welchem 
Staat Gefahr drohe, um dort einzumarschieren. Die Sache hatte 
am Anfang nur den Haken: Wie erklärt man solche aggressive 
Politik dem eigenen Volk? Der Untersekretär im US-Außenmini- 
sterium, John Hildring, hatte schon im Dezember 1946 geklagt, 
die größte Sorge des Außenministeriums sei „der Unwille unse- 
res Volkes, auf der internationalen Bühne zu verbleiben", und 
seine offensichtliche Abneigung, „politische, finanzielle und per- 
sönliche Opfer zu bringen". Truman machte diese Erfahrung 
selbst, als er im Frühjahr 1946 eine Anleihe für Großbritannien 
durchsetzen wollte. Der Kongreß erkannte ökonomische Gründe 
für den Kredit nicht an. Als die Sache aber zu Hilfsgeldern für den 
Schutz Großbritanniens vor dem Kommunismus aufgebauscht 
wurde, stimmten die Abgeordneten zu. Die Präsidentenberater 
taktierten aber noch. Sie empfahlen, erst das Startzeichen zur 
Politik der Eindämmung zu geben, wenn sich die Möglichkeit er- 
gebe, aus einem Ereignis eine handfeste Story zu basteln, die 
eine Welle des militanten Antikommunismus auslösen konnte. 
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Großbritannien ist pleite 


Am 21. Januar 1947 trat der neue Außenminister Marshall in Ak- 
tion. Wie so oft im Leben bot sich ein Zufall an. Die Begründung 
einer aggressiven Politik wurde ihm frei Haus geliefert. 

Am 21. Februar 1947 übergeben die Briten im USA-Außenmini- 
sterium zwei Noten. Sie enthalten kommentarlos die Nachricht, 
daß Großbritannien vom 31. März an die Finanzierung seiner 
Truppen in Griechenland und Hilfslieferungen an die Türkei nicht 
mehr fortsetzen kann. 

Alles deutet darauf hin: Großbritannien ist pleite. Wo ist die 
Weltmacht der Pax Britannica geblieben? Fast hundertfünfzig 
Jahre war das Imperium Großbritannien die größte Macht der 
Welt gewesen. Von den Niederlagen, die der Kapitalismus mit 
den Ergebnissen des zweiten Weltkriegs hinnehmen mußte, ist 
Großbritannien stark getroffen. Es verliert nacheinander seine 
Kolonien, darunter riesige Länder wie Indien. Seine Führungsrolle 
ist schon lange auf den USA-Imperialismus übergegangen. 

Im Winter 1946/47 kämpfte Großbritannien auf seinen Inseln nur 
noch um die nackte Existenz. Schneestürme, wie man sie seit 
fünfzig Jahren nicht mehr erlebt hatte, legten das Land völlig 
lahm. Kohlemangel zwang Fabriken zu schließen, die Stromver- 
sorgung brach zeitweilig zusammen, Nahrungsmittel wurden 
streng rationier, und fünf Millionen Arbeiter lagen auf der 
Straße. Der finanzielle Ruin ließ die einsatzfähige Flotte der einst 
größten Seemacht der Welt auf sage und schreibe einen Kreuzer 
und vier Zerstörer schrumpfen. 

Die Fachleute im Außenministerium der USA kannten die pre- 
käre Lage Großbritanniens, trotzdem schienen auch sie vom 
Tempo des Niedergangs überrascht. Die Möglichkeit, das Erbe 
der Briten in Griechenland und der Türkei antreten zu können, 
war bis dahin nicht Öffentlich erwogen worden, aber zugreifen 
wollte man auf jeden Fall. 38 Tage blieb Zeit zur Übernahme. Ge- 
grübelt hatte Präsident Truman schon seit einem Jahr, wie er der 
Öffentlichkeit seine Weitsicht unterjubeln könne. Arthur Krock, 
der gutunterrichtete Washingtoner Leitartikler der „The New York 
Times" schrieb am 23. März 1947: „Truman entschloß sich da- 
mals, bei passender Gelegenheit, die neue Doktrin zu verkünden. 
Verschiedene Male glaubte er, die Zeit sei gekommen, doch je- 
desmal konnten einige seiner einflußreichen Berater ihn davon 
abbringen." Jetzt schien die Zeit reif. 
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„Der Friedenswille Mister Trumans“ 
Karikatur aus der sowjetischen Zeitschrift „Krokodil“ 


Trumans Erklärung war so schlicht wie sein Gemüt, aber sie 
wirkte. Er teilte die Welt in Gut und Böse. Und er lieferte die 
Sprachregelung gleich mit. Die sozialistischen Staaten galten 
fortan als die Diktaturen, die kapitalistischen Staaten als die 
Demokratien. Friedliche Koexistenz schloß dieses Modell von 
vornherein aus. Schließlich wollten die USA einen Kreuzzug 
gegen das Böse führen. 


Großbritanniens Desaster in Griechenland und der Türkei sah 
Truman als die große Gelegenheit, seinem „Kampf zweier Wel- 
ten" eine reale politische Gestalt zu geben. Als ihm während 
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einer Beratung sein Mitarbeiter Mark Ethridge einen Zettel 
zuschob, der dessen persönliche Meinung enthielt: „Die Sowjets 
sehen Griechenland als reife Pflaume an, die in wenigen Wochen 
in ihre Hände fallen wird", war Truman endgültig sachlichen Ar- 
gumenten nicht mehr zugänglich. Clark Clifford wurde von ihm 
mit der Ausarbeitung einer globalen antikommunistischen Politik 
beauftragt. Das Ziel: Gedeckt als Konkursverwalter Großbritan- 
niens in der Türkei und in Griechenland, wollten sie nicht nur 
diese zwei Länder vereinnahmen, sondern sie planten auch einen 
Anschlag auf die Souveränität vieler Staaten. 


Was machte Griechenland zum Idealfall für die USA? Anfang 
1947 war Griechenland ein einziges Schlachtfeld. In ihren Kolo- 
nien konnten die Briten nicht schlimmer gehaust haben als dort. 
Während des zweiten Weltkriegs war das Land von faschisti- 
schen Truppen Deutschlands und Italiens besetzt gewesen. Die 
Hauptlast des Kampfes gegen die Eindringlinge hatte das griechi- 
sche Volk getragen. Als die Faschisten 1944 vertrieben waren und 
die Briten verabredungsgemäß einzogen, verwalteten die Organi- 
sationen der Widerstandskämpfer und Partisanen das ganze 
Land. Mit den Briten kamen auch griechische Politiker und Mili- 
tärs aus dem Exil zurück. Sie begannen mit Hilfe der Besatzer so- 
fort alle demokratischen Regeln der Verwaltung Griechenlands, 
die seit der Befreiung von den griechischen Patrioten eingeführt 
worden war, aufzuheben und terrorisierten die Widerstands- 
kämpfer. Im Dezember 1944 eröffnete die Polizei während einer 
Demonstration grundlos das Feuer auf die Athener. Als die sich 
zur Wehr setzten, griff die britische Armee mit Waffengewalt ein 
und richtete ein Blutbad an. Jahrelang erlebte Griechenland sol- 
che bewaffneten Auseinandersetzungen. Die Briten waren nicht 
bereit, Vertreter der Widerstandskämpfer und Partisanen an der 
Regierung zu beteiligen. Es kam zu einer manipulierten Wahl und 
einer Politik, die die Befreier Griechenlands zu kriminalisieren ver- 
suchte, während gleichzeitig Kollaborateure, Monarchisten und 
andere Reaktionäre den Staatsapparat und die Wirtschaft wieder 
beherrschten. Korruption, Unterdrückung der bürgerlichen Frei- 
heiten, wirtschaftliches und finanzielles Chaos, Schwarzmärkte 
und immer wieder Morde an Demokraten gehörten zum Alltag 
imperialistischer Politik der Briten in Griechenland. 

Als 1946 ein regelrechter Vernichtungsfeldzug gegen fort- 
schrittiiche Bürger begann, löste das den Bürgerkrieg im Lande 
aus. Sehr schnell schieden sich die Fronten. In den Städten 
herrschte das Militär der Briten und der korrupten griechischen 
Regierung, und auf dem Lande behaupteten die Patrioten des an- 
tifaschistischen Widerstands die Macht. 

Die Kommunisten als konsequentester Teil dieser Volksbewe- 
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gung wurden erbarmungslos verfolgt. Das Griechenland von 1947 
nutzte Truman schamlos aus, um die Machtausweitung der USA 
als antikommunistischen Abwehrkampf ausgeben zu können. 

Für den Ernstfall offener Feindschaft gegenüber der UdSSR 
hatte es 1946 schon zwei Proben gegeben: die Irankrise und die 
Mittelmeerprovokation. 

Jetzt waren in der Administration der USA die Würfel gefallen: 


Truman erklärte den kalten Krieg zur offiziellen Linie amerika- 
nischer Außenpolitik und verwarf damit die Prinzipien der Anti- 
hitlerkoalition. 


Als er am 12. März 1947 vor die Vollversammlung des Kongres- 
ses trat, um die „historische Mission" der USA zu verkünden, al- 
len ‚freien Völkern" Hilfe zu gewähren, war das Schicksal Grie- 
chenlands und der Türkei für Jahrzehnte besiegelt. Anderen Völ- 
kern erging es ähnlich. Vom Kongreß erhoffte Truman ursprüng- 
lich nur die 400 Millionen Dollar für die Militär- und Wirtschafts- 
hilfe an Griechenland und die Türkei. Dann überlegte er es sich 
aber anders, er verlangte mehr. Seine künftige Politik sollte nicht 
an Geldbewilligungen scheitern, und er malte in Schwarz-Weiß ein 
Bild der Welt von 1947, so daß die Abgeordneten nicht nur die 
Dollars, sondern auch sein ganzes aggressives Programm billig- 
ten, das als Truman-Doktrin bekanntgeworden ist. Ein Viertel der 
Senatoren (23) und der Abgeordneten (107) wollten Truman nicht 
folgen und stimmten gegen seine Anträge. Trumans Anhänger 
sahen als Grund dafür, daß der Präsident nicht zündend genug 
gesprochen habe. Ob die Verweigerer nicht gerade diejenigen 
waren, die das Zündende der Truman-Doktrin erahnt hatten? 

Mit der Truman-Doktrin begannen die amerikanischen Führer 
eine ganz andere politische Richtung einzuschlagen. Grundlagen 
der Politik waren jetzt Eindämmung, Intervention, militärische 
Stärke. Die aggressivsten und reaktionärsten imperialistischen 
Kräfte betrieben nun eine Politik gegen die sozialistischen und 
antiimperialistischen Staaten zur Vorbereitung und Entfesselung 
von Aggressionen. 

Wie legten nun die USA die bewilligten Dollars nach der Ablö- 
sung Großbritanniens in Griechenland an? 

Als der Leiter der USA-Preiskontrollbehörde am Jahresende 
eine Wirtschaftsprüfung in Athen vornahm, äußerte er: „Nach 
westlichen Begriffen existiert hier gar kein Staat. Wir haben es 
hier mit einer lockeren Hierarchie individualistischer Politiker zu 
tun, von denen einer schlimmer als der andere ist und die so mit 
ihren eigenen Machtkämpfen beschäftigt sind, daß sie keine Zeit 
haben, eine Wirtschaftspolitik zu entwickeln, selbst wenn sie 
dazu die Fähigkeit besäßen." 
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Die erste praktische Anwendung der Truman-Doktrin bestand 
in der Niederwerfung der griechischen Volksbewegung. Dafür ga- 
ben die USA Geld und Waffen. Im ersten Anlauf war dieses Ziel 
aber nicht erreichbar, und in den USA wurde erwogen, statt eini- 
gen hundert Militärberatern amerikanische Truppen nach Grie- 
chenland zu entsenden. Doch die Militärs verfügten über andere 
zündende Ideen. Das in den USA neuentwickelte, bis dahin aber 
noch nie praktisch gegen Menschen angewendete Napalm woll- 
ten sie endlich einmal testen. Viele griechische Kämpfer fielen 
dieser fürchterlichen Waffe zum Opfer. Die Bedingungen des Wi- 
derstands wurden schwerer und gefährlicher. Trotzdem brauch- 
ten die USA und ihre Helfer in Griechenland noch zwei Jahre, um 
die Volksbewegung auszubrennen. 

Zwei Wochen nach Trumans Rede vor dem Kongreß berichtet 
die Zeitschrift „Aviation Week": „Die einzig sichtbare Widerspie- 
gelung der internationalen Lage in der Flugzeugindustrie war ein 
plötzliches Anwachsen der Aktivität in Boeingfabriken von Kansas." 

Wenige Wochen später stellte die großbürgerliche Wirtschafts- 
zeitung „Business Week" fest: „Zum erstenmal seit Kriegsende 
ist die Luftfahrtindustrie aus den roten Zahlen heraus. Letzte Wo- 
che wurden von Marine und Luftwaffe große militärische Auf- 
träge vergeben." (Napalm wird nur von Flugzeugen aus eingesetzt.) 

Der Zusammenhang zwischen diesen Meldungen, der Truman- 
Doktrin und der Wahl des Generals Marshall zum Außenminister 
der USA ist unübersehbar. 


Das große Geschäft 


Ende der fünfziger Jahre reichte man in der Geldmetropole 
Frankfurt am Main eine Spendenliste mit spitzen Fingern herum. 
Ein Mann sollte geehrt werden, der von seinem Präsidenten als 
größter lebender Amerikaner und größter Militär der Geschichte 
bezeichnet wurde. Immerhin hatte auch er den Friedensnobel- 
preis erhalten, zusammen und geteilt mit Albert Schweitzer. Er 
schien also eingereiht in die Schar der Wohltäter der Mensch- 
heit. 

Doch die Inhaber von Firmen und die Direktoren der Banken 
zeigten sich wenig spendabel. Schließlich macht die Stadt Frank- 
furt und das Land Hessen 200.000 DM aus Steuermitteln locker, 
um überhaupt die 400.000 DM für ein geplantes Denkmal zusam- 
menzubekommen. 
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Jahre später weihten Unverdrossene am Opernplatz Frankfurts 
unter alten Bäumen neben dem amerikanischen Handelszentrum 
das Denkmal ein. 

Es war ein Brunnen, aus dessen Mitte eine kräftige Fontäne 
quoll, die sich mit fünfzig kleineren Strahlen, die Staaten der 
USA symbolisierend, vereinigte. Das Wasser besprühte drei lie- 
gende Grazien. Inzwischen hat sich dort schon alles in seine Be- 
standteile aufgelöst. Im Jahr 1963 war es das erste Denkmal in 
Europa, und es ist wohl auch das einzige geblieben, das dem Au- 
Renminister der USA, George Catlett Marshall, gewidmet wurde. 

Auch mit dessen Namen ist verbunden, daß in Westdeutsch- 
land und darüber hinaus in ganz Westeuropa nach 1945 verhin- 
dert wurde, Privateigentum an Produktionsmitteln zu enteignen. 
Wäre das nicht ein Grund gewesen, in Frankfurt tiefer in die Kon- 
zerntaschen zu greifen und das Denkmal, wenn nötig, auch zu 
vergolden? Wer die Großen des Geldes und der Industrie für erin- 
nerungsduselige Leute hält, irrt. 

Als das Denkmal entstehen sollte, war die Konkurrenz zwi- 
schen den „Geschäftspartnern" USA und BRD schon wieder so 
weit entwickelt, daß Gefühle des Dankes für westdeutsche Kapi- 
taleigner geschäftsschädigend hätten wirken können. 

Als der zweite Weltkrieg zu Ende ging, war in Europa eine völlig 
neue, bisher einmalige Lage entstanden. In den Ländern Osteuro- 
pas hatte man begonnen, Fabriken, Banken und den Boden in 
Volkseigentum zu überführen. In diesen Ländern regierten Koali- 
tionen von patriotisch gesinnten Demokraten, Sozialisten und 
Kommunisten. 

In den übrigen europäischen Ländern änderten sich jedoch we- 
der die Besitz- noch die Machtverhältnisse. 

Zwar verloren die Besitzer großer Betriebe und Banken samt ih- 
ren Politikern in der Öffentlichkeit viel an Ansehen. Schließlich 
hatten sie mit den Faschisten zusammengearbeitet beziehungs- 
weise waren selbst als Faschisten aktiv geworden. Zwar stellte 
die Arbeiterklasse dieser Länder auch durch ihre Gewerkschaften 
Forderungen zur Enteignung. In mehreren Ländern wie in Frank- 
reich, Italien und Belgien gehörten sogar Kommunisten den je- 
weiligen Regierungen an. 


Doch die USA stabilisierten mit den ihnen zur Verfügung stehen- 
den Mitteln ihren Einfluß. Sie wollten nicht nur Westeuropa 
dem Imperialismus erhalten, sondern gleichzeitig eine wich- 
tige Operationsbasis schaffen, um in ganz Europa die Ergeb- 
nisse des zweiten Weltkriegs rückgängig zu machen. 


Ein Programm wie den Marshallplan konnte man damals noch 
nicht offen als Mittel zur Bekämpfung des Sozialismus anbieten. 
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Verpackt als Hilfe zur Beseitigung des wirtschaftlichen Desasters 
in Europa und mit einer demokratischen Schleife versehen, war 
sogar mit Beifall zu rechnen. Der politische Planungsstab der 
USA erklärte dazu: „Die Absichten der USA könnten sonst sehr 
ungünstig aufgenommen werden." 

Die Kriegszerstörungen zu beseitigen war in allen Ländern 
schwer und aufwendig. Überall fehlte es an Nahrungsmitteln, 
Wohnraum, Heizmaterialien, Rohstoffen und Konsumgütern. Be- 
auftragte der USA-Regierung bildeten sich in Europa ein genaues 
Urteil über die Lage. Sie malten in ihren Berichten ein düsteres 
Bild. Osteuropa war darin für den Kapitalismus erst einmal abge- 
schrieben. Das Resteuropa sahen sie wegen seiner Nähe zu den 
volksdemokratischen Staaten und seiner materiellen Notlage als 
sehr gefährdet an, in Kürze das Opfer innerer Unruhen zu wer- 
den. Die USA blieben diesen Tatsachen gegenüber nicht untätig. 
Schon seit 1944 waren Dollars in viele europäische Staaten ge- 
flossen, verknüpft mit der Hoffnung, die Empfänger würden sich 
den USA gegenüber dankbar erweisen. 


Bezahlte Hilfe 


Es wurde nachgedacht in Washington, gerechnet und geknobelt, 
wie sich die „Hilfe" für Europa besser auszahlen könnte. Man ent- 
schied sich für die Idee, jedem Land Europas eine bestimmte 
Summe anzubieten, um Geben und Nehmen genau berechnen zu 
können. General Marshall als Außenminister der USA wüßte bes- 
ser als andere, welche Ziele der USA-Imperialismus in Europa 
verfolgte. Er änderte die Form der Hilfe und gab ihr dadurch sei- 
nen Namen. Marshall begnügte sich nicht mit diesem oder jenem 
Land Westeuropas, er wollte sie alle, und zwar zusammen und 
zugleich. Erst in dieser Potenz sollte das Europageschäft die er- 
hoffte Größe erreichen. Er wollte auch keine Angebote machen, 
die Europäer sollten gefälligst selbst um Hilfe bitten, die USA hät- 
ten dann immer das letzte Wort. 

In diesem Sinne erklärte Marshall: „Ich bin der Ansicht, daß die 
Initiative von Europa ausgehen muß. Zu gegebener Zeit ist es 
Aufgabe der Vereinigten Staaten, ein solches Programm, inso- 
weit als es für uns opportun ist, zu unterstützen." 

Als die Westeuropäer drei Monate später 29 Milliarden Dollar 
anforderten, kam prompt eine Ablehnung. Die Entscheidung lau- 
tete: höchstens 17 Milliarden Dollar und nicht mehr. Niemand wi- 
dersprach. Dabei hätten es sich die USA ein mehrfaches dieser 
Summe kosten lassen, in Europa Fuß zu fassen. Die „Stuttgarter 
Zeitung" (BRD) schrieb: „Wenn Europa dem Kommunismus nicht 
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An der Marshallplan-Konferenz im Quay d'Orsay in Paris nahmen 16 Staa- 
ten teil. 


als reife Frucht in den Schoß fallen sollte, müßten rasche und 
drastische Maßnahmen zu seiner wirtschaftlichen Erholung er- 
griffen werden." 

Daß bei dieser Aktion auch gründlich ans eigene Geschäftema- 
chen gedacht wurde, war für die Vertreter der Vereinigten Staa- 
ten eine Selbstverständlichkeit. Auszahlen mußte es sich auch in 
Dollars. 


Paul Hoffmann, den die USA als ihren Vertrauten und Bevoll- 
mächtigten 18 Ländern Europas vor die Nase gesetzt hatten, 
um den Ablauf des Marshallplans zu überwachen, erklärte: 
„Das größte Geschäft, das die USA jemals gemacht haben, ist 
der Marshallplan." 


Immerhin handelte es sich doch um den indirekten Erwerb der 
einen Hälfte Europas und das sowohl wirtschaftlich und militä- 
risch als auch politisch. 

Der Marshallplan war 1948 gerade angelaufen, da kam es in 
Westdeutschland zu einem Zwischenfall. In Erlangen besuchte 
der Verwaltungsdirektor für die Wirtschaft der amerikanischen 
und britischen Besatzungszonen, Dr. Johannes Semmler, eine 
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Parteiversammlung der CSU. Als er dort für den Zustand der 
Wirtschaft kritisiert wurde, wehrte er sich mit folgender Erklä- 
rung: „Die Importe, die jetzt hereinkommen, darf Deutschland lei- 
der nicht selbst kaufen. Man hat Mais geschickt und Hühnerfut- 
ter, wofür Deutschland teuer bezahlt. Geschenkt wird Deutsch- 
land nichts, sondern es muß in Dollar aus deutscher Arbeit und 
deutschen Exporten dafür bezahlen und sich noch dafür bedan- 
ken. Es ist an der Zeit, daß deutsche Politiker darauf verzichten, 
sich für diese Ernährungszuschüsse zu bedanken." 

Zwei Tage später nennt die amerikanische Militärregierung 
Semmler einen verdammten Erzlügner und setzt ihn kurzerhand 
ab. Zwar war er nicht von ihnen eingesetzt worden, sondern hatte 
eine Wahlfunktion, aber die Militärs focht das nicht an. Über 
Nacht war Semmler ein populärer Mann, er hatte über den Mar- 
shallplan die Wahrheit gesagt. 

Geliefert wurde nicht das, was man in Westeuropa dringend 
brauchte, sondern was die USA loswerden wollten. Statt Maschi- 
nen, um die eigene Produktion entwickeln zu können, schickte 
man Fertigprodukte, statt Landmaschinen Getreide. Dabei konnte 
alles in Europa viel billiger hergestellt oder auf dem Weltmarkt 
eingekauft werden. 50 Prozent aller Hilfsgüter durften nur von 
USA-Schiffen transportiert werden. Pläne zur Errichtung von Erd- 
ölraffinerien wurden nicht genehmigt, statt dessen mußte Öl von 
USA-Firmen zu überhöhten Preisen eingeführt werden. Statt der 
gewünschten 65.000 Traktoren kamen 20.000 an. Dafür schickte 
man 65.000 LKWs, die niemand bestellt hatte. An der Spitze der 


Reklame für den Marshallplan, in der BRD aber 2 Millionen Arbeitslose 
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Lebensmiittellieferungen standen Erdnüsse und Trockenobst. Das 
Ergebnis: ein Ansteigen der Arbeitslosigkeit, von einer Million auf 
vier Millionen in den Marshallplanländern; steigende Steuern und 
der Ruin vieler Bauern und zahlreicher Mittelbetriebe zählten zu 
den Folgen. Auf Kosten amerikanischer und europäischer Steuer- 
zahler lavierte sich der USA-Imperialismus dadurch aus einer sei- 
ner Nachkriegskrisen heraus und wurde noch mächtiger. 

Professor Renate Riemeck, eine streitbare Demokratin aus der 
BRD, schrieb dazu: 


„Hätten die Amerikaner den westlichen Besatzungszonen 
wirklich helfen wollen, so hätten sie den Westdeutschen für 
die Anlaufzeit des wirtschaftlichen Wiederaufbaus die Bezah- 
lung von Rohstoffen und Lebensmitteln aus den deutschen 
Auslandsguthaben gestatten oder den Zehnmilliardengegen- 
wert für die weggenommenen Patente in Anrechnung bringen 
können. Westdeutschland war des Marshallplans nicht bedürftig, 
um aus seiner Notlage herauszukommen. Die Amerikaner 
brauchten ihn. Sie brauchten ihn, um Europa in zwei Blöcke 
spalten und den kalten Krieg eröffnen zu können." 


Die Vertreter des westdeutschen Imperialismus haben kaum 
Anstoß daran genommen, wie brutal ihre Klassengenossen aus 
den USA ein profitables Geschäft mit der „Hilfe" organisiert hat- 
ten. Für sie zählte der Erhalt ihrer eigenen Positionen. „Life" kom- 
mentierte 1948: 


„Mit dem Marshallplan wird der Kapitalist wieder seinen Platz 
an der Sonne erhalten." 


Es gab aber noch ein paar Hindernisse. 

Der Präsidentenberater Harriman schrieb 1949 an Truman: „Die 
Kommunistischen Parteien sowohl in Italien als auch in Frank- 
reich waren sehr stark, und ich vermute, daß es ihnen gelungen 
wäre, nach dem Krieg die Macht zu übernehmen, wenn der Mar- 
shallplan nicht gewesen wäre." 

Es hat keiner der Marshallstrategen abgewartet, welche Effek- 
tivität die Kommunisten Frankreichs und Italiens in der Regierung 
hätten erreichen können. Schon vor dem Abschluß des Marshall- 
plans mußten sie bereits von ihren Ministerposten entfernt sein. 

Offiziell war des Öfteren erklärt worden, der Marshallplan 
stünde ausnahmslos allen Ländern Europas offen. Wie verträgt 
sich das mit der Wahrheit? 

Anfang April 1947 bestätigten die Vereinigten Staatschefs der 
USA ein streng geheimes Dokument, dessen Inhalt Jahre später 
bekannt geworden ist. Es enthielt Weisungen zur amerikanischen 
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Unterstützung anderer Länder. Ein Satz darin lautete: „Die wich- 
tigste Regel für Unterstützungsmaßnahmen sollte sein, daß die 
UdSSR und jedes heute unter ihrer Kontrolle befindliche Land ge- 
zielt von einer Hilfe ausgeschlossen werden sollte." 

Trotzdem hatte die UdSSR für den Juni 1947 eine Einladung er- 
halten, in Paris an Beratungen über den Marshallplan teilzuneh- 
men. Hatten drei Monate ausgereicht, den törichten Boykott zu- 
rückzunehmen? 


Maske der Barmherzigkeit 


Der sowjetische Außenminister reiste nach Frankreich und erfuhr 
dort die Teilnanmebedingungen für die Marshallplanhilfe: „Jedes 
Land muß das weiterproduzieren, was es am besten produziert." 
Im Klartext hieß das, Westeuropa stellt Industriegüter her, Ost- 
europa bleibt die Kornkammer. Keine Industrialisierung in Polen, 
Ungarn, Rumänien, Jugoslawien und Albanien. Die Abhängigkeit 
der Volksdemokratien von den kapitalistischen Ländern wäre per- 
fekt gewesen. Der Gegenvorschlag der Sowjetunion, daß jedes 
Land eine Liste seiner Bedürfnisse aufstellt und dann die USA um 
Hilfe dafür bittet, wurde in Paris abgelehnt. Die UdSSR und ihre 
Verbündeten lehnten unter diesen Bedingungen die Teilnahme 
am Marshallplan ab. 

Trotzdem wollten USA-Politiker, daß wenigstens einige Staa- 
ten Osteuropas für die Teilnahme am Marshallplan zu gewinnen 
gewesen wären. Yergin brachte es auf den Punkt: „Der Marshall- 
plan stellte die letzte große Bemühung dar, den mächtigen und 
attraktiven Magnetismus der amerikanischen Wirtschaft einzu- 
setzen, um diese Länder dem sowjetischen Einflußbereich zu ent- 
reißen." Im vertrauten Kreis antwortete Marshall, nach der Betei- 
ligung der UdSSR gefragt: „No, it is for the west". 


Was ist, was war der Marshallplan? 

Es war für den USA-Imperialismus die verdeckte Form der Er- 
oberung Europas. Das neue Kräfteverhältnis zwischen Kapita- 
lismus und Sozialismus stoppte aber diese Offensive an der 
Grenze zu Osteuropa. 
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„Sie spielten und verloren“ 


Im Jahr 1978 druckt die großbürgerliche „Frankfurter Allgemeine 
Zeitung" den Satz: „Anfang September 1947 gingen die Nicht- 
kommunisten in der CSR zur Offensive über — zu spät, zu zö- 
gernd, zu improvisiert." 

Bis zu diesem Zeitpunkt verbreiteten bürgerliche Politiker und 
Historiker unentwegt die Lüge, 1948 hätten die Kommunisten der 
Tschechoslowakei gegen die Regierung geputscht und einen ge- 
waltsamen Umsturz vollzogen. Welche Ereignisse sind gemeint? 

Am 20. Februar 1948 lassen einige Vertreter verschiedener bür- 
gerlicher Parteien eine Sitzung der CSR-Regierung platzen. Sie 
verweigern ihre Mitarbeit. Stunden später bieten 12 Minister dem 
Staatspräsidenten ihren Rücktritt an. Eine Krise der Regierung ist 
damit öffentlich in Szene gesetzt. Für Präsident Edvard Benes 
soll dieser Vorfall nicht unerwartet gekommen sein. Er nahm die 
Demission zur Kenntnis, stimmte ihr aber nicht sofort zu. 

Im Jahr davor waren mit parlamentarischen Finessen und 
Tricks der Bürgerlichen in Frankreich und Italien bereits alle Kom- 
munisten aus den Regierungen herausmanövriert worden. Ähnli- 
ches hofften Vertreter von bürgerlichen Parteien auch in der CSR 
zu erreichen. Für das Ziel, die CSR an Westeuropa anzuschlie- 
Ren, riskierten sie jede Gemeinheit. So hatten die Reaktionärsten 
unter ihnen den bewaffneten Konflikt, den Bürgerkrieg und auch 
die militärische Intervention imperialistischer Staaten nicht aus- 
geschlossen. 

Als letzten verzweifelten Versuch, die Macht mit einem An- 
schein von Legalität an sich zu reißen, entschieden sie sich für 
eine Regierungskrise. Weil ihnen die ganze Richtung demokrati- 
scher Entwicklungen in der CSR zugunsten der Werktätigen nicht 
paßte, sollte das ein Signal für den Beginn konterrevolutionärer 
Aktionen sein. 

Durch diesen verdeckten Staatsstreich wollten sie die Regie- 
rung der Nationalen Front von innen heraus sprengen. Sollte der 
Präsident die Rücktritte nicht annehmen, so wollten sie den Rück- 
tritt des kommunistischen Ministerpräsidenten erzwingen und 
selbst die Regierung übernehmen. Tatsächlich zögerte der Präsi- 
dent tagelang seine Entscheidung hinaus. Diese abwartende Hal- 
tung bestärkte nur die reaktionären Kräfte, und sie begannen be- 
reits illegale Aktionen zur Machtübernahme. 

Nach 25 Jahren erkennt ein englischer Historiker Öffentlich an: 
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„Der Einfall der bürgerlichen Politiker, mit ihrem demonstrativen 
Schritt die Kommunisten überspielen zu können, erwies sich je- 
doch als Illusion. 

Alle Dokumente bestätigen, daß die kommunistische Partei die 
Regierungskrise nicht inszenierte, sondern durch sie überrascht 
wurde; einen solchen Dilettantismus hatte sie ihren Gegenspie- 
lern doch nicht zugetraut." 

Ein amerikanischer Publizist urteilte 1977 über die Konterrevo- 
lutionäre kurz und bündig: „Sie spielten und verloren!" 

Die Nachkriegsrepublik der Tschechoslowakei war 1945 aus 
dem nationalen Widerstand und Befreiungskampf von Patrioten 
geboren worden, denen die Sowjetarmee bei der Zerschlagung 
der faschistischen Armee aktive Hilfe geleistet hatte. 

Die Großbourgeoisie wurde nach der Befreiung politisch und 
ökonomisch entmachtet. Vertreter des Bürgertums, die nicht mit 
den Faschisten zusammengearbeitet hatten, erhielten einen Platz 
im demokratischen Bündnis der Patrioten und schufen sich auch 
eigene Parteien. Im August 1946 traten die Bürger der CSR an die 
Wahlurne. Zum erstenmal in der Geschichte der CSR konnte die 
Kommunistische Partei den Regierungschef stellen. Die Kommu- 
nisten bekamen die meisten Stimmen, doppelt soviel wie die 
nächststärkste Partei, die dafür den Staatspräsidenten stellte. 

Von 25 Ministern gehörten deshalb auch 7 der KP der CSR an. 
Diese Koalition aus verschiedenen Parteien regierte das Land. 
Meinungsverschiedenheiten konnten im Kabinett sachlich ausge- 
tragen oder übereinstimmend vertagt werden. Es war aber auch 
nicht zu übersehen, daß die Aktivitäten reaktionärer Kräfte in den 
bürgerlichen Parteien ständig Zunahmen. Noch traten sie nicht 
offen auf, sondern wirkten im Untergrund. Der Einfluß des Aus- 
lands blieb ebenfalls nicht ohne Wirkung. 


Während ein Freundschafts- und Beistandspakt mit der 
UdSSR, geschlossen 1943, dem Lande Sicherheit gab und sei- 
nen Eigenwert in der internationalen Politik erhöhte, war die 
USA-Politik gegenüber der CSR von gänzlich anderem For- 
mat. 


Kaum erfuhr Washington das demokratische Wahlergebnis zu- 
gunsten der Kommunisten, strich es den zugesagten Warenkredit 
in Höhe von 50 Millionen Dollar und brach die Verhandlungen 
über eine USA-Anleihe von 150 Millionen Dollar einfach ab. 
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Erpressung mit Weizen 


Die bürgerlichen Kräfte innerhalb der CSR sicherten sich von An- 
fang an starke, einflußreiche Positionen, die sie auch zäh vertei- 
digten. Sie beherrschten 63 Prozent der Textilindustrie, 50 Pro- 
zent der Papiererzeugung, 42 Prozent der Lederverarbeitung und 
85 Prozent der Lebensmittelindustrie. Auf dem Lande gab es 
16 000 Agrarkapitalisten mit jeweils mehr als 50 Hektar Boden- 
besitz. 

Kraft dieser wirtschaftlichen Potenz störten sie die Gesamt- 
entwicklung und sabotierten die Versorgung der Bevölkerung. 
Durch Spekulantentum, Warenhortung, Schwarzhandel, Devisen- 
schiebung und anderes schädigten sie den Staat, wo sie nur 
konnten. 

Im Sommer 1947 brachten die Bauern durch extreme Witte- 
rungsbedingungen eine schlechte Ernte ein. Bei Getreide wurden 
nur 63 Prozent und bei Kartoffeln nur 48 Prozent der erwarteten 
Erträge erreicht. Dringend wurden Lebensmittel gebraucht. Die 
USA machten von Getreidelieferungen eine Revision der politi- 
schen Verhältnisse in der CSR abhängig. Da sprang die UdSSR 
ein und schickte 600 000 Tonnen Getreide. Die Bevölkerung der 
CSR nahm diese solidarische Haltung der Sowjetunion mit gro- 
ßer Genugtuung auf, dem Antisowjetismus wurde noch aktiver 
entgegengetreten. 

Die Folgen der Ernteausfälle und der Wirtschaftssabotage der 
Bourgeoisie durften aber nicht die Werktätigen treffen. Deshalb 
traten die Kommunisten verstärkt im Winter 1947/48 für eine ge- 
rechte Verteilung ein. Eine Millionärsabgabe wurde vorgeschla- 
gen, die Nationalisierung aller Betriebe mit mehr als 50 Arbeitern, 
eine Einkommensänderung in der Verwaltung und eine Auswei- 
tung der Landreform. Die Mehrheit der Bevölkerung begrüßte 
diese Schritte und forderte ihre Realisierung. Politiker aus bürger- 
lichen Parteien, die darauf spekuliert hatten, im Wahljahr 1948 
über die Kommunisten zu siegen, weil sie den Nahrungsmiittel- 
mangel der Kommunistischen Partei anlasten wollten, sahen nun 
ihre Hoffnungen schwinden. Die sozial gerechten Maßnahmen 
zur Überwindung der Versorgungsmängel ließen die Verbunden- 
heit von Kommunistischer Partei und Werktätigen wachsen. Nun 
versuchte die Bourgeoisie, die Arbeit von Regierung und Parla- 
ment zu lähmen. Die Antwort der Demokraten und Patrioten im 
Lande erfolgte rasch. Von der Kommunistischen Partei geführt, 
griffen Millionen Bürger der CSR selbst aktiv in den Ablauf der Er- 
eignisse ein. 

Wie in ganz Mitteleuropa froren auch im Prag des Jahres 1948 
die Menschen. Klirrender Frost, der Mangel an Heizmaterial und 
ständiger Hunger bei minus 20 Grad dämpften den Lebensmut. 
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Arbeitermilizen auf dem Altstädter Ring in Prag helfen den konterrevolu- 
tionären Putsch zu verhindern. 


Trotzdem gingen die Menschen zu Zehntausenden auf die 
Straße, bewiesen Haltung, demonstrierten ihre Kraft. 

Ereignisse von großer Tragweite brachten ihr Vaterland in 
höchste Gefahr. 

Folgende Ereignisse liefen binnen weniger Tage ab: 


Erster Tag (20. Februar 1948) 

12 Minister bürgerlicher Parteien lösen durch ihren Rücktritt eine 
Regierungskrise aus; 

zweiter Tag (21. Februar 1948) 

Hunderttausende Bürger gehen in Städten und Ortschaften der 
CSR auf die Straße. Sie fordern die Annahme der Rücktrittsgesu- 
che und die Entfernung aller reaktionären Kräfte aus wichtigen 
Ämtern und Positionen; 

dritter Tag (22. Februar 1948) 

In Prag tritt der Kongreß der Betriebsräte mit 8000 Delegierten 
aus dem ganzen Land zusammen. Er stellt sich geschlossen hin- 
ter Ministerpräsident Klement Gottwald und unterstützt alle 
Schritte, den Kampf gegen die Reaktion bis zu Ende zu führen; 

vierter Tag (23. Februar 1948) 

300 Persönlichkeiten aus allen Bereichen des gesellschaftlichen 
Lebens treffen zur Vorbereitung einer erneuerten und erweiterten 
Nationalen Front zusammen. Die Armee erklärt vor diesem Gre- 
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Im ganzen Land wird der sofortige Rücktritt der reaktionären Politiker 
gefordert. 


mium ihre Treue zum Volk. Einige bürgerliche Parteien setzen 
sich mit reaktionären Mitgliedern auseinander und isolieren sie. 
Die Mehrheit erklärt, an den demokratischen Idealen festhalten 
zu wollen; 

fünfter Tag (24. Februar 1948) 

Punkt 12 Uhr rufen Fabriksirenen und ein Rundfunksignal zu ei- 
nem landesweiten Warnstreik. Für eine Stunde legen 2,5 Millio- 
nen Werktätige aus Protest gegen die Konterrevolutionäre die Ar- 
beit nieder; 

sechster Tag (25. Februar 1948) 

Präsident Benes nimmt die Mahnung der Arbeiterklasse ernst. 
Die Hoffnung der Reaktionäre erfüllt sich nicht. Der Präsident 
spricht die Entlassung der zurückgetretenen Minister aus und be- 
stätigt die neue Regierung unter Vorsitz des Kommunisten Kle- 
ment Gottwald. 

Am Abend kommt es auf dem Wenzelsplatz zu einer Kundge- 
bung mit über 200 000 Teilnehmern. Stürmisch begrüßen die Pra- 
ger auch Einheiten der bewaffneten Volksmiliz. Sie waren in den 
Tagen der Krise zum Schutz der volksdemokratischen Ordnung 


66 


geschaffen worden. Ihre Aufgaben zur Gewährleistung von Ruhe 
und Ordnung hatten sie vorbildlich erfüllt. 

Bis dahin teilte sich in der Tschechoslowakei die Arbeiterklasse 
und ihre Verbündeten mit einer Gruppe der Bourgeoisie die 
Macht. Nach dem Sieg im Februar gilt die Errichtung der allei- 
nigen politischen Macht der Arbeiterklasse und ihrer Verbündeten 
als vollzogen. Der Aufbau des Sozialismus konnte beginnen. 


Klement Gottwald erklärte am 17. November 1948: „Wir haben 
den Arbeitern im Februar gesagt: Es geht um alles, es besteht 
die Gefahr, daß die Nationalisierung rückgängig gemacht 
wird, daß die Kapitalisten zurückkehren. Die Arbeiter haben 
das begriffen. Sie schimpften zwar über vieles, als sie aber 
merkten, daß bestimmte Leute die Hände nach den Betrieben 
ausstreckten, die Nationalisierung, die Nationalausschüsse 
und ihre politische Macht antasten wollten, sagten sie wie ein 
Mann: ‚Hände weg!" 


Die Wut der Verlierer löste in Westeuropa eine Schmutzwelle 
von Verleumdungen aus: Von Blutvergießen war die Rede und 
von Unterdrückung der Freiheit, von einem Polizeistaat und von 


Präsident Benes gibt seine Zustimmung zur Bildung der Regierung der 
Nationalen Front durch Klement Gottwald. 
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einem Staatsstreich, einem kommunistischen natürlich. Der ein- 
zige Schuß, der ein „Blutvergießen“ zur Folge hatte, war zufällig 
ausgelöst worden, als eine Gruppe reaktionärer Studenten eine 
Kette Polizisten durchbrechen wollte. Ein Student erlitt dadurch 
eine leichte Verletzung. 

Welche Überwindung muß es gerade der großbürgerlichen 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung" gekostet haben, wenn auch 
erst nach 30 Jahren, zu erklären: „Lenken wir nicht von der Tatsa- 
che ab, daß auch ein großer Teil der Bevölkerung mit den Grund- 
zügen der neuen politischen Orientierung einverstanden war. 
Nach dem Trauma von München war das Pendel weit nach der 
anderen Seite ausgeschlagen: Die Westmächte und das eigene 
Bürgertum galten als diskreditiert... Als Fazit wäre also jenseits 
aller Legenden festzuhalten: kein anderes Land des späteren Ost- 
blocks war innerlich so reif für den Sozialismus wie die CSSR der 
ersten Nachkriegsjahre." 

Die Februarereignisse in der Tschechoslowakischen Republik 
lösten in Europa heftige politische Stürme aus. Während die 
Klassengenossen aus den volksdemokratischen Staaten ihrer 
Freude Ausdruck gaben, daß die Völker der CSR diese jähe 
Wende erfolgreich gemeistert hatten, trommelte die internatio- 
nale Reaktion mit Lügen und Verdrehungen zur Verurteilung der 
demokratischen Entscheidung in der CSR. 

Die imperialistischen Politiker in Westeuropa fühlten sich hart 
getroffen, denn sie hatten große Hoffnungen an einen Sieg in der 
CSR geknüpft. 

Klement Gottwald entlarvte diesen Propagandarummel als 
pure Heuchelei: „Worum ging es im Februar dieses Jahres? Es 
ging im wesentlichen um einen bewußt vorbereiteten Versuch 
der einheimischen und mit ihr verbündeten ausländischen Reak- 
tion, unsere volksdemokratischen Verhältnisse, unsere volksde- 
mokratische Ordnung zu stürzen. Worum sich unsere Reaktion 
monatelang bemühte, was sie seit den Maitagen, als sie sich vor- 
übergehend verkroch, niemals aufgegeben hatte, das versuchte 
sie im Februar 1948 zu erreichen. Die Februarereignisse endeten je- 
doch so, wie es sich unsere einheimischen und ausländischen 
Reaktionäre nicht vorgestellt hatten. Sie endeten für sie mit einer 
vernichtenden Niederlage. Der Februar war somit ein großes 
Kräftemessen der reaktionären Kräfte einerseits und der fort- 
schrittlichen, volksdemokratischen Kräfte andererseits. Das Er- 
eignis des Februar war der Sieg des tschechoslowakischen 
Volkes über die einheimische Reaktion und deren ausländische 
Helfer." 

Der Imperialismus ging mit dieser Niederlage auf verschiedene 
Art um. In den westeuropäischen Staaten wurde die Furcht vor 
einer angeblichen militärischen Aggression der UdSSR zur Diszi- 
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plinierung der Öffentlichen Meinung mißbraucht. Durch Angst 
sollten die Bürger dieser Länder sowohl für den Marshallplan als 
auch für ein künftiges militärisches Paktsystem zugänglicher wer- 
den. Antikommunismus und Feindschaft zur UdSSR wurden aktiv 
genutzt, um in Westeuropa die Führung durch die USA komplett 
zu sichern. Auch innerhalb der Vereinigten Staaten verfuhr man 
ähnlich. Der amerikanische bürgerliche Publizist Yergin ermittelte 
dazu: „Die Ereignisse in der Tschechoslowakei verliehen dem 
Trend, das Niveau militärischer Bereitschaft zu heben, neuen An- 
trieb. Obwohl die US-Administration die sowjetischen Absichten 
wirklich fürchtete, übertrieb sie das Ausmaß der Besorgnisse und 
Empörung, um die Zustimmung des Kongresses für vier Schlüs- 
selprogramme zu gewinnen: den Marshallplan, allgemeine militä- 
rische Ausbildung, Wiedereinführung der Wehrpflicht und ein 
weiteres Budget für die Luftfahrt. Um das Terrain für ein von ih- 
nen als langwieriges Ringen angesehenen Kampfes vorzuberei- 
ten, wiesen die Sprecher ständig auf die Möglichkeit eines unmit- 
telbaren Konflikts hin." 

Daß es das enge Bündnis zwischen der Tschechoslowakei und 
der Sowjetunion war, das eine direkte Einmischung von außen 
unmöglich machte und sich gerade dadurch die Konfliktgefahr 
verminderte, entging der Öffentlichkeit Westeuropas und der 
USA. In Wirklichkeit ermöglichte dieses Bündnis überhaupt erst, 
daß die Bevölkerung der CSR selbständig und in Übereinstim- 
mung mit ihren eigenen Interessen über die Zukunft ihres Landes 
entscheiden konnte. Der Sieg des Volkes in der CSR ist oft als 
Wegmarke der Weltpolitik oder als Wendepunkt der Nachkriegs- 
politik in Europa bezeichnet worden. Diese Einschätzung hat 
mehrere Gründe. 

Zum einen war der Versuch, ein Land aus dem Block volksde- 
mokratischer Staaten herauszubrechen, eindeutig gescheitert. 


Der Imperialismus verlor im Februar 1948 das geographische 
und strategische Herz Europas endgültig. Zum ersten Male 
wurde in einem industriell entwickelten Land mit bürgerlich- 
demokratischen Traditionen ohne Blutvergießen die Diktatur 
des Proletariats errichtet. 


Zum anderen diente diese Niederlage des USA-Imperialismus 
dazu, einen starken Druck auf Westeuropa auszuüben, um sofort 
einen antisowjetischen Militärpakt zu gründen. Am 17. März 1948 
entstand der Brüsseler Pakt, zu dem Großbritannien, Frankreich, 
Belgien, die Niederlande und Luxemburg zusammengeschlossen 
wurden. Erstmalig in Friedenszeiten entstand eine gemeinsame 
ständige Militärorganisation in Europa. Die NATO hatte ihre Kin- 
derschuhe angezogen. 
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Die Berliner Krise 


Als Präsidentenberater Harriman im Sommer 1947 die amerikani- 
sche Besatzungszone in Deutschland besuchte, sah er sich be- 
sonders gründlich in der Wirtschaft um. Von Hause aus stein- 
reich und politikerfahren, urteilte er schnell und präzise. Er tele- 
grafiertte an Truman: „Eine Währungsreform ist hier überfällig. 
Man kann kaum verstehen, wie mit einer wertlosen Währung 
noch Geschäfte abgeschlossen werden." 

Tatsächlich war das Geld in allen vier Besatzungszonen zu ei- 
nem großen Problem geworden. Nicht daß es zu wenig davon 
gab, im Gegenteil, es gab zuviel. Die alte Reichsmark hatte stark 
an Kaufkraft verloren, und bei vielen Nahrungs- und Luxusgütern 
war sie bis auf ein Fünfhundertstel ihres früheren Wertes gesun- 
ken; Spekulanten und Schieber lebten wie die Made im Speck. 
Der Schaden für die Volkswirtschaft wurde unübersehbar, und 
die Belastung der Werktätigen war nicht mehr zu vertreten. 

Ende des Jahres 1947 lagen dem Alliierten Kontrollrat sowohl 
von den Vereinigten Staaten als auch von der Sowjetunion Wäh- 
rungsvorschläge auf dem Tisch. 


Währungsreform made in USA 


Als sich am 1. Februar im Kontrollrat zu einigen dieser Vor- 
schläge eine Polemik entwickelte, sagte Marschall Sokolowski: 
„Wenn meine Kollegen geduldig genug wären, würde ich den 
Vorschlag der USA Punkt für Punkt durchgehen, und dann würde 
offenbar werden, daß der amerikanische Vorschlag, von Ausnah- 
men abgesehen, annehmbar ist, doch müssen wir darauf beste- 
hen, daß auch der sowjetische Vorschlag geprüft wird." 

Die USA wollten sich der Logik dieses Vorgehens nicht stellen. 
Der Marschall schloß deshalb die Sitzung mit der Bemerkung, 
weil das neue Geld der Amerikaner längst gedruckt sei, läge ih- 
nen wohl kaum noch etwas an einer Verständigung. Sokolowski 
gab damit zu verstehen, daß er über eine geheime Operation der 
USA Bescheid wußte. 

Was war geschehen? 

Sofort nach Harrimans Rückkehr im Herbst 1947 ließen die 
USA Banknoten drucken, die schon im Dezember 1947 per Schiff 
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heimlich nach Bremerhaven gelangten und die sie dann in Frank- 
furt (Main) einlagerten. 

Eine große Schurkerei kam in Gang: 

Nur 36 Monate waren seit dem Potsdamer Abkommen vergan- 
gen, und schon wurde es den USA, Großbritannien und Frank- 
reich für ihre politischen Ziele in Deutschland derart hinderlich, 
daß sie es mit einem Trick zu umgehen gedachten. Als Mittel da- 
für hatten sie die Währungsreform gewählt. 

„Ich habe starke Bedenken", hieß es in Harrimans Telegramm 
an Truman, „daß ein \Währungssystem, das die Sowjetzone mit 
einschließt, Erfolg haben könnte, da die sowjetischen Wirt- 
schaftsmethoden sich von den unseren so sehr unterscheiden." 

Als Harriman das schrieb, wußte er: Eine einseitige Währungs- 
reform für die Westzonen ist mehr als eine technische Maß- 
nahme zum Geldumtausch. Es war ein genau durchdachter An- 
schlag auf die Viermächteverwaltung Deutschlands. Aus zwei 
Gründen verfolgten die USA diese separate Finanzpolitik: Einer- 
seits wäre ohne Währungsreform ihr Mashallplangeschäft nicht 
lukrativ geworden, und andererseits strebten die westlichen Alli- 
ierten aus verschiedenen politischen Gründen gemeinsam die se- 
parate staatliche Organisation Westdeutschlands an. 

Das Ergebnis war eine schwere Krise. Das geschah nicht zufäl- 
lig. Die Konfrontation gegenüber der UdSSR war beabsichtigt 
und die möglichen Folgen für alle Beteiligten von den USA einkal- 
kuliert. 


Barrikade gegen Spalter 


Am 18. Juni 1948 verkünden die westlichen Alliierten für ihre Be- 
satzungszonen eine Währungsreform, die zwei Tage später mit 
dem Umtausch einer geringen Summe alter Reichsmark in Deut- 
sche Mark (DM) ihren Anfang nimmt. Daraufhin veranlaßt die 
UdSSR sofort die Einstellung des gesamten Personenzugver- 
kehrs, des Kraftverkehrs und des Fußgängerverkehrs von und 
hach den Westzonen. 

Es war die einzige Möglichkeit, das massenhafte Einströmen 
riesiger Beträge wertlosen Geldes zu verhindern, denn zu diesem 
Zeitpunkt galt die Reichsmark in der sowjetischen Zone noch als 
reguläre Währung. Bis auf Ausnahmen gelang es durch diese 
Sperre, ernsthaften Schaden von Ostdeutschland abzuwenden. 
Als am 25. Juni die westzonale Währungsreform auf die Westsek- 
toren Berlins ausgeweitet wurde, mußte die Geldflut alter Reichs- 
mark von den Westsektoren in den sowjetischen Sektor gestoppt 
werden. Der sowjetische Stadtkommandant reagierte schnell 
und verantwortungsbewußt. Er ließ die Übergänge in die West- 
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Sektoren schließen. Ostdeutschland geriet ins Zentrum aggressi- 
ver Manipulationen. Die Westsektoren Berlins waren dafür das 
ideale Einfalltor. Von dort aus sollte auch mit Hilfe der Währungs- 
reform die neue demokratische Ordnung überrollt werden. Plötz- 
lich standen sich die Kräfte des Sozialismus und des Imperialis- 
mus auf engstem Raum gegenüber. Eine Unbesonnenheit in die- 
ser Situation hätte in die Katastrophe eines Krieges führen kön- 
nen. Der Frieden war in diesen Tagen aufs äußerste bedroht. 
Während die UdSSR für sofortige Verhandlungen eintrat, setzte 
der USA-Imperialismus auf die Zuspitzung dieser Krise. Wie so 
oft in Situationen imperialistischer Aggressionspolitik versuchte 
man auch dieses Mal, die UdSSR öffentlich ins Unrecht zu set- 
zen, indem ihr die Schuld an der Teilung Deutschlands und dem 
Entstehen dieser gefährlichen Krise zugeschoben wurde. Die So- 
wjetunion hielt trotzdem an den Schutzmaßnahmen für ihre Be- 
satzungszone und den demokratischen Teil Berlins fest und for- 
derte zugleich alle Beteiligen zu Verhandlungen auf. Dreißig 
Jahre später erklärt der bürgerliche BRD-Historiker Wilfried Loth 
zu dieser Situation: „Ein anderes Mittel war der Sowjetführung 
nicht mehr verblieben, und die definitive Installierung des ameri- 
kanischen Kapitalismus in Westdeutschland, allem Anschein 
nach verbunden mit einer baldigen deutschen Wiederbewaff- 
nung und der Etablierung einer amerikanisch-europäischen Mili- 
tärallianz, schienen ihr so gefährlich, daß sie zu ihrer Verhinde- 
rung das Risiko eines gewaltigen Prestigeverlustes bewußt ein- 
ing." 

. Präsident Truman leistete seinen Militärs in Westdeutschland 
jede Schützenhilfe. Er bezeichnete diese Krise als eine „Blockade 
Berlins", die er heuchlerisch als russisches Manöver zur Erpro- 
bung amerikanischen Widerstandswillens und ihrer Abwehrkraft 
bezeichnete. In seinen später verfaßten Memoiren glaubte er 
sich nachträglich rechtfertigen zu müssen. Er schrieb: „Eine 
Machtdemonstration war unvermeidlich und schloß das Risiko ei- 
nes Krieges mit ein." Verantwortungsloser konnte ein Staatsober- 
haupt nicht denken: das Risiko eines Krieges nur für eine Demon- 
stration der Macht! Der UdSSR, die besonnen und ihrer Verant- 
wortung bewußt handelte und sich nicht provozieren ließ, ist der 
friedliche Ausgang dieser langen Krise zu verdanken. 

Sie nahm folgenden Verlauf: 

Am 25. Juni 1948 lassen die westlichen Besatzungsmächte als 
sogenannte Gegenblockade den Transport westdeutscher Waren 
nach Ostdeutschland stoppen. Der gesamte Interzonenhandel 
wird gesperrt und der Transitverkehr der sowjetischen Zone 
durch die Westzonen unterbunden. USA-General Lucius Clay 
1950: „Wir sperrten allen Frachtverkehr auf dem Schienen- und 
Wasserweg zwischen Westeuropa und der sowjetischen Zone." 
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Wenige Tage später schreibt Marschall Sokolowski an die drei 
westlichen Militärgouverneure, daß die getroffenen Verkehrsein- 
schränkungen mit der Währungsreform zusammenhingen und 
nur vorübergehender Natur seien. 

Ende Juni spitzt die USA-Militärregierung die Lage weiter zu. 
Sie ordnet die Einstellung der Gaslieferungen in die sowjetische 
Zone an, worauf die sowjetischen Behörden die Stromlieferun- 
gen in die Westsektoren einschränkten. 

Vier Wochen später besuchen Regierungsvertreter der drei 
Westmächte den UdSSR-Ministerratsvorsitzenden Stalin. Er er- 
klärt, daß die von ihnen kritisierten Verkehrseinschränkungen ein 
Akt der Notwehr, eine unbedingt erforderliche Defensivmaß- 
nahme in Erwiderung der separaten Währungsreform und der 
Einleitung der Abspaltung der Westzonen seien. 

Wieder vergingen zwei Monate, und die UdSSR wiederholte in 
einer Regierungserklärung am 3. Oktober den Standpunkt: „Die 
USA, Großbritannien und Frankreich haben durch ihr separates 
Vorgehen in den Westzonen Deutschlands und in den drei Sekto- 
ren Berlins das System der Viermächteverwaltung zerstört und 
damit die rechtliche Grundlage untergraben, die ihnen das Recht 
auf Teilnahme an der Verwaltung Berlins sicherte." 

Die Berliner Krise hielt bis zum Mai 1949 an. Mit einem förmli- 
chen Abkommen in New York fand sie ihr Ende. Es war erreicht 
worden, den Rat der Außenminister der vier Mächte, dessen Ar- 
beit lange geruht hatte, wieder einzuberufen. 


Verhandeln statt schießen hatte sich als vernünftige Alterna- 
tive durchgesetzt. 


Tanz auf dem Vulkan 


Ein paar Wochen vor der separaten Währungsreform richtete das 
Kriegsministerium in Washington eine eilige Anfrage an General 
Clay, Militärgouverneur der amerikanischen Besatzungszone: 
„Wissen Sie von irgendeiner Dokumentation über Vereinba- 
rungen mit den Russen hinsichtlich unserer Rechte der Beset- 
zung von und des Zugangs nach Westberlin? Das State Depart- 
ment hat bisher eine solche Information noch nicht feststel- 
len können." Clay konnte darauf lediglich antworten, daß 
„Zugangsrechte nur in Form einer mündlichen Vereinbarung" 
existierten. 

Hintergrund dieses Briefwechsels: Man erwog einen bewaffne- 
ten Durchbruch von Westdeutschland über die Autobahn nach 
Berlin. Das hätte Krieg bedeutet. Auch in Washington begann 
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man dies schnell zu begreifen; schon am 28. Juli pfiff die USA- 
Regierung General Clay, der sich dafür am intensivsten einge- 
setzt hatte, zurück. 

Auch ohne diesen wahnwitzigen Handstreich waren die 300 
Tage in und um Berlin ein Tanz auf dem Vulkan. Im Schatten die- 
ser Krise entstand aus Westdeutschland die Bundesrepublik 
Deutschland, wurde die NATO-Gründung vorbereitet. 

In einer Atmosphäre des Hasses und der Hetze wurde die 
UdSSR verleumdet, angegriffen und diffamiert, wie es in diesem 
Umfang vorher nur die Faschisten getan hatten. 

Von sowjetischer Blockade, die Westberlin auf die Folterbank 
von Hunger, Kälte und Dunkelheit geschnallt hatte, faselten sie 
und versuchten damit gleichzeitig, die Rettung der Berliner Be- 
völkerung durch den Befreiungskampf der Roten Armee 1945 im 
Bewußtsein der Menschen zu verdrängen und vergessen zu ma- 
chen. Den Westberlinern wurde eingeredet, sie lebten in einer 
„Frontstadt des kalten Krieges", wie in einer belagerten Festung, 
deren Umland fest in Feindeshand läge. Das Gefühl der Notge- 
meinschaft sollte eine schicksalhafte Kettung an den Westen 
rechtfertigen und gleichzeitig zur Disziplinierung der Bevölke- 
rung beitragen. 


John F. Dulles als führender USA-Politiker erklärte zynisch An- 
fang 1949: „Zu jeder Zeit hätte man die Situation in Berlin klä- 
ren können. Die gegenwärtige Lage ist jedoch für die USA aus 
propagandistischen Gründen sehr vorteilhaft. Dabei gewinnen 
wir das Ansehen, die Bevölkerung von Berlin vor dem Hunger- 
tod bewahrt zu haben, die Russen aber erhalten die ganze 
Schuld wegen ihrer Sperrmaßnahmen." 


Was verbarg sich hinter dieser „Hungerblockade"? 

Die Vertreter der Sowjetunion in Deutschland sahen voraus, 
daß mit Versorgungsmangel in Westberlin politisch spekuliert 
und diese Politik auf dem Rücken der Werktätigen ausgetragen 
werden könnte. Deshalb erklärte sich die Sowjetische Militärad- 
ministration bereit, „eine ausreichende Versorgung von ganz 
Groß-Berlin aus ihren eigenen Mitteln zu gewährleisten". Ge- 
meinsam mit Wirtschaftsorganen der sowjetischen Zone wurden 
die Vorbereitungen dafür getroffen. Das erste Angebot erfolgte 
am 1. Juli. Es wurde abgelehnt. Am 1. August erneuerte die 
UdSSR den Vorschlag und stellte gleichzeitig aus ihren Staatsre- 
serven 100.000 Tonnen Weizen und eine entsprechende Menge 
anderer Nahrungsmittel zur Verfügung. Wieder erfolgte die Wei- 
gerung, das anzunehmen. Als man der Bevölkerung Westberlins 
dann die Versorgung durch die im sowjetischen Sektor gelege- 
nen Lebensmittelgeschäfte empfahl, verboten die drei West- 
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machte jeden Kontakt und brachten auch diese Lösung zu Fall. 
Ähnlich verhielt es sich mit der Energieversorgung für den Win- 
ter. Im Oktober 1948 boten Vertreter der sowjetischen Zone an, 
die Versorgung der Westsektoren mit Brennmaterialien sicherzu- 
stellen. Statt dessen ließ man in Westberlin Bäume in Straßen 
und Parks fällen und trieb Raubbau an den Wäldern der Stadt. 
Ebenfalls lehnte man die Einkellerungskartoffeln aus Ostdeutsch- 
land ab. 

Die englische Zeitung „Daily Mail" erwähnte die Gründe für 
diese sture Haltung: „Die Berliner haben, wenn sie die Liefe- 
rungsangebote der sowjetischen Behörden annehmen, die 
Macht, unsere Luftbrücke lächerlich und unsere Anwesenheit un- 
nötig zu machen." 


Der Luftbrücken-Schwindel 


Am Tag der Währungsreform für die Westsektoren gab der Ober- 
kommandierende der USA-Streitkräfte in Deutschland den Be- 
fehl, alle geeigneten Flugzeuge nach Berlin abzukommandieren. 
Auf die sowjetischen Schutz- und Sperrmaßnahmen wollte er mit 
militärischen Mitteln spektakulär reagieren. Da niemand in 
Washington widersprach, begann am 26. Juni 1948 die Luft- 
brücke von Westdeutschland nach Westberlin. Mit 56 000 Mann 
und 300 Flugzeugen entstand das kostspieligste Versorgungsun- 
ternehmen aller Zeiten. Seine Buchhalter ermittelten Kosten von 
über 500 Millionen Dollar. Und trotzdem war es ein Bombenge- 
schäft. Für diesen Preis hatte man aber nicht nur ein Transportge- 
schäft finanziert. Die Luftbrücke wurde der dramatische Anlaß in 
den Westsektoren Berlins, in Westdeutschland und Westeuropa, 
selbst in den USA eine antisowjetische Hetze größten Ausmaßes 
zu inszenieren. Sich nachträglich vorzustellen, wie es auf die 
Phantasie vieler Menschen gewirkt haben muß, ausschließlich 
über ein so gefährliches und kostspieliges Unternehmen wie eine 
Luftbrücke versorgt zu werden, macht einem deutlich: 31 Ameri- 
kaner, 39 Briten und 8 Deutsche verloren in dieser Schlacht des 
kalten Krieges ihr Leben. Darüber hinaus trieben die Drahtzieher 
Millionen Menschen in die antisowjetische Front. Sofort wurden 
sie Objekt von Spekulationen des USA-Imperialismus, der drin- 
gend nach Mitteln suchte, das veränderte Kräfteverhältnis zu sei- 
nen Gunsten zu korrigieren. Daß dabei der Frieden Europas in 
großer Gefahr war, läßt sich denken. Auch die zahlreichen Ne- 
beneffekte der Luftbrücke lassen einen erschrecken. Zuerst profi- 
tierten die Ölgesellschaften an Millionen Litern Kraftstoff, und da- 
nach kam das Riesengeschäft der Flugzeugwerke. Eine New-Yor- 
ker Zeitung schrieb: „Der kalte Krieg ist ein Segen für die Flug- 
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Bruchlandung einer amerikanischen Transportmaschine in Westberlin 
während der „Luftbrücke“ 


zeugindustrie geworden, weil die bewaffnete Macht heute den 
einzigen großen Markt für die Produktion von Flugzeugen bietet." 

Neue strategische Transportmaschinen gingen beschleunigt 
von der Entwicklung in die Produktion und wurden sowohl für die 
Luftbrücke als auch für den Ausbau der USA-Luftstützpunkte 
rings um die UdSSR eingesetzt. Die „Times" schrieb im Februar 
1949 treffend: „Die Luftbrücke hat sich als ein strategisches 
Übungsfeld erwiesen." 

Als direkte Aufrüstungsmaßnahme reaktivierten die USA im 
Verlauf der Krise 10.000 ehemalige Militärpiloten, -Funker und 
-Flugtechniker. Die Luftbrücke erwies sich als eine äußerst ge- 
fährliche Gewalt- und Drohmaßnahme gegenüber der UdSSR. 
Während 462 Tagen befand sich ein riesiger Militärapparat in 
ständiger Bereitschaft zur Aggression gegen den Sozialismus. 
Auch im Mai 1949 wurde diese Operation nicht beendet. Sie dau- 
erte bis zum September. 

Doch nicht nur in Berlin spielten die USA va banque. Zum er- 
stenmal seit der Existenz von Atombomben benutzten die Verei- 
nigten Staaten diese als „abschreckendes" Instrument ihrer Au- 
ßen- und Militärpolitik gegen die UdSSR. Am 15. Juli 1948 lande- 
ten 60 B-29-Bomber aus den USA mit Atomwaffen an Bord auf 
Luftbasen in Großbritannien. Zum erstenmal stationierten die 
USA Nuklearwaffen außerhalb ihres Landes. Dazu ein amerikani- 
scher Historiker: „Die Lage war eine Zeitlang äußerst kritisch. Die 
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obersten Militärs in Washington erörterten ernsthaft die Möglich- 
keit eines Krieges und die Anwendung der Atombombe, falls 
Feindseligkeiten ausbrechen sollten." 

Am 13. September 1948 läßt sich Truman über die Lage berich- 
ten. Anschließend schreibt er in sein Tagebuch: „Habe hinterher 
das unheimliche Gefühl, daß wir ganz dicht vorm Krieg stehen... 
Berlin ist ein Pulverfaß." 

Gut, daß es auch in Washington Kräfte gab, die sich zu den 
Realitäten bekannten. Oberbefehlshaber der USA-Streitkräfte 
General Bradley erkannte: „Wir haben hier Zweifel, ob unser Volk 
bereit ist, in den Krieg zu ziehen, um unsere Position in Berlin zu 
behaupten." Es gab im Pentagon auch einen Plan, beim endgülti- 
gen Verlassen \Westberlins durch die USA 20 000 „deutsche 
Freunde" auszufliegen. Von hundert Einwohnern wäre das einer 
gewesen. 


Abspaltung Westberlins 


Als die Abspaltung der Westzonen eingeleitet war, konzentrier- 
ten sich die Westmächte auf Berlin. Zwar wußten sie, daß sie 
dort keine Besitzrechte anmelden konnten, taten es aber trotz- 
dem. Entweder spekulierten sie dabei mit der Vergeßlichkeit der 
Weltöffentlichkeit, oder sie hofften mit einer Politik der Stärke 
nachträglich Besitzansprüche durchzusetzen. 


Lange vor dem Ende des zweiten Weltkriegs vereinbarte die 
Antihitlerkoalition die territoriale Aufgliederung Deutschlands. 
Die Besatzungszonen standen fest, noch bevor Soldaten der 
Armeen der UdSSR, der USA und Großbritanniens deutschen 
Boden betreten hatten. Von Berlin aus, Teil des Territoriums 
der sowjetischen Besatzungszone, sollte das Nachkriegs- 
deutschland gemeinsam verwaltet werden. Allein dafür teilte 
man die Stadt in vier Sektoren. 


Beim Kampf zur Zerschlagung des Hitlerfaschismus spielten 
künftige Besatzungszonen keine Rolle. Erst nach der Kapitulation 
Deutschlands brachten die Siegermächte ihr jeweils erobertes 
Terrain mit den vereinbarten Zonen in Übereinstimmung. Die Kor- 
rektur dauerte wenige Wochen. Um so verwunderlicher mußte es 
der Sowjetunion erscheinen, im Juli 1948 eine Note der \West- 
mächte zu erhalten, in der von einer Kompensationstheorie die 
Rede war. Im Austausch von Thüringen und Teilen von Sachsen 
und Mecklenburg sei den Westmächten die Mitbesetzung Berlins 
zugestanden worden. Nichts stimmte daran. Aber das schien für 
die Absender keine Rolle zu spielen. Um in den Westsektoren ge- 
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nauso ungehindert schalten und walten zu können wie in den 
Westzonen, lähmten die USA-Verteter kurz vor der Währungsre- 
form am 16. Juni die Alliierte Kommandantur. Mit dem 24. Juni 
war Berlin eine Woche später währungs- und wirtschaftspolitisch 
eine gespaltene Stadt. Von da an dauerte es nicht mehr lange, 
daß Berlin auch verwaltungstechnisch und politisch total ge- 
trennt wurde. Als erste städtische Behörde spaltete sich die Poli- 
zei; am 28. Juli zogen die Separatisten nach Westberlin. Noch ar- 
beiteten die meisten Magistratsbehörden im Stadtbezirk Mitte, 
aber auch das sollte sich rasch ändern. Im September zog die 
Stadtverordnetenversammlung in den britischen Sektor um. Im 
Verlauf weniger Wochen folgten etwa 60 Prozent aller Magi- 
stratsangestellten - zum Teil wohnten sie in den Westsektoren. 
300 Antifaschisten und Demokraten aus den Verwaltungen der 
Westsektoren wurden sofort entlassen. Ein CDU-Politiker hetzte 
in gewohnter Arroganz: „Mit Roll- und Müllkutschern kann man 
keinen Staat aufbauen." Letzte Maßnahme dieser Spaltungspoli- 
tik: Separate Wahlen in Westberlin am 5. Dezember 1948. Eine 
unsichtbare Mauer trennte endgültig die Stadt. 


Reaktionäre, wie der Westberliner Politiker Otto Bach, wollten 
„Westberlin zum Brückenkopf", zur „Lanzenspitze", zur „Falltür 
hinter dem eisernen Vorhang" ausbauen, „um von hier aus 
den Ostsektor und die Ostzone zurückzugewinnen". 


Natürlich war das Geschrei dann groß, als die DDR dieser Politik 
am 13. August 1961 einen Riegel vorschob. 


Das Roll-back 


Die Autorin einer Künstlerbiographie stößt 1982 beim Recherchie- 
ren im britischen Kriegsministerium auf einen völlig unbekannten 
Film. Diese 1945 entstandene einstündige Dokumentation über 
deutsche faschistische Konzentrationslager erlebte nie die Pre- 
miere. Der Film trägt die unverwechselbare Handschrift des 
Hollywoodregisseurs Alfred Hitchcock. 

Wieso lag das Werk eines Meisters von Weltrang 27 Jahre im 
Dunkel eines Archivs? 

Vergessen oder versteckt? 

Welche Geschichte verbirgt sich dahinter? 

1945 steht der Brite Sidney Bernstein vor 12.000 Metern Film, 
aufgenommen von britischen, amerikanischen und sowjetischen 
Kameraleuten in Auschwitz, Majdanek, Bergen-Belsen, Buchen- 
wald und Dachau. Diese Unmenschlichkeit muß die Welt sehen, 
entscheidet Bernstein. Er telegrafiert seinem Freund Hitchcock. 
Der kommt sofort nach London, sichtet das Material und arbeitet 
ohne Honorar. Es entsteht eine harte, einprägsame, kompromiß- 
lose Anklage. Die schrecklichen Szenen, Krematorien mit Bergen 
nackter Toter, die riesigen Stapel pedantisch geordneter Hinter- 
lassenschaft - Brillen, Koffer, Kleidung -, die zu Skeletten abge- 
magerten wenigen Überlebenden sollen die Zuschauer aufrüt- 
teln. Im Juli 1945 ist der Film fertig. Doch die britische Regierung 
verbietet die Aufführung. Entsprechend den Intentionen amerika- 
nischer Behörden sind antifaschistische Propaganda und doku- 
mentarische Belege der Verbrechen des deutschen Faschismus 
nicht mehr erwünscht. Man ist gerade beim Überlegen, wie aus 
dem russischen Freund ein Feind und aus dem deutschen Feind 
ein Freund werden könnte. Der Hitchcock-Film verschwindet im 
Archiv des Londoner Imperial War Museums. 

In den folgenden Jahren des kalten Krieges erwachsen aus 
dem sich schon damals andeutenden Frontwechsel der Westalli- 
ierten gefährliche Aktionen. 
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Gerangel vor NATO-Gründung 


Am 4. April 1949 spielte im Washingtoner Außenministerium eine 
Mannekapelle Melodien aus der Negeroper „Porgy and Bess". 
Doch was da mit der Musik von Gershwin untermalt wurde, hatte 
nichts mit dem humanistischen Anliegen des Komponisten zu 
tun. Minister aus Belgien, Dänemark, Frankreich, Holland, Island, 
Italien, Kanada, Luxemburg, Norwegen, Portugal, Großbritannien 
und den USA Unterzeichneten den Nordatlantikpakt. Sie hoben 
damit die NATO aus der Taufe. Von Stund an gab es für die 
Menschheit die reale Gefahr, durch Politik und Provokationen der 
NATO in militärische Auseinandersetzungen zu geraten, deren 
Folgen das Leben auf unserer Erde auszulöschen drohen. An die- 
sem 4. April 1949 fand auch das machtpolitische Gerangel um die 
Führung der imperialistischen Staaten ein Ende. Die USA hatten 
sich gegen ihre Rivalen durchgesetzt, die jetzt als Partner galten, 
aber in Wirklichkeit allesamt Abhängige geworden waren. Der 
Versuch Großbritanniens, mit den USA gleichziehen zu können, 
war gescheitert. Schon im Vereingten Militärstab, den die USA 
und Großbritannien auch nach 1945 in Washington aufrechterhal- 
ten hatten, war die mindere Steilung von Großbritannien offen- 
sichtlich. Ein Grund für die Briten, Ende 1947 ein eigenes Militär- 
bündnis in Westeuropa zu organisieren, das dann im Jahr darauf 
als Brüsseler Pakt Gestalt annahm. Frankreich, Belgien, Luxem- 
burg, Holland und Großbritannien zählten zu den Gründerstaaten. 
Der Brüsseler Pakt fand bei den USA anfangs keinen Zuspruch. 
Daß Großbritannien an seiner Spitze stand, störte die USA-Stra- 
tegen genauso wie die geringe Zahl der beteiligten Staaten Euro- 
pas. Die Regierungen in Skandinavien sahen die antisowjetische 
Orientierung und hielten sich zurück. Den USA war es auch nicht 
geheuer, daß in der Präambel des Brüsseler Paktes tatsächlich 
Deutschland als einziger potentieller Angreifer namentlich auf- 
tauchte. Die USA wollten diese Formulierung auf keinen Fall gel- 
ten lassen. Trotzdem signalisierten sie ihre Unterstützung, ließen 
sich im Herbst 1948 zusammen mit Kanada vom Brüsseler Pakt 
formell einladen und begannen bald, in diesem Bündnis Fuß zu 
fassen. 


Schon im März 1948 hatte der Nationale Sicherheitsrat in sei- 
nem Memorandum Nr. 7 die Hauptziele amerikanischer Au- 
ßen- und Militärpolitik erklärt: „Die Niederschlagung der 
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Kräfte des sowjetisch gelenkten Weltkommunismus ist für die 
Sicherheit der Vereinigten Staaten lebenswichtig ... Dieses 
Ziel kann durch eine defensive Politik nicht erreicht werden... 
Die Vereinigten Staaten sollten daher die Führung bei der Or- 
ganisation einer weltweiten Gegenoffensive zur Mobilisierung 
und Stärkung unserer eigenen und der antikommunistischen 
Kräfte der nichtsowjetischen Welt sowie zur Untergrabung der 
Stärke der kommunistischen Kräfte der sowjetischen Welt 
übernehmen." 


Diesem wahnwitzigen Machtanspruch folgend, bedrängten die 
USA noch etliche Länder hart und bugsierten sie in ein Militär- 
bündnis, das viel größer sein sollte als der Pakt von Brüssel. 
Italien kam auf Frankreichs Drängen hinein. Norwegen, Däne- 
mark mit Grönland, Island und Portugal folgen dem Druck der 
USA, die auf deren Territorien nicht verzichten wollten. 


Angst vorm Sozialismus 


USA-Politiker rechneten 1949 etwa so: \Wenn kein Staat der 
Welt allein in der Lage ist, den Sozialismus zurückzurollen, dann 
versuchen wir es mit einem Bündnis vieler Staaten. Finanz- und 
Waffenhilfe aber hat ihren Preis. Mit der Arroganz der Weltmacht 
wollten die USA alle Befehlsgewalt. Sie stellten dann auch den 
Oberbefehlshaber der NATO. 

Sie wollten außerdem die Anwesenheit amerikanischer Trup- 
pen in Europa und anderswo legitimieren, dafür kamen ihnen die 
NATO-Streitkräfte sehr gelegen. 

Und sie wollten schließlich alle ihre Bündnispartner fest im 
Griff behalten. Im Memorandum des Nationalen Sicherheitsrats 
der USA vom 25. August 1948 steht es schwärz auf weiß: „Es gibt 
keinen Grund für die Erwartung, daß eine politische Verständi- 
gung mit den sowjetischen Führern erzielt wird, die den Bedarf 
an starken US-Truppen als Mittel der Ermutigung für die Völker 
Westeuropas merklich mindern könnte. Dieser Bedarf entfällt 
wahrscheinlich nicht einmal dann, wenn das gegenwärtige So- 
wjetregime ein Ende gefunden hat." 

Allererstes politisches Ziel der NATO war und ist es, den Sozia- 
lismus mit militärischen Mitteln zu beseitigen und damit die Er- 
gebnisse des zweiten Weltkriegs wieder rückgängig zu machen. 
Dem entsprach auch ihre militärische Konzeption. 


Vom Polarkreis bis zum Mittelmeer sollte durch die NATO ein 
waffenstarrender Wall gegen die UdSSR und die anderen so- 
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zialistischen Länder entstehen. Einerseits als Quarantänezone 
gegen den Einfluß des Sozialismus gedacht, bildet er anderer- 
seits die Frontlinie und eine Ausgangsstellung für sozialismus- 
feindliche Aktionen. 


Dean Acheson, zeitweilig US-Außenminister, schrieb in dem 
Buch „Macht und Diplomatie": „Die NATO und ihre normale Ver- 
teidigungsmacht sind nicht nur für die Sicherheit Westeuropas 
von wesentlicher Bedeutung, sondern ohne sie bestünde nur ge- 
ringe Hoffnung, daß die Länder Osteuropas ihre Eigenständigkeit 
zurückgewinnen könnten." 

Auf diese Linie alle Mitgliedsstaaten zugleich einzuschwören 
war für die USA nicht leicht. Sie mußten auf die Ängste und Sor- 
gen vieler Staaten reagieren, daß man in naher Zukunft wieder 
mit den altbekannten Kräften Deutschlands würde militärisch zu- 
sammengehen müssen, waren doch erst vier Jahre seit der Zer- 
schlagung des Hitlerfaschismus vergangen. 

Einer Tradition des Imperialismus folgend, setzten sie deshalb 
alles auf die Karte des Antikommunismus und des Antisowjetis- 
mus. Die Angst vor den Deutschen sollte von noch einer größe- 
ren Angst vor den Russen verdrängt werden. 

„Die Russen kommen, retten wir uns vor ihnen!" das war die 
Losung, um Staaten und ihre Völker ins NATO-Bündnis einzubin- 
den und ihnen damit ihre Unabhängigkeit zu beschneiden. Noch 
dreißig Jahre später legten konservativ-reaktionäre US-Ideologen 
die alte Platte von der Angst vor dem Kommunismus und der 
UdSSR als Motiv für die NATO wieder auf: „Teils als Reaktion auf 
eine Gefahr, die Italien und Frankreich durch riesige, Moskau er- 
gebene kommunistische Parteien drohte, und teils um eine sogar 
denkbare sowjetische Invasion \Westeuropass zu verhindern, 
wurde die North Atlantic Treaty Organization (NATO) gegründet." 
Bis in die Gegenwart legen die USA Wert darauf, die aggressiven 
Ziele der NATO zu leugnen und zu verschleiern. Während die 
USA-Propagandisten Tag für Tag und Jahr für Jahr die Russen im 
Anmarsch meldeten und glauben machen wollten, nur die NATO 
habe ihr Eintreffen immer und immer wieder verhindert, ist die 
NATO aufgerüstet worden und zur größten Gefahr für den Welt- 
frieden angewachsen. 

Von dem Tag an, da sich imperialistische Staaten zu diesem 
Kriegsbündnis zusammenfanden, ist die Zahl ihrer Gegner von 
Jahr zu Jahr weltweit gewachsen. Sie sind die Millionen, die für 
Abrüstung und Frieden streiten, die nicht Opfer von Weltherr- 
schaftsbesessenen sein wollen. 

Ihnen waren die Kommunisten schon in den Gründungstagen 
der NATO vorangegangen. Im Frühjahr 1949 gaben die kommuni- 
stiichen Parteien Frankreichs, Italiens und Großbritanniens 
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gleichlautende Erklärungen ab, in denen stand, sollten ihre Völker 
wider Willen in einen antisowjetischen Krieg verwickelt werden, 
würde die Arbeiterklasse dieser Länder an der Seite der Sowjet- 
union stehen. 

Auch die SED rief am 1. März 1949 „das deutsche Volk auf, sich 
mit aller Entschiedenheit gegen die Kriegshetze und die Kriegs- 
vorbereitungen der \Westmächte gegen die Sowjetunion zur 
Wehr zu setzen. Im Falle der Aggression muß das deutsche Volk 
gegen die Aggressoren kämpfen und die Sowjetarmee in der Her- 
beiführung des Friedens unterstützen." Im Ergebnis dieses Wi- 
derstandes gegen die NATO, von den Tagen ihrer Gründung an 
bis heute, ist für Europa die längste Friedensperiode erstritten 
worden. Der Anteil der UdSSR daran kann nicht hoch genug ge- 
schätzt werden. 


„Rußlanderfahrungen“ erwünscht 


Erinnern wir uns des Hitchcock-Films und seines ungewöhnlichen 
Schicksals, nahezu drei Jahrzehnte nie Öffentlich gezeigt worden 
zu sein. Bekanntlich war der Krieg zur Zerschlagung des Hitlerfa- 
schismus noch nicht beendet, als die USA und Großbritannien 
schon mit dem Territorium Deutschlands und den Resten der 
Wehrmacht spekulierten. Ein künftiger Krieg gegen die UdSSR 
schien den Imperialisten eher möglich, wenn sie über Deutsch- 
land und sein Potential frei verfügen könnten. Mit Gründung der 
NATO glaubte man den Weg gefunden zu haben, einen Teil 
Deutschlands dafür zu vereinnahmen - als Hauptlieferant von 
Soldaten, als Hauptaufmarschgebiet gegen die sozialistischen 
Länder und als größte Basis der Rüstungsindustrie in Europa. Das 
erklärt auch, warum nur drei Tage nach der NATO-Gründung 
verstrichen, bis sich die USA, Großbritannien und Frankreich 
über den westdeutschen Separatstaat einigten. Am 23. Januar 
1950 schrieb der ehemalige deutsche Reichskanzler Heinrich Brü- 
ning aus den USA an den BRD-Politiker Franz Thedieck, er hätte 
schon im November 1946 von einflußreichen Leuten in Washing- 
ton erfahren, „daß ohne eine Aufrüstung Deutschlands sie keine 
Möglichkeit für die Verteidigung Westeuropas im Ernstfälle se- 
hen konnten. Aber diese Herren waren sich auch klar darüber, 
daß selbst das Sprechen darüber die Gefahr mit sich bringen 
würde, daß ein Rückschlag in der Öffentlichen Meinung hier und 
anderswo von gefährlicher Art unmittelbar entstehen könnte." 

Um dieser Gefahr, von der Brüning schrieb, zu entgehen, hielt 
man fast alle Kontakte der USA mit faschistischen deutschen 
Militärs geheim und schirmte sie entsprechend ab. Ohne die 
Osterfahrungen des deutschen Militarismus wollten die USA das 
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Risiko einer militärischen Auseinandersetzung mit der UdSSR 
nicht eingehen. Inzwischen ist dazu bekannt geworden, daß in In- 
ternierungslagern in Europa USA-Offiziere Hunderte faschisti- 
scher Generalstäbler nach ihren „Rußlanderfahrungen" ausfrag- 
ten. 

Die historische Abteilung des USA-Generalstabs sammelte 
diese Protokolle und wertete sie systematisch aus. 

Bereits 1947 begannen Politiker der USA und Großbritanniens 
öffentlich davon zu reden, daß die Notwendigkeit bestünde, neue 
deutsche Streitkräfte aufzustellen. Im Herbst 1948 konkretisierte 
Unterstaatssekretär Sumner Welles vom US-Außenministerium 
diese Auffassung, eine westdeutsche Armee müsse die Stärke 
von mindestens 500 000 Mann haben. Was also 1945 nicht ge- 
klappt hatte - unter dem Eindruck der militärischen Erfolge der 
UdSSR in der Weltöffentlichkeit war es nicht möglich gewesen, 
die Hitlerwehrmacht bestehen zu lassen -, sollte nun später im 
NATO-Rahmen nachgeholt werden. 

Der USA-Soziologe Mathias äußerte nach umfangreichen 
Untersuchungen: „Der Beschluß, Deutschland wieder aufzurü- 
sten, war ein Fait accompli, bevor die NATO gegründet wurde. Es 
spricht sogar eine gewisse Wahrscheinlichkeit dafür, daß die 
NATO niemals gegründet worden wäre, wenn man sich nicht vor- 
her durch die Besprechungen mit den deutschen Generalen die 
Gewißheit verschafft hätte, daß man über die erforderliche Trup- 
penstärke verfügen kann." 

Bei Gründung der NATO 1949 war in der Weltöffentlichkeit 
aber noch nicht vergessen worden, daß die Siegermächte am 
Ende des zweiten Weltkriegs übereingekommen waren, ein Wie- 
dererstarken des deutschen Militarismus mit allen Mitteln zu ver- 
hindern. Die eigenen Partner setzten die USA und Großbritannien 
anfangs sogar unter Druck, die Einbeziehung der BRD in das ge- 
plante Kriegsbündnis nicht zu forcieren. Am stärksten wehrte 
sich Frankreich dagegen, die BRD militärisch gerüstet zum 
NATO-Mitglied zu machen. 

Es schien so, als gäben die USA nach, sie änderten jedoch nur 
ihre Taktik. Die Wiederbewaffnung der Westdeutschen erfolgte 
nun weniger spektakulär, und deren NATO-Mitgliedschaft wurde 
noch für einige Zeit zurückgestellt. Um so intensiver verbreitete 
man die Lüge von der militärischen Bedrohung durch die Sowjet- 
union, um zugleich den Stellenwert der BRD für die ‚freie Welt" 
hervorzuheben. Ein Blick auf die Landkarte sollte jeden davon 
überzeugen, daß die Verteidigung Europas die Verteidigung 
Westdeutschlands voraussetzte. So suggerierte man eine angeb- 
liche Ungerechtigkeit. Die BRD lebe unter einem militärischen 
Schutzschild, tue aber selbst nichts dafür. Das veranlaßte auch 
die britische Zeitung „Daily Mail" 1949 zu der Äußerung: „An den 
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Ufern des Rheins lebt eine der größten kämpferischen Rassen 
der Welt, die wir nicht in unsere Kalkulation eingeschlossen 
haben wer kann einen ernsthaften Vorschlag machen, wie 
man sonst zu dem Menschenmaterial kommt,... bis die amerika- 
nischen Divisionen über den Atlantik gebracht sind?" 


Der erhoffte Pokergewinn 


Dieses recht zweifelhaften Wertes waren sich die damals füh- 
renden Politiker der BRD voll bewußt. Und da sie nur über ein 
Restdeutschland verfügten, riskierten sie mit ihrem militärpoliti- 
schen Wert für NATO und USA ein Pokerspiel. Als erstes bekun- 
deten sie Wohlwollen gegenüber der NATO und spendeten ihrer 
antisowjetischen Orientierung Beifall. 


Konrad Adenauer, der spätere Bundeskanzler der BRD, versi- 
cherte schon Tage vor der NATO-Gründung, die künftige west- 
deutsche Regierung sähe im Beitritt zur NATO eine ihrer er- 
sten Aufgaben. 


Das erhoffte Ziel ist dem Memorandum „Gedanken zur Sicherung 
Westeuropas" zu entnehmen, das die ehemaligen Generale der 
faschistischen Wehrmacht Hans Speidel und Adolf Heusinger 
1949 für Adenauer verfaßten. Als politische Vorbedingung für 
eine westdeutsche Armee nannte es: „Völlige Gleichberechti- 
gung, Beendigung des Kriegszustandes, Aufnahme in die NATO 
und Rückgabe der deutschen Ostgebiete". Mit Hilfe der NATO 
sollte der Anschluß der DDR an die BRD riskiert werden. Die vom 
deutschen Imperialismus verspielten ehemaligen „Ostgebiete", 
inzwischen Teil Polens, der CSR und der UdSSR, hoffte man 
auch gleich heim ins BRD-Reich zu holen. 

Der Vorschlag des Truman-Beraters, John F. Dulles, keine Ver- 
handlungen mit der UdSSR zu führen, bevor die BRD nicht 
wiederbewaffnet sei, fand sofort Adenauers Beifall. 

Die Politiker der BRD übten sich zu Beginn der fünfziger Jahre 
aber keineswegs in der Pose demütiger Unterwerfung unter 
USA-Interessen. Der deutsche Imperialismus hatte, in den für ihn 
engen Rahmen der BRD, seine Macht wiederhergestellt. Eine 
Politik, die eine kriegerische Lösung der deutschen Frage zum 
Ziel hatte, schien im Bereich des Möglichen zu liegen, wenn man 
die Macht der NATO dafür mitnutzen konnte. 


Am 10. Jahrestag der Befreiung Deutschlands vom Hitlerfa- 
schismus wurde die BRD-Aufnahme in die NATO vollzogen 
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und damit der NATO-Bereich bis an die Staatsgrenzen der 
DDR und der CSSR vorgeschoben. 


Der Aggressivität der NATO gesellte sich nun noch die des 
Revanche verlangenden deutschen Imperialismus hinzu. Ade- 
nauer wollte jetzt mit allen Mitteln die NATO-Mächte auf seine 
politische Linie festlegen. 

Für die Länder des Sozialismus und die Kräfte des Friedens be- 
gann eine schwere, harte und gefahrvolle Zeit. Schon die jüng- 
sten Erfahrungen der europäischen Völker reichten aus, Ziele und 
Absichten der deutschen Imperialisten innerhalb des NATO- 
Bündnisses genau zu beurteilen. Deshalb tat die UdSSR schon 
ein Jahr vor der BRD-Aufnahme in die NATO einen Schritt, der 
vielen als spektakulär erschienen war. Die Sowjetunion bat 
darum, als Mitglied in die NATO aufgenommen zu werden. Dem 
lag der Gedanke zugrunde, daß alle Mächte der Antihitlerkoali- 
tion wieder in einer Front zusammenstehen sollten, um den Welt- 
frieden nicht zu gefährden. 

Die Ablehnung erfolgte prompt. Eine Mitgliedschaft der 
UdSSR, hieß es, sei mit den NATO-Zielen unvereinbar. Nicht nur 
die Sowjetunion sah in dieser Erklärung das Eingeständnis der 
NATO, kein Verteidigungsbündnis zu sein. 


Als Antwort darauf schlossen im Mai 1955 in Warschau Alba- 
nien, Bulgarien, Ungarn, die DDR, Polen, Rumänien, die CSSR 
und die UdSSR einen Vertrag über Freundschaft, Zusammen- 
arbeit und gegenseitigen Beistand. Die Erhaltung des Friedens 
erklärten die Vertragspartner zum höchsten Gebot. 


Sie hofften aber auch, mit der Macht dieses Bündnisses der 
NATO-Aggressivität Grenzen gesetzt zu haben. Die lange Frie- 
densperiode gibt ihnen recht. 

Millionen Menschen traten lange der Wiederbewaffnung der 
BRD entgegen. In der BRD selbst, in Westeuropa, in der DDR 
und allen anderen sozialistischen Ländern stritten sie in der Frie- 
densbewegung aktiv gegen die NATO-Ziele. Für Jahre hatten sie 
die NATO-Mitgliedschaft der BRD verhindern helfen und dadurch 
den Zugang der deutschen Militaristen zu gefährlichen Waffen 
verzögert. Das ermunterte bis heute viele Menschen, im Frie- 
denskampf nicht nachzulassen. 


86 


Lieber das halbe Deutschland ganz 


Meldungen, die heute insbesondere reaktionär-konservative 
Kräfte über die BRD verbreiten lassen, lesen sich so: 

Die BRD ist einer der reichsten und ökonomisch stärksten 
Staaten der Erde; 

die BRD gilt als stärkste und erfolgreichste Handelsmacht der 
Welt; 

die BRD hat mit der DM das derzeit solideste und stabilste 
Zahlungsmittel der Welt, und 

die BRD ist heute militärisch stärker als Deutschland 1939 bei 
Ausbruch des zweiten Weltkriegs. 

Lassen wir es bei dieser Arroganz. Dieses „Wir sind wieder 
wer" läßt nach dem woher fragen. 

„Die BRD", sagt der französische Historiker Alfred Grosser, 
„wurde 1949 als eine Zwillingsschwester des Atlantikpakts (der 
NATO) geboren. Ihr Vater war der kalte Krieg." Als 1945 der 
faschistische deutsche Staat zerschlagen war, hieß der Auftrag 
der Monopol- und Bankeigner an ihre Politiker, zu retten, was zu 
retten war. 

Die Besitzenden in Westdeutschland, 1945 weder enteignet 
noch irgendwie belangt, besaßen plötzlich keinen Machtapparat, 
keinen Staat mehr, der ihren Interessen diente. Ihr erstes und 
dringendstes Ziel lautete: den Rest der Staatsverwaltung in 
Westdeutschland zu erhalten und schnell wieder komplett zu ma- 
chen. Zur Person Hitlers und seiner engen Führungsmannschaft 
gingen sie notwendigerweise auf Distanz. Sie suchten Politiker, 
die öffentlich unbelastet schienen. Der später prominenteste 
unter ihnen war Konrad Adenauer. Ein Mann des Kapitals, der 
von den Nazis zwar entlassen wurde, aber 10 Jahre lang eine 
gute Pension erhielt. 

Ein anderer Politiker, der in der BRD Karriere machte, war 
Theodor Heuss; Bundespräsident von 1949 bis 1959, der erste 
Mann im BRD-Staat. Als Reichstagsabgeordneter stimmte Heuss 
im März 1933 dem Ermächtigungsgesetz zu und half so, die Ge- 
waltherrschaft der Hitlerfaschisten als legal erscheinen zu lassen. 

Der zweite Bundespräsident der BRD, Heinrich Lübke, war als 
KZ-Baumeister der Nazis entlarvt worden. 
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Retten, was zu retten ist 


Spätestens seit der Niederlage der faschistischen Armee bei Sta- 
lingrad 1943 trafen Vertreter der großen Konzerne in Deutschland 
Vorbereitungen, ihren Besitz und ihre Macht über den Zusam- 
menbruch Hitlerdeutschlands hinüberzuretten. Für ihre  wirt- 
schaftlichen Nachkriegsbelange gaben Konzernfunktionäre, mit 
Wissen und Hilfe hoher SS-Führer und anderer faschistischer Be- 
amter, Aufträge an Wissenschaftler und Praktiker, zu untersu- 
chen, wie die Geschäfte der Monopole nach dem Sturz Hitlers 
verlustlos und möglichst ertragreich weitergeführt werden kön- 
nen. 

Einer dieser Wissenschaftler beschrieb schon wenige Monate 
später, „wie denn das Leben nach einem verlorenen Krieg wirt- 
schaftlich weitergehen sollte", und schlug damit alle seine Kon- 
kurrenten aus dem Feld. Sein Name: Ludwig Erhard. Dessen 
„Denkschrift" begeisterte die Konzernbosse so stark, daß er 
fortan ihr Mann war. Sein Nazipartner, Unterstaatssekretär, 
SS-Gruppenführer Ohlendorf, war nach dem Kriege als Massen- 
mörder hingerichtet worden. Erhard aber gelang eine große Kar- 
riere. Vom Chefplaner der faschistischen Wehrwirtschaftsfüh- 
rung in den Konzernen avancierte er zum Chefplaner für die Ret- 
tung der Konzerne. 


Schnell bekam die alte Ware ein neues Etikett: „soziale 
Marktwirtschaft". 


Erhard, der sich schon in der Theorie zurechtgefunden hatte, 
besaß das Vertrauen seiner Auftraggeber, auch die Praxis zu mei- 
stern. Zum Wirtschaftsminister der BRD gemacht, korrigierte er 
seinen Lebenslauf. Er ließ verbreiten, eigentlich ein Mann des 
Widerstands gewesen zu sein. 


Persilschein für Belastete 


Für Hunderttausende eingeschriebener Mitglieder der Nazipartei 
sah das Problem der Beweislast etwas anders aus. Sie hatten 
sich 1945 registrieren zu lassen und kamen vor Entnazifizierungs- 
ausschüsse. In Westdeutschland geriet dieser Akt eindeutig zur 
Sammlung wichtiger Fachleute für den Staatsapparat. Die Öf- 
fentlichkeit ließ man in dem Glauben, es ginge dabei um die Er- 
mittlung von Schuldigen und ihre Bestrafung. Der Stellvertreter 
des Oberkommandierenden der USA-Streitkräfte, General Clay, 
nannte einer USA-Zeitung den eigentlichen Zweck: „Das Gesetz 
über die Entnazifizierung wurde im hohen Grade dazu verwandt, 
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eine möglichst große Zahl von Menschen für ihre früheren Posten 
wiederzugewinnen, anstatt dafür, die Schuldigen zu bestrafen." 

General Clays Untergebener, General George Patton, Befehls- 
haber der 3. US-Armee in Bayern, urteilte noch perfider über das 
Entnazifizierungsgesetz: „Zwischen einem deutschen Nazi und 
einem deutschen Antinazi gibt es kaum größere Unterschiede als 
zwischen demokratischen und republikanischen Amerikanern." 

Um wenigstens den Schein einer Entnazifizierung zu wahren, 
erklärte man „Belastete" zu Mitläufern. Man erfand sogar die Ka- 
tegorie „wirtschaftlich wertvoller Nazi" und wandte sie selbst auf 
solche Wegbereiter Hitlers wie Papen und Schacht an. 

Der Altnazi Wilhelm von Opel, Generaldirektor der Opel- 
Werke, erhielt eine Geldstrafe von 200 DM und war damit entla- 
stet. Die gleiche Strafe bekam auch ein Postbote für seine Mit- 
gliedschaft in der NSDAP und dazu noch das Verbot, öffentliche 
Funktionen auszuüben. 

USA-General Clay kommentierte diese Art Entscheidung: 
„Wenn man ein Urteil aus der Tatsache macht, daß jemand wäh- 
rend der Jahre unter Hitler Geld verdiente, schließt man jede 
Fähigkeit und Erfolg aus." 

Trotz dieser günstigen Situation für die leitenden Mitarbeiter 
und Kapitalbesitzer großer Monopole und Banken mußten doch 
einige der ganz Reichen persönlich ein paar Haare lassen. Krupp 
und Flick, wie ein paar andere auch, Öffentlich abgeurteilt, muß- 
ten wenigstens für ein paar Jahre ins Gefängnis. 

Dieses persönliche Mißgeschick einiger Angehöriger ihrer 
Klasse hatten die führenden Monopolkreise bereits zu einem sehr 
frühen Zeitpunkt einkalkuliert. Flick beispielsweise hatte schon 
1944 seinen Besitz fiktiv Verwaltern überlassen, um ihn nicht zu 
verlieren, wenn er zeitweilig ins Gefängnis mußte. Es gab größere 
Probleme, die für Konzernaktionäre, für die ganze Klasse der 
Bourgeoisie existentieller Natur waren. Sie sahen Gefahren der 
Machteinschränkung in bisher nie erlebtem Ausmaß auf sich zu- 
kommen. 


Patt-Situation 


Da war zum einen die sozialistische Siegermacht Sowjetunion; 
keiner erwartete, daß sie den Verursachern von Faschismus und 
Krieg künftig Vorzugsbedingungen für die Aufrechterhaltung ih- 
rer Macht einräumen würde. 

Da waren aber auch die Siegermächte USA, Großbritannien 
und Frankreich — alte Konkurrenten der deutschen Monopolun- 
ternehmen. 

Plötzlich hatte die herrschende Klasse in Deutschland keine 
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Wahl, ein nie gekannter Anpassungszwang brachte sie schnell 
dazu, sich ihren Konkurrenten zu unterwerfen. Um ihren Besitz- 
stand und ihre Herrschaft zu retten, beugten sie sich der Vorherr- 
schaft der USA und hielten eigene Vorstellungen zu künftiger 
Machtausübung zeitweilig zurück. Dieser Geisteshaltung ent- 
sprach auch die taktische Losung: „Lieber das halbe Deutschland 
ganz als das ganze Deutschland halb." 

Der Osten Deutschland blieb ihnen versperrt. Einer so massi- 
ven Kraft wie der geeinten Arbeiterklasse, die mit allen anderen 
fortschrittlichen Kräften ein Bündnis für Demokratie im Geiste 
des Antifaschismus eingegangen war, stand die bisher herr- 
schende Klasse in Deutschland noch nie gegenüber. Sie drückte 


Am 8. Mai 1949 nahm der „Parlamentarische Rat'' das Grundgesetz des 
Bonner Separatstaates an. Die beiden kommunistischen Abgeordneten 
(links) konnten dem nicht zustimmen. 
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sich vor einer offenen politischen Auseinandersetzung und spal- 
tete Deutschland. Der Abriß zur Geschichte der SED erklärt: 


„Mit dem Bonner Staat schufen sich jene Klassenkräfte wie- 
der einen zentralen Machtapparat, die das deutsche Volk, Eu- 
ropa und die Welt in diesem Jahrhundert bereits zweimal in 
die Katastrophe von Weltkriegen gestürzt hatte." 


So wurden die drei Westzonen in einem Zeitraum von mehre- 
ren Jahren aus dem deutschen Staatsverband herausgebrochen. 
Indem die Bourgeoisie wieder ihren eigenen Staat gründete, ver- 
hinderte sie eine antifaschistisch-demokratische Entwicklung in 
ganz Deutschland. 

Eine typische Patt-Situation entstand. Dieser Vergleich aus 
dem Schachspiel liegt nahe, da einerseits der Imperialismus 
nicht mehr stark genug war, über ganz Deutschland zu regieren, 
und andererseits die Arbeiterklasse und ihre Verbündeten noch 
nicht stark genug waren, über das Schicksal ganz Deutschlands 
künftig selbst zu bestimmen. In der Geschichte jedes Volkes gibt 
es Zeiten, da sind die Chancen, der gesamten Entwicklung eine 
neue Richtung zu geben, riesengroß. Wenn diese seltene Situa- 
tion ungenutzt verstreicht, ist die Gelegenheit für lange Zeit 
vertan. 

Nach 1945 gab es für ganz Deutschland diese Chance, aus dem 
Kreis von Krise und Krieg auszubrechen. Doch nur im Osten 
Deutschlands, der späteren DDR, gelang es, aus den Möglichkei- 
ten, die sich mit der Zerschlagung des faschistischen Staates er- 
gaben, eine neue, bessere Ordnung zu errichten. Seither existie- 
ren zwei deutsche Staaten. 


Einen Fuß in der Tür 


Über das Nachkriegsdeutschland hatten die Alliierten der Antihit- 
lerkoalition zu verschiedenen Zeiten sehr unterschiedliche Vor- 
stellungen. Das Bemühen der UdSSR ging von Treffen zu Treffen 
mit den Alliierten dahin, über alles Grundsätzliche, was Deutsch- 
land betraf, die größtmögliche Übereinstimmung zu erreichen. 
Die großen Konferenzen von Teheran, Jalta und Potsdam haben 
das umfassend belegt. Immer ging es um Deutschland als einen 
künftigen demokratischen Staat. 

Für die Verwaltung des Nachkriegsdeutschlands durch die Sie- 
germächte galt die Einteilung in Besatzungszonen als eine wich- 
tige politisch-organisatorische Aufgabe. Von Januar bis Novem- 
ber 1944 tagte in London eine Gruppe von Vertretern der USA, 
Großbritanniens und der UdSSR, bis Einstimmigkeit darüber er- 
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zielt worden war. Seither geistert unter bürgerlichen Politikern 
und Historikern die Ansicht: „Diese Grenzen haben das Schicksal 
Deutschlands und der Deutschen auf Jahrzehnte entschieden." 

Der amerikanische Zeitgeschichtler John Lukacs erklärte kom- 
mentarlos: „Die Teilung Deutschland ergab sich nicht aus histori- 
schen oder politischen Gesichtspunkten. Sie erwuchs aus den 
militärischen Demarkationslinien, die 1944 festgelegt wurden.“ 

Hätte Lukacs aufmerksam in den Memoiren von George F. Ken- 
nan geblättert, wäre er auf ein vielsagendes Eingeständnis dieses 
ehemaligen hohen Beamten des US-Außenministeriums gesto- 
ßen. Schon im Sommer 1945 hatte er notiert: „Die Idee, Deutsch- 
land gemeinsam mit den Russen regieren zu wollen, ist ein Wahn 
..Wir haben keine andere Wahl, als unseren Teil von Deutsch- 
land - den Teil, für den wir und die Briten die Verantwortung 
übernommen haben — zu einer Form von Unabhängigkeit zu füh- 
ren, die so befriedigend, so gesichert, so überlegen ist, daß der 
Osten sie nicht gefährden kann. Das ist eine gewaltige Aufgabe 
..Zugegeben, daß das Zerstückelung bedeutet ... Ob das Stück 
Sowjetzone wieder mit Deutschland verbunden wird oder nicht, 
ist jetzt nicht wichtig. Besser ein zerstückeltes Deutschland, von 
dem wenigstens der westliche Teil als Prellbock für die Kräfte des 
Totalitarismus wirkt, als ein geeintes Deutschland, das diese 
Kräfte wieder bis an die Nordsee vorläßt... Im Grunde sind wir in 
Deutschland Konkurrenten der Russen." 

So reagieren Verlierer, die sich das Verlorene bald zurückholen 
möchten. Nicht nur die Bourgeoisie in Europa, sondern die ge- 
samte Weltreaktion hatte durch den Untergang des faschisti- 
schen deutschen Reiches, im Kampf gegen den Sozialismus ihre 
größte Stütze verloren. So fallen die Interessen, zu retten, was zu 
retten ist, für das deutsche und das internationale Kapital zeitwei- 
lig zusammen. Ihre neue Partnerschaft hat im Antisozialismus 
gleiche Wurzeln. 

Man kann nicht sagen, daß dieses Bündnis von vornherein be- 
absichtigt war. Die ursprüngliche Planung der Politik von den 
USA und Großbritannien sah anfangs vor, durch ein kapitalisti- 
sches Polen, Ungarn und andere Nachbarstaaten der UdSSR sich 
ganz nah an der Grenze der Sowjetunion einzunisten und so stets 
einen Fuß in der Tür zu halten. Erst als sich das mit dem Entste- 
hen volksdemokratischer Ordnungen in diesen Ländern als illuso- 
risch erwies, wechselten die Strategen des Antikommunismus zu 
Deutschland über, das ihnen nun als ideales Schlachtfeld zwi- 
schen Kapitalismus und Sozialismus willkommen war. 
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Einen Tag nach Roosevelts Beerdigung 


Kurz vor seinem Tode erklärte Roosevelt öffentlich, daß von der 
Erfüllung der alliierten Verpflichtungen hinsichtlich Deutschlands 
„das Schicksal der Vereinigten Staaten und das Schicksal der 
ganzen Welt für die künftigen Generationen abhängt. Hier", so 
sagte Roosevelt voraus, „gibt es für Amerika keine halbe Ent- 
scheidung. Wir müssen die Verantwortung für die internationale 
Zusammenarbeit übernehmen, oder wir werden die* \Verantwor- 
tung für einen neuen Weltkonflikt tragen." Ernste Worte und 
wahre Worte, an deren Aufrichtigkeit Zweifel nicht am Platze 
sind. Zum Hitlerfaschismus und seinen Urhebern nahm der Präsi- 
dent mehrfach kritisch Stellung, und er verschwieg auch nicht 
seine persönliche Erschütterung über Naziverbrechen und das 
Leid der Betroffenen. Als er 1944 einen Bericht über die IG-Far- 
ben gelesen hatte, sagte er aufgebracht zu seinem Außenmini- 
ster Hull: „Die Geschichte der Benutzung des IG-Farben-Trusts 
durch die Nazis liest sich wie ein Kriminalroman." Aber wie liest 
sich erst die Geschichte der Benutzung des Nazismus durch den 
IG-Farben-Trust? 

Die Vertreter großer USA-Konzerne und viele rechtsradikale 
Politiker dachten anders als Roosevelt über den Krieg, seine Ver- 
ursacher und seine Opfer, aber sie ließen sich lange nicht auf Öf- 
fentliche Diskussionen ein. Der Historiker Lukacs ermittelte: „Die 
unausgesprochene Ansicht der meisten amerikanischen ‚Konser- 
vativen': Deutschland sollte stets Amerikas Hauptverbündeter 
sein, man hätte Hitler gewähren lassen sollen, um das kommuni- 
stische Rußland ein für allemal zu schlagen." 

Mit dieser Haltung hatte sich schon zu Beginn des Kriegsein- 
tritts der USA eine Opposition zu Roosevelt entwickelt, die bis zu 
seinem Tode ihre Aktivitäten kaum an die Öffentlichkeit dringen 
ließ. Drei Tage nach dem Ableben des Präsidenten trafen sie sich 
zwar noch intern, aber mit diesem 15. April 1945 begannen sie 
auch schon, die Umkehrung der Roosevelt-Politik einzuleiten. 
Einer gezielten Indiskretion des Journalisten Drew Pearson ver- 
danken wir über das Treffen und die Programme dieser Gruppe 
zahlreiche Informationen. Pearson schrieb: „Es ist seit langem 
kein Geheimnis mehr, daß eine Gruppe im Außenministerium ei- 
nen möglichst milden Frieden mit Deutschland befürwortet, und 
zwar im Hinblick darauf, daß Deutschland zu einem Bollwerk ge- 
gen Rußland gemacht werden müsse. Aber solange Roosevelt im 
Weißen Haus war, sprach man nicht davon. 

Einen Tag nach seiner Beerdigung jedoch fand eine Sitzung in 
den Räumen des Unterstaatssekretärs Clayton statt, bei der Mit- 
glieder des Außenministeriums und des Kriegsministeriums be- 
schlossen, die Politik Roosevelts umzukehren." 
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Schauen wir uns Claytons Gäste etwas genauer an, sie verdie- 
nen durchaus unser Interesse: 

Arthur Vandenberg, Vorsitzender des Senatsausschusses für 
Außenpolitik, als ranghöchster Parlamentarier; 

John F. Dulles, als Rechtsanwalt und Politiker der Vertraute 
vieler Konzernspitzen, Jahre später wird er Außenminister der 
USA; 

Allen Dulles, sein Bruder, wird Chef des Geheimdienstes, der 
CIA; 

General Draper, Vertreter des Kriegsministeriums, ehemaliger 
Vizepräsident des Bankhauses Dillon, Read und Company, später 
wird er der Leiter für Wirtschaftspolitik bei der USA-Besatzungs- 
macht in Deutschland; 

John McCloy, ehemaliger Bankier, Vizepräsident von General 
Motors, mit engsten Verbindungen zu den Rockefellers und eini- 
gen Präsidenten der größten Aktiengesellschaften, später wird er 
als Hochkommissar der USA in der BRD regieren; 

Douglas Dillon, später USA-Botschafter in der BRD; 

Herbert Hoover, Expräsident der USA; 

Mitglieder des Außenministeriums und eine große Anzahl von 
Industriellen und Bankiers. 

Nicht unerwähnt bleiben soll, daß der Gastgeber Glayton als 
einer der reichsten Baumwollmillionäre der USA galt. Dieser Zir- 
kel schwor sich auf eine künftige Europapolitik ein, in der er 
Deutschland eine bedeutende Rolle zudachte. Ein Redner, der 
Senator James 0. Eastland machte diese Politik öffentlich be- 
kannt. Zum Ende des Jahres 1945 ließ man ihn erklären: 

„Es handelt sich bei dem trostlosen Schicksal Deutschlands 
um die gesamten Beziehungen zwischen der östlichen und west- 
lichen Zivilisation. Deutschland ist stets eine Grenzmark gewe- 
sen, Deutschland ist stets die Aufgabe zugefallen, eine Zivilisa- 
tion, die mehr als 2000 Jahre alt ist, gegen die orientalischen 
Horden zu verteidigen. Deutschland ist der Schlußstein des ge- 
samten europäischen Baus, und Deutschland muß auf jede nur 
erdenkliche Weise einer demokratischen freiheitlichen -christli- 
chen Gesellschaft, die auf dem privatkapitalistischen System auf- 
gebaut ist, erhalten bleiben!" Kein großer Konzern verzichtete bei 
diesem Kredo darauf, seine besten Leute für Deutschland auszu- 
wählen; Ökonomie und Politik erwiesen sich wieder einmal als 
Zwillingsschwestern. Schon ab 1924 hatten USA-Firmen und Ban- 
ken begonnen, massiv in Deutschland zu investieren. Jetzt rei- 
sten die Sachwalter dieses Kapitals persönlich an. 


Bereits Ende der fünfziger Jahre betrug das amerikanische 
Kapital in der Bundesrepublik 20 bis 25 Prozent des gesamten 
deutschen Gesellschaftskapitals. 
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Die Hitler kommen und gehen 


Trotz dieser unwiderlegbaren Fakten hält sich das Argument: 
„Die Russen sind an der Spaltung Deutschlands schuld", hartnäk- 
kig in der Propaganda westlicher Medien. Der Schlüssel zur Ein- 
heit Deutschlands liege in Moskau, so klingt es heute noch. Wie 
war die Haltung der UdSSR gegenüber Deutschland, als der Hit- 
lerfaschismus 1945 zerschlagen war? An Häuserwände Berlins 
und anderswo hatten fanatische bis Fünf-nach-zwölf-Krieger den 
Spruch „Berlin bleibt deutsch" gemalt. Die erste Sichtpropa- 
ganda der Roten Armee nach der Befreiung vom Faschismus ent- 
hielt die Erklärung der Sowjetregierung vom 23. Februar 1942, aus 
den schwersten Tagen des Krieges: „Die Hitler kommen und ge- 
hen, das deutsche Volk, der deutsche Staat aber bleibt." 

In der praktischen Politik berücksichtigte die UdSSR die Inter- 
essen des deutschen Volkes, wie es keine der anderen Sieger- 
mächte getan hat. 

Indem die Sowjetunion kategorisch darauf bestand, die Farce 
einer Dönitz-Regierung in Flensburg durch die Internierung die- 
ser faschistischen Militärs zu beenden, hat sie unter anderem 
den Machterhalt des faschistischen Militärs im Westen verhin- 
dert. 

Die Aktivitäten der UdSSR zur Erneuerung Deutschlands auf 
demokratischer Grundlage und seine Umwandlung in einen fried- 
liebenden Staat sind zahllos. Wir greifen deshalb nur einige her- 
aus: Die sowjetischen Vorstellungen von einer deutschen Regie- 
rung erklärte ihr Außenminister in Paris 1946 so: „Sie müsse 
demokratisch und in der Lage sein, die Überreste des Faschis- 
mus zu beseitigen sowie die Verpflichtungen gegenüber den Alli- 
ierten zu erfüllen." Zugleich fordert die UdSSR zur Bildung einer 
gesamtdeutschen Regierung auf, die die Verantwortung für den 
Abschluß eines Friedensvertrags übernehmen kann. 

Im Jahr darauf lauten die sowjetischen Vorschläge an die Alli- 
ierten, „Vorbereitungen zur Bildung einer gesamtdeutschen Re- 
gierung zu treffen; sofort gesamtdeutsche Verwaltungsorgane zu 
bilden; eine provisorische Verfassung für Deutschland auszuar- 
beiten; in allen Zonen freie Wahlen zu organisieren und die Bil- 
dung einer provisorischen gesamtdeutschen Regierung vorzu- 
nehmen". Im gleichen Jahr verlangte die UdSSR noch die unver- 
zügliche Friedensregelung mit Deutschland, die Ausarbeitung ei- 
nes Friedensvertragsentwurfs und die Einberufung einer Frie- 
denskonferenz aller Länder, die am Krieg gegen Hitlerdeutsch- 
land beteiligt waren. Schon im Jahr 1948 machte die Sowjetunion 
die ersten Vorschläge zum Abzug aller Besatzungstruppen aus 
Deutschland. Im Jahr 1949 hielt sie die Zeit für gekommen, als 
zentrales deutsches Organ einen gesamtdeutschen Staatsrat zu 
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Am 11. Oktober 1949 empfing Armeegeneral Tschuikow die Mitglieder 
der Regierung der DDR. 


schaffen, drei Monate intensiv für die Ausarbeitung eines Frie- 
densvertrags zu nutzen und ein Jahr nach Abschluß dieses Ver- 
trages den Abzug aller Besatzungstruppen aus Deutschland zu 
beenden. 

Immer und immer wieder wandte sich die Sowjetunion gegen 
alle Versuche, für Westdeutschland eine Separatregierung zu 
installieren. Als die Westalliierten dann doch den Bonner Staat 
schufen, hörte die UdSSR trotzdem nicht auf, weitere Vorschläge 
entsprechend dem Potsdamer Abkommen zu unterbreiten. So 
am 10. März 1952 mit einem Konzept für einen Friedensvertrag 
und ähnlich weitreichende Empfehlungen in den folgenden Jah- 
ren. Inzwischen war im Osten Deutschlands die historische 
Chance genutzt worden, einen antifaschistisch-demokratischen 
Staat zu schaffen, und die Hilfe der UdSSR für diese Deutsche 
Demokratische Republik war und ist eine überragende Leistung 
proletarischer Klassensolidarität. So ist in der Folge die Entwick- 
lung der Deutschlandfrage zu einer Lösung gelangt, an der zu rüt- 
teln bedeutet, die Ergebnisse des zweiten Weltkriegs in Frage zu 
stellen. Die Folgen dieser Politik sind friedensgefährdend und 
darum lebensgefährlich. Der UdSSR-Außenminister Andrej Gro- 
myko erklärte deshalb 1984 noch einmal unmißverständlich: 
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„Das deutsche Reich ist im Feuer des zweiten Weltkriegs 
untergegangen. Eine Rückkehr zu ihm gibt es nicht und wird 
es nicht geben," 


DDR im Visier 


Am Tag nach der bedingungslosen Kapitulation durch die Hitler- 
wehrmacht ist das faschistische deutsche Reich zerstört; seine 
staatlichen Verwaltungen sind aufgelöst. Nur ein paar Institutio- 
nen wie Post und Bahn bestehen weiter. Bei Gründung der BRD 
werden sie als Bundespost und Bundesbahn vom Staat verein- 
nahmt. 


Spione wechseln den Dienstherrn 


Es gab da noch eine staatliche Stelle in den Westzonen, die 
schon 1946 in aller Stille wieder als zentrale Instanz zu arbeiten 
begonnen hatte und 1949 genauso wie Bahn und Post von der 
Bundesregierung ohne Umstände übernommen worden war. Ihr 
Bekanntheitsgrad war nicht so hoch wie der anderer Behörden, 
doch gerade das machte ihre Arbeit erst möglich. Diese Institu- 
tion war die einzige Militärformation des faschistischen deut- 
schen Reiches, die niemand aufgelöst hatte. An ihr gingen die be- 
dingungslose Kapitulation, die Entwaffnung und eine längere In- 
ternierung des Personals vorbei. Ihre Arbeit ruhte nur kurz, ist 
aber nie unterbrochen worden. Auch für die Mitarbeiter blieb 
alles beim alten. Der Dienstherr wechselte zwar, doch der Chef 
und die Abteilungsleiter blieben. Neue Gesichter kamen erst mit 
der Zeit dazu. 

Die Änderungen des Firmennamens dieser Institution bieten in- 
teressante Aufschlüsse: Die Abteilung Fremde Heere Ost im fa- 
schistischen Generalstab des Heeres überlebte als Organisation 
Gehlen. In der BRD existierte sie dann nach 1949 als Bundesnach- 
richtendienst (BND) weiter. Eine Spionageorganisation mit langer 
Tradition und großen Erfahrungen hatte sich geschickt über Krieg 
und Nachkrieg zu retten gewußt. Allein, ohne fremde Hilfe wäre 
das nicht denkbar gewesen. Reinhard Gehlen, der Chef hat das 
gewußt. 

Als Vierzigjähriger schanzten ihm seine Kumpane aus der 
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Spionagechef Reinhard Gehlen als Offizier der 
faschistischen Wehrmacht 


Reichswehr einen hochdotierten Posten in der faschistischen 
Wehrmacht zu. Gehlen wurde Spionagechef aller Truppenteile, 
die gegen die UdSSR kämpften. Sein Dienstgrad: Generalleut- 
nant. Zu seinen Aufgaben gehörte das Anwerben und Ausbilden 
von Spionen gegen die Sowjetunion und das Sammeln von Nach- 
richten über die Rote Armee und ihr Hinterland. Diese Informatio- 
nen zwangen ihn eher als seine Vorgesetzten zu einer realisti- 
schen Beurteilung künftiger Ereignisse, vor allem was den Aus- 
gang des Krieges betraf. Gehlen begann vorzusorgen. Er ließ Mit- 
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arbeiterkarteien, Berichte und Lagebeurteilungen kopieren und 
gewann ergebene Leute, die halfen, einen Frontwechsel von den 
Nazis zu den USA vorzubereiten. In den Wirren der letzten 
Kriegstage tauchten sie samt Material in Bayern unter und warte- 
ten dort das Erscheinen der Amerikaner ab. Gehlen mußte sich 
nur wenig gedulden, bis sich seine künftigen Brotherrn um ihn 
bemühten. 

Als es soweit ist, fliegt man ihn und seine Leute in die USA 
aus. Gehlen honoriert das mit der Übergabe des geheimdienstli- 
chen Archivs über die UdSSR. In 50 Stahlkoffern verpackt, ent- 
hält es das komplette Lagebild über die sowjetischen Streit- 
kräfte, eine Personenkartei der Roten Armee, zusammengestellt 
in Gefangenenlagern, und ein Agentennetz, das angeblich bis 
nach Moskau reichte. 

In seinen Memoiren schildert Gehlen die Gespräche in den 
USA: 

„Meine Unterhaltung mit den Amerikanern kreiste immer wie- 
der um das gleiche Thema: Das Zerbrechen des alliierten Bünd- 
nisses kann nur eine Frage der Zeit sein. Wie können wir ange- 
sichts dieser Zukunftserwartung möglichst bald zur Zusammenar- 
beit gelangen?" Wochen später kommt ein Gentlemen's Agree- 


Von sowjetischen Truppen wurde 1956 eine amerikanische Abhör- 
zentrale im demokratischen Sektor Berlins ausgehoben. 
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ment zwischen Gehlen und dem USA-General Sibert zustande. 
Der Einleitungssatz lautet: „Es wird eine deutsche nachrichten- 
dienstliche Organisation unter Benutzung des vorhandenen Po- 
tentials geschaffen, die nach Osten aufklärt, bzw. die alte Arbeit 
im gleichen Sinne fortsetzt. Die Grundfrage ist das gemeinsame 
Interesse an der Verteidigung gegen den Kommunismus." Nach 
Westdeutschland zurückgekehrt, nahmen Gehlen und seine Mit- 
arbeiter sofort die Spionage gegen die UdSSR, die sowjetische 
Besatzungszone in Deutschland und die osteuropäischen Volks- 
demokratien auf. Dafür erhielt Gehlen von den USA jährlich 6 Mil- 
lionen Dollar, mit denen er seine Organisation finanzierte. In der 
Zeit des kalten Krieges hing ein großer Teil der amerikanischen 
Kriegsplanung gegen die UdSSR von Gehlens Geheimberichten 
ab. In Hände, wie die Gehlens, waren jahrelang Mittel für gefähr- 
liche Provokationen gelegt, die bis an den Rand militärischer Kon- 
flikte führten. Der Spionage, als Geheimwaffe im kalten Krieg, war 
an vorderster Stelle die DDR ausgesetzt. Gehlen und seine Mann- 
schaft, die er inzwischen mit SS- und Gestapoleuten, „Ostemi- 
granten" und Kriminellen aufgefüllt hatte, richteten in der DDR 
viel Schaden an. Es waren aber auch noch Spionageorganisatio- 
nen der USA, Großbritanniens und Frankreichs am Werk, die 
sich ebenfalls auf dem Territorium der DDR zu betätigen versuch- 
ten. 


Modell für künftige Eroberung 


Gehlen und sein Spionageapparat erledigten die Schmutzarbeit. 
Die Initiatoren dieses verdeckten Krieges waren andere. Nach 
seiner Niederlage im Mai 1945 war dem deutschen Imperialismus 
jeder Partner recht, der half, seinen Fall zu bremsen und seine 
Macht wieder aufzurichten. Deshalb der Drang seiner Politiker, 
Westdeutschland in die NATO einzufügen und es damit an der 
Frontlinie vis-4-vis vom Sozialismus zu exponieren. 


Militärische Mittel besaß die Monopolbourgeoisie West- 
deutschlands zu dieser Zeit nicht, sie konnte nur die Waffen 
des kalten Krieges sprechen lassen. Das hieß, Gehlen und sei- 
ner Bande freie Hand lassen. 


Auch andere imperialistische Mächte, vor allem aggressive 
politische Kreise in den USA, waren an diesem Kurs der Konterre- 
volution gegen die DDR außerordentlich interessiert. 

Dulles erklärte: „Westdeutschland kann ... ein großer Trumpf 
in den Händen des Westens sein. Indem es Ostdeutschland in 
den Machtbereich des Westens zieht, kann es eine vorgescho- 


100 


bene strategische Position in Mitteleuropa gewinnen, welche die 
sowjetkommunistischen, militärischen und politischen Positionen 
in Polen, der CSR, in Ungarn und anderen angrenzenden Ländern 
unterminiert!" 


Eine verlorene Wette 


Vom Tage ihrer Gründung an mußte die DDR mit diesem Kolli- 
sionskurs leben und versuchen, dieser Konfrontationspolitik zu 
widerstehen. Der Kölner Journalist Erhard Tewes erinnert sich 
20 Jahre danach unter dem Titel „An der Wiege der DDR stand 
der Zweifel": 

„Ich möchte jede Wette eingehen, daß der Staat, den man hier 
gründen wird, keine zwei oder drei Jahre überlebt, sagte zu mir 
der Vertreter einer \Westberliner Zeitung, als wir das Gebäude der 
DWK (Deutsche Wirtschaftskommission - H. S.) in Ostberlin be- 
traten. Wie er glauben viele der hier versammelten westdeut- 
schen Journalisten und die Korrespondenten der großen amerika- 
nischen, englischen und französischen Nachrichtenagenturen 
nicht, daß der zweite deutsche Staat, dessen Gründung in diesen 
Stunden vor sich geht, noch oft den 7. Oktober als seinen 
Geburtstag feiern wird." 

Es blieb in der BRD nicht bei Ahnungen und Mutmaßungen von 
Journalisten. Bundeskanzler Adenauer schwor ein paar Wochen 
später auf dem Marktplatz von Bonn, daß alles getan werde, „die 
Brüder und Schwestern im Osten zu befreien". Mehr wollte er zur 
DDR nicht äußern. Sein Minister Kaiser war da viel aktiver. Auf 
der nächstfolgenden Sitzung des Bundestages erklärte er: „Für 
das ostzonale Staatengebilde sehe ich keine Entwicklungsmög- 
lichkeiten." Als Chef eines Ministeriums für gesamtdeutsche Fra- 
gen hatte er wohl weniger Zweifel an den Potenzen der DDR als 
vielmehr die Hoffnung, im kalten Krieg gegen die DDR mit seinen 
Waffen als Sieger hervorzugehen. 

„Der Tagesspiegel", eine Zeitung in Westberlin, gab am Tag 
nach der Staatsgründung auch ihren Tip in Sachen DDR: „Diese 
neueste ‚historische Stunde' der Ostzone ist keine gewesen ... 
Einige Wochen weiter und die Ostzone ist in dieselbe Lethargie 
zurückgesunken, die bis eben noch bestand." Auch der „Tele- 
graf" - inzwischen schon Jahrzehnte bankrott - schob der DDR- 
Gründung wegen eine Schlagzeile ganz nach oben auf die erste 
Seite: „Wird die Zone eine Sowjetrepublik?" Da es seine eigene 
Frage war, konnte seine Antwort im Text nur „Ja" lauten. 

Später meldeten sich die Amerikaner in einer Zeitung der 
US-Army für die BRD zu Wort. Was sie sagten, war nicht origi- 
nell, aber es charakterisierte die damalige USA-Politik gegenüber 
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der DDR: „Diese Republik ist vielleicht das künstlichste Staatsge- 
bilde, das in Europa existiert. Es ist weder deutsch, noch ist es 
demokratisch." 

Das Lieblingsblatt des politischen Biedermanns in der BRD, 
„Die Welt", machte aus dem Hinweis der Amerikaner Nägel mit 
Köpfen und formulierte diese Konfrontationsstrategie: „Kein 
deutscher Politiker, auch der Bundeskanzler nicht, könnte und 
würde die Regierung der sogenannten DDR als souveräne Macht 
anerkennen und außenpolitisch, das heißt von Staat zu Staat, mit 
ihr verhandeln." 

Genau das Gegenteil dieser dümmlichen Weissagungen tritt 
später ein. Nur noch ein paar Jahre vergingen, und sogar das 
extravagante politische Wochenblatt der westdeutschen Bil- 
dungsbürger „Die Zeit" erklärt, so als habe sie es schon immer 
besser gewußt: „Als am 7. Oktober 1949 die DDR als Staat ins Le- 
ben gerufen wurde, meinten nicht wenige westdeutsche Politiker, 
dieses künstliche Gebilde werde nicht ein Jahr überstehen." „Die 
Zeit" vergißt schnell, daß dies genau auch 20 Jahre lang ihre Posi- 
tion gewesen ist. 

Woher kam der späte Sinneswandel? Die kürzeste Antwort dar- 
auf erschien 1970 in der BRD-Zeitung „Neue Rundschau". „Sie 
(die DDR - H. S.) kann nicht abgeschafft werden, also sollte sie 
anerkannt werden." In der Illustrierten „Stern" schrieb der glei- 
che Autor. 


„rür die Bundesrepublik ist die Geschichte ihrer verschmähten 
Beziehungen zur DDR eine Geschichte versäumter Gelegen- 
heiten." 


Diese Erkenntnisse blieben nur Worte. Noch war es nicht Pra- 
xis der BRD, Tatsachen zu respektieren. 


Diplomatische Blockade 


Der kalte Krieg gegen die DDR war in der BRD auch juristisch ab- 
gesichert worden. 

Vierzehn Tage nach der DDR-Gründung beeilten sich die Bon- 
ner Politiker, ein „Alleinvertretungsrecht" der BRD zu erfinden, 
das von der Anmaßung ausging, für alle Deutschen in der Welt 
die einzige Vertretung sein zu wollen. Die auf dieser Provokation 
beruhende Anti-DDR-Politik bildete den Kern aller Aggressionen, 
denen die DDR in den folgenden zwei Jahrzehnten ausgesetzt 
war. Es sollte ihr damit rechtlich unmöglich gemacht werden, 
ihre Staatsbürger in der Familie der Völker selbst zu vertreten. 
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Zusammen mit ihren Verbündeten ließ die BRD alle Staaten der 
Welt wissen, wer die DDR anerkenne, habe mit politischen und 
wirtschaftlichen Repressalien zu rechnen. Diese absurde Dro- 
hung erhielt wenig später den Namen „Hallstein-Doktrin". So be- 
nannt nach dem Bonner Außenpolitiker, der Adenauer in seinen 
Zielen, die DDR mit einer diplomatischen Blockade zu isolieren, 
am eifrigsten gefolgt war. Am 19. Oktober 1957 wird diese Dok- 
trin gegen Jugoslawien angewandt: Weil es diplomatische Bezie- 
hungen zur DDR hergestellt hatte, brach die BRD mit Jugosla- 
wien die diplomatischen Beziehungen ab. Welcher Zweck, wel- 
che Absichten steckten hinter diesen erpresserischen Formen 
der BRD-Außenpolitik? 

Während der New-Yorker Außenministerkonferenz im Herbst 
1950 forderten auch die USA, Großbritannien und Frankreich alle 
NATO-Länder auf, keine diplomatischen Beziehungen zur DDR 
herzustellen. Diese NATO-Politik flankierte die von Dulles oben 
schon erwähnte Eroberungsstrategie gegenüber der DDR. Je we- 
niger Staaten Beziehungen zur DDR unterhielten, um so einfa- 
cher stellten sich die kalten Krieger ihre Liquidierung vor. Die 
Spaltung Deutschlands sollte nur als zeitweilig, provisorisch und 
zufällig angesehen werden, deshalb geht die BRD auch stets von 
einer „offenen deutschen Frage" aus. Auf diese anfangs für viele 
undurchsichtige Art erhob die BRD vom Tage ihrer Gründung an 
umfangreiche Gebietsforderungen gegenüber der DDR, der 
UdSSR, der VR Polen und der CSSR. Mit der Hallstein-Doktrin 
sollte zuerst der größte Posten ihrer Rechnung eingetrieben wer- 
den, die DDR. 


In den Tagen des August 1961 gab ein Vertrauter des BRD- 
Kanzlers in wenigen Sätzen dessen außenpolitisches Pro- 
gramm in enthüllender Offenheit wieder: „Ziel und Auftrag der 
Außenpolitik muß das Ende des DDR-Regimes ohne Kompro- 
miß sein ... Die Bundesrepublik ist Deutschland, und neben ihr 
gibt es kein anderes Deutschland." 


Das ständige Wiederholen dieser revanchistischen Töne 
machte den Wall diplomatischer Blockade gegen die DDR nicht 
fester. Inzwischen war auch die internationale Autorität der DDR 
gewachsen, und Beziehungen zu ihr ließen sich nicht mehr ein 
fach unterdrücken. Die BRD drohte deshalb seit 1955 denen mit 
harten Sanktionen, die ihrer Nichtanerkennungspolitik der DDR 
gegenüber nicht folgen würden. „Als das nicht mehr half", so 
schrieb 1975 die SPD-Zeitung „Vorwärts", „mußte die Bundesre- 
gierung an manche Länder eine ‚Nichtanerkennungsgebühr' in 
Form von zusätzlicher Wirtschaftshilfe zahlen." In der BRD ist 
diese reaktionäre Politik viele Jahre mit dem Wunsch nach friedli- 


103 


cher Wiedervereinigung kaschiert worden, tatsächlich konnten 
damit auch viele Gutgläubige lange getäuscht werden. Nachdem 
sich der westdeutsche Imperialismus wieder für stark genug 
hielt, auf diese Art von Wiedervereinigungsparolen verzichten zu 
können, drückte er sich drastischer aus. „Wiedervereinigung" be- 
deutet für ihn Einkassieren der DDR. Ganz eindeutig lautete die 
Forderung, das kapitalistische System der BRD komplett auf die 
DDR zu übertragen. 


Wut und Enttäuschung 


Es hat übrigens auch Jahrzehnte gebraucht, eine korrekte 
Sprachregelung für den Namen unseres Staates in Politik und 
Publizistik der BRD zu erzwingen. 

Anstatt von der DDR zu reden oder zu schreiben, erfand man 
SBZ, Ostzone, Mitteldeutschland, Brüder und Schwestern im 
Osten, Zone, Sowjetzone, Ostdeutschland, russische Provinz, Sa- 
tellit, Pankow, Sowjetrepublik, drüben, Gebilde, Phänomen, soge- 
nannte DDR und „DDR" mit Anführungszeichen. Ein bayerischer 
Politiker erklärte allen Ernstes: „Diese Anführungszeichen ent- 
sprechen einer präzisen Sprache. Ich sage auch heute nicht ein- 
fach DDR, weil nach meinem Rechtsverständnis dies drüben 
eben nicht eine Deutsche Demokratische Republik ist." Vielleicht 
erklärt diese törichte Stimme, warum bis heute alle Springer-Zei- 
tungen an den Stricheln festhalten. 


Spiel mit dem Feuer 


Einst traten starke Bataillone an, um der DDR den Garaus zu ma- 
chen. Ihr Hauptangriff richtete sich gegen die Kommunisten in 
der DDR und das durch deren Initiative geschaffene gesellschaft- 
liche Eigentum. Wieviel Pläne entwarf man in der BRD, die volks- 
eigenen Betriebe aufzulösen, die Bodenreform rückgängig zu ma- 
chen und alte Bildungsprivilegien wiederherzustellen. Die DDR 
sollte von innen her destabilisiert werden, um sie beseitigen zu 
können. Zu der Zeit, als man auch in der BRD merkte, daß man 
sich dabei übernahm, verbreitete die „Kölnische Rundschau" ein 
neues Erfolgsrezept: „Dort muß (in der DDR - H. S.), so man den 
kalten Krieg gewinnen will, die Unterwühlungsarbeit mit general- 
stabsmäßiger Genauigkeit und reichen Mitteln geleistet werden." 
Exakt nach diesem Konzept arbeiteten die Spezialisten vom Bun- 
desministerium für „gesamtdeutsche" beziehungsweise Ä„inner- 
deutsche" Fragen, wie es aus Gründen der Tarnung genannt 
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wurde. Im Funktionsplan dieses Amtes für die Einvernahme der 
DDR stehen unter anderem folgende Aufgaben: 


mit allen Mitteln der Propaganda in die DDR hineinzuwirken; 
die antikommunistischen Kräfte dort zum Widerstand zu er- 
muntern; 

die DDR auszuspionieren; 

Spezialisten abzuwerben; 

für den Tag X, an dem die DDR der BRD „angegliedert" wer- 
den soll, alle Planungen und Vorbereitungen zu übernehmen. 


Es fördert gleichzeitig alle revanchistischen Organisationen der 
sogenannten Vertriebenen und nährt in diesen Kreisen die Illu- 
sion, daß eine „Wiedervereinigung" aller Gebiete des ehemaligen 
deutschen Reiches in den Grenzen von 1937 möglich wäre. 

Der BRD-Schriftsteller Bernt Engelmann erklärte 1982 die Ver- 
gangenheit betreffend: „Es war ein Spiel mit dem Feuer, was 
Konrad Adenauer seinen gesamtdeutschen Minister Jakob Kaiser 
treiben ließ ..." 

Was hatte die DDR dagegenzusetzen? Da waren ihre Appelle 
an die Vernunft, die sie hundertfach aus dringenden Anlässen an 
die Adresse gesellschaftlicher Kräfte in der BRD, aber auch viele 
Male an die Bundesregierung selbst gerichtet hatte. Dabei hat es 
eine Zeit gegeben, in der nicht einmal die Pförtner von Ministe- 
rien einen Brief aus der DDR entgegennehmen durften, ge- 
schweige denn eine Delegation offiziell empfangen wurde. Viele 
Jahre lang wurden alle Verhandlungsvorschläge der DDR abge- 
lehnt, nicht beantwortet, zurückgeschickt. Kontakt zur DDR 
fürchtete die BRD-Regierung, volkstümlich ausgedrückt, wie der 
Teufel das Weihwasser. Die Nichtanerkennung schien komplett, 
selbst der Handel bot keinen Ersatz, denn oft genug war auch er 
unterbrochen worden. 

1953 schleuderte man die Brandfackel direkt in die DDR. Die 
Revanchisten in der BRD glaubten sich stark genug, den An- 
schluß der DDR an die BRD notfalls auch mit militärischen Mit- 
teln zu riskieren. Sie hätten damit einen Krieg auslösen können. 
Zum Glück sorgten die DDR und die Sowjetunion gemeinsam für 
das Scheitern dieses Versuchs schon in seinen Anfängen. Bereits 
nach Stunden war der Spuk der Konterrevolution endgültig vor- 
bei. Bei einem anderen Ausgang dieser Provokation sollte der 
Kriegsschauplatz über die DDR, die CSSR, Polen und Ungarn in 
Richtung UdSSR ausgeweitet werden. 

Der USA-Historiker Louis Halle ermittelte in einer Studie zum 
kalten Krieg, worauf diese Politik der Stärke hinauswollte: „Die 
bestinformierten Köpfe Amerikas und Europas nahmen an, ein 
militärisch rehabilitiertes Westdeutschland müsse praktisch dis- 
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poniert sein, um der Wiedergewinnung Ostdeutschlands willen 
einen Krieg zu beginnen." Dieser Krieg hätte immer mittels 
Grenzprovokationen seinen Anfang genommen. Das war in Bonn 
und Washington einkalkuliert. In der Hoffnung auf einen Sieg be- 
gann auch schon die Planung über das Eigentum der DDR. 

Ein Reporter der BRD-Zeitung „Die Welt" schrieb 1956: „Der 
Rechtsstaat muß wiederhergestellt werden, wenn Deutschland 
wiedervereinigt wird. Aber das kann nur noch bedeuten, daß die 
Enteigneten angemessen entschädigt werden. 

Ein adeliger Gutsbesitzer hier im Westen hat mir gesagt, er 
denke sich seine Rückkehr so, daß die Bauern einen mäßigen 
Pachtzins bezahlen. Das wäre ernsthaft zu überlegen ... Die Zu- 
kunft der großen Betriebe jn der Zone in einem wiedervereinigten 
Deutschland wird höchst schwierig sein; der frühere Staatssekre- 
tär Lenz hat vor kurzem gemeint, man müsse über sie von Fall zu 
Fall entscheiden." 


Erpressung, Embargo, Boykott 


Ein eigenes Kapitel des kalten Krieges gegen die DDR bildet der 
Wirtschaftskrieg, der von speziellen Organen der Bundesregie- 
rung geleitet worden war. In der Hoffnung, den stärksten ökono- 
mischen Schaden durch Attacken gegen die Grundstoffindustrie 
herbeizuführen, zielte die Embargo- und Boykottpolitik vor allem 
auf die DDR-Industrie. 1950 lieferte die BRD keinen Stahl mehr in 
die DDR, 1955 sperrte sie die Lieferung von Erzeugnissen der 
Eisenindustrie, der Ziehereien und der Kaltwalzwerke. 1960 kün- 
digte Bonn sogar das gesamte Handelsabkommen mit der DDR. 
Ein CSU-Politiker erklärte der Zeitung „Die Welt": 


„Der Interzonenhandel ist eine Waffe in der Hand des We- 
stens, weil sich die andere Seite in einem gewissen Abhängig- 
keitsverhältnis befindet." 


Neben diesem offenen führten vor allem die Dunkelmänner 
der Geheimdienste einen verdeckten Wirtschaftskrieg: Diebstahl 
von Patenten und Erfindungen, Horten und Verschieben wichti- 
ger Güter, Störung der Versorgung, Vernichtung von Lebensmit- 
teln, Anschläge auf Brücken, Betriebe, Verkehrsmittel und Kultur- 
einrichtungen. Brandstiftung gehörte dazu und Agentenwerbung 
für Wirtschaftsspionage, Sabotage und Diversionsakte. 

Greifen wir ein paar Beispiele heraus: 

1949 werden in Sachsen-Anhalt 8 Konzernagenten dingfest ge- 
macht, die Werte von über 100 Millionen Mark in die Westzonen 
verschoben hatten. In Mecklenburg stieß man auf leitende Ange- 
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stellte landwirtschaftlicher Genossenschaften, die für 30 Millio- 
nen Mark Produktionsmittel in den Westen verschoben hatten. 
Nicht zu errechnen sind die riesigen Mengen Buntmetall, die in 
der DDR entwendet und verschoben wurden, und der Schaden, 
der durch gezielte Desorganisation des Verwaltungsapparats ent- 
standen ist. Der allergrößte Verlust mit ungeheuren Kosten ent- 
stand der DDR durch den Menschenhandel. 


Die Regierung der BRD, ihre Geheimdienste und als Hauptnut- 
zer die Konzerne in Westdeutschland und Westberlin betrie- 
ben in Abstimmung eine massenhafte Abwerbung von DDR- 
Bürgern - die Hauptform der Ausplünderung der DDR. 


Ins Visier gerieten die Ärzte und andere Akademiker, Inge- 
nieure, Techniker und Facharbeiter. Die Hälfte war unter 25 Jah- 
ren, allesamt mit einer hervorragenden Ausbildung und ausge- 
zeichneten Fertigkeiten. Die Nutznießer dieses Menschenhandels 
in der BRD konnten sich Ausbildungskosten sparen, hatten sofort 
einsetzbare gebildete Kader und rissen gleichzeitig Lücken in alle 
Arbeits- und Lebensbereiche der DDR. Ein ökonomischer und 
politischer Störfaktor ersten Ranges, der der DDR für Jahrzehnte 
große Schwierigkeiten bereitet hat. 

In Berlin, der Hauptstadt der DDR, ergab sich folgende Situa- 
tion: Grenzgänger, die fest angestellt täglich in Westberlin arbei- 
teten, gab es 1961 mehr als 60 000. Diese fehlenden Arbeitskräfte 
verursachten einen jährlichen Produktionsausfall in Berlin von 
etwa 2,5 Milliarden Mark. Außerdem gingen noch 40 000 DDR- 
Bürger in Westberlin einer Gelegenheitsarbeit nach; insgesamt 
fehlten der Volkswirtschaft allein in Berlin 100 000 arbeitsfähige 
Kräfte. 

Von seiten der DDR ist dieser Menschenhandel immer verur- 
teilt worden. Dabei wurde nicht verschwiegen, daß die Nutznie- 
ßer zuerst unter den Konzernen zu suchen sind und der Schaden 
alle Bürger der DDR gemeinsam triff. Engpässe in der Wirt- 
schaft, Mängel im Angebot, Verzögerung im Wirtschaftswachs- 
tum, Lücken in der medizinischen Betreuung und Schwierigkei- 
ten bei der Weiterführung des Sozialprogramms, um nur einiges 
zu nennen, machten unserem Staat viele Jahre schwer zu schaf- 
fen. 

Die Abwerber betrieben dafür eine ausgeklügelte Propaganda, 
um ganz gezielt Wankelmütige, Zögernde und Unwissende auf 
ihre Seite zu ziehen. 

Da hieß es, von Ost nach West zu gehen, habe mit Politik 
nichts zu tun, weil wir eine Nation wären; 
man lebe doch nur einmal, deshalb solle jeder so gut leben wie er 
nur könne; 
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eine volle Entfaltung der Persönlichkeit sei im Sozialismus nicht 
möglich. Nur mit viel Geld, also im Kapitalismus, bestünden dafür 
echte Chancen; 

auf der Karriereleiter könne man „drüben" gleich mehrere Spros- 
sen überspringen, während es in der DDR viel zu lange dauere, 
etwas zu werden. 

Jahre später fallen kalte Krieger in der BRD über einen Wissen- 
schaftler her, der sich als erster die Mühe gemacht hatte, diesen 
Menschenhandel mit DDR-Bürgern ganz solide in Mark und Pfen- 
nig aufzurechnen. Professor Fritz Baade, Direktor des Weltwirt- 
schaftsinstituts in Kiel und SPD-Bundestagsabgeordneter, er- 
klärte Öffentlich: „In gewissem Maße ist unser Wohlstand eine 
Diskriminierung der DDR." 

Baade hatte errechnet, daß die BRD der DDR allein für Ausbil- 
dungskosten bis 1961 eine Summe von 100 Milliarden Mark 
schulde. 

Das wären entweder: 


12 Millionen Trabant oder 
4 Millionen Wohnungen oder 
100 Stahlwerke zu je 1 Million Tonnen Produktions- 
kapazität. 


Die DDR hat später eigene Berechnungen angestellt, schließ- 
lich war sie die Geschädigte. 
Ermittelt wurden 
200 Milliarden Mark. Darin sind enthalten: 
112 Milliarden Produktionsausfall 
16 Milliarden Ersatz der abgeworbenen Hoch- und 
Fachschulkader 
30 Milliarden Reparationsleistungen, gezahlt für die 
BRD 
18 Milliarden Verluste an Patent-, Vermögens- und 
Materialverschiebungen 
18 Milliarden Verluste an Währungsschiebungen. 


Das ist fast die Summe, die seit drei Jahrzehnten für den Woh- 
nungsbau ausgegeben wird. 


Lügen, Entstellungen, Halbwahrheiten 


Die BRD betreibt einen hohen Aufwand, um ein Bild von sich zu 

zeichnen, das die eigenen Bürger zu Wohlgefallen bewegen und 

seine Nachbarn zu Anerkennung und Sympathie verführen soll. 
Noch mehr Mittel und Energie wandte die BRD aber auf, um 
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die DDR, ihre Politik, ihre Bürger und deren Leistungen und ihre 
Verbündeten zu diffamieren, zu verleumden, in den Schmutz zu 
ziehen und zu entstellen. Dieser ideologische Krieg gegen die 
Bürger der DDR ist generalstabsmäßig geplant und geleitet wor- 
den. 

Die Bundeswehrzeitschrift „Wehrkunde" verkündete schon 
1958, daß der Kampf gegen die sozialistische Weltanschauung zu 
den Kampfzielen gehöre, an die militärisch durchaus anzuknüp- 
fen sei. 


„Der psychologische Kampf (ist) im sogenannten Frieden der 
Hauptteil, das scharfe Schießen nur der Schlußakt des moder- 
nen Krieges." 


Dementsprechend verhielten sich die Akteure an der ideologi- 
schen Front; in der Wahl ihrer Mittel waren sie nicht fein. 

Alle Möglichkeiten der Technik machten die Ideologen des 
Imperialismus dafür mobil, möglichst viele Menschen in der DDR 
zu erreichen. Waren es am Anfang Millionen von Hetzschriften, 
die aus Ballons über dem DDR-Gebiet abgeworfen wurden, so 
übernahmen dann vor allem die Rundfunksender und später auch 
das Fernsehen alle Funktionen des Transports ihrer Lügen, Ent- 
stellungen und Halbwahrheiten. 

Am stärksten wurde die SED angefeindet, vor allem ihre Politik 
der Freundschaft zur Sowjetunion und ihre konsequente Abrech- 
nung mit dem Faschismus. 

Mindestens 20 Jahre lang wurde alles, was DDR-Bürger als Er- 
rungenschaften ihres Staates nutzten und lobten, diffamiert: 

Als die erste DDR-Verfassung die Gleichberechtigung der Ge- 
schlechter verkündete, wurde das als reine Propaganda abgetan 
und lächerlich gemacht. 

Die Beseitigung des bürgerlichen Bildungsprivilegs begleiteten 
Westmedien mit hämischen Kommentaren. 

Rechenschaftslegungen von Volksvertretern, wie sie in der 
DDR Gesetz sind, charakterisierten sie als undemokratisch. 

Den polytechnischen Unterricht schwärzte man vom Tage sei- 
ner Einführung als verdeckte Kinderarbeit an. 

Die Kindergärten in der DDR wurden zu Stätten der politischen 
Indoktrination von Vorschulkindern. 

Die große Zahl der Kindergartenplätze und die Einführung der 
Vorschule bezeichneten BRD-Offizielle als frühen Griff des Staa- 
tes nach den Kindern, als Kürzung der Kinderzeit. 

Diese Beispiele wären fortzusetzen. 

„Die Welt" erklärte 1966 ungeschminkt Inhalt, Ziel und Me- 
thode dieser Politik und deren Anpassung an die aktuellen Ver- 
hältnisse: 
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„Die Tendenz der deutschen Politik ging dahin, die Zone unan- 
sehnlich und reparaturbedürfiig erscheinen zu lassen. Für 
diese Politik könnte man das Schlagwort ‚Isolierung der DDR' 
verwenden. Diese Politik genügt nicht, jetzt geht es darum, 
nach der Ignorierung und Isolierung zu einer Politik der ‚Präpa- 
rierung der DDR’ überzugehen. Unsere Mittel sind: Rundfunk, 
Fernsehen, in geringem Maße die Presse und alles, was man 
unter Kontakte versteht." 


Der Weltgendarm 


Manager und Makler, Spekulanten und Finanzagenten erleben 
am 15. Juli des Jahres 1958 an den internationalen Börsen einen 
aufregenden Tag. Die Notierungen der Ölaktien fallen und fallen, 
wie es seit der Krise um den Suezkanal 1956 nicht mehr vorge- 
kommen war. Wieder einmal reagiert der Geld- und Aktienhandel 
nicht nur auf ökonomische, sondern auch auf politische Krisen- 
zeichen wie ein Seismograph auf Erdbeben, schnell und hoch- 
empfindlich auch über weite Entfernungen. 

Am Tag zuvor hatten nationalbewußte Militärs im Irak den ver- 
haßten Diktator Nuri es-Said, der dabei war, seine Macht mit den 
USA zu teilen, gestürzt, um demokratische Verhältnisse im Lande 
herzustellen und die Souveränität des Iraks zu wahren. 


Was den Interessen der Erdölgesellschaften gegen den Strich 
ging, störte auch empfindlich die Machtpolitik der USA. Den 
Nahen Osten, das Profitparadies der Ölmultis, betrachteten 
die USA als ein militärstrategisch bedeutsames Einflußgebiet. 


Zur gleichen Zeit, da im Irak fortschrittliche Militärs den Dikta- 
tor stürzen, steht in der Nachbarschaft ebenfalls eine USA-hörige 
Regierung auf wackligen Füßen. Für Präsident Camille Chamoun 
ist es nur eine Frage der Zeit, bis er von der politischen Bühne 
des Libanons verjagt würde. Diese Störungen treffen die USA an 
einem Nervenstrang ihrer Machtpolitik, und ohne Zögern wird Mi- 
litär in Marsch gesetzt, um im Libanon und Irak „amerikanische 
Verhältnisse" wiederherzustellen. 

Mit dem Libanon wird kurzer Prozeß gemacht: Am 15. Juli 1958 
gehen zuerst 5000 USA-Marinesoldaten an Land, denen später 
noch 9000 folgen. Diese brutale Intervention rechtfertigt man da- 
mit, daß die 2500 im Libanon lebenden US-Amerikaner ernsthaft 
bedroht seien. Doch das glauben nur wenige. Eine Mehrheit in 
der UNO kommt für diese Aggressionspolitik nicht zustande. Der 
oft geübte Trick, unter UNO-Flaggen zu intervenieren, klappte hier 
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US-Soldaten erhalten kirchlichen Segen vor ihrem Abflug zum Libanon. 


Die 6. USA-Flotte setzt Marineinfanteristen im Libanon ab. 


nicht. Trotzdem bleiben die USA-Truppen 103 Tage im Libanon. 
Sie bauen in dieser Zeit USA-hörige Politiker für die nächste Prä- 
sidentenwahl auf, organisieren aus Mitgliedern reaktionärer Par- 
teien militärische Gruppen in einer Stärke von 30 000 Mann, be- 
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waffnen sie komplett und lassen sie auf die demokratischen 
Volkskräfte los. 

Inzwischen warten sie immer noch auf die Möglichkeit, via Jor- 
danien über den Irak herzufallen. 

Aber die Stimmung der Weltöffentlichkeit läßt es den USA ge- 
raten erscheinen, von ihrem Abenteuer für dieses Mal abzulas- 
sen. Am 25. Oktober 1958 verläßt der letzte USA-Marineinfante- 
rist den Libanon. Dort hatten inzwischen die einheimischen Reak- 
tionäre 1500 Patrioten umgebracht. Trotzdem errangen die demo- 
kratischen Volkskräfte einen triumphalen Wahlerfolg, als die Ma- 
rines das Land verließen. Bereits zu dieser Zeit reiften die Blü- 
tenträume des USA-Imperialismus, den Libanon betreffend, nicht 
mehr. 


Der Welt größter Aggressor 


Diese Libanonaggression der USA von 1958 ist nur ein Beispiel 
von 50 Kriegen, Konflikten und Krisen, die eine „Junge-Welt"-Do- 
kumentation 1973 dem Tribunal der Weltiugend übergab, auf 
dem der Imperialismus angeklagt wurde. 42 Staaten, zwei Drittel 
der Weltbevölkerung, wurden in diese Auseinandersetzungen 
verwickelt, und 15 Millionen Tote sind die Opfer dieser Konflikte. 
Über 100 Millionen Dollar kosteten diese Aggressionen, ihre 
Schäden nicht mitgerechnet. Die Interessen des Imperialismus 
waren und sind immer die gleichen: Erhalt von Kolonialbesitz, Si- 
cherung von Territorien für strategische Positionen, Sturz demo- 
kratischer Regierungen und Raub von Bodenschätzen. 

Allein 20 Kriege zettelten imperialistische Ölkonzerne an. 

Die Rechtfertigungsversuche der Aggressoren waren kläglich, 
klangen aber stets markig: Rettung der Demokratie, Schlichtung 
bei Bürgerkriegen oder Schutz der eigenen Sicherheit auch in 
Zehntausende Kilometer entfernten Ländern. Selten fehlte der 
Hinweis auf den drohenden Einfluß des Kommunismus. Etwa bei 
30 Konflikten beschwor die Reaktion den mehr als hundert Jahre 
alten Popanz des Antikommunismus. 32 Konflikte wurden durch 
das Eingreifen der Volksmassen als antikoloniale Befreiungs- 
kriege ausgetragen; 15 Kriege waren eindeutige imperialistische 
Aggressionen; achtmal nutzte der Imperialismus bürgerkriegs- 
ähnliche Situationen aus, um der Konterrevolution zur Macht zu 
verhelfen, und in 5 Fällen wuchsen schwere Grenzkonflikte zu mi- 
litärischen Auseinandersetzungen. 
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23 Kriege machten 60 Millionen Menschen zu Flüchtlingen, die 
ihre Heimat für lange oder für immer verloren und fortan in frem- 
den Ländern leben mußten. 

Die USA sind dabei als direkter Aggressor gegen 13 Staaten 
und indirekt über vorgeschobene Stellvertreter gegen 11 Staaten 
ermittelt worden. Für die Hälfte aller Kriege sind die Vereinigten 
Staaten verantwortlich. 

Bei 13 Konflikten setzten die Aggressoren das von den USA ge- 
lieferte furchtbare Napalm gegen die Zivilbevölkerung ein. Hun- 
derttausende verbrannten bei lebendigem Leibe. 

Bei 11 Kriegen wüteten die Aggressoren nach faschistischem 
Vorbild mit generalstabsmäßig geplantem Massenmord. Dazu 
gehörten physische Folterungen und die Einkerkerung von Patrio- 
ten in Konzentrationslagern. 

Die imperialistischen Aggressoren fanden stets unverfängliche 
Decknamen für ihr blutiges Gewerbe. Wer vermutete schon hin- 
ter Plänen, die „Taube", „Prometheus", „Nußknacker" oder „Mus- 
ketier" heißen, kaltschnäuzig bilanzierten Völkermord? 

Bleibt anzumerken, daß von diesen 50 Konflikten 26 mit eindeu- 
tigen Niederlagen der Aggressoren endeten. In 6 Fällen war ihr 
Erfolg nur von kurzer Dauer, und nur noch in 9 Fällen stimmten 
Absichten und Resultat zeitweilig überein. 

Kein Staat der Welt provozierte so viele bewaffnete Interven- 
tionen wie die USA. In ihrem Selbstverständnis als Weltgendarm 
betreiben die USA eine Politik ständiger Einmischung in die 
inneren Angelegenheiten der anderen Staaten. Allein zwischen 
1945 und 1983 intervenierten die Streitkräfte der USA 262mal. 
Wen soll es da wundern - Friedensforscher haben es ermittelt: 
Nur insgesamt an 60 Tagen seit 1945 schwiegen auf der Erde die 
Waffen. 

Das amerikanische Strafgesetzbuch, Abschnitt 18, Paragraph 
960 sieht die strafrechtliche Verfolgung einer Person vor, die 
„wissentlich" ein militärisches Unternehmen gegen ein Land, mit 
dem die USA sich im Friedenszustand befinden, „beginnt...; 
plant oder vorbereitet". Wer gehörte da in den USA nicht alles 
hinter Gitter? 


Generalstab des kalten Krieges 


Im Februar 1946 verstirbt der USA-Botschafter in der Türkei. Sein 
Tod kam überraschend, aber es war nichts Dramatisches oder 
Außergewöhnliches mit seinem Ableben verbunden. Wie ge- 
wöhnlich wurde die Überfühung des Leichnams in die Vereinig- 
ten Staaten vorbereitet. Als Kriegsminister Forrestal davon er- 
fährt, kommt ihm eine Idee, die er sofort dem USA-Präsidenten 
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und seinem Außenminister mitteilt. Sein Vorschlag: Der Leich- 
nam des Botschafters wird demonstrativ von einem Schlacht- 
schiff, der „Missouri", in die USA heimgeholt. Das Auftauchen 
der USA-Flagge im östlichen Mittelmeer, gedeckt durch den 
Leichnam des Botschafters, soll Aufsehen erregen, Demonstra- 
tion sein, Provokation werden. Truman und Byrnes stimmten so- 
fort zu. Die Führung der USA war jetzt soweit, das oft strapa- 
zierte und längst unglaubwürdige Konzept angeblicher Selbstver- 
teidigung der USA gegen die offensive und aggressive Formel 
von der „nationalen Sicherheit" der USA auszutauschen. Die 
„Missouri" holte den toten Botschafter heim, und zugleich war 
eine neue Ideologie aus der Taufe gehoben. Von nun an sollte die 
amerikanische Nation in ständiger Alarmbereitschaft gehalten 
werden. 

Ein Leitgedanke, eine Idee für Millionen wurde gebraucht, um 
andere Denkweisen als die aus der Zeit der Antihitlerkoalition ein- 
zuführen, um Handlungen, egal wie verwerflich sie wären, als 
notwendig für die USA zu rechtfertigen. 

Ein alter Trick sollte dabei helfen: Die außenpolitischen Ziele 
des USA-Imperialismus wurden mehr denn je in der Öffentlich- 
keit derart eng mit der amerikanischen Nation verknüpft, als 
ginge es stets um Gedeih oder Verderb des ganzen Volkes. Ge- 
fahren für den Besitz des Imperialismus spielte man zur Gefahr 
für die Vereinigten Staaten hoch. Der angeblichen Bedrohung 
der USA und der übrigen Welt durch die UdSSR setzte die herr- 
schende Klasse die Militarisierung Amerikas in bisher nicht be- 
kanntem Ausmaß entgegen. 

Als Leitorgan für diese Art Weltpolitik schuf man 1947 den Na- 
tionalen Sicherheitsrat. Formell schien er eine kollektive Bera- 
tungsstelle für den Präsidenten der USA zu sein. Immerhin gehör- 
ten auch der Vizepräsident, der Außen- und der Verteidigungsmi- 
nister, der Generalstabschef, der Geheimdienstchef und der Si- 
cherheitsberater des Präsidenten dazu. Sieht man sich jedoch 
diese Zusammensetzung genauer an und fügt die Erkenntnisse 
von fast 40 Jahren hinzu, so lautet der Schluß, hier hatte sich ei- 
gentlich der oberste Generalstab des kalten Krieges etabliert. 

Minister Forrestal erläuterte im Dezember 1947, wie weitrei- 
chend der Begriff „nationale Sicherheit" zu interpretieren sei. 
„Nach meiner eigenen Ansicht - die, wie ich glaube, von den 
meisten geteilt wird - ist unsere Sicherheit sehr viel weiter zu se- 
hen ... Man kann nicht von amerikanischer Sicherheit reden, 
ohne von Europa, dem Mittleren Osten, der Freiheit und Sicher- 
heit der Seewege und der hundert Millionen unterernährter, fru- 
strierter menschlicher Wesen auf der ganzen Welt zu reden." 

Praktisch stellte er mit diesem Sicherheitsanspruch alle Regio- 
nen der Welt als lebenswichtig für die Vereinigten Staaten hin. 
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Das bedeutete nichts anderes als wieder einmal den Anspruch 
auf die Weltherrschaft. 

Dieses Mal stand eine größere Militärmacht als je zuvor dahin- 
ter. Das nötige Feindbild präzisierte das militärstrategische Doku- 
ment NSC 68, vom Nationalen Sicherheitsrat verfaßt und für 
Jahrzehnte gültig. 

„Im Gegensatz zu früheren Bewerbern auf Hegemonie wird die 
Sowjetunion von einem fanatischen Glauben, der unserem entge- 
gengesetzt ist, angetrieben. Sie versucht, dem Rest der Welt ihre 
absolute Herrschaft aufzuzwingen. Der Kreml ist unausweichlich 
militant, weil er eine weltweite Revolutionsbewegung bestimmt. 
Er versucht, die freie Welt unter seine Herrschaft zu bringen. Der 
fundamentale Plan der Russen bedingt die Vernichtung der Verei- 
nigten Staaten, und darum stellt die Sowjetunion für die USA 
eine tödliche Bedrohung dar. Eine Koexistenz mit der Sowijet- 
union ist unmöglich." 


Diese De-facto-Kriegserklärung gegen die UdSSR sollte ver- 
deutlichen: Ganz gleich in welchem Teil der Welt, egal wieviel 
Tausende Kilometer vom Territorium der USA entfernt, überall 
können je nach Bedarf die Interessen der nationalen Sicher- 
heit der USA für gefährdet erklärt werden. 


Als die Frage der Kriegsfähigkeit im USA-Kriegsministerium 
zur Debatte steht, wird zugegeben, daß auch die Mehrzahl aller 
Rohstoffquellen der Erde, ganz gleich, wo sie sich befänden, als 
strategische Reserven der USA betrachtet und als solche von ihr 
auch beansprucht würden. Das betraf zuerst das Erdöl des Mittle- 
ren und Nahen Ostens, aber auch Uranvorkommen in Afrika und 
anderswo. Präsident John F. Kennedy hat in seiner Amtszeit 
(1960-1963) diese Art von Erklärungen wiederholt: 

„Unsere Frontiers (Grenzen - H. S.) liegen heute auf jedem 
Kontinent ... Amerika hat Verpflichtungen, die sich 10 000 Meilen 
über den Atlantik und Tausende von Meilen nach Süden erstrek- 
ken. Einzig die Vereinigten Staaten - und wir zählen nur sechs 
Prozent der Weltbevölkerung - tragen eine derartige Bürde." 

Das war keine Klage über das Los der USA, sondern eher eitle 
Selbstbetrachtung. Natürlich ist die Weltmacht USA ein aner- 
kannter Faktor. Wogegen international Front gemacht wird, ist 
der Machtwahn, den die USA statt Verantwortung in der Völker- 
familie praktizieren. Der USA-Außenminister von 1973 bis 1976, 
Henry Kissinger, rechtfertigte ohne Skrupel den Putsch gegen die 
rechtmäßig gewählte Allende-Regierung in Chile: „Ich sehe nicht 
ein, warum wir tatenlos zusehen und erlauben müßten, daß ein 
Land wegen der Unverantwortlichkeit seiner eigenen Bevölke- 
rung kommunistisch wird." Das beweist: Nationale Sicherheit ist 
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nicht identisch mit einer vermeintlichen Bedrohung durch die 
UdSSR. Jeder Fortschritt, jede demokratische gesellschaftliche 
Bewegung, ganz gleich in welchem Land, stört den USA-Impe- 
rialismus, fordert seine Machtgier heraus. 


Präsidenten und Doktrinen 


Es hat für diesen unverhüllten Machtmißbrauch der USA zu 
unterschiedlichen Zeiten die verschiedensten Regeln gegeben. 


Ganz gleich, welcher Präsident seit der Oktoberrevolution sei- 
nen Namen dafür hergab, immer waren diese Doktrinen Reak- 
tionen aus der historischen Defensive, Reflex auf den wach- 
senden Einfluß des Weltsozialismus, immer waren sie Aus- 
druck einer aggressiven Politik und Strategie gegen den Sozia- 
lismus und gegen nationale Befreiungsbewegungen und ge- 
gen die internationale Arbeiterklasse gerichtet. 


Die Truman-Doktrin 1947 verkörperte die Anmaßung der USA, 
sich brutal in Angelegenheiten anderer Länder einzumischen, 
wenn sie glaubten, daß dort die Interessen des USA-Imperialis- 
mus gefährdet seien. Erste Opfer waren Griechenland und die 
Türkei. 

Die Eisenhower-Doktrin 1957 leitete eine Politik der direkten mi- 
litärischen Einmischung vor allem im Mittleren und Nahen Osten 
ein. Das erste Opfer: Libanon. 

Die Johnson-Doktrin stammt aus dem Jahr 1965. Sie löste die 
militärische Intervention und die ideologische Diversion gegen 
den Sozialismus und gegen die nationale Befreiungsbewegung in 
bisher nicht erlebter Intensität aus. 

Die Nixon-Doktrin 1969 bestimmte, wie die USA in Asien ihre 
Positionen erhalten und festigen könnten. 

Die Carter-Doktrin entstand 1979. Sie richtete sich gegen 
angebliche Versuche anderer Mächte, Kontrolle über die Region 
am Persischen Golf zu gewinnen. Das betrachteten die USA als 
Angriff auf ihre vitalen Interessen, den sie mit allen nötigen Mit- 
teln, einschließlich militärischer Gewalt, zurückweisen wollten. 
Die USA hatten gerade den Zusammenbruch des Schah-Regimes 
im Iran erlebt. Anstatt in dieser Situation kritisch zu bedenken, 
daß das Volk des Irans den USA die Tür wies, wollten sie davon 
ablenken und die UdSSR, wie so oft schon, zum Schuldigen 
stempeln. Die Vielzahl dieser Doktrinen beweist den ständigen 
Anpassungszwang der USA an eine sich stets verändernde Welt. 
Erschweren und verzögern konnten sie vieles, aufhalten jedoch 
nicht. 
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Die Stützpunktkette 


Im Juli 1945 gibt USA-Präsident Truman eine Erklärung ab, von 
der man bis heute nicht genau weiß, wie und warum sie eigent- 
lich zustande gekommen ist. War es Unerfahrenheit im Amt oder 
Beschwichtigung der Öffentlichkeit, die Truman mit Nachdruck 
erklären ließ, die USA wollten weltweit nicht einen Zollbreit zu- 
sätzliches Gebiet beanspruchen? Es vergingen nur wenige Tage, 
und Präsident Truman bekam wegen seiner Erklärung Schwierig- 
keiten im Kongreß. Scharfmacher der Heeres- und Marinefüh- 
rung ließen Abgeordnete heftig protestieren. Truman kannte die 
Hintermänner und fiel um. Durch seine Sprecher ließ er erklären, 
so habe er es nicht gemeint. 

Diese Episode steht am Beginn einer gefährlichen Entwicklung, 
die der USA-Militarismus zwar schon lange ins Auge gefaßt 
hatte, für die ihm aber bis dahin die Gelegenheiten fehlten. Als 
der zweite Weltkrieg begann, verfügten die USA weder über Be- 
sitzungen noch über Militärstützpunkte außerhalb der westlichen 
Hemisphäre. Im Verlauf des Krieges begann sich das schon zu 
ändern - eine große Zahl von kleinen Inseln im Pazifik und im At- 
lantik rafften die Vereinigten Staaten zusammen und waren bald 
auf fünf Kontinenten präsent. Sie verfügten auch über ein weitge- 
spanntes Netz von Militärstützpunkten in zahlreichen Ländern. 
Amerikas Truppen standen nun im Mittelmeer, in Europa, in ara- 
bischen Ländern und in der Arktis. Diese Stützpunkte waren und 
sind bis heute vorgeschobene militärische Stellungen für einen 
Aggressionskrieg gegen den Sozialismus. Der USA-Imperialis- 
mus mußte zur Kenntnis nehmen, daß ein Nebeneffekt der Ergeb- 
nisse des zweiten Weltkriegs die Befreiung der UdSSR aus der 
über Jahrzehnte nachteilig wirkenden kapitalistischen Umklam- 
merung war. Nun galten Militärstützpunkte als Ersatz für die 
Nachbarn der Sowjetunion, die wie Rumänien, Ungarn, Polen 
und die CSSR oder Korea und China aus dem Lager des Kapitalis- 
mus ausgebrochen waren. 

Ein Artikel in der amerikanischen „Newsweek" 1948 bot eine 
von vielen Varianten imperialistischer Machtpolitik gegenüber 
der UdSSR ganz unverblümt an: 

„Die Vereinigten Staaten haben nicht die Absicht, mit Massen- 
armeen in Europa zu landen und den Kampf Mann gegen Mann 
mit der Roten Armee auszufechten. Napoleon und Hitler machten 
beide diesen Fehler; und Rußland, das aus seiner gewaltigen Be- 
völkerungszahl schöpfen konnte, verschluckte sie. Amerikanische 
Strategen denken eher daran, den Kreis von Luftstützpunkten um 
Rußland herum zu schließen, ihn immer kleiner und fester zu ma- 
chen, bis den Russen die Luft wegbleibt. Das bedeutet, daß 
durch kombinierte Luft-, See- und Bodenoperationen Stütz- 
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punkte immer näher an das russische Kerngebiet herangebracht 
werden, um dann von diesen Stützpunkten aus Dauerbombarde- 
ments und Lenkwaffenangriffe zu starten. Je näher die Stütz- 
punkte sind, desto kontinuierlicher können die Angriffe sein." 

Diesen Absichten entsprechend sind Jahr für Jahr immer mehr 
Länder in die Stützpunktkette eingegliedert worden. Unter Druck 
oder mit Bestechung stimmten bis 1983 ungefähr 120 Staaten der 
Einrichtung amerikanischer Garnisonen auf ihrem Territorium zu. 
30 Staaten stellten ihr Territorium für die Anlage von USA-Militär- 
stützpunkten mit modernster Waffenausrüstung wie Raketen, zu 
denen vielfach auch atomare Sprengköpfe gehören, zur Verfü- 
gung. Sie sind eine Art unsinkbare Flugzeugträger. Allein in Ja- 
pan leben ständig 50 000 USA-Soldaten auf 118 Militärstützpunk- 
ten. Insgesamt dienen mehr als eine halbe Million USA-Soldaten 
auf fremden Territorien dem USA-Imperialismus. Die Existenz 
dieser amerikanischen Militärenklaven in so vielen Ländern ist 
nicht nur potentiell friedensgefährdend. Tatsächlich verursacht 
eine größere Zahl der Stützpunkte in den Gastländern selbst stän- 
dig lokale Konflikte, die schon oft die Dimension eines Krieges 
annahmen. Dazu kommen noch Einmischungen in andere Staa- 
ten, politischer, ökonomischer und militärischer Druck, der bis 
zur Beseitigung der Unabhängigkeit führt. 

Caspar Weinberger, Reagans Pentagonchef, reagierte lako- 
nisch: „Als Staat mit Verpflichtungen und Interessen in der gan- 
zen Welt müssen die USA ein starkes vorgeschobenes Verteidi- 
gungssystem behalten." Selbst für den Fall der Auslösung eines 
atomaren Weltkriegs entwickelten die Pentagonstrategen eine 
eigene Theorie. Die USA wollen den ersten Schlag gegen die 
UdSSR von ihren Stützpunkten aus führen. Da dort die ersten 
Schützengräben Amerikas sind, glauben sie, den prompt zu er- 
wartenden Gegenschlag auch auf diese Länder zu lenken. Das 
Territorium der Vereinigten Staaten bliebe dann verschont. Die 
UdSSR hat dazu eine unmißverständliche Antwort gegeben. 

Ein Beispiel für diese Strategie ist die BRD, in der mehr Waffen 
und Soldaten der USA stationiert sind als in jedem anderen Land. 
Sie gilt als das „Pulverfaß Europas", weil sie auf 188 großen USA- 
Stützpunkten 400 000 Soldaten und Tausende Raketen mit etwa 
5000 Nuklearsprengköpfen zuläßt. Warum gerade die BRD in 
diese exponiert gefährliche Lage geraten ist, erklärte der NATO- 
Oberbefehlshaber in Europa, Bernhard Rogers: „Die amerikani- 
schen Truppen sind doch nicht etwa aus Barmherzigkeit gegen- 
über den Europäern hier. Sie sind hier, weil an der innerdeut- 
schen Grenze auch die vitalen Interessen der Vereinigten Staaten 
verteidigt werden." 

Im Januar 1973 bekamen Journalisten in Washington Geheim- 
dokumente aus dem Pentagon zugespielt. Diese Materialien ent- 
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hielten die Angabe von 23 389 erfaßten strategischen Zielen für 
atomar bestückte Raketen. Ein Zehntel davon zielen auf sozialisti- 
sche Staaten. Wohin soll der Rest verschossen werden? Die Pa- 
piere sagten dazu nichts aus. Es wäre durchaus denkbar, daß 
diese Ziele in Ländern liegen, die als Bündnispartner der USA gel- 
ten. Es gibt eine Menge Argumente dafür, daß sie das Schicksal 
des Zauberlehrlings ereilen kann. 


Geplanter Kernwaffeneinsatz 


Neunzehnmal seit Ende des zweiten Weltkriegs erwogen die herr- 
schenden Kreise der USA ernsthaft, Kernwaffen einzusetzen, und 
trafen entsprechende Vorbereitungen dazu. Viermal wurde die 
UdSSR direkt mit einem Atomangriff bedroht. Das geschah in 
der Suezkrise von 1956, beim Überfall der USA auf den Libanon 
1958, während der Kubakrise 1962 und im Nahostkrieg 1973. 

Neue Hiroshimas waren auch den Völkern in Korea, Vietnam, 
China und anderswo zugedacht worden. Dabei ging es nicht nur 
um eine Drohgebärde, wie die Alarmierung der strategischen 
Kernstreitkräfte der USA, sondern auch um die tatsächliche Ab- 
sicht von USA-Präsidenten, gedrängt von ihren Beratern, einen 
Völkermord in Szene zu setzen. Immer wenn die USA an die 
Grenzen ihrer Macht stießen, drohten sie mit der Atombombe. 
Das hat inzwischen ein Wettrüsten ausgelöst, in dessen Ergebnis 
eine technische Entwicklung von A-Waffen erfolgte, die die Ver- 
nichtung der ganzen Menschheit und die Zerstörung des Plane- 
ten Erde möglich macht. Schon ihre Existenz birgt höchste Ge- 
fahren, da bereits Defekte eine atomare Katastrophe unvorstell- 
baren Ausmaßes hervorrufen können. Die Anzahl der Zwischen- 
fälle mit USA-Kernwaffen innerhalb ihres Territoriums ist nicht 
genau bekannt. Experten schätzen ungefähr hundert schwere Un- 
fälle. Außerhalb des Territoriums der USA sind es bereits fünf- 
zehn. Die Politik der USA beweist: Die gefährliche Kombination 
zwischen ihren imperialistischen Weltmachtplänen und dieser 
Waffe ist zur existentiellen Gefahr für alles Leben auf der Erde 
geworden. 


Statt Wirtschaftshilfe - Waffenexport 


Wäre die gesamte Produktion der Rüstungsgiganten nur für die 
USA-Streitkräfte bestimmt, verfügte bereits jeder US-Soldat 
über seinen Panzer, sein Flugzeug und seine Kanone. Damit Waf- 
fen nicht auf Halden landen, hatte schon die Truman-Administra- 
tion vor fast vierzig Jahren eine Idee, die mehrfachen Erfolg ver- 
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sprach. Als ständig florierendes Geschäft entstand die Militär- 
hilfe. Wer Waffen erwarb, geriet auch in Abhängigkeit und wurde 
bald Opfer des militärischen Interventionismus der USA. Das Ge- 
setz über die gegenseitige Sicherheit vom 10. 10. 1951 schuf da- 
für die Grundlage. Die Wirklichkeit kannte natürlich keine Gegen- 
seitigkeit, und von Sicherheit für die betroffenen Länder war 
schon gar nicht zu reden. 

Die Vorteile für die USA lobte Kennedy 1963 ganz unverblümt: 
„Kein Sieg in Friedenszeiten hat in der Geschichte eine so weit- 
reichende Wirkung gehabt und der Sache der Freiheit einen so 
guten Dienst erwiesen wie die Siege, die Amerika in den letzten 
siebzehn Jahren mit seinen gegenseitigen Verteidigungs- und 
Hilfsprogrammen errungen hat." Auch der Außenminister unter 
Präsident Eisenhower, Dulles, zählte Jahre vor Kennedy schon 
zwei Gründe für die sogenannte Hilfe auf: „Die Dringlichkeit der 
Notlage und die Bedeutung für die nationale Sicherheit der Verei- 
nigten Staaten." Tatsächlich enthält diese Aussage aber nur 
einen Grund, weil „Dringlichkeit einer Notlage" zwar sehr sozial 
klingt, aber ganz anders gemeint war. In eine Notlage, wie sie 
Dulles verstand, konnten nur den USA ergebene Regierungen 
kommen, und in diesem Fall hielt man auch die nationale Sicher- 
heit der USA für gefährdet. Dulles ließ nicht unerwähnt, wen die 
Vereinigten Staaten nicht für würdig befänden, ihre Hilfe zu er- 
halten. Dazu zählte kein unter sowjetischer Kontrolle stehendes 
Land, bevor nicht jedes Überbleibsel sowjetischer Kontrolle aus 
ihm verschwunden sei und die UdSSR selbst natürlich auch 
nicht. In seinem Haß gegen den Sozialismus hat sich Dulles in 
seiner Amtszeit von keinem anderen kalten Krieger übertreffen 
lassen. Er wollte auch nur Staaten Hilfe zufließen lassen, deren 
Gebiete von vorrangig strategischer Bedeutung für die Vereinig- 
ten Staaten im Falle eines „ideologisch motivierten Krieges" wä- 
ren. Da es um die Einkreisung der UdSSR ging, umfaßte dieses 
Gebiet nach Meinung Dulles' 40 Prozent der Landoberfläche der 
Erde. Von vornherein war diese Auslandshilfe zuerst Militärhilfe, 
und es braucht nicht die Gabe eines Sehers, um so wie Senator 
Fulbright im Juni 1958 darauf hinzuweisen, daß „in den nächsten 
50 Jahren das meiste Blutvergießen in der Welt sich auf militäri- 
sche Ausrüstungsgegenstände amerikanischen Ursprungs Zzu- 
rückführen lassen" werde. Tatsächlich trifft das inzwischen schon 
auf über hundert Konflikte zu. Nennen wollen wir nur den Falk- 
landkrieg von Großbritannien gegen Argentinien 1982. Beide Par- 
teien kämpften mit modernen USA-Waffen gegeneinander. 

Seit Kriegsende 1945 ergoß sich Militärhilfe ständig oder zeit- 
weise über achtzig Staaten. Nahezu eine Sturzflut über- 
schwemmte den Nahen und Mittleren Osten. 

Der Umfang von Waffenlieferungen an arabische Staaten 
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nahm in den siebziger Jahren gegenüber den sechziger Jahren 
um mehr als das Vierzigfache zu. Diese Tendenz hält an. Allein 
Israel erhielt von 1962 bis 1980 von den USA fast viermal soviel 
Militärhilfe wie alle arabischen Länder zusammengenommen. 

Bei der Entsendung von Militärberatern und Technikern aus 
den USA in Rüstungsimportländer steht Saudi-Arabien absolut 
mit 35 000 Mann an der Spitze. Im Jahr 1981 schickten die USA 
323 Gruppen mit 1667 Personen in 53 Länder zur Ein- und Unter- 
weisung in amerikanische Waffentechnik. Bis 1973 standen 
außerdem schon 428 000 Kader aus 70 Staaten auf den Schu- 
lungs- und Ausbildungslisten von USA-Spezialisten. 

Horrende Summen bezahlen die Länder für diese Hilfe. Bei- 
spielsweise verlieren die Entwicklungsländer allein durch Waffen- 
ankäufe jährlich ungefähr 100 Milliarden Dollar. Das ist etwa die 
gleiche Summe, die ihnen als „Hilfe" zur Verfügung steht. Die 
Außenschulden der Entwicklungsländer betrugen bereits 1974 
etwa 70 Milliarden Dollar. In den letzten Jahren verzehnfachte 
sich diese Summe. 1983 betrug sie 810 Milliarden Dollar. Das 
kann niemand zurückzahlen. Die Abhängigkeit ist also komplett. 


Mord ohne Hemmung 


Im Januar 1961 geschieht im Kongo (heute Zaire) ein entsetzli- 
cher Mord, der in der Öffentlichkeit weltweit Erschütterung und 
Erregung auslöste. Erschütterung, weil es der Ministerpräsident 
Lumumba war, der gemeuchelt wurde, und Erregung, weil die 
Umstände des Mordes auf unvorstellbare Bestialität der Täter 
hindeuteten. Schuldige am Lumumba-Mord wurden viele ausge- 
macht. Eine UNO-Untersuchung nannte auch Namen von Voll- 
streckern; trotzdem blieb lange im Dunkel, wer diese Mörder ge- 
dungen hatte. Spätestens seit 1975 sind die Auftraggeber akten- 
kundig und international bekannt. Die Central Intelligence 
Agency (CIA), der Geheimdienst der USA, gestand, bezahlte 
Mörder gegen Lumumba ausgeschickt zu haben. 

Die Regierung der USA schmiedete Pläne, „was zu tun sei, um 
einige besonders problematische internationale Figuren aus dem 
Weg zu räumen". Von 1945 bis 1981 starben 40 hochgestellte Per- 
sönlichkeiten durch geplante, politisch motivierte Morde, 10 im 
Amt eines Ministerpräsidenten, 14 Präsidenten oder Könige und 
16 einflußreiche Parteiführer, davon 6 Generalsekretäre kommu- 
nistischer Parteien. 

Patrice Lumumba war eines dieser Opfer. Wie kam es dazu? 

Aus den ersten Wahlen im Kongo ging die Partei Lumumbas 
von 69 Parteien als Sieger hervor. Nach Abzug der Kolonial- 
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Ministerpräsident Lumumba wurde vor seiner Ermordung entführt und 
bestialisch gefoltert. 


machte bildete Lumumba die erste Regierung. Als Patriot seines 
Landes plante er für den Kongo eine Selbstverwaltung ohne Ein- 
mischung von außen. Schon 14 Tage später verübten belgische 
Kolonialtruppen einen Mordanschlag auf ihn. Er mißlang. Ein hal- 
bes Jahr später wird Lumumba verschleppt und mißhandelt. Als 
durchsickert, sein Gesicht sei bis zur Unkenntlichkeit entstellt 
und er habe sein Augenlicht verloren, fallen die zynischen Worte: 
„er war in den Händen von Soldaten - was erwarten Sie da?" 
Später hieß es: „Auf der Flucht erschossen." Sein Leichnam ist 
nie gefunden worden. 

Welchen Interessen kam Lumumba mit seiner Politik in die 
Quere? Im Kongo waren Milliarden Dollar investiert; die wichtig- 
sten Bodenschätze Afrikas, Kupfer, Uran, Gold, Diamanten, Ko- 
balt, Zink und Zinn, liegen im Kongo. Lumumba wollte den Reich- 
tum des Landes für sein Volk. Er blieb unbestechlich, dafür 
mußte er sterben. 

Ab 1975 wollte ein Senatsausschuß der USA dem Kongreß 
empfehlen, „Mord als Instrument nationaler Politik zu verbieten". 
Präsident Ford hatte nämlich eine Untersuchung der CIA-Prakti- 
ken angeordnet und eine Bürgerkommission dafür gebildet. Sie 
setzte sich unter anderem aus Nelson Rockefeiler, Ronald Rea- 
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gan und dem NATO-Befehlshaber Lyman Lemnitzer zusammen. 
Rockefellers Schlußsatz im Bericht: Seine Kommission „habe je- 
den Winkel ausgeleuchtet, doch keine schwerwiegenden Verlet- 
zungen der Statuten gefunden". Der „Vorwärts" (BRD) nahm 
diese „Ehrenmänner" 1975 in Schutz. Er schrieb: „Bei Geheim- 
diensten kann es nicht piekfein zugehen wie in Nonnenschulen 
für höhere Töchter. Dafür ist die Auslandsspionage ein zu 
schwieriges und hartes Geschäft." Für dieses unfeine Geschäft 
wirbt die CIA per Annonce in USA-Zeitungen: 

„Der Central Intelligence Agency, das ist die Karriere mit neuen 
Horizonten. Sie bringt Aufgaben in vielen Ländern, die Ihr ganzes 
Talent fordern, Ihre Erfindungsgabe anregen, Ihre Initiativkraft 
entwickeln und Ihre Selbstdisziplin erproben werden. Wir bieten 
Damen und Herren eine Laufbahn, die einzigartig ist in ihren An- 
forderungen, in ihrer Vielseitigkeit und in ihrem intellektuellen 
Reiz." 

So vornehm geht es beileibe nicht zu. In Wirklichkeit decken 
sich die Schauplätze von CIA-Aktionen mit denen des kalten Krie- 
ges. Sie sind weltweit und umfassen alle Kontinente. Ihre Haupt- 
kampflinie lag und liegt stets in Europa, an der Nahtstelle zwi- 
schen Imperialismus und Sozialismus. Der Nationale Sicherheits- 
rat behauptete am 14. November 1947, es gebe eine angebliche 
Bedrohung der USA-Interessen durch Wahlen in Italien. Die Ge- 
nehmigung für die USA-Organe, zu intervenieren, existiert 
schriftlich. Gefürchtet wurde vor allem die Regierungsbeteiligung 
der Kommunisten. Mit Millionen Dollar und Aktionen außerhalb 
jeder Legalität geriet Italien zum Schlachtfeld der CIA. Das wie- 
derholte sich seither in vielen Ländern. 

Was die CIA ihrem Wesen nach darstellt, hat der ehemalige 
CIA-Mitarbeiter Philip Agee in seinem Tagebuch notiert: „Ich war 
einer seiner Geheimpolizisten geworden. Schließlich ist die CIA 
nichts weiter als die geheime Polizei des amerikanischen Kapita- 
lismus, die Tag und Nacht die Löcher in dem politischen Damm 
verstopft, damit die Aktionäre der in armen Ländern tätigen 
US-Konzerne weiter ihre fetten Dividenden genießen können." 

Am 19. November 1981 ticken die Fernschreiber aller Nachrich- 
tenagenturen; ein paar tausend Buchstaben werden hintereinan- 
der abgesetzt. USA-Präsident Ronald Reagan hatte zum Thema: 
„Amerika und der Frieden" eine lange Rede gehalten. Ein bemer- 
kenswerter Satz daraus lautet: „Es gibt nicht den geringsten Be- 
weis für Beschuldigungen, daß die USA imperialistisch sind oder 
versuchen, anderen Ländern ihren Willen aufzuzwingen." 
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Korea — ein erschütterndes Ereignis 


Der Besitzer mehrerer Konfektionsbetriebe in der Bundesrepublik 
wollte seine Produktion ausweiten, aber in der BRD nicht inve- 
stieren. Die Löhne schienen ihm zu hoch und die Gewerkschafter 
zu aktiv. Er dachte an Billiglohnländer, konnte sich aber nicht so- 
fort festlegen, wo er eine Fabrik bauen sollte. Da riet ihm sein 
Prokurist, selbst in verschiedene Länder zu reisen und die Ent- 
scheidung an Ort und Stelle zu treffen. Als Kriterium für den 
neuen Standort sollte gelten, wie die Frauen an den Nähmaschi- 
nen reagieren, wenn ihnen durch den Besuch Fremder Anlaß zu 
Neugier gegeben ist. Der Fabrikant folgte dem Vorschlag und rei- 
ste zuerst nach Italien. Dort erlebte er, daß die Arbeiterinnen ei- 
ner Textilfabrik zwar kaum Notiz von seinem Besuch nahmen, 
daß sie sich aber auch während der Arbeit über Maschinen und 
Bänder hinweg lebhaft unterhielten. In Griechenland traf er dage- 
gen auf schweigende Frauen am Arbeitsplatz, nur daß sie interes- 
siert aufsahen und dem Besuch mit den Augen bis zum Hallen- 
ausgang folgten. Danach erhielt der Geschäftsmann einen Tip 
und besuchte Fabriken in Südkorea. Dort erlebte er keine Reak- 
tionen auf sein Erscheinen. In der Produktionshalle gaben nur die 
Nähmaschinen Geräusche von sich, niemand hob den Kopf, kei- 
ner nahm Notiz von dem Besucher. Der Kapitalist Fürchtegott 
Adler glaubte, das ideale Land zum Bau einer Fabrik gefunden zu 
haben. Er entschied sich für Südkorea. Fleute schuften für ihn 
dort 1600 Arbeiter. Das bringt ihm einen Umsatz von 80 Millionen 
Dollar je Jahr. 

Was ist das für ein Land, das Kapitalisten für ideal halten, ge- 
rade dort zu investieren? Wie kommt es, daß Werktätige Süd- 
koreas ihre Ausbeutung ohne sichtbaren Widerstand erdulden, 
daß sie kaum organisiert sind und deshalb mit geringem Lohn ab- 
gespeist werden können? Warum ist gerade dort der Unterdrük- 
kungsapparat derart brutal? 


Stunde der Freiheit 


Zu den vielen Ländern, die in den Sog des zweiten Weltkriegs ge- 
raten waren, zählte auch Korea. Jahrzehntelang von Japan be- 
setzt, kam seine Stunde der Freiheit erst mit dem Sieg der So- 
wjetarmee, als das militaristische Japan im August beziehungs- 
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weise im September 1945 kapitulierte. Patrioten nutzten die 
große Chance und riefen in Soul die Volksrepublik Korea aus. Kol- 
laborateure wollte man aus allen Ämtern entfernen, eine Boden- 
reform durchführen und überall im Land demokratische Verhält- 
nisse schaffen. 

Die UdSSR und die USA vereinbarten damals, zeitweilig Korea 
gemeinsam zu besetzen. Zwei Tage nach Ausrufung der Volksre- 
publik landeten die Amerikaner im Süden Koreas. Ihr Vorschlag 
an die sowjetische Besatzungsmacht lautete, formell eine Trenn- 
linie zwischen den besetzten Gebieten zu ziehen. Man einigte 
sich auf eine zeitweilige Demarkationslinie längs des 38. Breiten- 
grads. Aus dieser Zwischenlösung machten die USA Endogültiges; 
eine unüberwindbare Grenze entstand. Sie trennte Südkorea vom 
Norden, erkannte die nationale Regierung Koreas nicht an und 
bildete eine Militärregierung, die Südkorea verwaltete. Die 
UdSSR hingegen verzichtete auf die militärische Verwaltung 
Nordkoreas, sie respektierte die Selbstverwaltungsorgane der 
Volksrepublik und half dem jungen Staat vor allem in Wirtschaft, 
Wissenschaft und Technik. 

Ein Angehöriger der amerikanischen Militärregierung schrieb 
später über die Reaktion der Koreaner auf die Spaltungspolitik 
der USA: „Ein derartiges Vorgehen ließ die Denkweise eines 
Großteils der Koreaner in eine antiamerikanische Stimmung um- 
schlagen und gab den Leuten das Gefühl, daß die Befreier zu 
Unterdrückern geworden waren." 

Jeder Versuch der UdSSR, mit den USA zu einer Vereinbarung 
über die territoriale Einheit Koreas zu gelangen, schlug fehl. Die 
Amerikaner stützten sich längst auf eine ihnen hörige Marionet- 
tenregierung und richteten sich auf Dauer im Süden ein. Aus den 
USA holten sie extra den siebzigjährigen Li Sing Man heim, der 
siebenunddreißig Jahre in Amerika gelebt hatte und die Garantie 
bot, als Regierungschef Südkoreas einen antinationalen und anti- 
kommunistischen Kurs zu steuern. 

Ende 1948 haben die sowjetischen Truppen Korea verlassen. 
Auf dem Territorium, für das sie verantwortlich waren, ist die Be- 
freiung vollzogen; Wiedergeburt und Demokratisierung sind Rea- 
lität. Erst im Sommer 1949 zogen die USA den Hauptteil ihrer Be- 
satzungstruppen zurück. Es blieben Hunderte von Militärberatern 
für ein Regime, daß sich durch Korruption, Polizeiwillkür und anti- 
kommunistische Aggressivität auszeichnet und das lautstark auf 
eine gewaltsame „Wiedervereinigung" drängt. 
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Der Westentaschendiktator 


Ständig wächst die Armee Südkoreas. Waren es 1949 erst 60.000 
Mann, so zählte sie im Mai 1950 schon 181.000, also dreimal 
soviel. 

Täglich ist vom „Marsch nach Norden" die Rede, Nordkorea 
wird offen bedroht, und immer wieder heißt es, die Truppen Süd- 
koreas seien sofort bereit, Pjöngjang in ein paar Tagen zu er- 
obern. General James Hodges berichtet in Washington, Süd- 
korea könne sich kaum noch lange halten, und der USA-Außen- 
minister Acheson erklärt vor dem Kongreß, Südkorea werde ohne 
starke amerikanische Hilfe in wenigen Monaten zusammenbre- 
chen. Senator Homer Ferguson antwortet darauf, die USA hätten 
kein Geld für das Rattenloch in Korea und zur Erhaltung von We- 
stentaschendiktatoren. Die Mehrheit des Kongresses lehnt wei- 
tere Hilfeleistungen für Südkorea ab, und das Regime Li Sing 
Man gerät in ernste Schwierigkeiten. 

Immerhin hatten bis zu diesem Zeitpunkt die USA den Truppen 
Südkoreas für 150 Millionen Dollar überschüssige Kriegsmateria- 
lien überlassen und Militärhilfe für weitere 56 Millionen Dollar ge- 
leistet. Li Sing Man sah aber noch eine Möglichkeit, die USA zu 
Zahlungen zu zwingen: Seit dem Januar 1950 existierte ein Ab- 
kommen zwischen Südkorea und den USA über gemeinsame 
Verteidigung und gegenseitigen Beistand. Käme es also, so spe- 
kulierte Li Sing Man, bei einem der ständig provozierten Grenz- 
zwischenfälle am 38. Breitengrad zu einer Ausweitung der Schie- 
ßereien, müßten die USA sofort mit Waffen und Soldaten Unter- 
stützung geben. Als diese Variante in einer Kabinettsrunde von 
der Regierung gerade durchgespielt wurde, geriet das Regime 
durch andere völlig unerwartete Umstände in eine brenzlige 
Lage. Die Wahlen vom 30. Mai 1950 hatten der Clique um Li eine 
Niederlage eingebracht. Trotz blutigen Terrors gewann die Oppo- 
sition die Mehrheit im Parlament. Die Zahl der Präsidentenanhän- 
ger sank rapide. Das politische Erdbeben setzte aber erst sechs 
Wochen später ein. Die Mehrheit im Parlament stellte den An- 
trag, gesamtkoreanische Wahlen auszuschreiben und mit der 
Ausarbeitung einer Verfassung für die koreanische Nation zu be- 
ginnen. Ein Beobachter der Szene, der Journalist Stefan Forster, 
schrieb später: „Der Zusammenbruch des Regimes schien nur 
noch eine Frage recht kurzer Zeit, wenn nicht..., ja wenn nicht 
der Krieg, der pünktlich sechs Tage später ausbrach, auch dieses 
Problem vorläufig gelöst hätte." 

Vier Tage bevor der Krieg tatsächlich ausbricht, kommt John 
F. Dulles, einflußreichster Berater des USA-Außenministeriums, 
nach Südkorea und trifft sich mit Li Sing Man. Was sie bespra- 
chen, blieb bis heute geheim. Halten wir uns nur an die Fakten. 
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Ein Krieg beginnt 


Am 25. Juni 1950 bricht in Korea der größte Konflikt seit Ende des 
zweiten Weltkriegs aus. Hätten die USA ihn nicht gewollt, es 
wäre noch nicht einmal eine Platzpatrone an der Grenze zu Nord- 
korea abgeschossen worden. 

Doch Koreas geographische Lage macht es militärstrategisch 
außerordentlich begehrenswert. Korea liegt mitten im Dreieck 
China, UdSSR, Japan. Die Existenz der Koreanischen Demokrati- 
schen Volksrepublik (KDVR) störte also permanent die strategi- 
sche Konzeption der USA-Militärs. Dort gegen den Sozialismus 
Front zu machen schien den USA wichtig und lohnend zu sein. 
Wechseln wir kurz den Schauplatz von Asien nach Amerika. 


Weltordnung des Polizisten 


Mitte April 1950 unterzeichnet Präsident Truman ein politisch-mi- 
litärisches Strategiepapier, das weitsichtige Zeitgenossen als das 
furchteinflößendste Dokument der USA-Geschichte verurteilt ha- 
ben. Die Akte Nr. 68 billigte der Nationale Sicherheitsrat in allen 
seinen Teilen. 


NSC 68 enthielt die Orientierung, mit den Mitteln des kalten 
oder des heißen Krieges eine neue Weltordnung durchzuset- 
zen, das hieß, die ganze Macht der USA zur Vernichtung des 
Sozialismus einzusetzen. 


Schon die Einleitung dieses Programms strotzte von grusligen 
antisowjetischen Parolen: Der Schatten der Sowjetmacht fällt 
dunkel auf Westeuropa und Asien und ähnliches mehr. Für zwei 
Jahrzehnte gab NSC 68 die Richtung imperialistischer Weltpolitik 
an, lieferte es die Begründung für Konflikte und Kriege, die Millio- 
nen Menschen forderten. Einige Programmpunkte aus NSC 68 
lauten thesenhaft: 

- Die gegenwärtige Tendenz eines Rückzugs der freien Welt soll 
gestoppt und umgekehrt werden. 

- Zur Zeit ist die UdSSR nicht zur Kapitulation zu zwingen, des- 
halb müssen die USA den Sozialismus schrittweise zurückrol- 
len. 

- Ein allgemeines Abkommen mit der UdSSR wäre für die USA 
ungünstig. Wir streben innere Veränderungen in der Sowjet- 
union an. Dafür sollen steigende Aufwendungen sowjetischer 
Ressourcen provoziert werden. 

Der Wert des militärischen Erstschlags nimmt zu, die USA 
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John Foster Dulles besichtigt im Juli 1956 das künftige Schlachtfeld am 
38. Breitengrad. 


müssen sich auf ihn vorbereiten. Zwar würde ein Überraschungs- 
krieg gegen die UdSSR auch auf Amerikaner abstoßend wirken 
und moralisch zersetzend sein, aber wenn man alles als defensiv 
deklariert, ersparen wir uns unerwünschte Reaktionen. 

Die USA müssen ganz energisch die Initiative im kalten Krieg 
ergreifen. Dazu gehören: Unruhe stiften in ausgewählten strate- 
gisch wichtigen sozialistischen Ländern, Operationen mit ver- 
deckten Mitteln intensivieren, ein Programm für den offenen psy- 
chologischen Krieg entwickeln und nachrichtendienstliche Aktivi- 
täten steigern. 

Der einzige Weg, die politische, ökonomische und militärische 
Macht der USA zu fördern, ist der kalte Krieg. Dafür muß auch 
die militärische Fähigkeit der USA ausgebaut werden, da sie 
heute nur bei Atombomen vorliegt. (Forderung, die Wasserstoff- 
bombe zu entwickeln.) 

Mit gemäßigten Regimes kann man dem Sozialismus nicht wi- 
derstehen. Mit den USA-Streitkräften soll die USA-Außenpolitik 
unterstützt werden und das Militärhilfsprogramm ist zu erwei- 
tern. 

Forderung nach drastischer Erhöhung militärischer Ausgaben. 
Bis 20 Prozent aller Staatseinnahmen werden gefordert. Von 
bisher 15 Milliarden Dollar sollte das Militärbudget auf jährlich 
50 Milliarden Dollar steigen und dafür Bundesausgaben für an- 
dere Zwecke gekürzt werden. 


129 


Alle müssen einsehen, daß der kalte Krieg tatsächlich ein wirk- 
licher Krieg ist, in dem das Überleben der freien Welt auf dem 
Spiel steht. Es geht um die Erfüllung oder Vernichtung nicht 
allein dieser Republik, sondern der Zivilisation an sich. 

Dieses kriegerische Strategiepapier der USA blieb 30 Jahre ge- 
heim. Sein geistiger Vater, der damalige Außenminister Dean 
Acheson, lobte NSC 68 als „eines der großen Dokumente in unse- 
rer Geschichte". Von diesem imperialistischen Weltbild waren 
die Regierungen der USA geradezu missionarisch besessen. Ma- 
rineminister Francis Matthews hielt 1950 in Boston eine Rede, in 
der er sich dazu verstieg, daß die USA der Welt klarmachen soll- 
ten, daß sie bereit seien, notfalls einen Krieg zu beginnen, um die 
friedliche Zusammenarbeit der Völker zu erzwingen. „Wir könn- 
ten zwar als Anstifter eines Angriffskrieges erscheinen. Wir wür- 
den uns aber einen stolzen und populären Namen verdienen: wir 
würden die ersten Angreifer für den Frieden werden." 

Wenn Matthews dabei an Korea gedacht hat, konnte nur der 
Frieden gemeint sein, den ein Friedhof auszustrahlen vermag. 


Die Flucht nach vorn 


Der USA-Führung hatte das Jahr 1949 wenig Glück gebracht. 
Wollte die Truman-Administration ihren Ruf nicht riskieren, 
mußte sie gewissermaßen die Flucht nach vorn antreten. Die 
amerikanische Industrie befand sich schon seit Ende 1948 in einer 
Rezession. Die Reingewinne der großen Aktiengesellschaften wa- 
ren 1949 um vier Milliarden Dollar geringer als im Jahr zuvor. Die 
Zahl der Arbeitslosen hatte dagegen zugenommen: zwischen 
1948 und 1950 um 130 Prozent. Der Ausweg war im NSC 68-Doku- 
ment formuliert: Erhöhung der Rüstungsproduktion! Die Ausga- 
ben für militärische Zwecke stiegen beträchtlich: 


1950 = 13 Milliarden Dollar 
1951 = 22 Milliarden Dollar 
1952 = 44 Milliarden Dollar 
1953 = 50 Milliarden Dollar 


Das schwindende Ansehen der Politiker um Truman hatte auch 
mit dem Sieg der Volksbefreiungsstreitkräfte in China zu tun. 
Wieder war ein Land von ungeheuren Ausmaßen und vielen hun- 
dert Millionen Menschen aus dem kapitalistischen System ausge- 
brochen. Die USA-Politik ganz allgemein und selbst ihr offensives 
Eingreifen in China konnte den Sieg der Arbeiter und Bauern in 
diesem Land nicht verhindern. 

Dazu kam noch die Meldung von der ersten sowjetischen 
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Atombombenexplosion, durch die nicht nur arrogante Politiker 
überrascht wurden. Auch die amerikanische Öffentlichkeit mußte 
plötzlich erkennen, wie falsch das Bild von der UdSSR war, das 
man bisher für sie gezeichnet hatte. Diese Fakten brachten dem 
Truman-Klüngel mehr als nur Schrammen ein. 

Für diese überraschenden Ereignisse mußte es Schuldige ge- 
ben, und die wollte man zuerst in der amtierenden Regierung 
ausmachen. Das war auch die Zeit, in der Politiker von der 
schwärzesten Sorte, wie zum Beispiel Senator McCarthy, als 
Kommunistenfresser Hochkonjunktur hatten. Die unverdauten 
Niederlagen wurden genutzt, um einem Millionenpublikum zu 
suggerieren, der schlimmste Feind der USA sei die UdSSR, und 
diese habe noch dazu in der Regierung Truman viele Helfer. So 
mußten von der Regierung die Rechten noch rechts überholt wer- 
den. Was dabei herauskam, war Krieg. Krieg in Korea, gegen den 
Sozialismus. Eine BRD-Zeitung schrieb demagogisch, es sei der 
Krieg, der den Westen weckte. 


Es sollte nur der Anfang sein 


Als dieser Krieg am 25. Juni 1950 begann, wäre es kurzfristig kein 
Schaden für die Truman-Clique gewesen, hätte sie zugegeben, 
den Krieg zusammen mit ihren Marionetten in Südkorea provo- 
ziert zu haben. Die Ultras im eigenen Land hätten ihnen zugeju- 
belt. Trotzdem ließen sie sich vom möglichen Erfolg der ersten 
Stunde nicht verleiten. Sie sahen weiter. 


Korea sollte nur der Anfang sein, den Sozialismus zurückzu- 
rollen, und dafür brauchten sie eine größere Gefolgschaft im 
eigenen Lande und außerhalb. Deshalb wurde der Angegrif- 
fene, das Opfer, als Angreifer denunziert und der Aggressor 
als Verteidiger ausgegeben. 


Zwei Tage nach Kriegsausbruch erklärte Truman: 

„Der Angriff auf Korea macht über jeden Zweifel hinaus klar, 
daß der Kommunismus über die Praxis der Wühlarbeit hinaus 
dazu übergegangen ist, unabhängige Nationen zu erobern, und 
sich von nun ab der bewaffneten Invasion und des Krieges bedie- 
nen wird." 

Wochen später steigerte er sich noch: „Wir kämpfen in Korea 
für unsere eigene nationale Sicherheit und um unser Leben." 

Kein Wort davon, daß die Entfernung zwischen Korea und den 
USA Tausende Kilometer beträgt. Seinen ungeheuerlichen Wor- 
ten ließ er Taten folgen. Er bekundete Öffentlich seine Bereit- 
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schaft, in Korea Atombomben einzusetzen. In letzter Minute ließ 
er sich von seinen Verbündeten davon abhalten, es tatsächlich zu 
tun. Außerdem stachelte er die Kriegshysterie in den USA noch 
zusätzlich an durch den nationalen Notstand, den er am 15. De- 
zember 1950 ausrief. Seine Erklärung begann mit den Sätzen: „Ich 
spreche zu euch heute über die Probleme, denen unser Land ge- 
genübersteht, und über das, was wir zu tun gedenken. Unsere 
Heimstätten, unsere Nation und alles, was uns teuer ist und 
woran wir glauben, sind in großer Gefahr. Diese Gefahr ist durch 
die Machthaber der Sowjetunion geschaffen worden." 

Der konservative Historiker Halle, weit entfernt, sich über Tru- 
man und seine Hysterie, in die er Amerika hineinstieß, lustig zu 
machen, schilderte die Abfolge der Ereignisse nach Ausrufung 
des Notstands: 

„Er versetzte das Land in einen Kriegszustand, führte Preiskon- 
trollen, Lohnstopp und Rationierung von Verbrauchsgütern ein 
und richtete ein Amt zur Mobilmachung der Verteidigungskräfte 
ein. ‚Innerhalb eines Jahres werden wir', so verkündete er, ‚fünf- 
mal soviel Flugzeuge produzieren wie heute, werden viermal so- 
viel Kampffahrzeuge das Fließband verlassen, wird die Produk- 
tion elektronischer Verteidigungsausrüstungen viereinhalbmal so 
groß sein.' 

Nun wurde für den Fall eines Atomkriegs der zivile Verteidi- 
gungsschutz Hals über Kopf organisiert. Im Bundesstaat New 
York wurde ein Luftwarnsystem eingerichtet, vierzehntausend 
Himmelsbeobachter rekrutiert, sechshundert Beobachtungspo- 
sten eingerichtet. Der Staat New Jersey wurde vorbereitet, eine 
Million Evakuierter aus New York City aufzunehmen. Auf den 
Schnellstraßen von Virginia unterbrachen die Tankwarte die Su- 
che nach russischen Bombern nur so lange, wie sie zu einer kriti- 
schen Prüfung ihrer Kunden brauchten. Überall schossen Hin- 
weistafeln aus dem Boden, die darüber belehrten, was im Falle 
eines feindlichen Angriffs zu tun sei. Noch bevor das Jahr zu 
Ende ging, war eine Bundesverwaltung für die zivile Verteidigung 
eingerichtet, hatte man den Kongreß ersucht, einen Plan für die 
zivile Verteidigung zu genehmigen, der mehr als drei Milliarden 
Dollar kosten sollte." 

Auch die Militärs, denen die Realisierung von NSC 68 oblag, 
nutzten sofort die propagandistisch entfachte Kriegs- und Krisen- 
stimmung in den USA, um zu dem Geld zu kommen, das sie für 
ihre Rüstungsprogramme brauchten. Mit dem Koreakrieg gab es 
keine Hürden mehr, an die Milliarden zu gelangen, die NSC 68 für 
die Rüstung forderte, und tatsächlich, sie bekamen das Geld sehr 
schnell. Drei Jahre später gestand USA-Außenminister Acheson 
im internen Krieg ein, daß er und Truman „die grandiose welt- 
weite Strategie unter Umständen nicht hätten aufrechterhalten 
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können, wenn nicht der ‚Glücksfall' eingetreten wäre, daß Korea 
daherkam und uns rettete". 

Es hat aber nie einen plötzlichen „Glücksfall" gegeben, wie der 
Außenminister es behauptet hatte. Er und Truman hatten den 
Krieg allein ausgerufen. Der Kongreß und die Öffentlichkeit wur- 
den vor vollendete Tatsachen gestellt. 


Legenden um den Kriegsbeginn 


Der britische Kronanwalt Denis Nowell Pritt, weltweit geachtet 
wegen seiner konsequenten Antikriegshaltung, urteilte über den 
Koreakrieg: „Die ganze amerikanische Politik hängt heute von der 
Unterstellung ab, daß der Krieg in Korea auf Bestreben der 
UdSSR vom Norden begonnen worden sei." 

Wie war es wirklich? 

Laut TASS, der sowjetischen Nachrichtenagentur, verbreitete 
die KDVR am 26. Juni 1950 folgende Meldung: 

„Am 25. Juni früh morgens eröffneten Truppen der Marionet- 
tenregierung Südkoreas plötzlich eine Offensive auf das Territo- 


Sotdaten der nordkoreanischen Volksarmee auf dem Weg zur Front 
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rium Nordkoreas längs des gesamten Verlaufs des 38. Breitengra- 
des. In überraschendem Überfall auf Nordkorea drang der Feind 
nördlich des 38. Breitengrads bis zwei Kilometer tief in nordko- 
reanisches Gebiet ein. Das Innenministerium der KDVR hat der 
Sicherheitsabteilung der Republik den Befehl erteilt, die Angriffe 
des in Nordkorea eingedrungenen Feindes zurückzuschlagen... 
In erbitterten Abwehrkämpfen... haben sie Sicherheitsabteilun- 
gen der KDVR längs des gesamten Breitengrads die Offensive 
des Feindes zum Stehen gebracht. In gemeinsamen Vorgehen 
mit den Truppen der Volksarmee schlugen die Sicherheitsabtei- 
lungen der Republik die Feinde völlig zurück und gingen zum Ge- 
genangriff über." 

Sich der Wahrheit zu stellen hätte für die USA bedeutet, zuzu- 
geben, daß sie selbst es waren, die diesen Krieg über einen Stell- 
vertreter angezettelt hatten. 

Wie gelang es den USA, die Tatsachen zu verdrehen, vor der 
Weltöffentlichkeit derart kaltschnäuzig eine Aggression in einen 
Verteidigungskrieg umzumünzen? 

Die schwedische liberale Organisation Verdandi in Uppsala be- 
auftrage damals den Publizisten David Horowitz, der Sache 
nachzugehen. Er ermittelte: 

„Nach dem eigentlichen Ausbruch der Kampfhandlungen 
wurde von der Provisorischen UN-Kommission für Korea (die zu 
dieser Zeit keine Beobachter am 38. Breitengrad unterhielt), ein 
Telegramm abgesandt, in dem lediglich erklärt wurde, daß allem 
Anschein nach ein ausgewachsener Krieg im Gange sei, jedoch 
niemandem die Verantwortung für den Beginn der Kampfhandlun- 
gen zugeschoben wurde, ja in dem sogar die Meldung des nord- 
koreanischen Rundfunks zitiert wurde, daß die Südkoreaner im 
Laufe der Nacht in das Land eingedrungen seien und nun in südli- 
cher Richtung zurückgedrängt würden. Der Bericht schlug eine 
Einberufung des Sicherheitsrates vor. Mit diesem (und keinem 
anderen) Telegramm in der Hand nahm der Sicherheitsrat eine 
Resolution der USA an, in der der bewaffnete Angriff gegen die 
Republik Korea verurteilt und ein sofortiger Rückzug der nordko- 
reanischen Streitkräfte auf den 38. Breitengrad verlangt wurde 
sowie sämtliche Mitglieder des Sicherheitsrates aufgefordert 
wurden, der UNO bei der Durchführung der Resolution jede nur 
mögliche Hilfe zu gewähren. Auf diese Weise wurde die Frage 
nach der Verantwortlichkeit für den Krieg mit Hilfe der im Sicher- 
heitsrat ‚eingebauten' Mehrheit des Westens an Hand spärlicher 
Fakten ‚beantwortet' und die Rechtsgrundlage für die spätere 
‚Polizeiaktion' gelegt. Die Entscheidung des Sicherheitsrates 
wurde am 27. Juni gefällt, also zwei Tage nach Ausbruch des 
Krieges." 

Die USA hatten ihre Aktion hinter der Fahne der UNO zu ver- 
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stecken versucht, nur so ist die willkürliche Auslegung des Tele- 
gramms zustande gekommen. 

Es kursiert dazu noch eine interessante Version unter bürgerli- 
chen Geschichtswissenschaftlern. Sie mutmaßen, daß tatsäch- 
lich ein Grenzzwischenfall durch Südkorea provoziert worden 
war, den die USA schon erwartet hatten. Es sei den USA gelegen 
gewesen, daß die Truppen der KDVR den Angriff abgewehrt hat- 
ten und den Aggressor bis in dessen nahe Hauptstadt zurück- 
drängten. Der Grund für diese militärische Leistung lag weniger 
in der überwältigenden Stärke der KDVR-Truppen, sondern mehr 
im maroden System des südkoreanischen Regimes. Erst diese 
militärische Schlappe Li Sing Mans hatten die USA abwarten 
wollen, um so aus den Geschlagenen die Angegriffenen zu ma- 
chen, mit dem Recht, ihnen zu Hilfe zu eilen. Ein Journalist 
schrieb dazu: „Um das für die Durchsetzung der eigenen Aufrü- 
stungspläne notwendige Krisenbewußtsein in der Öffentlichkeit 
aufrechtzuerhalten, entschloß sich Truman am 27. Juni, den Ein- 
satz von Luft- und Seestreitkräften in Korea anzuordnen." 

Diese Lüge, die KDVR sei der Angreifer gewesen, stützte die 
generelle Behauptung: Die Kommunisten greifen jedes schwa- 
che, nicht gerüstete Land an, also muß aufgerüstet werden, um 
den Kommunismus einzudämmen. Statt als Aggressor verurteilt zu 
werden, wollten die USA lieber als selbstlos zu Hilfe eilender Ret- 
ter gefeiert werden und gleichzeitig dem Antisowjetismus welt- 
weit neue Nahrung geben. Einen Monat nach der Aggression er- 
klärte ein hoher Nachrichtenoffizier der US-Armee in Tokio Re- 
portern, daß die militärische Stärke der KDVR sehr unvollkom- 
men gewesen sei. Obwohl ihre Mobilisierungspläne für den 
Kriegsfall 13 bis 15 Divisionen vorsahen, gab es zum Zeitpunkt 
des Kriegsausbruchs nur 6 Divisionen. Damit hätte Nordkorea 
wohl kaum einen Angriff wagen können. Eine Untersuchung des 
USA-Senats brachte nach dem Kriegsende die Wahrheit nicht öf- 
fentlich zutage, registriete aber doch mit Befremden, daß Li 
Sing Man schon 1949 lautstark erklärt hatte, daß er nicht lange 
mehr ein geteiltes Korea dulden und er das Notwendige tun 
würde, falls man diese Frage durch einen Krieg lösen müßte. 

Der im Koreakrieg führende USA-General, Douglas MacArthur, 
äußerte ähnliches: Die Teilung Koreas sei „eine der großen Tra- 
gödien der zeitgenössischen Geschichte. Sie muß beseitigt wer- 
den, und sie wird beseitigt werden." 

Bei dieser Senatsuntersuchung stellte sich etwas sehr Interes- 
santes heraus: Bevor der UNO-Sicherheitsrat es ausdrücklich ge- 
nehmigte, entsandte die USA bereits Luft- und Marinestreit- 
kräfte.e. Bevor \Washington es überhaupt anordnete, hatte 
MacArthur bereits USA-Streitkräfte gegen die KDVR eingesetzt. 
Ende der sechziger Jahre zitierte der BRD-Journalist Paul Sethe 
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in einem Artikel „Es war alles ganz anders" den Außenminister 
Südkoreas, der sich offen rühmte, gegen die KDVR die Initiative 
ergriffen zu haben. Außerdem zitierte er einen USA-Politiker, der 
erklärte: „Ohne den Koreakrieg hätte das amerikanische Militär 
niemals seine zwei großen Ziele erreicht: die Einführung der 
Wehrpflicht in den USA und die Aufrüstung der europäischen 
Verbündeten, namentlich der Bundesrepublik." Später meldete 


1950 wurden von amerikanischen Truppen 54 koreanische Patrioten er- 
mordet. 1959 wurden die Toten von ihren Familienangehörigen zu Grabe 
getragen. 


sich auch die UNO-Zeitschrift „Vereinte Nationen" zu Wort und 
stellte fest, daß die UNO sich und der Welt endlich eine gründli- 
che Untersuchung der Vorgänge von 1950 schulde. Ergebnisse 
wurden nicht veröffentlicht. 

In den siebziger Jahren, als Angehörige der USA-Elite ihre Er- 
fahrungen mit den Lügen der Regierung über den Vietnamkrieg 
machten, gingen Historiker daran, die Nachkriegsgeschichte ih- 
res Landes kritischer zu untersuchen. Dabei stießen sie auch auf 
höchst widersprüchliche Erklärungen zum Beginn des Korea- 
krieges. 


Kein Sieg der Aggressoren 


Der Koreakrieg begann am 25. Juni 1950 und endete erst am 27. 
Juli 1953. 

Im Juli 1951 begannen Waffenstillstandsverhandlungen, nach- 
dem den USA praktisch vorgeführt worden war, daß es ihnen auch 
bei Aufbietung aller Kräfte nicht möglich sein würde, die KDVR 
zu vereinnahmen. Der Krieg rollte inzwischen mehrmals über 
Südkorea und die KDVR hinweg. Er brachte unermeßliches Leid 
für die Menschen und große Verluste an Material. 

Ein Drittel der USA-Landstreitkräfte war in diesem Krieg einge- 
setzt. Durchschnittlich mehr als eine Million USA-Soldaten be- 
fanden sich jährlich auf dem Kriegsschauplatz. Ihre Brutalität 
stellte sie mit den Faschisten im zweiten Weltkrieg auf eine 
Stufe. USA-Generäle wollten Nordkorea in die Steinzeit zurück- 
bomben. Sie hielten ihr grausiges Versprechen. General Kenneth 
O'Donnell, Chef des USA-Bomberkommandos im Fernen Osten, 
drückte das so aus: 


„Ich würde sagen, daß die ganze, fast die ganze Halbinsel Ko- 
rea ein einziger großer Schutthaufen ist. Alles ist zerstört. 
Nichts Nennenswertes ist stehengeblieben. Nach einigen Mo- 
naten wurden von unseren Bombern keine Angriffe mehr ge- 
flogen. Es gab in Korea keine Ziele mehr." 


Die gesamte militärische und ökonomische Macht der USA 
und ihrer Verbündeten wälzte sich gegen das heldenhaft kämp- 
fende koreanische Volk. Trotzdem war den Aggressoren kein 
Sieg beschieden. Die sozialistische KDVR blieb bestehen. Auch 
Südkorea existiert weiter als kapitalistisches Billiglohnland, wie 
es anfangs schon geschildert wurde. Immer noch regiert dort das 
Militär, und das Parlament hat nur eine Scheinfunktion. Immer 
noch sind USA-Truppen dort stationiert, inzwischen sind sie so- 
gar mit Atomwaffen ausgerüstet. Von Zeit zu Zeit liefern die 
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Werktätigen Südkoreas ihrer Obrigkeit Klassenschlachten, die 
von dem Mut und der Kraft der Unterdrückten zeugen, aber noch 
immer siegt die brutale Diktatur mit bewaffneten Soldaten über 
das eigene Volk. Nirgendwo steht geschrieben, daß es immer so 
bleiben wird. 


Guatemala — ein geschundenes Land 


Im Spätherbst des Jahres 1954 erschien in einem schlichten Hei- 
matblatt des USA-Staates South Carolina ein obskures Gedicht. 
Nicht ein verwirrter Poet äußerte sich hier, sondern die Gattin des 
USA-Botschafters in Guatemala, Peurifoy, schmiedete offizielle 
USA-Politik in Verse. Form und Inhalt entsprechen einander: 

„Der Friede kehrt wieder, die Quetzal singen / Die Junta zog 
ein im Präsidentenpalast / Wir sahen die Kommunisten springen / 
Zu Mexikos Botschaft in Eile und Hast! / Jetzt wollen sie sich nur 
verstecken / Freiheit kam zu den Guatemalteken / Und Peurifoy 
voll Optimismus / Schnallt ab die Pistole — Schluß, Kommunis- 
mus!" 

Das Beachtenswerteste an diesem Erguß ist das Verhältnis von 
geringer Zeilenzahl zu derart vielen Entstellungen und Lügen. 

Guatemala, die mittelamerikanische Republik, steht im Ruf, ei- 
nes der schönsten Länder der Welt zu sein. Nur dies Urteil be- 
trifft die Natur - nicht das Leben in diesem Staat. Sein Landes- 
wappen ziert ein Quetzal, der seltenste und zugleich prächtigste 
Vogel, den die Natur kennt. In Gefangenschaft stirbt er. 

Will man die Bodenschätze dieses Landes aufzählen, braucht 
man nur die Mendelejewsche Tabelle zu zitieren. Es ist wenig, 
was es in Guatemala nicht gibt. Seit der Jahrhundertwende gilt 
es als ideales Bananenland; der Boden und das Klima taugen da- 
für und die Regierungen auch. Sie waren lange die korruptesten 
und schwächsten Amerikas. Bis die Regierung Jacob Arbenz 
Guzman, 1951, auf eine breite Volksbewegung gestützt, eine 
Phase der bürgerlich-demokratischen Revolution einleitete. Sie 
wurde 1954 gestürzt. 

Die offizielle USA-Geschichtschreibung vermittelt eine Kurz- 
form der Geschehnisse. Guatemala enteignete die weitläufigen 
Ländereien des riesigen USA-Bananentrust United Fruit Com- 
pany (auch als „grünes Ungeheuer" bekannt). Daraufhin wehrten 
sich die Aktionäre, um wieder zu ihrem Besitz zu gelangen. Die 
USA-Regierung half ihnen dabei. Wie war es wirklich? 
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Etikettenschwindel 


Guatemala ist 1954 das Opfer einer brutalen Aggression. Es sollte 
zwar alles nicht so aussehen, weil die USA viel darauf hielten, als 
antikolonial zu gelten, aber dieser Etikettenschwindel blieb auch 
in diesem Fall nicht verborgen. Natürlich ging es der USA-Regie- 
rung auch um die Rettung von USA-Kapital im Ausland. Es stand 
für sie aber bei den vielen antiimperialistischen Bewegungen und 
Aktionen im Lateinamerika dieser Jahre ohnehin so etwas wie 
eine „Flurbereinigung" an. Ein Stoppzeichen sollte gesetzt wer- 
den, um den Prozeß nationaler Befreiung aufzuhalten. Und da 
setzte man sich leicht über die Resolution der UNO-Vollversamm- 
lung 380 (V) vom 17. November 1950 hinweg: 

„... Unabhängig davon, welche Waffen zur Anwendung kom- 
men, ist jede Aggression, gleich, ob sie offen oder in Form der 
Entfachung eines Bürgerkrieges im Interesse einer fremden 
Macht oder auf beliebige andere Weise verwirklicht wird, das 
schwerste aller Verbrechen gegen den Frieden und die Sicherheit 
in der ganzen Welt." 

Völkerrecht zu brechen bereitete der USA-Führung keine Skru- 
pel, er stellte sie nur vor das Problem, die Spuren ihrer aggressi- 
ven Handlungen zu verwischen. 

Eingeständnisse zum Coup gegen Guatemala drangen das er- 
stemal nach fünf Jahren durch. In den USA war Wahlkampf an- 
gesagt, und wie üblich lieferten sich die Republikaner mit den De- 
mokraten wilde Redeschlachten. Die Demokraten zeichneten 
sich wirklich nicht durch Wahrheitsliebe aus, doch es war ihnen 
alles recht, womit sie die regierenden Republikaner schlagen 
konnten. So gelangte zum erstenmal an die Öffentlichkeit: Der 
Einmischungsplan in Guatemala stammt vom Republikaner John 
F. Dulles. Als die Demokraten dann siegten, sprach man nicht 
mehr darüber. Doch nach vier Jahren rückten die Handlanger der 
Aggression gegen Guatemala selbst mit der Wahrheit heraus. 
Sie wollten Präsident Kennedy düpieren, dem sie den Kompro- 
miß in der Kubakrise nicht verziehen. Großmäulig agierte der Re- 
publikaner Senator Thursten B. Morton im Fernsehen und er- 
klärte die Aggression gegen Guatemala als großen Erfolg der 
Eisenhower-Administration. Der Präsident selbst habe sie alle 
noch angefeuert: „Ihr alle müßt euer Bestes hergeben, dann wird 
der Erfolg nicht ausbleiben." Selbst an der Ausarbeitung der An- 
griffspläne soll Eisenhower sich persönlich beteiligt haben: „Ich 
bin bereit, jede Maßnahme zu ergreifen, die notwendig ist, um 
den Erfolg zu sichern. Denn wenn es gelingt, dann wirft das Volk 
von Guatemala das Joch des Kommunismus ab. Wenn es schei- 
tert, dann ist die Flagge der Vereinigten Staaten gescheitert." 

Es hat also einen detaillierten Operationsplan gegeben, der so 
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angelegt war, unbedingt den Schein der Legitimität zu wahren, 
wenn man die alten Verhältnisse in Guatemala wiederherstellte. 

In Guatemala san man „Agenten Moskaus", einen „Brücken- 
kopf der UdSSR", „roter Spuk" tobte sich dort aus, ein „roter In- 
fektionsherd war entstanden". Eine Bedrohung des Panama- 
kanals wurde für möglich gehalten, und in dieser Hysterie ging 
dann sogar unter, daß Guatemala durch ein halbes Dutzend 
Staaten von diesem Kanal getrennt, mindestens 1200 Kilometer 
entfernt liegt. 

Auch vom Bürgerkrieg wurde geschrieben: Guatemalteken 
seien gegen Guatemalteken aufgestanden und man stünde dem 
hilflos, aber unparteiisch gegenüber. 

Auf diesen Bluff und dieses Wortgeklingel fielen weder die so- 
zialistischen Länder noch die mit den USA verbündeten Staaten 
herein. Selbst in der BRD gab es warnende Stimmen. Es hieß in 
der liberalen „Frankfurter Rundschau" 1954: „Wenn der Westen 
den Angriff auf Guatemala billigen sollte, wäre er moralisch dis- 
qualifiziert." 

Auch das Ansehen der USA als westliche Führungsmacht hielt 
man für ziemlich ramponiert. In Großbritannien wurde die Ag- 
gression gegen Guatemala sogar Gegenstand einer Parlaments- 
debatte. Expremier Clement Attlee erklärte im Unterhaus: „Tatsa- 
che ist, daß hier eine deutliche Aggressionshandlung vorlag. Ich 
gestehe, daß mich die Freude des amerikanischen Außenmini- 
sters über das Gelingen des Putsches ziemlich schockierte." 


Der neue Geist 


Was hatte die großen USA so aufgebracht? 

Das Guatemala von 1954 war auf dem besten Weg, ein bürger- 
lich-demokratischer Staat zu werden, wie schon mehr als fünfzig 
davon auf der Erde existierten. Gut zehn Jahre hielt diese Ent- 
wicklung bereits an, die 1944 von patriotisch gesinnten Offizieren 
mit dem Sturz einer reaktionären Junta begonnen hatte. Juan 
Jose Arevalo, der erste demokratische Präsident Guatemalas, 
gab 1945 dem Land eine Verfassung, die eine Einschränkung der 
Tätigkeit von Auslandsmonopolen proklamierte, den Schutz der 
Naturschätze durch den Staat hervorhob und die Auflösung des 
Großgrundbesitzes als dringend bezeichnete. Das Wahlrecht für 
alle, die Zulassung von Gewerkschaften und ein Volksbildungs- 
programm folgten. Später kam noch ein Arbeitsgesetz dazu, das 
Streikrecht und Tarifverträge einführte, den Mindestlohn be- 
stimmte und Millionen Indios aus der Zwangsarbeit befreite. Al- 
lein diese Schritte erregten schon in Lateinamerika großes Aufse- 
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hen; das bürgerliche Regime in Guatemala wollte aber noch viel 
weitergehen. 

Der USA-Imperialismus war dabei kein stiller Betrachter dieser 
Szene: vierzig Putschversuche, die meist von außen organisiert 
worden waren, warnten die Revolutionäre, aber lähmten sie 
nicht. Als 1950 Präsidentschaftswahlen stattfanden, gewann Ja- 
cobo Arbenz Guzman mit 65 Prozent der Wählerstimmen. 

Im Parlament besaßen die demokratischen Kräfte 51 von 58 Sit- 
zen. Das galt als Bestätigung, auf dem richtigen Weg zu sein. Als 
Präsident Arbenz gewählt worden war, bezeichnete ihn sogar die 
reaktionärste USA-Presse als „offensichtlichen Antikommuni- 
sten, der einer Mischung von sozialistischen und nationalen Frei- 
heitsideen huldige". Dieses scheinbare Wohlwollen hielt nicht 
lange an. Arbenz machte ernst mit der Verfassung von 1945. 


Seine Regierung legalisierte die kommunistische Partei, ließ 
zum erstenmal in der Geschichte Guatemalas Gewerkschaften 
zu und erlaubte den Aufbau einer nationalen Vereinigung der 
Bauern. Er ließ das Gesetz über eine Agrarreform ausarbeiten 
und sorgte auch für die Gründung einer nationalen Zentral- 
bank, um gegen Spekulanten gesichert zu sein. 


Alles dies diente der nationalen Entwicklung, der Industrialisie- 
rung des Landes und seiner selbständigen unabhängigen Exi- 
stenz und kam damit auch der national denkenden Bourgeoisie 
zugute. 

Die Agrarreform, mit sehr bescheidenen Zielen, wurde von den 
22 Familien, die allein 1 250 000 Morgen Land besaßen, und der 
United Fruit Company als Kriegserklärung angesehen. Vor dieser 
Reform verfügten 2 Prozent der Grundbesitzer über 70 Prozent 
des Ackerlandes. Zwei Drittel aller Landbesitzer hatten ganze 
10 Prozent. Bis 1954 konnte an 120 000 Bauern über 1 Million 
Hektar Land übergeben werden. Technische Hilfe und staatliche 
Kredite stellte der Staat in großem Umfang zur Verfügung. Die 
halbfeudalen Verhältnisse im Dorf sollten beseitigt werden; von 
sozialistischem Ideengut war das alles weit entfernt. 

Zuerst kam das lange brachliegende Land in Frage, von dem es 
sehr viel gab. So enteignete die Arbenz-Regierung im März 1953 
auch 234 000 Morgen ungenutztes Land, das die United Fruit 
Company nahe der Pazifikküste besaß. Die vorgeschlagene Ent- 
schädigung wollte der Konzern nicht annehmen. Statt der 600 000. 
Dollar, die sie als Katasterwert eingetragen hatten, wollten sie 
15 Millionen Dollar kassieren. Die Regierung des Präsidenten Ar- 
benz lehnte das ab. Genau an diesem Punkt setzten konterrevolu- 
tionäre Aktionen von seiten der USA ein, die in kürzester Zeit das 
demokratische Regime in Guatemala destabilisierten. 
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Immerhin standen nicht nur die 15 Millionen Dollar des Bana- 
nenkonzerns auf dem Spiel. Es ging um viel mehr. Etwas 
hämisch, aber doch sehr treffend ließ sich eine BRD-Zeitung in 
Stuttgart darüber aus: 


„..wenn der ‚neue Geist' von Guatemala um sich gegriffen 
hätte, so würde dies nicht nur die wirtschaftliche, sondern 
auch die politische und militärische Herrschaft der Vereinigten 
Staaten über Mittelamerika, also auch den Panamakanal, in 
Frage gestellt haben." 


Neben denen von Guatemala hatten sich auch anderswo Ver- 
änderungen angekündigt. In Kuba hatten die Revolutionäre um 
Fidel Castro den Sturm auf die Moncada-Kaserne unternommen; 
Argentinien propagierte die soziale Gerechtigkeit; Honduras er- 
lebte den ersten großen, zwei Monate währenden Streik, und der 
Gedanke gewerkschaftlicher Organisation griff weiter um sich. 
Groß war auch die Erbitterung der Völker Lateinamerikas über die 
nordamerikanische Überfremdung der Wirtschaft, Kultur und 
Staatsorganisation. In dieser Situation hatte US-Außenminister 
Dulles kein leichtes Spiel, auf der 10. Konferenz der Organisation 
Amerikanischer Staaten (OAS) eine Resolution zur gemeinsamen 
Verurteilung Guatemalas durchzubringen. Bis heute ist die Dollar- 
summe ungenannt geblieben, die aufgebracht wurde, um die 
amerikanischen Staaten zur formellen Verurteilung Guatemalas 
wegen „kommunistischer Unterminierung Mittelamerikas" zu ver- 
anlassen. Ein Kommentator in der „Rhein-Neckar-Zeitung" 
schrieb damals: „So immun sind weder Mexiko noch die süd- 
lichen Nachbarn Guatemalas, Honduras, EI Salvador und Nikara- 
gua, als daß sie für Agitation unter der wenig begüterten Bevöl- 
kerung unzugänglich wären." 


Die Niederlage der Demokraten in Guatemala trug zur weite- 
ren Unterwerfung Lateinamerikas durch die USA bei. 


Ein Gewerkschafter sagte: „Alle Hoffnungen auf eine friedliche 
Änderung der verknöcherten Wirtschafts- und Sozialstruktur 
schienen begraben." 

Die psychologische Kriegführung der USA gegen Präsident Ar- 
benz und seine Parteigänger setzte ganz auf Antikommunismus. 
Die Unkenntnis über den Kommunismus als Wissenschaft und 
Weltanschauung machten sich die kalten Krieger auf die gleiche 
Art zunutze, wie es der mittelalterliche Klerus mit Teufels- und 
Hexenwahn einst gegen die aufkommenden Wissenschaften 
praktiziert hatte. Schon 1952 kritisierte die „New York Times": 
„Die Guatemalteken beklagen sich darüber, daß jeder Schritt, 
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den sie zur sozialen Gerechtigkeit gemacht und jedes Stück so- 
zialer Gesetzgebung, das sie angenommen haben, auswärts als 
Kommunismus gebrandmarkt wird." 

Bis 1954 steigerte sich die Verteufelung des Präsidenten 
Arbenz auf geradezu hysterische Art. Die USA veröffentlichten 
ein Weißbuch über den Kommunismus in Guatemala mit einer 
grotesken Einleitung. Die kommunistische Infiltration, hieß es da, 
habe den Fortschritt Guatemalas aufgehalten und beinahe die 
Hoffnung auf wirtschaftlichen Wohlstand und politische Stabili- 
tät zerstört. Nirgendwo stand im Weißbuch, daß es vor der Revo- 
lution von 1944 weder Fortschritt noch Stabilität in Guatemala ge- 
geben hat. Nach Arbenz' Sturz blieben das erst recht Fremd- 
worte für dieses geschundene Land. 

Die kommunistische Partei war in Guatemala bis 1952 verbo- 
ten, und danach hatte sie bei 3 Millionen Einwohnern ungefähr 
3000 Mitglieder: Auf 1000 Bürger kam also 1 Parteimitglied. Aber, 
hieß es, Arbenz habe in seiner persönlichen Bibliothek Werke von 
Marx und Lenin gehabt, und weder er noch seine Außenminister 
Toriello hätten jemals eine klare Stellungnahme gegen den Kom- 
munismus abgegeben. Nach Moskau hätten sie „ehrfurchtsvoll 
geschaut" und auch Beziehungen unterhalten. Übrigens bestan- 
den die gleichen völkerrechtliich geregelten diplomatischen Be- 
ziehungen wie zwischen Guatemala und den USA. 

Guatemalas Außenminister fragte dann auch Dulles, „ob er mit 
seinen sorgenvollen Äußerungen über kommunistische 
Infiltration in Mittelamerika nicht Banane und Zahnstocher mit 
Hammer und Sichel verwechselt habe". 

Das garantiert antikommunistisch orientierte BRD-Blatt „Die 
Welt" sah 1970 Anlaß, John F. Dulles zu tadeln und sich, wer 
weiß warum, zu der Wahrheit aufzuschwingen: „..nachdem der 
Reformer Arbenz eine Bodenreform verkündet und die Vorrechte 
des US-Konzerns aufgehoben hatte, wurde er vom damaligen Au- 
ßenminister Dulles zum Kommunisten erklärt." 

Letzteres geschah tatsächlich, jedoch hatte niemand alle Vor- 
rechte des USA-Konzerns United Fruit Company aufgehoben. Le- 
diglich brachliegendes Land der Gesellschaft war enteignet wor- 
den. Verschwiegen wurde stets, daß der Bananenkonzern längst 
Staat im Staate geworden war. Ihm gehörten die Eisenbahnen, 
Häfen, eine große Flotte von Schiffen, das Telefonnetz, die Post, 
das Exportgeschäft und noch vieles andere mehr. Seine Eisen- 
bahnen hatten die höchsten Tarife der Welt, und die Stromge- 
bühren seiner Kraftwerke wurden in ihrer Höhe nirgendwo in 
Amerika übertroffen. Bis zum Zeitpunkt der Aggression gegen 
das Volk von Guatemala war das hier aufgezählte Konzerneigen- 
tum unangetastet geblieben. 
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Statt Revolvermänner - honorige Herren 


Früher waren tatsächlich in Mittelamerika, wenn es im Geschäfts- 
interesse des Konzerns lag, Präsidenten gestürzt und Marionet- 
ten dafür eingesetzt worden. Im vorliegenden Zeitabschnitt liefen 
diese Operationen ganz anders ab. Der Anteil der Bananenaktio- 
näre am Überfall auf Guatemala ist unbestritten, nur waren ihre 
Provokateure diesmal honorige Herren. US-Außenminister John 
F. Dulles hatte als Anwalt in den dreißiger Jahren die Verträge 
zwischen United Fruit und den Diktatoren Guatemalas ausgehan- 
delt. Sein Bruder Allen Dulles, Expräsident der Fruit Company 
und Großaktionär, leitete 1954 als CIA-Chef den Staatsstreich 
und organisierte die Aggression. John M. Cabot, damals Unter- 
staatssekretär für interamerikanische Angelegenheiten, übte 
Druck auf die Nachbarstaaten Guatemalas aus, damit sie den Ag- 
gressoren halfen. Auch er war Großaktionär des Bananenunter- 
nehmens. Die Reihe wäre fortzusetzen. Am Tage des Gelingens 
der Aggression meinte Außenminister Dulles Öffentlich, Amerika 
könne aufatmen. Die Company tat dies auch, denn sie erhielt 
schon Tage später die Ländereien zurück. 

Wie stürzt der Imperialismus eine Regierung, die ihm im Wege 
steht? 

Zuerst zieht er die bekannten Register zur Destabilisierung. Ge- 
gen Guatemala lief das so: Dulles schiebt als USA-Außenminister 
zuerst Guatemala den Schwarzen Peter zu, indem er alle Staaten 
des amerikanischen Kontinents wissen läßt, „dieses Land stellt 
eine Gefahr für den Frieden in Amerika dar". 


Es beginnt ein Wirtschaftskrieg: Kredite werden gesperrt, 
Kaufverträge gekündigt, Embargo auf Treibstoff verhängt und 
der Touristenverkehr gestoppt. Für ein Entwicklungsland ist 
das der Ruin. 


Danach werden militärische Bündnisse mit den angrenzenden 
Staaten geschmiedet: Honduras und die USA schließen einen 
Militärpakt, und Nikaragua wird veranlaßt, vorsorglich die diplo- 
matischen Beziehungen zu Guatemala abzubrechen. 

Nach Wäaffenlieferungen an die Verbündeten der USA erfolgen 
Grenzzwischenfälle. Der Aggressor bleibt im Dunkel. Ungeniert 
rief zu diesem Zeitpunkt Dulles zum Sturz der Regierung in 
Guatemala auf. USA-Kriegsschiffe leiteten mit höchst faden- 
scheinigen Gründen eine Seeblockade Guatemalas ein, und von 
nun an wäre der Rest lediglich eine Frage der Zeit gewesen. Doch 
die USA überlassen nichts dem Zufall; der Haß auf Guatemalas 
Demokraten trieb sie zu neuen Schurkereien. Den verzweifelten 
Versuch der Arbenz-Regierung, vor der UNO gegen den Aggres- 
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sor USA zu intervenieren, schirmten sie geschickt ab. Präsident 
des UN-Sicherheitsrats ist zu dieser Zeit der USA-Vertreter Cabot 
Lodge. Sein Auftrag lautete, Anklagen gegen die USA zu verhin- 
dern; mittels Verfahrensformalitäten schafft er es auch. Lodges 
Behauptung: „Die Tatsache, daß es sich bei der Lage in Guate- 
mala in zunehmendem Maße um einen eindeutigen Bürgerkrieg 
und nicht um einen internationalen Konflikt handelt, läßt es gera- 
ten erscheinen, daß der Sicherheitsrat sich nicht weiter in die 
Angelegenheit einmischt." 

Dieser angebliche Bürgerkrieg war lediglich vorgetäuscht. Ge- 
heimdienstchef Allen Dulles erhielt schon 1953 vom USA-Präsi- 
denten die Weisung, einen Plan verdeckter Aggression auszuar- 
beiten. Oberst Carlos Castillo Armas, Absolvent der USA-Stabs- 
akademie in Fort Leavenworth (Kansas) avancierte zum Führer 
einer bunt zusammengewürfelten Söldnertruppe. Vom Territo- 
rium Honduras drangen die Aggressoren in Guatemala ein. Sogar 
Flugzeuge hatten die USA dafür aufgeboten; die reguläre Armee 
Guatemalas besaß keine. Die USA erklärten öffentlich, „sie hät- 
ten keine Angaben darüber, daß der Vorgang etwas anderes als 
ein Aufstand der Guatemalteken gegen ihre Regierung sei". Die- 
ses „Befreiungsheer" von Armas glaubte mit seinen Geldgebern, 
daß ihre Intervention schnell einen Aufstand in Guatemala gegen 
Präsident Arbenz auslösen würde. Sie hofften vergeblich! Der 
Sturz von Arbenz war nicht das Werk Armas' und seiner Söldner- 
truppe. Seine eigenen Offiziere, vom USA-Botschafter unter 
Druck gesetzt, zwangen ihn, zurückzutreten. 

Zu lange hatte der bürgerliche Politiker Arbenz gezögert, das 
Volk gegen die bezahlten Verräter zu bewaffnen. Als er es selbst 
erkannte und den Befehl dafür gab, war es zu spät. Die Offiziere 
aus seiner Umgebung waren bereits übergelaufen, hatten ihn ver- 
raten. Alles weitere nahm der USA-Botschafter in Guatemala, 
Peurifoy, selbst in die Hand. Er bestimmte auch Armas zum Präsi- 
dentennachfolger. Das Parlament wurde aufgelöst, Parteien, Ge- 
werkschaften und fortschrittliche Presse verboten, demokrati- 
sche Politiker verhaftet und Hunderte aktive Bürger bestialisch er- 
mordet. Der Bananenkonzern erhielt sofort das enteignete Land 
zurück, die Agrarreform wurde aufgehoben. 

Bis zum heutigen Tag fiel Guatemala in die alten Zeiten der 
Tyrannei zurück. Politische Gefangene wurden nicht gemacht, sie 
wurden vorher erschossen, Tausende verschwanden und sind 
nicht wieder gesehen worden. Seit 1954 wurden 110.000 
Menschen ermordet. 

In den Kreisen der Auftraggeber dieser Verbrechen gab es nie 
Skrupel. Der berüchtigte Senator Barry Goldwater zum Beispiel 
meinte: „Es besteht überhaupt keine Notwendigkeit, uns für 
unser Handeln zu entschuldigen... Wir handelten in unserem na- 
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tionalen Interesse und, indem wir dies taten, bewahrten wir das 
Volk Guatemalas vor dem schlimmen Übel." 

„Chicago Daily News" feierte Botschafter John Peurifoy öffent- 
lich als den wirklichen Helden der ganzen Angelegenheit. Warum 
sollte sich dann seine Ehefrau bremsen, auch ihren Nachbarn in 
South Carolina mitzuteilen, was für ein Held der westlichen Welt 
ihr Gemahl ist. 


Ägypten - ein bestellter Krieg 


Im Morgengrauen des 22. Oktober 1956 landet das Privatflugzeug 
General de Gaulles auf einem kleinen abgelegenen Flughafen im 
Südwesten von Paris. Als Leihgabe stand es jederzeit der franzö- 
sischen Regierung zur Verfügung. An diesem Morgen betreten 
drei Ausländer die Gangway. Sie wollen möglichst unerkannt 
bleiben. Am Flugfeld steht ein Wagen, um die Gäste abzuholen. 

Ist der Pilot von de Gaulles Maschine schon ein hochdekorier- 
ter Militär, dann steht ihm der Chauffeur als Oberst und intimer 
Freund des Verteidigungsministers darin nicht nach. Ihr diffiziler 
Auftrag verlangt unbedingte Verschwiegenheit. Der Wagen fährt 
durch ein verschlafenes Pariser Villenviertel zu einem versteckt 
gelegenen Haus, das der Verteidigungsminister selbst für diesen 
geheimnisvollen Besuch gemietet hatte. 

Still und heimlich treffen sich an diesem Ort Politiker Frank- 
reichs, Großbritanniens und Israels, um eine Verschwörung zum 
Sturz eines der bekanntesten Staatsmänner dieser Zeit, Gamal 
Abdel Nasser, auszuhecken. Die drei Fluggäste sind Israels Mini- 
sterpräsident David Ben Gurion, Generalstabschef Mosche 
Dayan und der Chef des Verteidigungsministeriums Simon Peres. 
Zu ihnen gesellen sich noch die Außen- und Verteidigungsmini- 
ster Frankreichs und Großbritanniens. Damit ist die Runde kom- 
plett. 

Wenn Leute von Geist eine Schurkerei planen, schwebt ihnen 
nichts weniger als das perfekte Verbrechen vor. Deshalb gilt ihre 
erste Sorge dem Alibi. Auch für Krieg ist dieser Unschuldsbeweis 
gefragt. Das stand im Mittelpunkt dieser Beratung, und genauso 
wie dort geplant, spielte sich Wochen später auch alles ab; nur 
das Resultat war am Ende ganz anders, als die Herren es sich ge- 
wünscht und ausgedacht hatten. Von einem Eingeweihten, dem 
Buchautor Maurice Challe ist der Inhalt des Komplotts später 
beschrieben worden: 
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„Der Plan war, daß Israel eingeladen werden sollte, Ägypten 
über die Sinaihalbinsel anzugreifen, und daß Frankreich und 
Großbritannien - nachdem sie den israelischen Streitkräften 
genug Zeit gegeben hatten, ganz Sinai oder den größten Teil da- 
von an sich zu reißen - beiden Seiten befehlen sollten, ihre 
Streitkräfte vom Suezkanal zurückzuziehen. Auf diese Weise wür- 
den sie einer anglo-französischen Einheit erlauben, anzugreifen 
und den Kanal unter dem Vorwand, ihn gegen Schäden durch 
Kampfhandlungen zu schützen, besetzen. So wären die beiden 
Mächte in der Lage gewesen, zu behaupten, die Widersacher zu 
trennen und ein gefährliches Feuer auszulöschen, während sie 
sich in Wirklichkeit der Kontrolle des ganzen Wasserweges und 
seiner Mündungspunkte Port Said und Suez bemächtigten." 

Zwei Jahrzehnte später rügte eine Zeitung des BRD-Kapitals: 
„Das Zusammenspiel mit Israel war so komödiantisch verlogen 
getarnt worden, daß die beiden Mächte (Frankreich und Großbri- 
tannien) plötzlich dastanden, als seien Gentlemen beim Stehlen 
erwischt worden." 

In dieser Manöverkritik steht kein Wort der Verurteilung dieses 
Kriegsverbrechens. Die hier und da bekannt gewordenen Fakten 
des Komplotts dagegen werden wie Sensationen gehandelt. Tat- 
sächlich entlarvten die Hintergründe dieser Aggression gegen 
Ägypten die Monopolbourgeoisie führender imperialistischer 
Länder äußerst gründlich, gerügt wurde aber nur die Tölpelhaftig- 
keit der Akteure. 

Durch den britischen Staatssekretär Anthony Nutting ist 
bekannt geworden, daß das Ultimatum, mit dem Großbritannien 
und Frankreich, gespielt entrüstet, Israel und Ägypten aufforder- 
ten, die Kampfhandlungen sofort einzustellen, schon fünf Tage 
vor Beginn dieser Aggression gegen Ägypten im Schreibtisch 
des britischen Außenministers lag. Auch daß der britische Pre- 
mier Anthony Eden und sein Außenminister Selwyn Lloyd ihr Par- 
lament belogen, als sie Öffentlich erklärten: „Es gab keine vorhe- 
rigen Absprachen, bzw. wir hatten keine Vorkenntnis, daß Israel 
Ägypten angreifen würde", ist inzwischen längst bekannt. 

Zehn Jahre nach dem geheimen Treffen gab auch der französi- 
sche Außenminister Pineau zu, daß damals seine Regierung und 
die Großbritanniens den Krieg gegen Ägypten bei Israel aus- 
drücklich bestellt hatten, um einen Vorwand zum militärischen 
Eingreifen zu erlangen. 

So verschieden die Interessen der drei Aggressoren auch ge- 
wesen sein mögen, an einem Punkt liefen sie zusammen und 
deckten sich: Das revolutionäre Nasser-Regime in Ägypten sollte 
auf jeden Fall gestürzt werden. Großbritanniens Interessen waren 
noch vielseitiger. Seine Sorge um Zugang zum Öl war politischer 
und zugleich wirtschaftlicher Natur. Den Einfluß im Nahen Osten 
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wollten sie nicht an die USA verlieren. Die britischen Inseln be- 
saßen damals noch kein eigenes Öl. Außenminister Lloyd meinte: 
„Für uns ist das eine Frage unseres nationalen Unterhalts, der 
Beschäftigung, des Lebensstandards und der Weltstellung." Letz- 
teres stand obenan auf der Interessenliste. Der allmähliche Ab- 
bau des britischen Empire sollte gestoppt werden, und schlieR- 
lich wollte man sich als Exgroßmacht von einer Nation wie Ägyp- 
ten einfach nicht in den Hintern treten lassen. Und nicht zuletzt 
gab es handfeste Aktionärsinteressen am Suezkanal. 

Frankreich bekam kalte Füße angesichts der Beispielwirkung 
der Politik Präsident Nassers. Sein Prestige, sein hohes Ansehen 
und sein antikoloniales Engagement gab den Befreiungskämp- 
fern in Algerien, Marokko, Tunesien und anderswo moralischen 
Halt und materielle Stütze gegen die Kolonialmacht Frankreich. 
Fiele Nasser in Ägypten, so hofften die Politiker Frankreichs, 
hätte man leichteres Spiel mit dem antikolonialen Widerstand in 
den eigenen Kolonien. Auch die Entschädigung der Aktionäre der 
Suezkanalgesellschaft hatte ihren eigenen Stellenwert. 


Israel wollte erneut den Ring der arabischen Einheit durchbre- 
chen und zugleich Stützpunkte der PLO zerstören. Auch sein 
Territorium wollte es vergrößern, die Durchfahrt im Suezkanal 
erzwingen und sich den Golf von Akaba sichern. 


Ein Journalist schrieb 1966 in dem Hamburger Journal „Die 
Zeit" über Großbritannien und Frankreich: „Noch einmal kehrten 
die großen alten Kolonialmächte Europas auf die Bühne zurück, 
mit all der Arroganz, Selbstherrlichkeit und Machtentfaltung, 
deren sie in ihren Glanzzeiten fähig gewesen waren." Und doch 
hat es ihnen nichts genützt. 


Der Suezkanal 


Das koloniale Erbe lastete noch auf Ägypten, nachdem Nasser 
und seine Kampfgefährten den korrupten König längst verjagt 
hatten. Um Ägyptens Volkswirtschaft eine sichere Perspektive zu 
geben, tauchte eine alte Idee wieder auf. Der Nil könnte bei 
Assuan gestaut werden und so für Millionen fruchtbares Land 
entstehen. Auch die immer wiederkehrenden riesigen Über- 
schwemmungen wären regulierbar. Ohne einen solchen Stau- 
damm hatte Ägypten jährlich große Verluste, mit diesem Stau- 
damm würden riesige Gewinne möglich. 

Die finanziellen Mittel waren dafür selbst nicht aufzubringen. 
Ägypten brauchte Kredite. Die USA, Großbritannien und die 
Weltbank sicherten Ägypten Ende 1955 diese Kredite zu, und die 
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Präsident Nasser, hißt nach der Übernahme der Suezkanalzone die ägypti- 
sche Flagge. 


Regierung begann, die Bedingungen dafür zu studieren. Mitte 
Juli 1956 akzeptierte Ägypten offiziell die kapitalistischen Kredit- 
bedingungen. Da traten die USA drei Tage später völlig unerwar- 
tet von ihrer Kreditzusage zurück. Großbritannien und die Welt- 
bank folgten am nächsten Tag. 

Dieser erste Schritt zur offenen Konfrontation des Imperialis- 
mus mit dem jungen Nationalstaat war von den USA wohlüber- 
legt worden. Die beleidigende abrupte Form der Verweigerung 
zielte darauf ab, Nasser Öffentlich zu demütigen, seinem Prestige 
einen Schlag zu versetzen. 

Natürlich hatte auch diese plötzliche Wende ihre Geschichte. 
Der Eklat erfolgte genau zu einem Zeitpunkt, da die Kolonial- 
mächte wenig Chancen sahen, Nasser zu stürzen. Warum, 
mögen sie sich gefragt haben, sollen wir dann noch seine wirt- 
schaftlichen Erfolge kreditieren? Der fortschrittliche und national- 
bewußte Nasser schlug zurück. Er besann sich eigener Reichtü- 
mer. Durch Ägypten fließt die größte künstliche Wasserstraße 
der Erde, der 160 Kilometer lange Suezkanal, der das Rote Meer 
mit dem Mittelmeer verbindet. Gebaut hatten ihn 1859 bis 1869 
die Ägypter. 120 000 von ihnen waren dabei vor Erschöpfung ge- 
storben. Erst seit 1949 erhielten die Ägypter lediglich 7 Prozent 
des Bruttogewinns der Kanalgesellschaft. 
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Eine Woche nach der Kreditverweigerung hielt Nasser eine 
Rede: „Amerikaner, ihr könnt vor Wut ersticken! Das Jahresein- 
kommen der Suezkanalgesellschaft beträgt 100 Millionen Dollar. 
Warum sollten wir die nicht selbst bekommen? Wir werden den 
Hochdamm so bauen, wie wir wollen! Die Suezkanalgesellschaft 
wird verstaatlich, und Ägypter werden sie leiten! Ägypter und 
nicht Ausländer, und das ist Gesetz!" 

Betten um Geld wollten und brauchten die Ägypter nicht. 
Außerdem hatte die UdSSR finanzielle und materielle Hilfe für 


Versenkte Schiffe blockierten den Suezkanal. 


Assuan zugesagt, und mit ihr zusammen ist später auch der 
Damm entstanden. Die Reaktionen der imperialistischen Länder 
wirkten grotesk. 

Sofort wurde das Kapital der Suezkanalgesellschaft und des 
ägyptischen Staates in den Banken Großbritanniens, Frankreichs 
und den USA eingefroren. 

Englands Premier Eden ließ, wie ein Chronist berichtet, den 
Direktor der Kanalgesellschaft zu sich kommen und „drückte ihm 
als Hauptleidtragenden in tiefer Anteilnahme lange und schwei- 
gend die Hand". Dann wurden von August bis September alle 
ausländischen Lotsen vom Suezkanal abgezogen und die übrigen 
Angestellten der Kanalgesellschaft aufgefordert, ihre Arbeit ein- 
zustellen. Der bürgerliche Historiker Louis J. Halle sagt zur Gei- 
steshaltung der Regierungen Frankreichs, Großbritanniens und 
der USA: „Niemand glaubte, daß Ägypten, selbst bei bestem Wil- 
len, aus eigener Kraft in der Lage sein würde, den Kanal zu ver- 
walten und den Verkehr flüssigzuhalten - und den guten Willen 
konnte man nicht einfach unterstellen. Der Westen hatte das 
Gefühl, er müsse irgend etwas unternehmen." 
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Die Kapitalisten Englands drehten völlig durch. Noch besaßen 
sie die Illusion von einer Großmachtposition. Das Wort „Empire" 
faszinierte sie immer noch, obwohl es längst der Vergangenheit 
angehörte. Immerhin gehörte aber noch die Hälfte Afrikas zum 
britischen Kolonialreich. Englische Zeitungen heizten deshalb die 
Stimmung gegen Ägypten täglich bis zur Hysterie an. Für Eng- 
land sei die Stunde des Handelns gekommen, hieß es, und die 
„Times" schrieb: „Das Volk wünscht Britannien groß." Nassers 
Schritt zur Nationalisierung des Suezkanals wurde in den Rang 
einer Aggression erhoben und die Freiheit der Schiffahrt durch 
den Kanal für beeinträchtigt erklärt. 

Dieses Argument hatte Nasser selbst längst hinweggefegt. 
Niemand mehr als Ägypten, versicherte er, sei daran interessiert, 
die Schiffahrt in Gang zu halten, schließlich rechnete es mit den 
Einnahmen für den Assuandamm. Doch weder die britische 
noch die französische Regierung waren für diese Argumente zu- 
gänglich. Auch USA-Präsident Eisenhower stimmte in den, Chor 
der alten Kolonialmächte ein. Auf einer Pressekonferenz am 
11. September sagte er: „Falls Ägypten eine Art von Aggression 
gegen den Kanal begehen würde, so müßten die Vereinigten 
Staaten es anerkennen, daß Großbritannien und Frankreich eine 
militärische Aktion durchführen." 

Dieser direkten Aufforderung zum Krieg fügte Außenminister 
Dulles gleiches hinzu. Englands Außenminister Selwyn Lloyd ver- 
traute es später seinen Memoiren an: „Dulles hatte eine gesunde 
Einstellung zu dem Problem. Er sagte, man müsse Nasser zwin- 
gen, das ‚auszuspucken', was er verschluckt habe." 

Aufmerksamen Betrachtern dieses Spektakels im Herbst 1956 
entging nicht, daß die imperialistischen Politiker mehr wollten als 
die Sicherheit dieser Wasserstraße. Hinter ihren nervösen Reak- 
tionen stand noch etwas anderes. Nur Eingeweihte wußten, daß 
am Anfang des Jahres 1956 in Washington eine Sonderberatung 
zwischen USA-Politikern und dem britischen Premier Eden zur 
Nahostpolitik stattgefunden hatte. Dort ging es auch um die Vor- 
bereitung eines Staatsstreichs in Ägypten; mit allen zu Gebote 
stehenden Mitteln sollte Nasser durch einen anderen Mann 
ersetzt werden. 


Nasser verkörperte für den Imperialismus den Typ eines 
revolutionären bürgerlichen Demokraten, dessen Politik den 
Wirkungsbereich imperialistischer Politik wesentlich ein- 
schränkte. Nasser wirkte weit über Ägypten hinaus. Er war 
gleichzeitig einer der angesehensten Führer der arabischen 
Welt, der Bewegung der nichtpaktgebundenen Staaten und 
der afro-asiatischen Solidarität. 
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Als erster unabhängiger Führer Ägyptens in den letzten vierein- 
halb Jahrhunderten hatte er sein Land von allen Resten des Kolo- 
nialismus befreit. So mußte Großbritannien seine siebzig Jahre 
lang stationierten Truppen abziehen, und eine Agrarreform 
schränkte die Ausbeutung der Schwachen ein. Banken und 
Gesellschaften des Auslands verstaatlichte er, und auch in allen 
anderen Bereichen erklärte er den Kampf gegen Imperialismus 
zur Aufgabe Nummer eins. Er unterließ auch keine Gelegenheit, 
sich als Freund der UdSSR zu bekennen. All das zusammenge- 
nommen, machte ihn für die Monopolbourgeoisie zur uner- 
wünschten Person. 


Operation „Musketier" 


Wie geheim verabredet, eröffnete Israel am 29. Oktober 1956 die 
Aggression gegen Ägypten, und dann läuft tatsächlich alles so 
ab, wie es besprochen worden war. Das Ultimatum erfolgt zum 
Schein, und da sich selbstverständlich die Ägypter dieser Zumu- 
tung widersetzen, erfolgen Bombenangriffe auf Kairo, Alexan- 
dria, Port Said, Ismalia und Suez. Neben Bomben flogen auch 
Flugblätter vom Himmel, mit Sprüchen wie: die Ägypter sollten 


Anglo-französische Landungseinheiten legten 1956 das Araberviertel von 
Port Said in Schutt und Asche. 


Beer 


- m... 
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doch Nasser und sein Regime zum Teufel jagen. Das Gegenteil 
trat ein, die ägyptische Nation schließt sich um ihre Führung zu- 
sammen. 5 Tage später fallen 100.000 Soldaten in Ägypten ein. 
Ganze 47 Tage können sie sich halten, dann müssen sie abziehen. 
Der letzte Soldat der Aggressionsarmee verläßt Ägypten am 
22. Dezember. Die „Frankfurter Allgemeine Zeitung" vom 
24.6.1975 schrieb rückblickend: „Die Überlegung, Truppen 
brauchten nur zu landen, um einen Nasser zu stürzen, stellten 
sich als sehr verhängnisvoll heraus." 

Der britische Premier Eden muß seinen Hut nehmen. In Trauer- 
stimmung verkündete der wenig renommierte „Bayern-Kurier" in 
München: „Der weiße Mann hat am Suezkanal sein Gesicht verlo- 
ren." Da es aber in der Politik nicht um Rassen, sondern um Klas- 
sen geht, muß hinzugefügt werden: Der Imperialismus hatte wie- 
der einmal sein wahres Gesicht gezeigt, seine Biedermannmaske 
ein weiteres Mal verloren. Oft wird dieses imperialistische Aben- 
teuer bewußt oder unbewußt als Suezkrise bezeichnet. Es war 
aber ein blutiger Krieg, der 1956 leicht in einen dritten Weltkrieg 
hätte münden können; schließlich waren auch die USA bis zum 
Hals in diese Aggression verstrickt. 


Das doppelte Geschäft 


Der britische Außenminister von 1956, Selwyn Lloyd, läßt uns in 
seinen Memoiren hinter die Kulissen der Suezaggression 
schauen. Die USA und ihr Außenminister Dulles kommen nicht 
gut dabei weg. 

Jeder der unmittelbar Beteiligten erlebte die USA bei der 
gesamten Aktion gegen Ägypten als doppelzüngigen und sehr 
hemdsärmeligen Verbündeten. Einerseits war Dulles persönlich 
von Anbeginn mit der Planung des Unternehmens vertraut 
gemacht worden, und andererseits versuchten die USA die ganze 
Zeit über die Rolle des Nichteingeweihten, des von den Ereignis- 
sen Überraschten zu spielen. 

Das hatte folgende Gründe: Im Vorgehen gegen Nasser unter- 
stützten die USA alle erfolgversprechenden Aktionen. Der welt- 
weiten Empörung aber gegen die Aggressoren Israel, Großbritan- 
nien und Frankreich ließen die USA freien Lauf und stellten sich 
bewußt nicht dagegen. 

Wollten die USA ihren eigenen Einfluß im Nahen Osten aus- 
weiten, so gelang ihnen das nur auf Kosten der Briten und Fran- 
zosen. Eiskalt manövrierten sie ihre Konkurrenten, die ja schließ- 
lich auch ihre Verbündeten waren, in eine mißliche Lage. Die 
USA sollten als Freund der Araber angenommen werden, je mehr 
sich die anderen als Arabiens Feinde aufführten. 
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In der „The New York Times" schrieb der weltbekannte Kom- 
mentator Walter Lippmann: „Die Vereinigten Staaten spielen in 
der Suez-Krise die Rolle eines freundschaftlichen Vermittlers, der 
interveniert, um zu verhindern, daß die Kriegspartei die Oberhand 
gewinnt." Genau dieses Bild wollten die USA von sich verbreiten, 
und bis in die heutige Zeit haben sie Gutgläubige täuschen können. 


Stimme der Vernunft 


Am Tage des Überfalls auf Ägypten durch 100 000 Soldaten 
Frankreichs und Großbritanniens meldet sich die UdSSR zu 
Wort. Längst hatten sich in der Sowjetunion Tausende von Frei- 
willigen eintragen lassen, die bereit waren, an der Seite der 
bedrängten Ägypter zu kämpfen. 

„Neues Deutschland" berichtet über die konsequente Haltung 
der UdSSR: „Die Sowjetregierung übersandte am Nachmittag 
des 5. November den Regierenden der drei Angreifermächte eine 
Note, die im Namen der Wiederherstellung des Friedens klar zu 
verstehen gab, daß ihre Aggression, wenn fortgesetzt, nicht 
ungestraft bleiben würde. Mit unmißverständlicher Deutlichkeit 
hieß es in der Note an England: 

„In welcher Lage würde sich Großbritannien selbst befinden, 
wenn es von stärkeren Staaten überfallen würde, die über alle 
Arten moderner Vernichtungswaffen verfügen? Ja, solche Länder 
brauchten heutzutage nicht einmal See- oder Luftflotten an die 
Küsten Großbritanniens zu entsenden, sondern sie könnten an- 
dere Mittel einsetzen, zum Beispiel die Raketentechnik. Falls 
Raketenwaffen gegen Großbritannien oder Frankreich zum Ein- 
satz kämen, so würden sie dies sicher als barbarische Aktion be- 
zeichnen. Wodurch unterscheidet sich davon nun der unmensch- 
liche Überfall, der von den Streitkräften Großbritanniens und 
Frankreichs auf das fast waffenlose Ägypten verübt wurde? 

Wir, die wir durch die Entwicklung der Ereignisse im Nahen 
und Mittleren Osten tief beunruhigt sind und uns von den Interes- 
sen der Erhaltung des Weltfriedens leiten lassen, sind der An- 
sicht, daß die Regierung Großbritanniens der Stimme der Ver- 
nunft Gehör schenken und den Krieg in Ägypten beenden muß. 

Wir wenden uns an Sie, an das Parlament, an die Labour Party, 
an die Gewerkschaften und die ganze Bevölkerung Großbritan- 
niens: Beendet die bewaffnete Aggression, stellt das Blutvergie- 
ßen ein. Der Krieg in Ägypten kann sich auf andere Länder aus- 
dehnen und zu einem dritten Weltkrieg werden. Wir sind voller 
Entschlossenheit..., den Frieden im Nahen Osten wiederherzu- 
stellen." 
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Französische Truppenverbände müssen Ägypten verlassen. 


Gleichzeitig mit dieser Note beantragte die Sowjetregierung 
den sofortigen Zusammentritt des Sicherheitsrates der UNO und 
unterbreitete einen Beschlußentwurf, der den Waffenstillstand 
innerhalb von zwölf Stunden und den Rückzug aller ausländi- 
schen Truppen von ägyptischem Boden forderte. Der amerikani- 
sche Historiker Herman Finer gibt in seinem 1964 erschienenen 
Buch „Dulles over Suez" (das den ehemaligen USA-Außenmini- 
ster sogar noch von rechts kritisiert) zu, daß die sowjetischen 
Warnungen einen außerordentlich ernüchtenden Eindruck auf die 
vom Kriegsfieber besessenen Aggressoren und ihre amerikani- 
schen Verbündeten machten und am nächsten Tag zur Feuerein- 
stellung führten. 

Das geheime Komplott Israels, Großbritanniens und Frank- 
reichs in der Pariser Villa war fehlgeschlagen. Plötzlich standen 
die Urheber dieses Verbrechens weltweit am Pranger. 
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Vietnam — ein berechneter Völkermord 


Mit Sonntag, dem 14. Juni 1971, begann für die Bürger Amerikas 
ein ganz normaler Sommertag zum Ausruhen, zum Erholen und 
Entspannen. Spätestens um die Mittagszeit war für einige zehn- 
tausend Amerikaner die Ruhe und Beschaulichkeit des Sonntags 
schon vorbei. Wer an diesem Tage die 486 Seiten der „New York 
Times" durchblätterte, stieß dabei auf 6 Seiten, deren Inhalt ihm 
den Atem verschlug. Aus einem der explosivsten Dokumente in 
der Geschichte der Vereinigten Staaten zitierte die Zeitung Fak- 
ten, die Wut und Haß, Erstaunen und Entsetzen, Ärger und Angst 
auslösten, je nach dem politischen Standort des Lesenden. 


Geheime Pentagonpapiere 


Es waren Auszüge eines Geheimberichts über den Krieg in Viet- 
nam. Fünfzig Experten hatte der Chef des Pentagons, Robert 
McNamara, drei Jahre zuvor ins Archiv des Verteidigungsministe- 
riums gesetzt. Das Resultat war eine Analyse von 3000 Seiten mit 
4000 Seiten Anhang, offizielle Dokumente enthaltend. Sie um- 
faßte den Zeitraum vom Ende des zweiten Weltkriegs bis zum 
Frühjahr 1968. Mitverfasser der Pentagonpapiere hatten der 
Presse Teile dieser Vietnamstudie zugespielt. 


Von diesem Tage an war für die Weltöffentlichkeit durch 
Regierungsdokumente aktenkundig, daß seit 1945 alle USA- 
Präsidenten Verbrechen gegen die Menschlichkeit und das 
Völkerrecht zur Staatsdoktrin der Vereinigten Staaten erklärt 
und ihre Machtmittel dafür mißbraucht hatten. 


Trotz dieser Studie von 1968 erklärte McNamara 1971 ungebro- 
chen: „Der Konflikt in Südvietnam wird angesehen als ein Test 
für die Fähigkeit der Vereinigten Staaten, einer Nation bei der 
Abwehr eines kommunistischen Befreiungskrieges zu helfen." 

Die Wahrheit ist: Seit der Befreiung Vietnams von den japani- 
schen Okkupanten hatte Ho Chi Minh dem USA-Präsidenten Tru- 
man Briefe gesandt, die nie beantwortet wurden. Ho Chi Minh er- 
klärte, welche Achtung die USA als „Wächter und Vorkämpfer 
der Weltgerechtigkeit" in Vietnam genössen und wie tief der 
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Wunsch seines Volkes sei, mit den USA und den anderen UN- 
Staaten in gutem Einvernehmen zu stehen. Er übermittelte die 
Bitte intellektueller Kreise Vietnams, eine große Gruppe vietna- 
mesischer Jugendlicher in die USA schicken zu können, die dort 
auf den verschiedensten Gebieten ausgebildet und die zugleich 
Bote der Völkerfreundschaft zwischen Vietnam und den USA 
werden sollte. Viele Bürger Vietnams seien all die Jahre hindurch 
stark an amerikanischen Dingen interessiert gewesen und hatten 
immer den Wunsch, mit dem amerikanischen Volk in Berührung 
zu kommen, „dessen aktives Eintreten für die echten Ideale der 
internationalen Gerechtigkeit und Menschlichkeit und dessen 
technische Errungenschaften sie so stark beeindruckt hatten". Er 
erinnerte Truman auch an den verlustreichen Kampf Vietnams 
gegen die Japaner, den es von 1941 bis 1945 an der Seite der an- 
deren Staaten der Atlantikcharta geführt hatte und der mit der 
Befreiung und einer souveränen Regierung in Vietnam endete. 
Nach 80 Jahren französischer Unterdrückung wolle Vietnam nun 
frei sein und es auch bleiben. Bekanntlich gehe aber der mörderi- 
sche Kampf mit den Franzosen weiter, und sowohl Südvietnam 
als auch ganz Indochina seien Opfer dieser Übergriffe. „Die USA 
sind aufgefordert", schrieb Ho, „Vietnam beim Ringen um Unab- 
hängigkeit zu unterstützen. Was wir fordern, ist in gütiger Weise 
den Philippinen gewährt worden. Wie die Philippinen ist auch 
unser Ziel, volle Unabhängigkeit und volle Kooperation mit den 
USA." 

In diese Hand hätten die USA einschlagen können, ihr Ansehen 
in ganz Südostasien wäre gestiegen. Da sie sich aber für ihre 
französischen Klassenkumpane entschieden hatten und auch 
eigene Interessen verfolgten, begannen sie mit dem penetrante- 
sten Antikommunismus das Volk Vietnams und dessen Führung 
zu verteufeln. 

Der Korrespondent des „Economist", David Hotham, sah die 
Vorgängen real: „Die Geschichte Vietnams in den letzten dreißig 
Jahren wurde durch seinen Kampf um nationale Unabhängigkeit 
bestimmt ... Das alles beherrschende Motiv in Südvietnam ist 
nicht und war nie der Antikommunismus; es ist ein ausgeprägtes 
Nationalgefühl. Dadurch, daß man Vietnam die Strategie des kal- 
ten Krieges aufzwang und es zu einem Brennpunkt in der Ausein- 
andersetzung zwischen der Freien Welt und dem Kommunismus 
machte, gab der Westen dem Land eine politische Struktur, die 
dem ganzen Verlauf der jüngsten Geschichte Vietnams zuwider- 
läuft. Es ist, als überschichte man Pilze mit Zement, um sie am 
Wachstum zu hindern, aber schließlich wachsen sie durch den 
Zement hindurch." 

Als die USA die Stelle Frankreichs in Südvietnam eingenom- 
men hatten, erfanden sie die Bedrohung des angeblich freien 
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Französische Kolonialtruppen verlassen 1954 Vietnam. Die USA stehen 
bereit. 


südlichen Teils Vietnams durch den kommunistischen Norden. 
Amerikas Eingreifen sei also nur die Unterstützung gegen eine 
Aggression gewesen. Darauf baute das gesamte Engagement 
der USA. In den Pentagonpapieren konnte man aber lesen: „Die 
wichtigsten Quellen der kommunistischen Stärke im Süden sind 
einheimischer Natur. Ihre Kraft rührt von den Sozialrevolutionä- 
ren Zielen der Kommunisten und ihrer Identifikation mit der natio- 
nalen Sache her. Die massive Unterstützung aus dem Norden für 
die ‚Nationale Befreiungsfront' im Süden war Folge, nicht Ursa- 
che des wachsenden amerikanischen Engagements für Südviet- 
nams Regierung." 

Die USA konnten und wollten nicht zugeben, daß sie in Süd- 
vietnam eingedrungen waren, um eine Regierung, die sie selbst 
eingesetzt hatten, vor ihrem eigenen Volk zu schützen. Deshalb 
mußte ein Aggressor her beziehungsweise die Lüge von dem 
„Aggressor aus dem Norden" Vietnams. Seit McNamaras Studie 
bekannt ist, starb das Märchen vom Bürgerkrieg in Vietnam. Nun 
konnte die Aggression in den Vereinigten Staaten eine Aggres- 
sion genannt werden. Diese gezielte Indiskretion, mit der sich 
liberale Demokraten an die amerikanische Öffentlichkeit gewandt 
hatten, wurde sofort von einflußreichen Kreisen der USA-Wirt- 


158 


schaft unterstützt. Sie drängten darauf, dieses Unternehmen in 
Vietnam, zumindest als schlechtes Geschäft, zu beenden. Von 
anderen Einflüssen wie der internationalen Solidarität und der 
Antikriegsbewegung auch in den USA ganz abgesehen. 

Am 15. 10. 1969 veröffentlichten 93 katholische Priester und 
Intellektuelle aus Südvietnam, die nach Frankreich emigriert wa- 
ren, einen offenen Brief: 

„Wie können die USA dermaßen niederträchtig sein, die Aus- 
rottung unseres ganzen Volkes zu wollen, um eine Idee, eine 
Theorie zu verteidigen, von der die Zeit inzwischen hinlänglich be- 
wiesen hat, daß sie lediglich ein Mythos und niemals eine Reali- 
tät gewesen ist? ... Diejenigen, die die USA in ihrer Ignoranz als 
Kommunisten anklagen, sind in Wirklichkeit unsere Verwandten, 
unsere Brüder, unsere Schwestern, unsere Freunde, die in Dör- 
fern und Wäldern verstreut leben. Es sind Bauern, Arbeiter, 
Händler, Friseure und Hirten. 

Sie wollen nur eins: Herren im eigenen Haus sein und im 
Schweiße ihres Angesichts sich ihren Lebensunterhalt verdie- 
nen." 

Der bekannte US-Kardinal Spellman faßte sozusagen die offi- 
zielle Regierungspolitik bei der Verabschiedung von USA-Solda- 
ten zusammen: „Ich glaube, daß unsere Soldaten in Vietnam 
nicht nur ihrem Land dienen, sondern sie dienen auch Gott, weil 
sie die Sache der Gerechtigkeit, die Sache der Zivilisation und 
damit die Sache Gottes verteidigen." 


Für die vielen US-Amerikaner gehört zu den erschreckendsten 
Erkenntnissen: Über den Vietnamkrieg haben alle ihre Präsi- 
denten seit 1945 gelogen! 


Präsidentenlügen 


Gewöhnlich datiert man Trumans Eingreifen in Vietnam auf den 
Mai 1950, es hatte aber viel früher begonnen. Außenminister 
Dean Acheson gab bereits 1949 eine Instruktion heraus, die die 
USA-Politik in Asien neu festlegte, „nun, da China verlorengegan- 
gen war". In ihr ist Experten folgende Aufgabe gestellt: „Sie wer- 
den bei Ihren Überlegungen von der Voraussetzung auszugehen 
haben, daß es eine grundlegende Entscheidung der USA-Politik 
ist, daß die Vereinigten Staaten künftig nicht beabsichtigen, eine 
Ausweitung der kommunistischen Herrschaft auf dem asiati- 
schen Kontinent oder im südostasiatischen Raum zuzulassen." 
Darin waren alle nationalen Befreiungsbewegungen eingeschlos- 
sen, auch die in Vietnam. 
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Demonstrativ entsandte die Truman-Regierung am 19. März 
1950 zwei Kriegsschiffe zur Unterstützung der französischen 
Kolonialarmee fluRaufwärts nach Hanoi, und am 1. Mai 1950 ließ 
Truman seinen Außenminister die Militärhilffe an Frankreich für 
dessen Kolonialkrieg in Vietnam ankündigen. 

Mit 10 Millionen Dollar, die den USA die eigene Intervention er- 
sparen sollte, fing es an. Vier Jahre später kostete der Krieg 
Frankreichs in Indochina den USA schon 3 Milliarden Dollar. Um 
antisowjetische Stimmungen in den USA zu fördern und diese 
Summe zu rechtfertigen, bezeichnete der USA-Außenminister 
Ho Chi Minh als Agenten Moskaus und China als russisches Kolo- 
nialreich. Truman nutzte diese Atmosphäre des Hasses auch zu 
Beginn der Aggression gegen die Koreanische Volksdemokrati- 
sche Republik (KDVR) aus. 

Zwei Tage nach dem Überfall auf die KDVR erklärte er: „Gleich- 
zeitig habe ich eine Beschleunigung der Lieferung von Kriegsma- 
terial an die Streitkräfte Frankreichs und der mit Frankreich asso- 
ziierten Staaten in Indochina angeordnet und die Entsendung 
einer Militärmission veranlaßt." 

Präsident Eisenhower führte die Politik ab 1953 weiter. 

Seine Regierungszeit hatte kaum begonnen, da drang ein Hilfe- 
ruf nach dem anderen von Frankreichs Kolonialtruppen zum gro- 
ßen Gönner und Geldgeber in Übersee. Laufend wurden die Mit- 
tel für den Krieg gegen Vietnam erhöht, und am Ende finanzier- 
ten die USA die gesamte Aggression. Das erklärte die große Erre- 
gung, die sich der Mitarbeiter des Präsidenten bemächtigte, als 
sie begriffen, daß bei Dien-bien-phu eine Entscheidungsschlacht 
der Vietnamesen gegen die Franzosen begann, von der feststand, 
daß sie die Franzosen allein nicht gewinnen konnten. Admiral 
Arthur Radford, Vorsitzender der Vereinigten Stabschefs, und 
Außenminister Dulles traten dafür ein, den vietnamesischen 
Kämpfern eine totale Niederlage zu bereiten. Der Einsatz von 500 
Flugzeugen, die taktische Atombomben abwerfen sollten, wurde 
Präsident Eisenhower dringend angeraten. Der zögerte, und Dul- 
les mußte sich nach Frankreichs Niederlage damit begnügen, er- 
neut die Vietnamesen als Vollstrecker des Willens der Russen in 
Südostasien zu diffamieren. 

Jahre später enthüllte Eisenhowers Stabschef, Sherman 
Adams, der Präsident sei auch deshalb gegenüber Frankreichs 
Kolonialkrieg finanziell so großzügig gewesen, weil die Franzosen 
lange der europäischen Verteidigungsgemeinschaft unter Einbe- 
ziehung der BRD ablehnend gegenüberstanden. Damit hoffte er 
auch, ihre Einwilligung zur Wiederbewaffnung der BRD zu erkau- 
fen. Es gab noch einen globalstrategischen Grund für 
Eisenhower. In Asien war Japan für die USA das, was die BRD 
ihnen in Europa bedeutete: Juniorpartner. 
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Am 7. 4. 1954 verkündete Eisenhower: „Ein kommunistischer 
Erfolg in Indochina würde hinsichtlich seiner ökonomischen 
Aspekte Japan gerade jener Region berauben, die es für seinen 
Handel braucht, wenn es sich nicht den einzigen Gebieten der 
Welt zuwendet, die für sie dann lebenswichtig sind - den kom- 
munistischen Gebieten. Die möglichen Konsequenzen eines Ver- 
lustes also wären für die freie Welt unabsehbar." 


Die Niederlage der Franzosen bei Dien-bien-phu schaffte neue 
Tatsachen; die Feinde Vietnams wurden zum erstenmal an den 
Verhandlungstisch gezwungen. Die Indochina-Konferenz im 
April 1954 in Genf erreichte ein Waffenstillstandsabkommen, 
die Unabhängigkeitserklärung für Vietnam Laos und Kambo- 
dscha, den Abzug der Franzosen und die Übereinkunft, nach 
zwei Jahren mittels Wahlen die Wiedervereinigung von Süd- 
und Nordvietnam friedlich zu vollziehen. 


Im Pentagonbericht ist darüber ein Brief des USA-Außenmini- 
sters John F. Dulles an mehrere USA-Diplomaten enthalten: „Da 
es ziemlich sicher ist, daß freie Wahlen die Wiedervereinigung 
Vietnams unter der Führung Ho Chi Minhs herbeiführen würde, 
ist es besonders wichtig, daß sie so spät wie möglich stattfinden. 
Wir halten es für besonders notwendig, alles zu tun, um die Fest- 
legung eines Datums für die Wahl zu verhindern." 

In seinen Memoiren gab Eisenhower zu, daß die USA-Regie- 
rung davon ausging, daß 80 Prozent aller Stimmen an Ho Chi 
Minh gegangen wären. Deshalb wurde die Wahl verhindert. 

Im September 1954 erfolgte die SEATO-Gründung - für Asien 
das, was für Europa die NATO darstellt. 

Dulles sah den Hauptzweck dieses Militärbündnisses darin, 
„unserem Präsidenten eine legale Ermächtigung für Interventio- 
nen in Indochina zu geben". Ein Jahr später, am 12. Februar 1955, 
billigte Eisenhower, daß die USA die Verantwortung für die süd- 
vietnamesische Armee übernehmen: Die ersten 120 USA-Militär- 
berater trafen in Saigon ein. Fünf Jahre später waren es 900 und 
im Jahr darauf, 1961, schon 3200. 

Der Präsident hatte plötzlich die sogenannte Dominotheorie 
bei der Hand, mittels derer jede Schuftigkeit vor allem gegen 
Vietnam begründet werden sollte. 

Am 7. April erläuterte Eisenhower der Öffentlichkeit die strate- 
gische Bedeutung Indochinas, indem er das Prinzip der fallenden 
Dominosteine näher erklärte: „Der Fall Indochinas würde zum Fall 
Burmas, Thailands, der Malaiischen Halbinsel und Indonesiens 
führen; Indien würde dann vom Kommunismus eingeschlossen 
sein, was wiederum eine ernsthafte Bedrohung Australiens, Neu- 
seelands, der Philippinen, Formosas und Japans wäre." 
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Das Dubiose an dieser Theorie, man könnte diese Liste beliebig 
erweitern oder Staaten einfach auswechseln, so wie es den USA 
gerade in den Kram paßte. 

Als John F. Kennedy Präsident der USA wurde, schickte er das 
erste größere Kontingent amerikanischer Truppen nach Südviet- 
nam. Dabei hatte er zehn Jahre früher als Mitglied des USA- 
Senats bei einem Besuch in Saigon geschrieben: „In Indochina 
haben wir uns mit den verzweifelten Anstrengungen der französi- 
schen Regierung verbündet, sich an die Überreste ihres einstigen 
Imperiums zu klammern. Die einheimische Regierung Vietnams 
(d. h. die Bao Dais) findet bei der Masse des Volkes in diesem 
Gebiet keine Unterstützung." 

Später, in seiner Amtszeit, erinnerte er sich nicht mehr an 
seine eigene Einschätzung. Was er 1956 gesehen hatte, schien 
ihm uneffektiv. Damals wurde hauptsächlich Napalm aus den 
USA eingesetzt, um angeblich Aufständische auszurotten. Ge- 
troffen wurde aber die Zivilbevölkerung; Kennedy plante da an- 
ders. In Vietnam sollte beispielhaft vorexerziert werden, daß na- 
tionale Befreiungskriege überall zum Scheitern verurteilt seien. 
Mit Antiguerillaeinheiten wollte er dem Volkswiderstand begeg- 
nen. Ihn faszinierte das als neue Form der Eindämmung. Er hob 
die „Green Barets" aus der Taufe und setzte sie gegen Vietnam in 
Marsch. Raketenhubschrauber flogen schon 1962 etwa 50.000 
Einsätze. In 16.000 „strategischen Dörfern" sperrte man nahezu 
8 Millionen Menschen ein. So wollte man die Massenbasis der 
Befreiungsfront zerschlagen und ihren Führungskern isolieren. 
Ein Beobachter dieser Szene, Tran Van Tung von der Bertrand- 
Russell-Friedensstiftung, meinte: „Es ist doch wohl bittere Ironie, 
wenn man die Massen der Bauern, um sie vor dem Kommunis- 
mus zu schützen, hinter Stacheldrahtzäunen unter Polizeiaufsicht 
zusammenpfercht und ihre Dörfer niederbrennt. Wenn die Viet- 
namesen auch arm sind, so sind sie doch keine Haustiere." Ken- 
nedy setzte das Werk Eisenhowers fort, ja, er ging sogar noch 
weiter: Er tat den entscheidenden Schritt in den militärischen 
Konflikt. 1963 mordeten und brandschatzten 18.000 Mann USA- 
Truppen in Südvietnam. Ihr Kredo: „Gefangene werden nicht ge- 
macht." Nicht allein dadurch hatte Kennedy dafür gesorgt, daß 
alle Welt die USA als skrupellose Eroberer zu ächten begann. 
Er, der Präsident selbst, das ist inzwischen bewiesen, erteilte 
auch den Befehl, den Regierungschef Südvietnams, Ngo-dinh- 
Diem, lange eine Marionette der USA - samt seiner Familie er- 
morden zu lassen. Die Pentagonpapiere enthalten die Belege, 
welche Rolle die USA-Regierung unter Kennedy dabei spielte. 
Diem, hieß es als Begründung, habe hinter dem Rücken der Ame- 
rikaner einen eigenen Frieden mit dem anderen Teil Vietnams ge- 
sucht; dafür mußte er sterben. In Wirklichkeit hatte er wohl nur 
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USA-Aggressoren führen Giftkrieg gegen die Zivilbevölkerung Vietnams. 


mit diesem Gedanken gespielt. Die „Chicago Sun Times" druckte 
einen Auszug aus dem Geheimbericht. Danach empfahl am 30. 
August 1963 das Außenministerium der USA mit Billigung Kenne- 
dys, Diem und seine Familie zu beseitigen, wobei den Rivalen 
Diems in bezug auf die Mordtat ‚freie Hand gelassen" wurde. Die 
nun folgenden Regierungen in Südvietnam hatten allesamt nur 
eine Lebensdauer von wenigen Wochen. Für die USA wurde die 
Situation immer komplizierter. 
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Da erschien Johnson als Präsident auf der politischen Bühne 
der USA und packte das Vietnamproblem auf seine hemds- 
ärmelige Art an. Dem Botschafter in Saigon, Cabot Lodge, ver- 
sicherte er: „Ich werde nicht Vietnam verlieren. Ich werde nicht 
der Präsident sein, der zusieht, wie Südostasien den Weg Chinas 
geht." 

Er erklärte der Demokratischen Republik Vietnam den Krieg. Er 
setzte auf die offene Intervention und damit auf die Eskalation 
des Vietnamkriegs durch brutalste Bombardierungen Nordviet- 
nams. Seine Informanten hatten ihm berichtet, daß die Basis 
der USA in Südvietnam sehr schwach geworden war. Es bestand 
sogar die Gefahr eines Staatsstreichs gegen die USA-hörige Sai- 
goner Regierung, aus dem ein neutrales Regime hervorgehen 
könnte, welches die USA dann zum Verlassen des Landes auffor- 
dern könnte. Die Niederlage wäre damit perfekt gewesen. John- 
son wollte solche Entwicklungen nicht dem Zufall überlassen. 
Seine Berater boten ihm einen Plan an, mit dem alles wieder fest 
in den Griff zu bekommen sei, und Johnson packte ohne Skrupel 
zu. Am 2. beziehungsweise am 4. August ereignete sich vor der 
Küste Nordvietnams der sogenannte Tongking-Zwischenfall. An- 
geblich stießen zwei USA-Zerstörer in neutralem Gewässer mit 
nordvietnamesischen Schnellbooten zusammen. Johnson ließ 
das propagandistisch in den Rang einer Kriegserklärung der DRV 
gegen die USA erheben und sorgte dafür, daß eine Kongreßreso- 
lution ihm freie Hand für die Vergeltung bot. 


Am 7. Februar gab er mit der Bombardierung Nordvietnams 
den Startschuß zum blutigsten Krieg der Gegenwart. 


Auch bei der Herbeiführung dieser Provokationen ist nichts mit 
rechten Dingen zugegangen, alles war falsches Spiel, Heuchelei, 
Betrug. Die Pentagonpapiere hatten auch Licht in diese Aktion 
gebracht. Der USA-Zerstörer „Maddox" war absichtlich in 
Hoheitsgewässer der DRV eingedrungen, und die Kongreßresolu- 
tion von Johnson lag schon Monate vorher fertig vor. Sie mußte 
dann auch 1970 vom USA-Kongreß annulliert werden. Seit 1965 
zerstörte die Kriegsmaschine der USA Vietnam und dann auch 
noch Laos und Kambodscha. 

Worauf es der Weltmacht in Südvietnam angekommen war, 
formulierte der Stellvertreter des US-Verteidigunsministers, John 
McNaughton, 1965 so: 


„Zu 70 Prozent müssen wir eine entehrende Niederlage der 
Vereinigten Staaten verhüten, die unserem Ansehen als 
Schutzmacht abträglich wäre. Zu 20 Prozent müssen wir Süd- 
vietnam vor chinesischem Zugriff bewahren. Zu 10 Prozent 
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Der Verteidigungsminister McNamara trat 1968 zurück. Zwi- 
schen der DRV und den USA begannen erste Waffenstillstands- 
verhandlungen. Der barbarische Krieg gegen Vietnam tobte trotz- 
dem weiter. 


USA-Generäle wollen Vietnam in die Steinzeit zurückbomben. 


Der nationale Widerstand in den USA und der weltweite Pro- 
test gegen die Verbrechen des USA-Imperialismus in Vietnam 
nahmen Ausmaße an, die bisher noch keine solidarische Massen- 
bewegung rund um den Erdball erreicht hatte. 

Die Führung der Vereinigten Staaten, seit 1969 mit Richard 
Nixon als Präsident, kam daran nicht mehr vorbei, sie mußte ent- 
sprechend reagieren. Henry Kissinger, der Außenminister 
Nixons, skizzierte die Situation bei Amtsübernahme mit gespiel- 
ter Unschuld, als wären sein Chef und er gerade erst neu in die 
USA-Politik hineingeraten; in Wirklichkeit waren beide seit Jahr- 
zehnten Profis. „Als wir ins Amt kamen", schrieb Kissinger, „fan- 
den wir 550.000 amerikanische Soldaten in Vietnam vor, eine to- 
tale Vereisung unserer Beziehungen zur Sowjetunion, keinerlei 
Beziehungen zur Volksrepublik China, kümmerliche Beziehungen 
in Europa. Zwangsläufig mußten wir zuerst das Vietnam-Problem 
anpacken und unser Verhältnis zu Westeuropa wie zu den kom- 
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munistischen Ländern auf eine neue Basis stellen, ehe wir uns 
energisch auf die Probleme der Entwicklungsländer konzentrie- 
ren konnten." 

Tatsächlich wurde auch 1969 der Abzug von 25.000 USA-Solda- 
ten aus Vietnam angekündigt, aber der Pferdefuß dieses Manö- 
vers war unübersehbar. Nixon verkündete die „Vietnamisierung" 
des Krieges - eine neue betrügerische Variante, die nicht einmal 
dem Schein nach der Beendigung des Krieges diente. Der Trick 
war der: so viel USA-Soldaten zurückgeholt würden, so viel Viet- 
namesen sollten an deren Stelle rekrutiert werden, um an der 
Seite der USA-Truppen Krieg gegen ihr eigenes Land zu führen. 
Die Eskalation des Krieges war dabei fest eingeplant: Statt Trup- 
pen sollte mehr Technik zum Einsatz gelangen; das Schlachten 
wurde kapitalintensiver. 

Für 1971 hielten sich „nur noch" 275.000 Gls in Vietnam auf. 
Dafür setzte Nixon von 1969 bis 1973 weit mehr als die Hälfte der 
Sprengstoffmenge ein, die während des ganzen Krieges auf Viet- 
nams Boden niedergegangen war. 


Blütenträume der Bourgeoisie 


Das heldenhafte Volk Vietnams hat auch diesen Bombardements 
widerstanden: am 27. Januar 1973 mußte der USA-Imperialismus 
dem Abkommen über die Einstellung des Krieges und die Wie- 
derherstellung des Friedens in Vietnam zustimmen. Für das Läu- 
ten der Friedensglocken in Indochina war jedoch immer noch 
nicht die Zeit gekommen. Nixon hatte den Vietnamkrieg mittler- 
weile auf Laos und Kambodscha erweitern lassen; das Leid die- 
ser Völker nahm kein Ende. Präsident Gerald Ford, der Nixon 1974 
abgelöst hatte, feilschte im Kongreß um das nötige Geld, um 
südvietnamesische Truppen weiterkämpfen zu lassen und den 
Bombenregen auf Laos und Kambodscha fortsetzen zu können. 
Bis kurz vor dem Zusammenbruch des Thieu-Regimes in Saigon 
standen immer noch 25.000 USA-Militärs in Südvietnam. 
Ursprünglich sollten sie das in Vietnam vorhandene USA-Kapital 
schützen. 

Ein 1971 verfaßter Geheimbericht für die Asian Development 
Bank hoffte auf das Weiterbestehen der USA-Besatzung in Süd- 
vietnam über 1973 hinaus. 

„In ihrer Sicht scheint das Südostasien der Zukunft eine Art 
Paradies für interessierende Bankiers und Investoren zu sein, das 
darüber hinaus noch einen unerschöpflichen Vorrat an Holz, Erd- 
öl und Mineralien für Japans expandierende Wirtschaft bietet. 

Die Wirtschaftssysteme dieser Region werden unvermeidlich 
auf dem Verkauf von Rohstoffen basieren." 
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Nachdem sich die USA-Wirtschaft mit dem Gedanken vertraut 
gemacht hatte, daß der Aggression nun die ökonomische Kolo- 
nialisierung folgen sollte, söhnten sie sich mit dem Schicksal, die 
Kriegswirtschaft nicht weiter auszudehnen, zeitweilig aus. Es gab 
auch kapitalistische Kreise in den USA, die den Waffenstillstand 
und das Ende des Krieges für sich äußerst intensiv nutzen woll- 
ten. In einem Journal hieß es: 

„Die verbraucherorientierten Branchen erhoffen sich vom 
Ende des Vietnamkonflikts ein Stimulans der Kauflust, die Börse 
wartet auf einen möglichen Kursanstieg, und die Rüstungsindu- 
strie rechnet paradoxerweise mit besseren Geschäften im Frie- 
den als im Krieg. Der Grund: Die enormen Materialverluste in 
Vietnam müssen im Laufe der Zeit wettgemacht werden, und die 
in Vietnam freiwerdenden Mittel des Pentagon-Budgets sollen 
der Neuentwicklung von Bomber-, Jäger-, U-Boot- und Raketen- 
typen sowie anderer neuer Waffenprogramme zugute kommen." 

Joseph G. Gavin, Präsident der Grumman Aeroscape Corpora- 
tion auf Long Island, erklärte: 


„Wenn kein Geld mehr für die militärischen Aktionen in Viet- 
nam ausgegeben werden muß, wird sich das Pentagon wieder 
stärker für andere Projekte interessieren." Und ein Vertreter 
der General Dynamics Corporation sagte: „Statt Helme und 
Stiefel wird Washington wieder atomare Unterseeboote kau- 
fen und neue Raketengenerationen finanzieren." 


Wie wir heute wissen, reiften nicht alle Blütenträume der Bour- 
geoisie, aus Vietnam jedenfalls haben sie keine Kolonie machen 


können. 
Am 30. 4. 1975 kapitulierten die letzten noch kämpfenden süd- 


vietnamesischen Truppen: Vietnam war ein freies Land gewor- 
den. 


Zahllose Greueltaten 


Der bekannte britische Mathematiker und Philosoph Bertrand 
Russell erklärte 1963: 


„Ich erhebe meine Stimme, weil der gegenwärtig geführte 
Krieg eine ununterbrochene Folge von Greueltaten darstellt. 
Napalm-Benzingeleebomben werden ohne Warnung gegen 
ganze Dörfer eingesetzt. Chemische Kampfmittel werden ver- 
wendet, um die Ernte und den Viehbestand zu vernichten und 
die Bevölkerung dem Hungertod preiszugeben. Dieser Krieg 
ist ein schmutziger, grausamer Krieg." 
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Die Bombardierung Vietnams übertraf bei weitem alles, was im 
zweiten Weltkrieg geschehen war. 


26 Millionen Bomben- und Geschoßkrater mit einem Durch- 
messer von mindestens 10 Metern und etwa 6 Meter Tiefe 
wurden gezählt. Für Bomben, Raketen und Artilleriemunition 
mit einem Gesamtgewicht von mehr als 15 Millionen Tonnen 
gaben die USA 30 Milliarden Dollar aus. 


Ungezählt sind die Schäden von Splitterbomben und anderen 
experimentell erprobten Explosivmitteln. Schon 1961 begann die 
Vertreibung der Landbevölkerung durch Entlaubung der Felder 
und Wälder. Niemand kannte anfangs die komplexe Wirkung die- 
ser chemischen Mittel. Diese Experimente der USA verursachten 
unübersehbare Krebs- und Geburtsschäden, die zu frühem Tod, 
Mißgeburten und schweren Umweltschäden führten. Mehr als 
100 000 Tonnen giftiger Stoffe sind zerstäubt worden. Ein ameri- 
kanischer Augenzeuge schrieb in den „Kieler Nachrichten": „Es 
haben die amerikanischen Soldaten Kriegsverbrechen begangen, 
die denen nicht nachstehen, für die sie gegnerische Soldaten 
nach dem zweiten Weltkrieg hingerichtet haben." 

Die „New York Times" vom 28. März 1970 gab bekannt: „Vier 
junge Infanterieoffiziere erklärten heute unter Eid, daß die Politik 


Überreste eines US-Terrorfliegers 
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der USA-Armee, so wie sie sie verstünden, nicht darin bestehe, 
bei Kampfeinsätzen in Vietnam Gefangene zu machen." 

Mit Empörung und Zorn nahm die demokratische Weltöffent- 
lichkeit 1969 das furchtbare Verbrechen im Dorf Son My zur 
Kenntnis. Killer in US-Uniform mordeten viehisch über 500 
Frauen, Kinder und Greise.. Der Kommandierende der Truppe, 
Leutnant William Calley, der den Befehl dazu erteilte, kam zwar 
1971 vor Gericht und wurde auch anfangs zu lebenslänglicher 
Haft verurteilt, doch am Ende kamen nur drei Jahre Hausarrest 
heraus, und auch an die brauchte er sich nicht zu halten. 

Übrigens, die Greuel von Syn My sind der USA-Öffentlichkeit 
nicht sofort zugänglich gewesen. „Keiner hatte sich auf diese 
Sache einlassen wollen“, und so hatte die „Selbstzensur" der 
USA-Medien die Enthüllung über ein Jahr unterdrückt. Vietnam 
hat auch von allen Völkern am schwersten unter Verbrechen der 
CIA gelitten. Das Projekt „Phönix" kostete 40.000 Vietnamesen 
auf grausame Art das Leben. Über 100.000 Vietnamesen von 
angeblich zweifelhafter Loyalität waren von über 1000 CIA-Mitar- 
beitern und 30.000 in Vietnam angeworbenen Helfern gefoltert, 
ins Gefängnis geworfen oder gleich beseitigt worden. 

Zwischen 1961 und 1975 fanden 1,5 Millionen Vietnamesen den 
Tod, 500.000 Waisenkinder und über 3 Millionen Flüchtlinge irrten 
noch Jahre später durch das Land. Die Krämerseelen im Penta- 
gon rechneten aus, daß sie der Mord an einem Vietnamesen 
350.000 Dollar kostete. Zynisch erklärte ein Oberst der Marine- 
infanterie: „Die Vereinigten Staaten sind in Vietnam zu einem in- 
ternationalen Begräbnisunternehmen geworden." Richtig muß es 
wohl heißen: Die reaktionären und aggressiven Kräfte der USA, 
repräsentiert durch den militärisch-industriellen Komplex, betrie- 
ben in Vietnam ein riesiges Mord- und Totschlagunternehmen. 


Noch schulden die USA Vietnam die einst zugesagte Hilfe und 
Wiedergutmachung für Schäden und Spätfolgen; bis heute 
haben sie sich davor gedrückt. 


Die ganzen Jahre des Krieges in Vietnam mißbrauchten die 
USA-Militärs das Land auch als größten Truppenübungsplatz und 
Waffenversuchsgelände. So waren durch Rotation mehr als 
sechs Millionen USA-Soldaten an Kampfhandlungen beteiligt 
worden. Außerdem brannte man darauf, wie ein Mitarbeiter 
Reagans später erklärte, die neuen Techniken auszuprobieren. Der 
USA-Oberbefehlshaber in Vietnam, William Westmoreland, lobte 
den Vietnamkrieg, weil er technologisch ein großartiger Erfolg 
wurde. „Noch nie konnten Experimente unter so idealen Bedin- 
gungen der Praxis stattfinden." Leonard Sullivan, ein Spezialist, 
reagierte noch makabrer: „Diese Entwicklungen eröffnen aufre- 
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gende Perspektiven, was wir in fünf oder zehn Jahren alles tun 
können. Wenn man sich einmal klarmacht, daß wir imstande 
sind, alles aufzuspüren, was transpiriert, Metall trägt, Geräusch 
verursacht, heißer und kälter ist als seine Umgebung, dann be- 
ginnt man, die Möglichkeiten abzusehen, die wir haben. Dies ist 
der Beginn einer Mechanisierung des gesamten Schlachtfeldes." 
Das wurde schon 1969 gedruckt, trotz alledem stand sechs Jahre 
später endgültig fest: 


Der größte nach dem zweiten Weltkrieg unternommene Ver- 
such des Imperialismus, mit Waffengewalt einen sozialisti- 
schen Staat niederzuschlagen, endete mit einem Fiasko. 


Experten schätzten die Gesamtkosten dieses Krieges für die 
USA auf 385 Milliarden Dollar. Für dieses Geld hätte man aus 
ganz Indochina ein Paradies machen können! 9,5 Millionen Häu- 
ser zu je 100.000 Mark hätten dafür gebaut werden können. Ex- 
präsident Nixon erklärte aber 1983: „Nie haben wir für eine mora- 
lischere Sache gekämpft." 

1982 entstand in Washington eine Klagemauer, eine schwarze 
Granitwand, in die auf gut 100 Meter 58.022 Namen gefallener 
US-Soldaten geätzt wurden. Hinterbliebene finanzierten den Bau 
durch Spenden; die Regierung wollte dieses Monument der 
Schande nicht. 

Eine Mauer für 1,5 Millionen getöteter Vietnamesen wäre 
2500 Meter lang. 


Die Unbelehrbaren 


Auch nach ihrer Niederlage in Vietnam lautet die Strategielehre 
an USA-Militärakademien immer noch: 

„Auf dem Schlachtfeld ist unsere Truppe nie besiegt worden." 
Exaußenminister Alexander Haig sieht das ähnlich: „Im übrigen 
hätte der Krieg gewonnen werden können, wäre nur schneller 
und entschiedener zugeschlagen worden." 

Präsident Reagan rechtfertigt? den Vietnamkrieg als „edles 
Unternehmen,... eine notwendige Folge kommunistischen Ter- 
rors". Die schmachvolle Niederlage soll in Vergessenheit gera- 
ten. Nicht aufzuzählen sind die Gründe, die inzwischen angeführt 
werden, warum die USA nicht siegen konnten. Vielleicht hat der 
„Rheinische Merkur", eine CDU-Zeitung in der BRD, dabei den 
Vogel abgeschossen: 

„Nordvietnam ist nur subtropisch, ein Gebiet mit vier Jahres- 
zeiten und einem etwas kühlen Winter. Der Menschenschlag ist 
dort der härtere, widerstandsfähigere, zähere, Südvietnam ist tro- 
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pisch, die Leute dort sind intelligenter als im Norden, aber auch 
unzuverlässiger." 

Am 10. Mai 1969, wenige Tage vor seinem Tod, verfaßte Ho Chi 
Minh sein Testament. Darin heißt es: 

„Der Widerstandskampf gegen die amerikanische Aggression 
kann sich noch hinziehen. Unser Volk wird unter Umständen 
neue Opfer an Leben und Eigentum bringen. Aber, was immer 
passieren mag, wir müssen fest bleiben in unserem Willen, die 
USA-Aggressoren bis zum völligen Sieg zu bekämpfen: 

Unsere Berge werden bleiben, unsere Flüsse werden bleiben, 

unser Volk wird bleiben. 

Nach dem Sieg über die Invasoren werden wir unser Land 

zehnmal schöner wieder aufbauen. 

Welche Schwierigkeiten und Opfer auch immer vor uns liegen 
mögen, unser Volk ist des Sieges sicher. Die USA-Imperialisten 
werden das Land verlassen müssen. Unser Vaterland wird 
wiedervereinigt werden. Die Landsleute im Süden und im Norden 
werden wieder unter dem gleichen Dach leben. Wir, eine kleine 
Nation, werden die Ehre haben, im heroischen Kampf zwei große 
imperialistische Mächte besiegt zu haben - Frankreich und die 
USA. Wir werden einen würdigen Beitrag zur nationalen 
Befreiungsbewegung in der Welt geleistet haben." 

Nur sieben Jahre gingen ins Land, und Ho Chi Minhs Vision ist 
Wirklichkeit geworden. Am 2. Juli 1976 verkündete die National- 
versammlung die Gründung der Sozialistischen Republik Viet- 
nam, eines einheitlichen sozialistischen Staates auf vietnamesi- 
schem Boden. 


Die Konterrevolution 


Zum Ende des Jahres 1955 hielt USA-Außenminister Dulles im 
State Department, seinem Amtssitz, eine Jahreskonferenz zu 
Europa ab. Mit Vergangenem hielt er sich nicht lange auf, er 
wollte für das Wahljahr des USA-Präsidenten 1956 Vorsorge tref- 
fen und beriet sich deshalb mit seinen Mitarbeitern über Aktio- 
nen in Europa, die Präsident Eisenhower und damit auch Dulles 
selbst helfen konnten, für die nächste Amtsperiode ihre Posten 
zu behalten. Dulles brauchte unbedingt eine Standortbestim- 
mung amerikanischer Politik und die Orientierung seiner Helfer; 
es war das ganze Jahr 1955 über einiges aus dem Gleis gelaufen. 
Nun sollte wieder Kontinuität in die Politik der Vereinigten Staa- 
ten gelangen. Zur Genfer Viererkonferenz - im Beisein von DDR- 
Vertretern - hatten sich die USA zur Teilnahme nötigen lassen 
und waren am Ende auch nicht glücklich darüber, daß so etwas 
wie „der Geist von Genf" atmosphärisch dem kalten Krieg sehr 


abträglich wurde. Genf mit seinen Resultaten konnte wegführen 
von der Konfrontation. 


Zur gleichen Zeit berieten Vertreter von 29 Ländern Asiens und 
Afrikas in Bandung über das gleiche Thema Sie führten fünf 
Prinzipien der friedlichen Koexistenz in die internationale 
Politik ein. 


Sah Dulles sich die politische Geographie Europas an, mußte 
er sich eingestehen, daß es den USA nach zehn Jahren noch 
nicht gelungen war, den Staaten des Sozialismus auch nur einen 
Quadratmeter ihres Territoriums abzunehmen. Inzwischen war 
diese Wunschvorstellung des Imperialismus schon zur persönli- 
chen fixen Idee von Dulles geworden, sie bestimmte auch den In- 
halt seiner Europakonferenz. Zum wiederholten Male ging man 
Möglichkeiten durch und wurden Namen von sozialistischen 
Staaten in die Debatte geworfen, bis man sich auf folgende Va- 
riante verständigte: Polen, DDR und Ungarn vor allem sollten in- 


172 


tensiver als bisher beobachtet und beeinflußt werden, bis man 
von diesen Ländern eins ausmachen konnte, das sich als die 
schwächste Stelle erwies. 

Nehmen wir hier das Resultat dieser aggressiven Politik vor- 
weg: Die VR Polen war durch eine massive konterrevolutionäre 
Offensive 1956 in große Gefahr geraten, doch die Kraft der An- 
hänger des Sozialismus reichte aus, damit fertig zu werden. Die 
DDR konnte den Schlag 1953 ebenfalls parieren. In Erwartung 
dessen waren schon lange Vorkehrungen getroffen worden, die 
sich dann bei dem Versuch eines Frontalangriffs erfolgreich be- 
währten. Blieb die Volksrepublik Ungarn. Sie war aus vielerlei 
Gründen das interessanteste Ziel des Imperialismus und leider 
auch in diesem Zeitraum seiner gezielten Offensive das schwäch- 
ste Kettenglied des sozialistischen Lagers. Für die Partei der 
Kommunisten, für die Arbeiterklasse, für das ganze Volk Ungarns 
bahnte sich damit eine nationale Tragödie großen Ausmaßes an. 


Die Sonne ging in Ungarn nicht unter 


Ungarn liegt strategisch geradezu ideal. Die gut 2000 Kilometer 
Grenze zur UdSSR, zur CSSR, zu Rumänien, Jugoslawien und 
Österreich regte die Phantasie der NATO-Militärs schon lange an. 
Durch den Sturz der Volksmacht in Ungarn hätten sie sogar 
600 Kilometer tief ihre Linien weiter nach Osten verschieben kön- 
nen und stünden dann direkt an der Grenze der UdSSR; nicht 
auszudenken, welche Folgen daraus hätten entstehen können. Es 
geschah auch gerade in diesen Wochen, daß der damalige BRD- 
Verteidigungsminister Wunschträume der NATO preisgab: 

„Wir leben in einem technischen Zeitalter, in dem die ver- 
einigte Stärke unserer Bundesgenossen ausreicht, um das Reich 
der Sowjetunion von der Landkarte streichen zu können." 


Im Herbst 1956 wütete dann die Konterrevolution in Ungarn 
derart massiv und brutal, daß es heldenhafter, riesiger 
Anstrengungen bedurfte, die Arbeitermacht zu verteidigen 
und den weiteren Aufbau des Sozialismus zu sichern. 


Gehässig, aber auch sehr voreilig verkündeten die Zeitungen 
der Monopole: „Ungarn ist kein kommunistisches Land mehr." - 
„Es könnte leicht sein, daß, wenn die Sonne untergeht, die Unga- 
rische Volksrepublik nicht mehr existiert." Der Verstand dieser 
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Schreiberlinge reichte offensichtlich nicht aus, zu begreifen: Hier 
war ein Streichholz angerissen worden, das unseren Planeten 
hätte in ein Flammenmeer verwandeln können. 


Bücher und Menschen verbrannt 


Fünfundzwanzig Jahre später erscheint ein Wochenblatt in der 
BRD mit einem großen, drei Spalten breiten Bild aus dem Jahr 
1956. Immer noch dominiert da Wut und Enttäuschung. Die Bild- 
unterschrift bestätigt es: „Siegesfeier in Budapest: Rote Fahnen 
von Ministerien und Parteidienststellen heruntergeholt, werden 
verbrannt." Kein Wort in dieser „Kulturzeitung", daß auch Men- 
schen und Bücher angezündet wurden, und zwar von den glei- 
chen, die Fahnen verbrannt hatten. 

Wie begann es? 

Der Protokollchef von Dulles, Botschafter Wiley T. Buchanan, 
hörte 1956 seinen Chef sagen: „Wenn der Eiserne Vorhang jemals 
anfangen sollte zu zerbröckeln, dann wird er ganz zerstört wer- 
den - und zwar schnell." 

Als Mittel zum „Zerbröckeln" wurden die von den USA finan- 
zierten Sender Freies Europa und Stimme Amerika eingesetzt, 
die durch ihre Propaganda helfen sollten, die sozialistische 
Staatsmacht gezielt in Ungarn zu zerstören. Nach Eingeständnis- 
sen des USA-Geheimdienstes CIA waren die Sendungen von 
Radio Free Europe (RFE) und Voice of America auch Mittel zen- 
traler Anleitung der Konterrevolutionäre.. Das Außenministerium 
der USA hatte angewiesen, vor allem antisowjetische Hetzparo- 
len zu verbreiten. Schon Tage vor Beginn der Kämpfe gegen die 
Ungarische Volksrepublik wurde die Sendezeit täglich auf zwan- 
zig Stunden ausgedehnt. 

Die „New York Times" schrieb am 25. November 1956: 


„RFE und die Stimme Amerikas waren lediglich Sprachrohre 
der amerikanischen Außenpolitik, welche letzten Endes die 
Wurzel der ganzen Unruhe war." 


Zwei Aufstände zugleich 


Die Verantwortlichen dieses Putsches gegen die Volksmacht hat- 
ten sich den für sie günstigsten Zeitpunkt ausgesucht: Die Partei 
der Kommunisten war gerade dabei, nach Überwindung von Feh- 
lern der alten Parteiführung wieder Tritt zu fassen und dem Volk 
beim Aufbauwerk weiter voranzugehen. Durch den geschickt ge- 
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wählten Termin des Ausbruchs der Konterrevolution konnte die 
Partei diesen Weg nicht in Ruhe zu Ende gehen. Der Gegner traf 
sie geschwächt an und tat ein übriges, sie möglichst ganz auszu- 
schalten. In der Budapester Rundschau vom 12. Oktober 1981 
heißt es rückblickend dazu: „Praktisch gingen im Lande zwei Auf- 
stände vor sich: ein bewaffneter auf den Straßen und einer inner- 
halb der Partei, den Imre Nagy mit seinen Leuten durch immer 
neue Forderungen sowie Ausübung von Druck und Verrat aus- 
trugen. 

Der Regierungschef Imre Nagy war der Partei in den Rücken 
gefallen und machte sich damit des Verrats schuldig, der einer 
der größten in der ungarischen Geschichte war." 

Einige Mitglieder der Parteiführung versuchten, die Arbeiter 
von Budapest zu bewaffnen und so die Konterrevolution zu be- 
kämpfen, aber auch das verhinderte Nagy. 

Besonders unheilvoll erwies sich die offene Grenze zu Öster- 
reich. Die Feinde der Volksmacht gelangten ungehindert ins Land 
und stärkten die Reihen der Aufständischen. 

Stunden vor dem bewaffneten Aufstand verbreitete man in 
Budapest die Losungen: „Nieder mit dem roten Stern" und „Ver- 
wende nicht die Anrede Genosse". Zur gleichen Zeit brannten 
schon die ersten roten Fahnen. 

Jäanos Kädär erinnert sich, wie der bewaffnete Aufstand auf der 
Straße begann, und bestätigt die Existenz einer Führung der Kon- 
terrevolutionäre. 

„Während die Demonstranten, die in drei Richtungen dirigiert 
waren, weiter verhandelten, traten bereits andere Kräfte in 
Aktion. Innerhalb von drei Stunden ereigneten sich folgende Tat- 
sachen: 

Eine bewaffnete Gruppe besetzte die Abteilung für Auslands- 
verbindungen der Josephs-Telephonzentrale. Gleichzeitig be- 
mächtigte sich eine andere Gruppe einer Garage mit 60 Last- 
autos. Eine dritte Gruppe griff die Zeitung ‚Szabad Nep' und ihre. 
Druckerei an. Eine vierte stürmte eine Waffenfabrik. Eine fünfte 
Gruppe griff das Munitionsdepot in der Timothstraße an. Mit den 
Lastautos sind dann die Konterrevolutionäre in die Timothstraße 
und in die Waffenfabrik gefahren und haben große Mengen von 
Waffen und Munition mitgeschleppt." 

Von diesem Tag an, es war der 23. Oktober 1956, befanden sich 
die sozialistischen Kräfte einer gutorganisierten militärischen Lei- 
tung gegenüber. Es begannen für Budapest und einige Gebiete in 
Westungarn Tage eines furchtbaren und ungeheuer grausamen 
Geschehens. Mordkommandos und marodierende bewaffnete 
Banden bestimmten das Bild der Städte; viele Arbeiter, Soldaten 
und kommunistische Funktionäre wurden umgebracht. Ein briti- 
scher Historiker schrieb: „Drei Tage nach dem Ausbruch des Auf- 
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Kommunisten wurden in Budapest auf offener Straße zu Tode gequält. 


Standes hatte sich der Charakter der Straßenkämpfe verändert... 
Die Männer, die jetzt mit Gewehren und Molotow-Cocktails her- 
umhantierten, sind größtenteils mit Lederjacken bekleidete 
Schläger und Rowdys." Ein Beispiel dafür, daß sich in die Irre ge- 
leitete Bürger, schon längst vom Aufstand distanzierten. Trotz- 
dem erklärte Imre Nagy unter dem Druck der Konterrevolutio- 
näre, mit denen er sich als Ministerpräsident eingelassen hatte: 
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„Die Ereignisse der vergangenen Tage waren eine gewaltige, vom 
ganzen Volk getragene nationale Erhebung." Nagys Versuch, die 
Ungarische Volksrepublik aus dem Pakt der Staaten des War- 
schauer Vertrages herauszubrechen, mußte scheitern. 

Außerhalb Budapests bildete sich unter Janos Kädär eine revo- 
lutionäre Arbeiter-und-Bauern-Regierung, die zusammen mit der 
zu Hilfe geeilten verbündeten Sowjetarmee schon nach Tagen 
dem grausigen Spuk ein Ende bereitete. Die Gefahr eines lang 
währenden blutigen Bürgerkriegs war damit abgewendet. Ungarn 
zum Schauplatz und Opfer der Entfesselung eines Weltkriegs zu 
machen, ist verhindert worden. 


Etwa 3500 ungarische Bürger kostete dieser Putsch das Leben, 
und 20 000 Personen erlitten infolge von Kampfhandlungen 
Verletzungen. 


Unbekannt ist die Zahl der Sowjetsoldaten, die für die Wieder- 
herstellung der Arbeiter-und-Bauern-Macht ihr Leben opferten. 
Die materiellen Schäden beliefen sich auf ungefähr 2 Milliarden 
Dollar - für dieses kleine Land ein riesiger Verlust, der erst nach 
vielen Jahren ausgeglichen werden konnte. 

Nur zu gern wiederholen die Propagandaorgane des Westens 
bis heute alte Behauptungen von damals. Es hieß: „Der Aufstand 
ist ganz plötzlich und spontan ausgebrochen", „Es war ein völlig 
kopfloser Aufstand", „Der Aufstand sollte den Ungarn die Frei- 
heit bringen". 


Alte Kameraden 


Die Düsseldorfer Zeitung „Mittag" hatte, wie Hunderte ausländi- 
scher Presseorgane, einen Korrespondenten nach Budapest ge- 
schickt, der von dort ständig seine Artikel schickte. Am 8. Novem- 
ber 1956, als alles vorbei war, schrieb er: 

„Ich spreche mit den Aufständischen über ihre politische Ein- 
stellung. Aber immer wieder mache ich dieselbe Erfahrung wie 
auch in Miskolc: Alle bekennen sich als überzeugte Antikommuni- 
sten. Sie wollen die Regierungsform einer westlichen Demokratie 
mit mehreren Parteien, freien Wahlen und allem, was dazuge- 
hört... 

Da kommt ein Ehepaar in die Hotelhalle. Sie eine Dame und 
dazu eine Schönheit, er ein Mann, wie man sich einen ungari- 
schen Aristokraten vorstellt. Sie wollen nichts weiter, als einmal 
mit Deutschen ein paar Worte Deutsch sprechen. Er war als frü- 
herer Offizier mit seiner Gattin jahrelang in ein abgelegenes Dorf 
deportiert. ‚Selbstverständliich haben wir mitgekämpft', sagt sie, 
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als gäbe es nichts Natürlicheres. Als ich auf ihre Frage zuge- 
stehe, daß ich im letzten Krieg auch Soldat war und sogar in Un- 
garn gekämpft habe, reicht sie mir die Hand und zeigt ein bezau- 
berndes Lächeln. ‚Dann sind wir Kameraden." 

Da fehlte doch wirklich nur noch das „Heil Hitler!" zwischen 
alten Kämpfern. Man muß ein wenig nach geschichtlichen Fakten 
suchen, die eine solche geistige Nähe erklärt. 

Das faschistische Horthy-Regime kettete Ungarn bis fünf Minu- 
ten nach zwölf an den Hitlerfaschismus. Bis zuletzt führten sie zu- 
sammen den Krieg gegen die Sowjetunion, auch nach der Kapitu- 
lation Bulgariens und Rumäniens. Die deutschen Faschisten hat- 
ten Ungarn Gebiete mit einer Bevölkerung von fünf Millionen 
Menschen überlassen. Der Friedensvertrag nach dem zweiten 
Weltkrieg legte für den ungarischen Staat wieder die Grenzen 
von 1938 fest. Auch hieraus wucherte Nationalismus bei Ungarn, 
die früher Vorteile davon gehabt hatten. Enteignete Großgrund- 
besitzer warteten so lange unter der Decke, bis sie ihre Zeit wie- 
der für gekommen hielten. Die bürgerlich-demokratische und 
auch die sozialistische Staatsmacht verhielten sich nach 1945 
gegenüber diesen gescheiterten Klassenkräften sehr tolerant. 
Unter relativ ruhigen, für sie günstigen Umständen, bereiteten 
sich diese Konterrevolutionäre auf den Sturz der Volksmacht vor. 
Nach Angaben eines Fachmanns in der Wiener „Volksstimme" 
beteiligten sich rund 250 kleinere und größere illegale Organisa- 
tionen und Gruppen an der Vorbereitung und der Auslösung des 
Putsches. Die Aufständischen rekrutierten sich anfangs vorwie- 
gend aus den Reihen irregeführter Jugendlicher, die kaum eine 
Ahnung hatten, wie sie dazu gekommen waren, plötzlich Waffen 
in der Hand zu haben und auf den Straßen zu schießen. Die Be- 
fehle gaben Profis, ehemalige faschistische Offiziere und Gendar- 
men, aber auch verräterische Offiziere der Volksarmee. Der Lon- 
donder „Daily Worker" meldete am 1. November, daß zur einhei- 
mischen Reaktion noch 60 000 Emigranten über die Grenze von 
Österreich geströmt waren, um sich an der Auseinandersetzung 
gegen die sozialistische Staatsmacht zu beteiligen. Von der BRD 
aus versuchte man, die deutsche Minderheit in Ungarn, ungefähr 
300 000 Menschen, für die Konterrevolution zu aktivieren. 

Und das sollte, wie der SPD-,Vorwärts" damals schrieb: „Die 
spontanste Revolution der Weltgeschichte" gewesen sein? Der 
ungarische Faschistenführer Horthy forderte telegrafisch aus Por- 
tugal Präsident Eisenhower auf, die Konterrevolution in Ungarn 
zu unterstützen. Eisenhower sollte für die „gemeinsame Sache" 
das „Äußerste" tun. 

Es fehlte auch nicht die Sympathieerklärung des spanischen 
Faschistenführers Francisco Franco für die Konterrevolution. 
Einen „nationalen Volksaufstand" hätte der nicht begrüßt. 
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Es gab noch ein paar andere dubiose Gestalten, die auf der 
Seite der Konterrevolutionäre für braune und schwarze Färbung 
sorgten. Otto von Habsburg, Sproß österreichischer Kaiser, er- 
klärte sich spontan zum echten Ungarn und sprach an seine 
„Landsleute" von Österreich aus übers Radio. Sein erster Satz: 
„Unsere Nation schreibt in diesen Tagen eines der glorreichsten 
Blätter zur tausendjährigen Geschichte..." Kardinal Mindszenty 
tauchte aus seinem Hausarrest im Schloß Felsübeteny auf und 


Reaktionäre wie Kardinal Mindszenty gaben während der Konterrevolu- 
tion den Ton an. 


forderte die baldige Wiederherstellung des Privateigentums und 
dabei besonders des Grundbesitzes. Für Fürst Paul Esterhazy, 
einer der größten ehemaligen ungarischen Magnaten, dessen 
Name als Symbol der Herrschaft des Adels und der Großgrund- 
besitzer in Ungarn galt, öffneten sich die Gefängnistüren. Er 
hatte einmal in 166 Gemeinden 120 000 Hektar Land besessen. In 
Budapest erschien er nicht als Zaungast. 

Parteien schossen über Nacht wie Pilze aus dem Boden. Sieb- 
zig wurden schon nach den ersten Tagen gezählt. Dutzende 
neuer Tageszeitungen erschienen, die sich als üble Hetzblätter 
gegen den Sozialismus erwiesen. Unternehmerorganisationen 
entstanden, Hausbesitzer gründeten ihren Verein, und das alles 
ganz spontan? 
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Auf Kardinal Mindszenty orientierten sich sowohl die einheimi- 
schen Reaktionäre als auch Politiker in Washington. Selbst von 
Allen Dulles, dem USA-Geheimdienstchef, hieß es, er sehe in 
ihm bereits einen möglichen neuen Führer des ungarischen Vol- 
kes. Imre Nagy hatte abgewirtschaftet, was mit ihm zu erreichen 
war, hatten die Konterrevolutionäre an seiner Seite erreicht. Die 
deutlichste Erklärung des Kardinals zu den Avancen, die man ihm 
machte: „Es steht außer Frage, daß wir zum ungarischen Regie- 
rungssystem der Vorkriegszeit zurückkehren." 

Nur, das war kein speziell ungarisches, sondern ein faschisti- 
sches System. 


Mord und Totschlag 


Im „Vorwärts" (BRD) schritt die SPD, als der braune Spuk in Un- 
garn vorbei war, zur Manöverkritik: „Otto Habsburg ist zu rasch 
aus seiner Höhle gekommen, zu rasch hat er die Stefanskrone ge- 
fordert, zu offen seine Wünsche nach einem Krieg ausge- 
drückt... 

Der größte Agrarausbeuter und Landbesitzer, Dr. Paul Eszter- 
häzy, wurde als erster befreit und begann sofort mit der Organi- 
sation einer Bewegung, die den wenigen großen Landdiktatoren 
das ganze Land der Kleinbauern und Kleinhäusler zurückbringen 
sollte. 

Kardinal Mindszenty, einer der streitbarsten Prälaten Europas, 
hat sofort seine politische Tätigkeit aufgenommen und zum Ent- 
setzen der Katholiken seine monarchistische undemokratische 
Katze aus dem Sack gelassen." 

Jeder Kommentar ist hier überflüssig. Kritik an konterrevolutio- 
närer Taktik ist gewiß nicht unser Problem. 

Zehn Jahre nach den Ereignissen in Ungarn mutet der Hausau- 
tor der Stuttgarter Zeitung „Christ und Welt" (BRD) seinen Le- 
sern folgendes verklärtes Bild vom Wüten der Konterrevolution in 
Ungarn zu: „Damals erschien Budapest uns Ausländern als ein 
Wesen von wilder, verzweifelter Schönheit. Wie eine Rachegöt- 
tin hatte sie sich auf ihre Peiniger gestürzt..." 

Greueltaten und ihre Urheber waren längst bekannt, aber die 
Wahrheit darüber paßte nicht ins Weltbild von kleinbürgerlichen 
Sozialismushassern und sollte deshalb eine gewisse Verklärung 
erhalten. 

Im Verlauf des Aufstands gesellten sich direkt aus den Gefäng- 
nissen 9962 Kriminelle und 3324 politische Häftlinge den Konter- 
revolutionären zu. Als diese sich stark genug fühlten, überfielen 
sie mit Waffengewalt Gebäude der Partei, der Jugendorganisa- 
tion, des Sicherheitsdienstes und anderer Organe der sozialisti- 
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schen Staatsmacht, zündeten diese an und zerstörten sie. Wer 
sich darin aufhielt, wurde zum Freiwild mordender Banden. Vor 
dem Budapester Parteikomitee waren 21 Genossen viehisch miß- 
handelt und an den Bäumen aufgehängt worden. Das gleiche ge- 
schah mit 31 Vertretern des ungarischen Jugendverbands. Ein 
Augenzeuge berichtet: 

„Man hängte weiße Fahnen aus dem Fenster, und Asztalos, 
Papp und Mezö traten zu dritt hinaus auf die Straße. Die Konter- 
revolutionäre eröffneten das Feuer auf sie. Alle drei sanken nie- 
der. Asztalos wurde totgeschlagen. Oberst Papp wurde umzin- 
gelt, jemand schnitt dem noch lebenden Mann die Brust auf und 
riß ihm unter dem Gebrüll des Pöbels das Herz aus dem Leibe." 

Aussagen zum Sturm auf das Polizeigebäude von Miskolc lau- 
teten: „Die Offiziere wurden mit den Köpfen nach unten erhängt 
und ihre Körper mit Bajonetten zerstochen, nachdem man sie 
vorher mit Stricken um den Hals an LKWs gebunden und zum Ort 
ihrer Ermordung geschleift hatte." In Magyarovar Iynchten Bandi- 
ten drei Offiziere, einer überlebte die Tortur und kam ins Kranken- 
haus. Tags darauf drang man dort ein, schleppte den Schwerver- 
letzten auf die Straße und hängte ihn am nächsten Baum auf. 


Der Hetzsender Freies Europa verkündete am 31. Oktober: 
„Das Verteidigungsministerrum und das Ministerium des In- 
nern sind noch immer in der Hand der Kommunisten. Laßt es 
nicht dabei bleiben. Freiheitskämpfer' Hängt eure Waffen 
nicht an den Nagel!" Tags darauf berichtete die britische Reu- 
teragentur: „Seit gestern herrscht Menschenjagd in den Stra- 
ßen von Budapest." Und die französische Agentur AFP tele- 
grafierte: „Die Jagd auf Kommunisten ist eine Unterhaltung 
geworden. Ihre Leichen werden auf den Straßen verbrannt." 


Den Toten steckte man zum Hohn das Mitgliedsbuch der Arbei- 
terpartei in den Mund oder brannte ihnen mit Zigaretten Sowjet- 
sterne in die verstümmelten Gesichter. 

Auf die Behauptung, daß man mit Bildern ausländischer Pres- 
seorgane belegen könne, wie sich in den Oktobertagen der Volks- 
zorn ausgetobt habe, reagierten ungarische Staatsorgane mit fol- 
gender Meldung: „Wir sind in der Lage, die Personalien der auf 
jenen Bildern erkennbaren Lynch-Burschen den betreffenden 
Zeitschriften zur Verfügung zu stellen. Diejenigen, die von ihnen 
die ‚Verkörperung des Volkszorns' genannt werden, sind in ihrer 
Mehrheit entflohene Kriminelle, Prostituierte, Einbrecher. Und 
wir konnten feststellen, daß die Ermordeten Arbeiter, werktätige 
Bauern - saubere, ehrliche Männer - waren." 

Nach der Niederschlagung der Konterrevolution fanden die Si- 
cherheitsorgane Listen der Terroristen, aus denen hervorgeht, 
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daß ein Massenmord an über zehntausend fortschrittlichen Un- 
garn geplant war. Hunderte von Personen waren schon zur Exe- 
kution abgeführt worden und verdanken ihr Leben allein dem Ein- 
greifen der sowjetischen Truppen. Ihr Einmarsch am 4. Novem- 
ber machte diesem Spuk ein Ende und hat viele tausend Men- 
schen vor Folter und Tod bewahrt. 


Die stärkeren Bataillone 


Lösen wir uns für einen Moment vom Geschehen in Ungarn, und 
erinnern wir uns wieder der Europakonferenz am Jahresende 
1955. Der USA-Imperialismus war auch mit seinem militanten An- 
tisowjetismus bis 1955 an Grenzen gestoßen, die ihn hinderten, 
sein Feindbild unbeschadet ins zweite Nachkriegsjahrzehnt hin- 
überzuretten. Zahlreiche internationale Aktivitäten der UdSSR 
bewirkten einen Vertrauenszuwachs und dezimierten die The- 
menliste antisowjetischer Hetze erheblich. 

Zu Beginn des Jahres 1955 beendete die UdSSR den Kriegszu- 
stand mit Deutschland; im Sommer kam der Staatsvertrag mit 
Österreich zustande, der die Neutralität Österreichs besiegelte 
und das Ende der Besatzung bedeutete; ein paar Wochen später 
besucht eine sowjetische Regierungsdelegation nach Jahren das 
erstemal Jugoslawien und stellt wieder normale Beziehungen 
her; im September nahmen die UdSSR und die BRD diplomati- 
sche Beziehungen auf, und die DDR schloß mit der Sowjetunion 
einen Staatsvertrag über ihre künftigen gegenseitigen Beziehun- 
gen ab. 

Aus diesen Ereignissen konnte die imperialistische Politik nicht 
viel Kapital schlagen, um dem Antisowjetismus neue Nahrung zu 
geben. Ein Anlaß wurde gesucht, die alte Hetze gegen die 
UdSSR wieder voll aufleben zu lassen. Ungarn 1956 bot ihn, als 
sowjetische Truppen dem sozialistischen Staat gegen Mord- und 
Terrorbanden der Konterrevolution Beistand leisteten, um den sie 
Regierung und Arbeiterpartei Ungarns gebeten hatten. Über 
Nacht feierte der Antisowjetismus neue Orgien der Hetze, Ver- 
leumdungen und Niederträchtigkeiten. Die gesamte Journaille 
der westlichen Welt stieg folgsam darauf ein. 

„Der Freiheitswille eines ganzen Volkes wurde unter den Ket- 
ten fremder Panzer zermalmt. 

Buben und Mädchen wurden beim Einkaufen von russischen 
Salven hingemäht. 

Fauen und Kinder zusammengetrieben, sind an die Wand ge- 
stellt und durch Maschinengewehrsalven niedergemacht worden. 
Über 160.000 Ungarn, meist Jugendliche, wurden in die UdSSR 
verschleppt. 
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Aufräumungsarbeiten in den Straßen von Budapest nach dem Sieg über 
die Konterrevolution 


Der ungarische Freiheitskampf ist von der Roten Armee in ei- 
nem Meer von Blut niedergeschlagen worden." 

In großer Aufmachung gab es triumphierende Meldungen, daß 
Denkmäler sowjetischer Menschen geschändet wurden, sowijeti- 
sche Bücher auf Scheiterhaufen verbrannt und Automobile 
sowjetischer Marken beschossen wurden, unabhängig davon, 
wer darin saß. 

Der gesamte Chor der Meinungsmacher in kapitalistischen 
Staaten brach den Stab über Kädärs Regierung, „die angesichts 
des unerwartet erfolgten großangelegten und organisierten be- 
waffneten feindlichen Angriffes, in Anbetracht der Handlungsun- 
fähigkeit des Verteidigungsministeriums und des Verrates einiger 
hoher Armee- und Polizeioffiziere, auch eine eventuelle imperiali- 
stische militärische Einmischung in Rechnung stellend, die in Un- 
garn stationierten Sowjettruppen um Hilfe ersuchte". 

Noch intensiver, noch gehässiger, noch böser attackierten 
Politiker imperialistischer Länder die UdSSR, weil sie diesem Hil- 
feruf gefolgt war. Hätte die Sowjetunion denn nicht helfen sollen, 
dem weißen Terror in den Arm zu fallen und die Errungenschaf- 
ten des Sozialismus in Ungarn zu bewahren? 
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Hätte sie es nicht getan, wäre Ungarn in die Hände einer offen 
reaktionären Regierung gefallen, und die Kriegsgefahr für Eu- 
ropa, direkt an der Grenze zur UdSSR, wäre ins unermeßliche ge- 
stiegen. 

Durch den Mund des USA-Spionagechefs Allen Dulles gaben 
die Angreifer Öffentlich zu: „Von den ungarischen Ereignissen ha- 
ben wir vorher gewußt". Ein Sprecher des USA-Präsidenten er- 
klärte: „Amerika erwartet eine Regierung mit eiserner Hand, die 
in der Lage ist, von Grund auf mit dem kommunistischen System 
zu brechen, den Staatsapparat zu säubern und Ungarn ins westli- 
che Lager zurückzuführen." 

Die Verteidiger hatten letztendlich die stärkeren Bataillone: Un- 
garn war, ist und bleibt ein wichtiges Glied der sozialistischen Ge- 
meinschaft. Dulles Planung ging für 1956 in Europa nicht auf. 
Auch in den Jahren danach ging dem Sozialismus kein Quadrat- 
meter Boden verloren. 


Operation in der Karibik 


Im Jahr 1975 leitet USA-Senator Frank Church einen Untersu- 
chungsausschuß. Es geht um Verbrechen der CIA. Mitglieder des 
Ausschusses erfahren während ihrer Ermittlungen, daß Präsiden- 
ten der USA Mordpläne gutgeheißen haben. Und sie hören von 
einer Abteilung für „Geheime Operationen". Richard Bisseil, der 
Leiter dieser Dienststelle, auf dessen Lohnliste der Mafiaboß Chi- 
cagos, Sam Giancana, und sein Stellvertreter in Los Angeles, 
Johny Roselli stehen, erklärt vor dem Ausschuß: „Die Abteilung 
war nicht nur dafür ausgerüstet, Menschen zu beseitigen. Sie 
sollte auch Menschen unglaubwürdig machen oder abschieben, 
aber sie natürlich eventuell auch umbringen." Die Menschen, 
über die hier kaltschnäuzig geredet wurde, waren nicht irgend- 
welche Bürger der USA, die, gleich aus welchen Gründen, zu un- 
liebsamen Zeitgenossen zählten, sie waren gekrönte und unge- 
krönte Staatsoberhäupter anderer Länder, die der Präsident der 
USA einfach zum Tode verurteilte. 

Greifen wie ein Beispiel heraus: Vier Präsidenten der USA - 
Eisenhower, Kennedy, Johnson und Nixon - gaben in ihrer Re- 
gierungszeit die Anweisung, den kubanischen Ministerpräsiden- 
ten Fidel Castro zu ermorden. 

Die Details der Mordpläne scheinen Frankensteins Labor oder 
Dr. Mabuses Wahnvorstellungen entlehnt zu sein. 
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Anfangs wollte man es mit einer vergifteten Havannazigarre 
versuchen. Später besprühten Agenten ein Fernsehstudio, in 
dem Fidel Castro sprechen sollte, mit einer chemischen Lösung. 
Tabletten wurden präpariert, Speisen und Getränke vergiftet, die 
man in Castros Nähe zu bringen hoffte. Auch ein Gewehr großer 
Reichweite mit starkem Teleobjektiv stand für die Mörder bereit. 
Ein Kugelschreiber sollte Castro zugespielt werden, der unsicht- 
bar eine vergiftete Nadel enthielt. Eine exotisch aussehende Mu- 
schel wollte man mit Sprengstoff füllen und in der Zone des Mee- 
res auslegen, wo Fidel Castro oft tauchte. Taucheranzug und 
Tauchgerät präparierte man mit Erregern furchtbarer Krankheiten. 


Eine Dokumentation schildert insgesamt vierundzwanzig Ver- 
suche des USA-Geheimdienstes, Fidel Castro und andere ku- 
banische Politiker zu ermorden. 


Präsident Eisenhower wollte Castro noch vor der Invasion in 
der Schweinebucht beseitigen lassen, weil er hoffte, Kuba wäre 
dann sofort sturmreif. Präsident Kennedy wies 1962 den Divi- 
sionsgeneral Edward Landsdale an, Pläne zur Beseitigung 
Castros zu entwickeln und dabei „alle Mittel zu benutzen, ein- 
schließlich seiner Ermordung". Präsident Johnson verhielt sich 
besonders scheinheilig. Als er von den Plänen seiner Vorgänger 
erfuhr, sagte er zu seinem Mitarbeiter Leo Janos: „Auf den karibi- 
schen Inseln haben wir ja eine verdammte ‚Mörder GmbH' im 
Einsatz gehabt." Das hielt ihn jedoch nicht davon ab, gleiches zu 
tun. Im März 1966 gibt die kubanische Regierung die Verhaftung 
von Agenten bekannt, die nach einem von der CIA in Paris und 
Madrid vorbereiteten Plan den Mord an Castro ausführen sollten. 
Präsident Nixon trägt die Verantwortung für den zuletzt bekannt 
gewordenen Mordanschlag auf Castro im Jahr 1971. Der Attentä- 
ter hatte sich als venezolanischer Journalist ausgegeben und 
wollte in Chile - Castro hielt sich dort zu Besuch auf - mit einer 
in eine Fernsehkamera eingebauten Schußwaffe den Mord aus- 
führen. 

Ganz gewiß besaß Fidel Castro keinen Schutzengel, der ihn alle 
Anschläge überleben ließ. Die Regierung Kubas wußte, mit wel- 
chem Gegner sie es zu tun hatte und traf entsprechende Ent- 
scheidungen, um solche Unternehmen zu vereiteln. Einfach kann 
das nicht gewesen sein. Denn was sind die Kriminalstorys von 
Wallace, Simenon oder Chandler gegen das Potential krimineller 
Energie in der Führungsclique der USA? Warum war gerade Fidel 
Castro so oft zur Zielscheibe des USA-Imperialismus geworden? 

Fidel Castro ist Kuba, und Kuba birgt auf dem amerikanischen 
Kontinent für die Großaktionäre der USA viele Gefahren. 

Der Publizist David Horowitz schrieb: 
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1959 zog die Befreiungsarmee unter Führung von Fidel Castro in Havanna 
ein. Die Batista-Diktatur war gestürzt. 


„Kubas Drohung lag in seiner Rolle als Musterbeispiel für einen 
Kontinent, der durch die bestehende gesellschaftlich-ökonomi- 
sche Machtstruktur, in der die einflußreichen USA die Hauptrolle 
spielten, im Teufelskreis von Armut und Elend gefangen war. (Es 
muß außerdem beiläufig erwähnt werden, daß die Drohung Ku- 
bas nicht, wie man vermutete, eine Drohung gegen ‚Lateiname- 
rika' darstellte und nach Sachlage der Dinge auch gar nicht hätte 
darstellen können, sondern gegen diese Machtstruktur und jene 
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Klassen gerichtet war, die von ihr profitierten.) Wie von der ‚New 
York Times' offen zugegeben wurde, war es bereits die Präsenz 
der kubanischen Regierung, ihr bloßes Weiterbestehen, das das 
herrschende Machtgefüge in Frage gestellt, die Lebensbedingun- 
gen der Massen Kuba verändert und dadurch all jene zuversicht- 
lich gemacht hatte, die sich um eine Veränderung des Status quo 
auf dem gesamten Kontinent bemühten (denn das Gefühl der 
Hoffnungslosigkeit ist stets die stärkste Stütze bestehender Un- 
gerechtigkeit); all das hatte Kuba zu einer so furchtbaren Bedro- 
hung werden lassen." 


Halbkolonie der USA 


Kuba liegt knapp 150 Kilometer vor der USA-Küste. Für die Mili- 
tärs der Vereinigten Staaten ist diese Lage ein Jahrhundert lang 
strategisch interessant. Die Neutralisierung, besser noch der Be- 
sitz Kubas, betrachteten deshalb die USA stets als dringend für 
ihre militärische Sicherheit. Darum dachte man in Washington 
schon jahrzehntelang daran, aus Kuba einfach einen Bundesstaat 
der Vereinigten Staaten zu machen. Der ehemalige Gesandte der 
USA in Kuba, Earl Smith, erklärte vor einem Senatsausschuß am 
30. August 1960: „Bis zur Zeit Castros war der amerikanische Ge- 
sandte der zweitmächtigste Mann in Kuba, manchmal sogar 
wichtiger als der Präsident." Hier ist dem Expräsidenten Kubas 
sehr geschmeichelt worden, denn Kuba gehörte nicht den Kuba- 
nern, es war zur Halbkolonie degeneriert und entsprechend war 
auch die Rolle seines Präsidenten. Als wichtiger wirtschaftlicher 
Stützpunkt für große USA-Gesellschaften gehörte die Insel de- 
nen, die fast alles auf ihr gekauft hatten. Bis zum Beginn der Re- 
volution auf Kuba investierten die USA-Monopole rund eine Mil- 
liarde Dollar. Damit kontrollierten sie 90 Prozent der Stromerzeu- 
gung und die Förderung von Nickel, Kobalt, Eisenerz und anderen 
Bodenschätzen. Sie besaßen die 36 größten Zuckerfabriken und 
kontrollierten damit 40 Prozent der gesamten Zuckerproduktion. 
Ihnen gehörten die Ölraffinerien, die Hälfte der Staatsbahn und 
ein Viertel aller Bankeinlagen. Fast alle kubanischen Versor- 
gungsbetriebe waren in US-amerikanischem Besitz und außer- 
dem 90 Prozent aller Viehfarmen sowie fast 2 Millionen Hektar 
fruchtbarster Ländereien, das heißt ein Viertel der gesamten 
landwirtschaftlichen Nutzfläche. Allein der United Fruit Company 
gehörten 375 000 Hektar. Man kann sich gut vorstellen, wie die 
USA auf die Bodenreform Kubas 1959 reagierten. In der Folge 
gingen sie der übrigen Objekte verlustig, mit denen sie das Volk 
von Kuba lange genug ausgebeutet und unterdrückt hatten. Wut 
und Haß der Enteigneten wuchsen grenzenlos. 
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Operation „Pluto" gescheitert 


Die Rebellen um Fidel Castro hatten kaum die Batista-Diktatur 
gestürzt und noch gar keine Gelegenheit gehabt, ihre sozialisti- 
schen Ideen und Ideale öffentlich kundzutun, da beeilte sich Vize- 
präsident Nixon schon, Präsident Eisenhower eine Invasion auf 
Kuba vorzuschlagen. Die Furcht vor Kommunismus und vor sozia- 
len Reformen, die ein „ungünstiges Klima" für USA-Investitionen 
schaffen würden, gab den Ausschlag. 


Im März 1960 bewilligte Eisenhower den Invasionsplan und be- 
auftragte die CIA, aus kubanischen Flüchtlingen eine Streit- 
macht zu organisieren, die militärisch ausgebildet und von den 
USA bewaffnet, die neue Ordnung auf Kuba wieder beseitigen 
soll. 


Inzwischen leiten die USA den Wirtschaftskrieg gegen Kuba 
ein. Sie hoffen, allein schon durch Hunger und ein wirtschaftli- 
ches Chaos die Kraft der Revolutionäre zu lähmen und die Bevöl- 
kerung gegen sie aufzubringen. Im Mai 1960 streicht die USA 
Kuba die Wirtschaftshilfe - jährlich ungefähr 200 Millionen Dol- 
lar. Als die Regierung Castro die amerikanischen Hotels und alle 
Ölgesellschaften enteignet, stoppen die USA die Zuckereinfuhr 
aus Kuba und leiten ein Handelsembargo und den Boykott ein. 
Der historisch gewachsene Warenfluß — Zucker aus Kuba gegen 
Öl aus den USA - ist damit versiegt; für Kuba treten existentielle 
Probleme auf. Gleichzeitig isolieren die USA, wenn auch nur zeit- 
weili, Kuba von den lateinamerikanischen Staaten. Einzig die 
Sowjetunion ist zu helfen in der Lage und dafür auch bereit; sie 
schickt Kuba das dringend benötigte Öl und nimmt dafür den ku- 
banischen Zucker ab. Die Absichten der USA auf ökonomischem 
Gebiet sind damit paralysiert. 

Die Eisenhower-Administration setzt nun alles auf die militäri- 
sche Karte. Vizepräsident Nixon erklärt im Oktober 1960: „Das 
kommunistische Regime in Kuba ist ein unerträgliches Krebsge- 
schwür geworden", und nun sei „die Zeit gekommen, wo Geduld 
nicht länger eine Tugend ist". Im Januar 1961 brechen die USA 
die diplomatischen Beziehungen zu Kuba ab. Für eine militärische 
Aktion sehen die USA keine Hindernisse mehr. 

Der neue Präsident, John F. Kennedy, 1961 kaum in sein Amt 
eingeführt, billigt die Aggressionspläne seines Vorgängers gegen 
Kuba und gibt für sie im April 1961 grünes Licht. 

In der Nacht vom 16. zum 17. April beginnt nach einem Luftan- 
griff auf Havanna und Santiago die Invasion gegen Kuba an vier 
Stellen der kubanischen Küste. Es landen etwa 5000 Söldner in 
amerikanischer Uniform mit amerikanischen Waffen. Amerikaner 


188 


hatten sie ausgebildet und sie mit amerikanischen Schiffen und 
Truppentransportern auf Kuba abgesetzt. Auch wenn die Mehr- 
heit der Söldner Exilkubaner waren, es blieb eine US-amerikani- 
sche Invasion mit dem Ziel: Sturz der Regierung Fidel Castros 
und Beseitigung der kubanischen Revolution. 

Der Einfall der Invasoren erfolgte konzentriert an einer abgele- 
genen und vom Lande her sehr schwer zugänglichen Stelle, in 


Öffentliche Vernehmung von Söldnern, die im Auftrag der USA in der 
Schweinebucht landeten 


der Schweinebucht. Die taktische Überlegung lautete: Wenn es 
gelänge, einen Brückenkopf auf Kuba zu schaffen und ihn auch 
ein paar Tage zu halten, dann könnte eine Gegenregierung vom 
kubanischen Territorium aus die USA um Hilfe bei der Eroberung 
von Kuba „bitten". Die dafür notwendigen USA-Truppen lagen 
schon in Lauerstellung. Sie warteten nur noch auf den vereinbar- 
ten Funkspruch. Der Einzug der Konterrevolution auf Kuba war in 
allen Details genau geplant worden. Später ist dieser streng ge- 
heime Plan als „Unternehmen Vierzig" bekannt geworden. Er ent- 
hielt unter anderem Mordlisten, auf denen auch viele Demokra- 
ten standen. Im Plan hieß es: „Im Durcheinander der Kämpfe 
könnten solche Tötungen unbemerkt bleiben und die Opfer als 
Kommunisten dargestellt werden." Es kam alles ganz anders! 


In 72 Stunden war der Spuk vorbei. Das revolutionäre Kuba 
machte kurzen Prozeß, tötete die Invasoren, nahm sie gefan- 
gen oder jagte sie ins Meer. 
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Noch im Januar 1961 hatte Kennedy diese Konterrevolutionäre 
in einem Ausbildungslager besucht. Mit einer kubanischen Fahne 
in der Hand sagte er damals: „Ich kann Ihnen versichern, daß 
diese Fahne an diese Brigade in einem freien Havanna zurückge- 
geben werden wird." Nun konnte er sich die Fahne an den Hut 
stecken. Kennedy wütete über diese Niederlage: „Ich werde die 
CIA in Stücke zerschlagen und in alle Winde verstreuen." Er über- 
legte sich dies sehr schnell und warf lediglich den CIA-Chef Allen 
Dulles hinaus. 

Die kubanischen Verteidiger nanmen 1100 Invasoren gefangen. 
Die Castro-Regierung enthüllte den sozialen Hintergrund dieser 
Exilkubaner öffentlich. Von 1000 stammten etwa 800 aus wohlha- 
benden Familien, ihnen gehörten 370.000 Hektar Grundbesitz, 
fast 10.000 Häuser, 70 Industriebetriebe, 10 Zuckerfabriken, 2 
Banken und 5 Bergwerke. 135 Gefangene hatten in der Armee Ba- 
tistas gedient, und 75 waren vorbestrafte Verbrecher. Der reaktio- 
näre bürgerliche Historiker Halle brachte darüber zu Papier: „Da 
man die Tatsache nicht aus der Welt schaffen konnte, daß die 
USA hinter diesem Abenteuer gestanden hatten, war dieses Er- 
gebnis für Washington eine politische Katastrophe." 

Später, viel später revidierten einige Berater Kennedys ihre da- 
malige Haltung. Dean Rusk, der damalige USA-Außenminister, 
schrieb: „Mein größter Fehler ist das ‚Unternehmen Schweine- 
bucht‘ gewesen." Auch der Exverteidigungsminister McNamara 
nannte im amerikanischen Fernsehen seinen damaligen Rat- 
schlag zur Invasion einen Fehler, der schwer auf seinem Gewis- 
sen laste. Nun sollte hier niemand moralische Skrupel vermuten. 
Wahrscheinlicher ist wohl, die Herren waren inzwischen zu der 
Einsicht gelangt, das Ganze hätte anders, besser gemacht wer- 
den müssen. 

Kennedy fehlte nach der Niederlage in der Schweinebucht 
noch jede realistische Einsicht. Ende April 1961 erklärte er: „Wir 
werden Kuba nicht den Kommunisten überlassen. Trotz der Rück- 
schläge, die die Sache der Freiheit in jüngster Zeit erlitten hat, ist 
das letzte Wort zu Kuba noch nicht gesprochen worden." Es war 
daraus zu entnehmen, daß die Krise um Kuba mit Riesenschritten 
einem neuen Höhepunkt entgegentrieb. McNamara erinnerte 
sich später: „Zur Zeit der Schweinebuchtinvasion und danach wa- 
ren wir geradezu hysterisch, was Kuba anbetrifft." Auch der Ju- 
stizminister Robert Kennedy schwor seine Umgebung auf einen 
Konfrontationskurs ein. In einer Konferenz sagte er: 


„Der Sturz Castros hat für die Regierung der Vereinigten Staa- 
ten absoluten Vorrang, alles andere ist dagegen zweitrangig. 
Es soll weder an Zeit, Geld noch an dem Einsatz von Men- 
schen gespart werden." 
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Das Kapitalblatt in der BRD, die „Deutsche Wirtschaftszei- 
tung", Köln, vermutete damals als Grund für diesen krankhaften 
Eifer der USA-Regierung, daß sie von der Einsicht getrieben 
werde, gegen den Sozialismus nirgendwo in der Welt noch Ernst- 
haftes ausrichten zu können, und sie deshalb daran festhalten 
wolle, wenigstens vor der eigenen Haustür dem Sozialismus zu 
widerstehen, ihm keine Chance zu geben. 


Kriegsstimmung angeheizt 


Im April 1961 erreicht Präsident Kennedy eine dringende Bot- 
schaft des sowjetischen Ministerpräsidenten Chruschtschow. 
Einige Sätze daraus lauten: 

„Was die Sowjetunion betrifft, so sollte es keine Irrtümer hin- 
sichtlich unseres Standpunktes geben. Wir werden dem kubani- 
schen Volk und seiner Regierung alle erforderliche Hilfe in der 
Abweisung des bewaffneten Überfalls auf Kuba erweisen. Wir 
sind aufrichtig an internationaler Entspannung interessiert. Wenn 
sich aber andere auf eine Verschärfung einlassen, werden wir ih- 
nen im gleichen Maße antworten ... 

Die Sowjetunion wendet sich zu diesem entscheidenden 
Zeitpunkt mit der Aufforderung an die Regierung der USA, MaßR- 
nahmen zur Einstellung der Aggression gegen Kuba zu ergreifen. 
Die Einmischung in die inneren Angelegenheiten Kubas und der 
Schutz und die Hilfe für die konterrevolutionären Banden müßten 
unverzüglich unterbunden werden." 

Kennedey und seine aggressiven Ratgeber blieben unbelehr- 
bar. Es ergeht im Oktober 1961 die geheime Weisung an die Ver- 
einigten Stabschefs, einen Invasionsplan für Kuba auszuarbeiten. 
Ein paar Monate später bieten die USA auf der Konferenz der 21 
Außenminister von Ländern der Organisation Amerikanischer 
Staaten alles auf, um die Verurteilung Kubas zu erreichen. Ein Re- 
porter der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" berichtete: „Nur nach 
hartem Ringen mit mehreren zögernden Staaten gelingt es den 
USA, eine Zweidrittelmehrheit für eine Empfehlung zum Aus- 
schluß Kubas aus der OAS zusammenzubringen." Als das er- 
reicht ist, glaubt man Kuba gänzlich isoliert zu haben. Die Inva- 
sionsvorbereitungen provozieren im Herbst 1962 eine internatio- 
nale Krise, die als die ernsteste und gefährlichste seit Menschen- 
gedenken gilt, weil sie nahe bis an den Ausbruch eines atomar 
geführten Weltkrieges eskalierte. 

Anfang September hatte der kubanische Industrieminister Er- 
nesto „Che" Guevara die UdSSR besucht. Im Abschlußdokument 
heißt es: „Die Sowjetunion hat sich auf Ersuchen Kubas bereit er- 
klärt, Kuba im Zusammenhang mit der Bedrohung durch aggres- 
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ud Pk 


Angehörige der revolutionären kubanischen Streitkräfte besiegten die 
Konterrevolution. 


sive imperialistische Elemente mit Waffen zu beliefern und tech- 
nische Spezialisten zur Ausbildung der kubanischen Streitkräfte 
zu entsenden." Bei den modernen Waffen für Kuba handelte es 
sich um Raketen mittlerer Reichweite und Bombenflugzeuge vom 
Typ IL-28. Um alle Mißverständnisse auszuräumen, hatte die Re- 
gierung der UdSSR TASS ermächtigt, zu erklären, „daß die So- 
wjetunion es nicht nötig hat, ihr zur Verfügung stehende Mittel 
für die Abwehr einer Aggression oder für einen Gegenschlag in ir- 
gendein anderes Land, zum Beispiel auf Kuba, zu verlagern. Die 
Sowjetunion hat die Möglichkeit, von ihrem Territorium aus je- 
dem friedliiebenden Staat Hilfe zu erweisen... Wenn ein solcher 
Überfall stattfindet, dann wird das der Beginn der Entfesselung 
eines Krieges sein... Wenn normale diplomatische und kommer- 
zielle Beziehungen zwischen den USA und Kuba hergestellt wür- 
den, so entfiele für Kuba die Notwendigkeit, seine Verteidigungs- 
fähigkeit, seine Streitkräfte zu stärken. Dann drohte ja niemand 
Kuba mit Krieg oder anderen aggressiven Akten, und die Lage 
würde normal." 


Statt dem realen Kräfteverhältnis zwischen Sozialismus und 
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dem hysterischen Geschrei kalter Krieger nach und provoziert 
antisowjetische und antikommunistische Ausfälle, die eine 
Kriegs- und Krisenstimmung weiter anheizen. 


Präsident Kennedy fordert und erhält vom Kongreß die Er- 
mächtigung, 150.000 Reservisten der amerikanischen Streitkräfte 
zum aktiven Dienst einzuberufen. Auch der Senat steht dem nicht 
nach und billigt eine Resolution, die Kennedy ermächtigt, Waf- 
fengewalt gegen Kuba anzuwenden. Ein Journalist des „Telegraf" 
schrieb darüber: „Die Forderungen, die zahlreiche Politik und 
Leitartikler in der Öffentlichkeit erheben, reichen von dem Verlan- 
gen nach einer Invasion Kubas über die Forderung nach einer 
Luft- und Seeblockade bis zu dem Wunsch auf Anerkennung ei- 
ner kubanischen Exilregierung. Ihr gemeinsamer Tenor ist: Han- 
deln, handeln, handeln." 

Dieses Drängen nach Konterrevolution in Kuba erklärten Poli- 
tiker auch damit, daß sie, schon fast drei Jahre vergeblich darauf 
gewartet hätten, daß die Castro-Regierung die Insel wirtschaft- 
lich zugrunde richte und sie sich damit selbst erledigen würde. 
Sie begriffen nun, daß ihre Hoffnung weit an der Wirklichkeit vor- 
beiging. Der Alternative friedlicher Koexistenz wollten sie nicht 
folgen; sie setzten auf Krieg. Die Militärs in Washington hatten 
ausgerechnet: mindestens 25.000 USA-Soldaten würden bei der 
Invasion Kubas fallen, und Kennedy wollte für diesen Preis auch 
geradestehen. Wieviel Kubaner ihr Leben verloren hätten, rech- 
nete niemand aus. 

„Neues Deutschland" schrieb am 26.5.1963 darüber: 

„Als die amerikanischen aggressiven Kreise die bewaffnete In- 
vasion Kubas vorbereiteten, rechneten sie damit, daß die Sowjet- 
union und die anderen sozialistischen Länder außerstande sein 
würden, der Republik Kuba wirksam Hilfe zu erweisen. Die Impe- 
rialisten waren der Ansicht, daß es ihnen die räumliche Entfer- 
nung Kubas von den sozialistischen Ländern gestatten wird, 
unter Ausnutzung ihrer erdrückenden militärischen Überlegen- 
heit in diesem Raum das kubanische Volk zu überfallen und seine 
revolutionären Errungenschaften zu liquidieren." 

Offensichtlich förderte auch die Mitteilung der UdSSR, dem 
Volk Kubas Schutz und Hilfe zu gewähren, die Einsicht in die be- 
grenzten Möglichkeiten des USA-Imperialismus noch nicht aus- 
reichend. 

In dieser Situation besucht der UdSSR-Außenminister Gro- 
myko den USA-Präsidenten Kennedy. Er läßt ihn wissen, daß der 
sowjetische Ministerpräsident Chruschtschow die Absicht habe, 
in Kürze die Vereinten Nationen in New York aufzusuchen und bei 
dieser Gelegenheit auch den Präsidenten sprechen wolle. Lange, 
bis in die Nacht hinein, wird daraufhin im Weißen Haus beraten, 
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wie man sich jetzt verhalten solle. Die Kriegspartei setzt sich 
durch: Washington will nicht verhandeln, es will schießen lassen. 
Die sowjetischen Verteidigungswaffen auf Kuba müssen nun als 
Vorwand für diese aggressive Politik herhalten. Mehr als 40 000 
Mariner werden in Florida und Umgebung zusammengezogen. 
Als Tarnung spricht man von großen Manövern. Auf Kuba stehen 
im USA-Stützpunkt Guantanamo 5000 Soldaten, und mehrere an- 
dere Divisionen befinden sich an der USA-Küste in Bereitschaft. 

Diese Maßnahmen wurden angeordnet, lange bevor die karibi- 
sche Krise ausbrach. 

Nachdem Kennedy von der CIA erfahren hatte, auf Kuba ent- 
stehen Raketenabschußrampen, ließ er erst mehr als eine Woche 
vergehen, ehe er damit an die Öffentlichkeit trat. Warum zögerte 
er so lange? Die Führer der USA wußten, daß auch sowjetische 
Raketen in unmittelbarer Nähe ihrer Landesgrenzen nichts am 
strategischen Gleichgewicht zwischen der USA und der UdSSR 
änderten. Sie wollten das aber nicht offen zugeben. 

Als man sich im Weißen Haus darauf einigte, trotzdem über 
eine Bedrohung des Friedens und der Sicherheit ganz Amerikas 
lautstark zu lamentieren, gab Robert Kennedy, Justizminister und 
Bruder des Präsidenten, doch zu bedenken, daß schließlich die 
Sowjetunion selbst von einem Ring amerikanischer Raketen um- 
geben sei. Auch der stellvertretende Verteidigungsminister Ros- 
well Gilpatric glaubte nicht, „daß wir (die USA - H. S.) durch die 
Macht der Sowjetunion nach der Raketenaufstellung stärker be- 
droht waren als zuvor". Diese internen Auseinandersetzungen be- 
wiesen, das Kriegskonzept gegen Kuba war durcheinandergera- 
ten. 


Gingen die zur Intervention bereiten Kräfte bisher davon aus, 
das kleine Kuba sei ein leichter Happen für die USA, so erwies 
es sich jetzt als unverdaulicher Brocken. 


Wie konnten sich die USA um dieses Eingeständnis drücken 
und gleichzeitig die Invasionsvorbereitungen fortsetzen? Sie ent- 
schieden sich für die Flucht nach vorn und stürzten die Vereinig- 
ten Staaten damit in einen Taumel von Angst, Aggressivität, Anti- 
sowjetismus und Kriegsbereitschaft. Es sollte auch weltweit ver- 
deckt werden, daß die plötzliche militärische Stärke Kubas ei- 
gentlich nur die politische Stärke des Sozialismus symbolisierte, 
und das auch auf dem amerikanischen Kontinent. Über diese Ein- 
sichten im Weißen Haus waren acht Tage vergangen. 

Nun hieß es Öffentlich, erst die Stationierung sowjetischer Ra- 
keten habe die Gefahr einer Invasion gegen Kuba heraufbe- 
schworen. Von Atomwaffen auf Kuba wurde gefaselt und von ei- 
nem Überfall Kubas auf die USA. Die amerikanische Nation 
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wurde wider besseres Wissen von keinem geringeren als dem 
USA-Justizminister darauf aufmerksam gemacht, daß „wir (die 
USA - H. S.) damit rechnen müssen, daß wenige Minuten nach 
ihrem Abschuß 80 Millionen Amerikaner den Tod finden würden". 
Namen amerikanischer Städte wurden genannt, deren Vernich- 
tung angeblich kurz bevorstand. Die daraus entstehende Hysterie 
förderte die Kriegsbereitschaft der USA-Bevölkerung. Binnen we- 
niger Tage stürzten die Kräfte, die auf Krieg gesetzt hatten, die 
Welt in eine nie dagewesene Krise. 

Jahre später antwortete Fidel Castro auf Journalistenfragen. Er 
erläuterte, daß die Kubaner ausführlich mit der Sowjetregierung 
darüber beraten hätten, wie man eine Invasion verhindern könne. 
Auf die Frage, was die UdSSR tun solle, hatte Castro geantwor- 
tet: „So handeln, daß die USA wüßten, ein Angriff auf Kuba 
würde einem Angriff auf die Sowjetunion gleichkommen. Die so- 
wjetischen Genossen sagten, daß sie in zweifacher Hinsicht be- 
sorgt waren: es ging um die Rettung der kubanischen Revolution 
und um die Vermeidung eines Weltkrieges. Die Sowjetunion be- 
fand sich vor der Wahl: Ein absolut unvermeidbarer Krieg (infolge 
ihrer Verpflichtungen und ihrer Stellung in der sozialistischen 
Welt), wenn die kubanische Revolution angegriffen wird, oder 
nur das Risiko eines Krieges, falls die USA vor den Raketen nicht 
zurückweichen, und sich weigern, auf die Zerstörung Kubas zu 
verzichten. Die Sowjetunion hat die sozialistische Brüderlichkeit 
und das Risiko gewählt." 


Am Rande des Abgrunds 


Die furchteinflößende Propaganda nach Entdecken der AbschußR- 
rampen auf Kuba war nur die eine Seite der Reaktion der 
Kennedy-Administration. Am 22. Oktober tagte der Nationale Si- 
cherheitsrat. Im Verlauf der Debatten gaben seine Mitglieder 
sehr widersprüchliche Empfehlungen an den Präsidenten. Die Mi- 
litärs drängten einmütig zu einer schnellen kriegerischen Aktion. 
Mit 500 Einsätzen ihrer Luftwaffe sollten alle militärischen Ziele 
auf Kuba zerstört werden. Eine Invasion mit 2000 Flugzeugen und 
250 000 Mann sollte danach erfolgen. Die Seekriegsflotte der 
USA lag zu dieser Zeit schon mit Hunderten Schiffen vor Kubas 
Küste und erwartete den Einsatzbefehl. Von Tag zu Tag schloß 
sich der Blockadering mittels Schiffen und Flugzeugen um Kuba 
immer dichter und enger, so daß die Überleitung zu einer Inva- 
sion sofort möglich wurde. An alles war gedacht worden; sogar 
fünf Millionen Flugblätter in spanischer Sprache lagen bereit. Die 
Kubaner sollten vorher erfahren, daß sie zu Opfern einer US-ame- 
rikanischen Aggression ausersehen waren. Kennedy wußte, die 
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USA verfügten über 40 000 nukleare Sprengköpfe, vergleichbar 
einer Sprengkraft von 30 Milliarden Tonnen TNT. Über 15 000 
strategische Bomber und andere Waffenträger konnten diese 
verderbenbringenden Mittel an jeden Punkt der Erde tragen. Ob 
er wollte oder nicht, er mußte die Militärs zügeln, die Gefahr un- 
überlegten Handelns muß ihm wohl in diesen Tagen bewußt ge- 
worden sein. Er entschied sich für eine Blockade Kubas, die er 
mit dem Begriff Quarantäne umschrieb. Schiffe mit Waffenla- 
dungen für Kuba wollte man nicht durchlassen. In einer Rede an 
die amerikanische Nation sprach Kennedy auch den Satz aus: 
„Der Kurs, den wir jetzt gewählt haben, ist voller Risiken." Das 
entsprach den Tatsachen, Wie die UdSSR darauf reagierte, be- 
richtete A. Gromyko später: 

„Die sowjetische Regierung traf alle notwendigen Maßnah- 
men, damit die UdSSR nicht überrascht werden konnte und in 
der Lage war, dem Aggressor eine vernichtende Abfuhr zu ertei- 
len. Zum Beispiel wurde bei den strategischen Raketentruppen, 
bei den Truppen der Luftverteidigung und in der U-Boot-Flotte 
die Entlassung der älteren Jahrgänge verschoben und für alle An- 
gehörigen dieser Truppen Urlaubssperre erklärt. Das Oberkom- 
mando der Vereinten Streitkräfte der Länder des Warschauer 
Vertrages traf eine Reihe von Maßnahmen, um die Gefechtsbe- 
reitschaft der Truppen und Flotten zu erhöhen." 

Auch Kuba verkündete die totale Mobilmachung und bean- 
tragte zugleich wegen Gefährdung des Friedens durch die USA 
eine Sitzung des UN-Sicherheitsrates. 

Präsident Kennedy erhielt einen Brief des sowjetischen Mini- 
sterpräsidenten, in dem die USA-Führung dringend zur Beson- 
nenheit gemahnt wurde. 

Durch Vermittlung des UN-Generalsekretärs ist die UdSSR zur 
Einstellung ihrer Waffenlieferungen an Kuba bereit, wenn die 
USA die Blockade Kubas aufheben. 


Auf dem Höhepunkt der Krise schlägt die UdSSR vor, die Ra- 
keten aus Kuba wieder abzutransportieren, wenn die USA sich 
bereit erklären, die Unantastbarkeit der Grenzen Kubas zu ach- 
ten und sich verpflichten, keine Aggression gegen Kuba zu 
unternehmen. Kennedy akzeptiert dieses Angebot und würdigt 
die Haltung der UdSSR. 


Noch einmal die Gedanken von A. Gromyko zu der damaligen 
Situation: „Der einmal aus der Flasche herausgelassene böse 
Geist der nuklearen Konfrontation war jedoch nicht so leicht wie- 
der in die Flasche zurückzutreiben. Das Pentagon und die CIA 
heizten die Spannung weiter an. Man kann sich daher unschwer 
vorstellen, in welcher gefährlichen Richtung sich die karibische 
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Krise entwickelt hätte, falls die Sowjetunion nicht so klug und be- 
sonnen vorgegangen wäre." 

Die USA-Regierung wollte mit ihrer militärischen Machtentfal- 
tung unbedingt demonstrieren, daß sie nicht nur zu einem Angriff 
auf Kuba bereit sei, sondern sich auch nicht scheue, einen Kern- 
waffenkrieg gegen die UdSSR zu riskieren. Den Abenteurern die- 
ser Krise war bald der Weg dahin versperrt worden. Trotzdem: 
Zehn Tage lang hat diese Gefahr die ganze Welt in Atem gehal- 
ten. Buchstäblich in letzter Sekunde siegte die Vernunft. Hätte 
Kennedy seinen militanten Beratern nachgegeben, wäre die Kata- 
strophe nicht mehr aufzuhalten gewesen. So ist auch verhindert 
worden, daß Kuba das gleiche Schicksal wie Guatemala ereilte, 
der Export der Konterrevolution wurde vereitelt. Zwar räsonierte 
Kennedy noch, „Kuba ist ein Knochen, der uns im Halse stecken- 
geblieben ist", aber die friedliche Lösung der Krise im karibischen 
Raum brachte doch neue Dimensionen in die internationale 
Politik. Der britische „The Observer" schrieb damals durchaus 
realistisch, die USA müßten jetzt möglicherweise ihr Verlangen 
aufgeben, „den kalten Krieg zu gewinnen und den Kommunismus 
zu schlagen. Die Antwort darauf ist: Wir müssen lernen, wie man 
mit den Kommunisten lebt und nicht, wie man sie bekämpft." 

Die Lehren der Geschichte der karibischen Krise gelten bis auf 
den heutigen Tag. 


Dem Aggressor Grenzen gesetzt 


An einem Sonntag im Oktober, es war der 13. 10. 1958, begann 
am frühen Morgen überraschend eine Staatsaktion in der DDR, 
die binnen weniger Stunden Millionen Bürger auf die Beine 
brachte. Zuvor hatten bei leitenden Staats- und Parteifunktionä- 
ren schon in der Nacht die Telefone geläutet oder Boten an ihren 
Türen geklingelt. Sie sollten sich sofort in ihre Dienststellen bege- 
ben. Auch der Rundfunk wiederholte in kurzen Abständen über 
alle Sender: die Aktivisten der Partei und der gesellschaftlichen 
Organisationen und Mitarbeiter von Schulen sollten sich umge- 
hend in ihren Büros melden. Was war geschehen? 

In einer Blitzaktion von wenigen Stunden erfolgte in der ge- 
samten DDR ein Geldumtausch. Ohne jeden Nachteil konnten 
Bürger der DDR die seit 1948 gültigen Banknoten gegen neue 
Geldscheine Umtauschen. 

Die Überraschung für die Gegner der DDR war komplett. 
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Durch Währungsspekulationen von Westberlin aus versickerten 
Hunderte Millionen Mark der DDR in dunkle Kanäle von BRD und 
Westberlin und wurden zu Verbrechen gegen unseren Staat miß- 
braucht. Von einer Stunde zur anderen waren für sie Banknoten 
für über 600 Millionen Mark zu wertlosem Papier geworden. Das 
Geschrei der Verlierer war tags darauf riesengroß. Die Bürger der 
DDR hatten sich gewehrt, ihr Aufwand war nicht allein in Geld 
ausdrückbar. Es war auch kollektiver Widerstand gegen die Aus- 
plünderung über eine Kette von Wechselstellen, die in Westberlin 
längs der Grenze zur Hauptstadt Berlin Stellung bezogen hatten. 
Jahrelang münzte die kapitalistische Gesellschaft in der BRD und 
in Westberlin ihre ökonomische Stärke - Arbeitsproduktivität 
und Lebensstandard waren höher als in der DDR - in aggressive 
Handlungen und Haltungen gegen die DDR um. In den Jahren 
nach 1958 bis 1961 erfaßte diese Klassenauseinandersetzung an 
der offenen Grenze zu Westberlin alle Lebensbereiche der Werk- 
tätigen. Wofür strengen wir uns Tag für Tag an, fragten Arbeiter 
von Berliner Betrieben, wenn wir rund um die Uhr über die offene 
Grenze bestohlen und betrogen werden. Ordnung im eigenen 
Haus herzustellen war von vielen Werktätigen die eindringliche 
Forderung. 

Es lag um diese Zeit noch etwas anderes in der Luft. Die Ag- 
gressivität des deutschen Imperialismus nahm zum erstenmal 
nach seiner Niederlage von 1945 derart zu, daß die Partei- und 
Staatsführung der DDR alle Anstrengungen zu unternehmen 
hatte, mit höchster Aufmerksamkeit und dringend gebotenem 
Mißtrauen alle politischen Schritte und Absichten der BRD-Re- 
gierung über Monate genau zu verfolgen. Konstruktiv unterbrei- 
tete die DDR gleichzeitig Vorschläge, die der Entspannung der 
Lage und der gegenseitigen Verständigung dienen sollten. Diese 
Angebote erfuhren jedoch von seiten der BRD keine Beachtung. 
In den Memoiren des damaligen Botschafters der BRD in den 
USA, Wilhelm Grewe, finden wir eine Bestätigung für die Gefah- 
ren. Grewe berichtet zum Beispiel, wie sich Präsident Kennedy 
seit Ende 1960 dagegen sperrte, der gefährlichen Politik Adenau- 
ers und führender NATO-Strategen vorbehaltlos seinen Segen 
für ihre äußerst riskanten Unternehmungen zu erteilen. Grewe 
schreibt darüber, Kennedy persönlich habe für die Lage in Europa 
den politischen Status quo erhalten wollen, Adenauer hingegen 
wollte ihn verändern, und er hatte Helfer dafür in den USA, in der 
NATO und vor allem in der BRD. Grewes Rückblenden bestätigen 
im nachhinein sehr detailliert, was der DDR damals rechtzeitig 
bekannt geworden war: Die aggressivsten Kreise des Imperialis- 
mus drängten 1960/61 in Richtung Osteuropa, mochte der US- 
Präsident auch Manschetten haben bei diesem äußerst riskanten 
Abenteuer. Mit Adenauer als geübtem Provokateur vor Ort und 
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seinen Divisionen erschien Westberlin geradezu als ideales Ein- 
fallstor. Der Imperialismus hatte aus seinen Niederlagen von 1956 
die Lehren gezogen: statt Türen einzutreten, wollte er sie sich lie- 
ber von innen aufbrechen lassen. Für Frontalangriffe war er nicht 
mehr stärk genug. Staaten einzeln aus der sozialistischen Ge- 
meinschaft herauszulösen, hielt er nun für erfolgversprechender. 

Die Interessen des BRD-Imperialismus und die ihrer Klassen- 
kumpane aus den USA stimmten überein. Beide Gruppen wollten 
die Ergebnisse des zweiten Weltkriegs nicht akzeptieren. Bis da- 
hin entwickelte sich für die BRD-Führung fast alles wunschge- 
mäß. 1949 noch gezwungen, sich sehr zu bescheiden, woraus im 
Anpassungszwang die Erkenntnis Platz griff - „lieber das halbe 
Deutschland ganz als das ganze Deutschland halb" - sah sie 
zwölf Jahre später ihre strategische Lage optimistischer. Durch 
Wiederbewaffnung der BRD, ihren NATO-Beitritt und die Erneue- 
rung aller kapitalistischen Machtpositionen im Staat glaubten die 
Regierenden in Westdeutschland fest daran, nun sei in Europa 
das Kräfteverhältnis wieder verändert beziehungsweise veränder- 
bar und die alte Handlungsfähigkeit schon fast wiederhergestellt. 

Als zweitgrößter Industriestaat im kapitalistischen Lager sah 
man sich längst als wirtschaftlicher Riese, nur politisch war und 
blieb man als Restdeutschland ein Zwerg. Mit Gewalt schien sich 
dieser Widerspruch lösen zu lassen. Bereits 1953 rief Adenauer 
von einer Bonner Tribüne: „Wir sprechen immer, meine Freunde, 
von der Wiedervereinigung. Sollten wir nicht lieber sagen zur Be- 
freiung des Ostens. Das ist doch die Frage, um die es sich han- 
delt." 

Jahre später glaubte man die Mittel dafür in der Hand zu haben 
oder sie binnen kurzem zu erhalten. Der damalige Verteidigungs- 
minister schrieb 1960: „Wenn die jetzt von den USA bestätigten 
Pläne unserer weiteren Aufrüstung durchgeführt sein werden, 
dann wird Moskau im Jahr 1962 wieder in der Reichweite 
deutscher Waffen liegen." 

Dieses martialische Feldgeschrei an die Adresse der UdSSR 
zielte auf die Erpressung des DDR-Verbündeten. Es verfehlte je- 
doch die erhoffte Wirkung. Schließlich standen der Sowjetunion 
alle Mittel, auch die militärischen, zur Verfügung, um den Sozia- 
lismus in Europa zu schützen und zu verteidigen. Trotzdem heg- 
ten imperialistische Kreise die Hoffnung, die UdSSR zu überra- 
schen. Wenn sehr schnell gehandelt würde, könnten sie vielleicht 
die DDR doch herausbrechen, vorausgesetzt, sie würden deren 
Destabilisierung von außen und innen zugleich bewerkstelligen. 

Der Ablauf militärischer Aktionen schien zwischen 1960 und 
1961 perfekt organisiert: Sieben Divisionen der Bundeswehr stan- 
den bereit, laufende Kriegsübungen von NATO- und Bundeswehr- 
einheiten führten das Waffen- und Truppenpotential immer näher 
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Kampfgruppen sichern am 13. August 1961 die Staatsgrenze der DDR. 


und unmittelbarer an die Staatsgrenze der DDR heran, Alarm- 
pläne waren mehrfach geübt und erprobt worden, und auch die 
Vorgänge in Westberlin glaubte man fest im Griff zu haben. Es 
fehlte nur noch der aktuelle Anlaß, um Loszuschlagen. Vor- 
schläge und Empfehlungen existierten bis ins Detail. Die erfolg- 
versprechendste Variante, um Widerstände in der internationalen 
Öffentlichkeit gar nicht aufkommen zu lassen, sahen die Planer 
der Aggression darin, den Überfall auf die DDR als innerdeutsche 
Sache abzutun. Deshalb redete man von Befreiung oder von An- 
schluß. Dementsprechend mußte auch ein bevorstehender Zu- 
sammenbruch der DDR glaubhaft gemacht werden, der eine bür- 
gerkriegsähnliche Situation zur Folge hätte. Was dazu getan wer- 
den konnte, dafür entsprechende Fakten zu schaffen, tat man. 
Darin lag auch das wirklich Gefährliche der NATO-Politik dieser 
Wochen und Monate. Mit einer brisanten Kombination von militä- 
rischen, ideologischen und ökonomischen Mitteln wollte man an 
den Grenzen und innerhalb der DDR derart chaotische Zustände 
herbeiführen, daß deren schnelle Überwindung selbst durch eine 
Okkupation seitens der BRD eher Beruhigung als Aufregung in 
der Weltöffentlichkeit hätte hervorrufen können und dem Aggres- 
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sor am Ende noch Dankbarkeit entgegenzubringen gewesen 
wäre, einen Konfliktherd internationaler Politik endlich einge- 
dämmt zu haben. Mit riesigem Propagandaaufwand, Bestechung 
und Täuschung gelangte die BRD tatsächlich sehr nahe an diese 
erwünschte Rolle heran. 

Über viele Jahre hatte der kalte Krieg an der Grenze zur DDR, 
die zugleich auch Grenze zwischen Sozialismus und Kapitalismus 
ist, zahlreiche Probleme angestaut. In diesem Teil der Welt end- 
lich Ruhe und Sicherheit einziehen zu lassen war ein Bedürfnis, 
das die meisten Staaten in und außerhalb Europas im Interesse 
des Friedens für äußerst dringend erachteten. Der wirtschaftlich 
starken BRD stand die DDR inzwischen als Opfer eines politi- 
schen und Wirtschaftskrieges gegenüber, der an die Substanz 
ging. Zu den Disproportionen der Spaltung, die der Volkswirt- 
schaft unter vielen Opfern den schnellen Aufbau einer eigenen 
Grundstoffindustrie abverlange, kamen neue Diskrepanzen 
durch Embargos, Boykotte und Vertragsverletzungen seitens der 
BRD. Die Störanfälligkeit unserer Volkswirtschaft nahm zu, und 
auch die Erpreßbarkeit wuchs. Gleichzeitig stand aber die Füh- 
rung der DDR in der Pflicht, die Lebenslage der Werktätigen stän- 
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dig zu verbessern und das Volkseigentum zu schützen und zu 
mehren. In dieser prekären Situation setzte der Gegner gezielt 
und ganz intensiv auf die Abwerbung qualifizierter Arbeitskräfte 
und entwickelte sie zur Hauptform der Ausplünderung der DDR. 
Durch diesen Störfaktor, der sehr schmerzliche Folgen für die 
Bürger der DDR hatte, sollte der sozialistische Staat total ausblu- 
ten, bis er zu Gegenreaktionen nicht mehr in der Lage wäre. Dann 
wollte man zuschlagen; das Risiko eines Widerstands hielt man 
für minimal. Diese Rechnung geriet zur Fehlspekulation. 


Es standen plötzlich die Ergebnisse von zwölf Jahren DDR auf 
dem Spiel, und es sollten Grenzen angetastet und verschoben 
werden, ein Vorgang, der immer Krieg zur Folge hat, bei Gren- 
zen zwischen Kapitalismus und Sozialismus sogar Weltkrieg. 
Diese offenen, nur wenig oder gar nicht gesicherten Grenzen 
der DDR zur BRD und zu Westberlin wurden als Schwäche 
ausgelegt, mißachtet und schamlos ausgenutzt. 


Hatte sich die DDR leichtfertig oder dem Imperialismus gegen- 
über vertrauensselig verhalten? Auch wenn es so aussah, verhielt 
es sich doch ganz anders. Die DDR wandte sich gegen jede Spal- 
tung. Der Losung: „Lieber das halbe Deutschland ganz als das 
ganze Deutschland halb", setzte sie lange das Ringen um ein 
friedliches Gesamtdeutschland entgegen. Schon damals galt, 
was heute Staatsdoktrin der DDR ist: Von deutschem Boden darf 
nie wieder ein Krieg ausgehen. Auf der Suche nach Kompromis- 
sen und Kooperation bewies die offene DDR-Grenze Geduld und 
Lauterkeit, Entgegenkommen und Hoffnung auf Verständigung 
zwischen beiden deutschen Staaten über Frieden und sachliche 
Beziehungen. Die vielfältigsten Bande blieben so erhalten, ein- 
schließlich familiärer Bindungen. Die DDR ging mit ihren offenen 
Grenzen bis zum Äußersten. Nach dem NATO-Beitritt der BRD, 
ihrer Wiederbewaffnung und der Restauration des Imperialismus 
in Westdeutschland erwies sich diese DDR-Politik als überholt. 
Die gute Absicht hielt die andere Seite für Schwäche, als eine 
Einladung zum Anschluß der DDR an die Bundesrepublik. Die of- 
fene Grenze geriet so zum Anachronismus, zur Belastung des 
Friedens. 

Die nach dem zweiten Weltkrieg entstandenen Grenzen waren 
sichtbar zu machen, unübersehbar und unüberwindbar zugleich. 
Bis hierher und nicht weiter! In letzter Stunde half das den Frie- 
den bewahren. Westberlin war ursprünglich nur einer der Plätze, 
von denen aus eine Politik der Friedensgefährdung, der Diffamie- 
rung und der Destabilisierung gegenüber der ehemaligen sowjeti- 
schen Besatzungszone und späteren DDR erfolgte. Aktionen des 
kalten Krieges gab es an allen Grenzabschnitten der DDR. Oft ge- 
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nug bezahlte das der erste Arbeiter-und-Bauern-Staat auf deut- 
schem Boden mit großen Opfern an Menschen und der Zerstö- 
rung von Volkseigentum. 

Mit zunehmender Aggressivität des wiedererstarkten west- 
deutschen Imperialismus wuchs das Interesse an Berlin. Eine 
Frontstadt, ein Pfahl im Fleische der DDR sollte Westberlin wer- 
den. Das geschah nicht plötzlich, sondern schleichend über einen 
langen Zeitraum hinweg; schließlich sollten zwei Millionen West- 
berliner diese Politik auch tragen helfen. 

Was Westberlin in den Kriegsplänen von 1960/61 zugedacht 
war, ging über alles Vorangegangene, wie die Spaltung der Stadt 
1948 oder die Provokationen gegen die DDR im Sommer 1953, 
weit hinaus. Als kriegauslösendes Zentrum der beabsichtigten 
„DDR-Eingliederung" befand sich Westberlin logischerweise 
auch in Gefahr, setzte man das Leben auch seiner Bürger eiskalt 
aufs Spiel. 

Zu Westberlin hin, das 164 Kilometer Grenze zur DDR hat und 
davon 45 Kilometer zur Hauptstadt der DDR, Berlin, war der Ver- 
lauf der Grenze zwar markiert, aber sie war für jedermann pas- 
sierbar. Mit Öffentlichen Verkehrsmitteln und zu Fuß wechselten 
täglich bis zu einer halben Million Menschen von Westberlin in 
die DDR-Hauptstadt Berlin und umgekehrt. Gründe dafür gab es 
unübersehbar vielfältige. Jedoch nicht alle, die die Grenze über- 
schritten, besuchten lediglich Verwandte oder gingen ins Kino. 

Für die neue Ordnung im Osten Deutschlands ergaben sich aus 
diesem Zustand große Probleme. Die DDR setzte sich mit ihnen 
auseinander, von 1945 bis 1961, also 16 Jahre. Das Gesellschafts- 
system Westberlins war auch nach 1945 kapitalistisch geblieben, 
und so zog es die Politiker dieser Stadt stets mehr nach Bonn 
oder Washington. Das hatte seine Konsequenzen. Revanchepoli- 
tiker mißbrauchten diese Stadt immer mehr als Fuß in der Tür zur 
DDR und begannen dabei, die Grenzen des Erträglichen gefähr- 
lich zu überschreiten. „Als eine Art von Falltür, die sich 110 Mei- 
len inmitten des kommunistischen Herrschaftsbereiches öffnet", 
meinte die USA-Zeitschrift „Time" am 25. Mai 1959, „hat West- 
berlin einen unschätzbaren politischen Wert für den Westen." 

Dieses Urteil gründete sich nicht auf eine Hypothese, sondern 
es resümierte politische Realität: Warenschmuggel, Raub und 
Diebstahl, ein Schwindelwechselkurs zur Diskreditierung der 
DDR-Währung und täglich ungefähr 100.000 Grenzgänger, die 
fest oder unstet nach Westberlin arbeiten gingen, sind nur einige 
Beispiele dafür. Der verdeckte Krieg gegen die DDR, von West- 
berlin aus geführt, forderte zahlreiche Opfer. 

Die „The New York Times" nahm sich am 8. Juni 1959 eines an- 
deren, ebenso gefährlichen Westberlinproblems an. „Niemand 
versucht ernsthaft die Tatsache zu bestreiten, daß der Westen 
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Stopp für amerikanische Panzer 


von Westberlin aus eine ausgedehnte und einträgliche antikom- 
munistische Propaganda und Spionagetätigkeit betreibt." Auf- 
merksame Beobachter zählten zu dieser Zeit über achtzig Spiona- 
georganisationen in Westberlin, die sowohl gegen die DDR als 
auch gegen andere sozialistische Länder gefährliche Aktionen 
entwickelten. Bleibt anzumerken, daß auch der Hauptteil der Ab- 
werbeaktionen von DDR-Bürgern über Westberlin abgewickelt 
worden ist. 

Am 10. Juli 1961 beschrieb der reaktionäre Publizist Robert In- 
grim in der „Kölnischen Rundschau" arrogant und aggressiv die 
Rolle und den Höhepunkt des Mißbrauchs Westberlins: „...daß 
sich die freie Welt in den Stand setzen müsse, alle Mittel des kal- 
ten Krieges, des Nervenkrieges und des Schießkrieges anzuwen- 
den ... Dazu gehören nicht nur herkömmliche Streitkräfte und 
Rüstungen, sondern auch die Unterwühlung, das Anheizen des 
inneren Widerstandes, die Arbeit im Untergrund, die Zersetzung 
der Ordnungsgewalt, die Sabotage, die Störung von Verkehr und 
Wirtschaft, der Ungehorsam, der Aufruhr, die Revolution." 

Wie heimtückisch und skrupellos politische Krisen vom Impe- 
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rialismus zu Kriegsauslösern mißbraucht werden, hat im Erfah- 
rungsschatz der kommunistischen und Arbeiterbewegung einen 
festen Platz. Deshalb geschah es auch nicht zufällig, daß die Ver- 
treter der Staaten des Warschauer Vertrages am 5. August 1961 
der Volkskammer, der Regierung und allen Werktätigen der DDR 
vorschlugen, an der Westberliner Grenze eine solche Ord- 
nung einzuführen, durch die der Wühltätigkeit gegen die Länder 
des sozialistischen Lagers zuverlässig der Weg verlegt und rings 
um das ganze Gebiet Westberlins ... eine verläßliche Bewachung 
und eine wirksame Kontrolle gewährleistet wird". 

Die Führung der DDR stimmte dieser Einschätzung aus eigener 
Erfahrung voll zu: 


Der Ministerrat der DDR faßte deshalb am 12. August 1961 
den Beschluß, die offene Grenze zwischen dem sozialisti- 
schen und dem kapitalistischen Lager unter Kontrolle zu neh- 
men. 


Diese schon längst fällige Entscheidung kam nun zum richtigen 
Zeitpunkt. Tags darauf, am 13. August 1961, sicherte die DDR ihre 
Staatsgrenze zu Westberlin und baute jene zur BRD aus. Mor- 
gens 6 Uhr ist die Grenze zu Westberlin gesperrt, um 15 Uhr ist 
sie gesichert. Arbeiter der Kampfgruppen bildeten mit Genossen 
der Volkspolizei an vorderster Linie so lange eine lebende Mauer, 
bis die technischen Mittel zur Grenzsicherung vor Ort eintrafen. 
Wer bis dahin noch Zweifel hatte, wie die Hauptstädter der DDR 
auf diese Maßnahme reagieren würden, konnte viele Zehntau- 
sende als Teilnehmer, Helfer und Organisatoren erleben, die sich 
weder Schlaf noch Pausen gönnten, um ihre Pflicht zu tun. 

Im nachhinein sieht alles einfach und logisch aus, aber vielen 
der unmittelbar Beteiligten war zu diesem Zeitpunkt die Möglich- 
keit, daß von Westberlin aus ein atomarer Weltbrand ausgehen 
könnte, nicht voll bewußt, ihnen ging es vornehmlich um den 
Schutz der DDR vor Ausplünderung. Sie wollten Ordnung und Si- 
cherheit im eigenen Haus. Später, erst als BRD-Politiker aus Wut 
und Enttäuschung ihre Ziele und Absichten selbst offenbarten, 
mag noch manchem Helfer des 13. August nachträglich der 
Angstschweiß ausgebrochen sein. 

Für die Führung der DDR war die Situation in den Sommermo- 
naten des Jahres 1961 äußerst kompliziert und komplex. Einer- 
seits mußte sie durch die Grenzsicherung das Feuer eines gefähr- 
lichen Brandherdes austreten, andererseits galt es, Vorsorge für 
die Zukunft zu treffen, sowohl was die Wirtschaft und den militä- 
rischen Schutz der DDR betraf, als auch was die Gestaltung der 
künftigen Beziehungen zu den Einwohnern von \Westberlin an- 
ging. Darüber hinaus ergab sich die Notwendigkeit, die andere 
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Seite zu Konstruktivität zu zwingen, damit sie von Subversion 
und äußerster Aggressivität zu Realpolitik überging, auch das hat 
Jahre gedauert. 

Am 13. August 1961 geschah im Nachkriegseuropa etwas Un- 
umkehrbares. Der Traum von einem Tag X gaukelte dem Imperia- 
lismus lange die Illusion vor, irgendwann sei die DDR eine zurück- 
holbare Provinz. 


Im jähen Erwachen traf die Revanchepolitiker am 13. 8. 1961 
nach 1945 der schwerste Schlag. Wieder hatte der deutsche 
Imperialismus einen Krieg riskiert. Aber diesmal verlor er ihn, 
noch bevor er den ersten Schuß abgeben konnte. 


Das ist es, was wir immer und immer wieder feiern, unser Sieg 
ist der gerettete Frieden. Der BRD-Politiker Egon Bahr meinte 
Jahre später: „Der Westen war wohl noch überlegen, aber das Ri- 
siko war bereits zu groß geworden." Mit dem 13. 8. 1961 verlor 
die Konfrontation in Europa ihre Steigerungsfähigkeit. Ein gutes 
Gefühl stellt sich ein, wenn man auf dieses Resultat zurück- 
schaut. 

Die historische Dimension des Geschehens von 1961 läßt es 
nicht zu, die Ereignisse dieser Wochen und Monate auf Westber- 
lin zu reduzieren, wie es stets mit der sogenannten Mauerdiskus- 
sion geschieht. Nicht die Stadt und deren Teilung, sondern die 
unheilvolle Politik des westdeutschen Imperialismus nach dem 
8. Mai 1945 stand zur Disposition. In der DDR eine Explosion aus- 
zulösen mißlang. Die Grenzsicherung zu Westberlin machte der 
Frontstadtexistenz Westberlins langsam, aber sicher ein Ende, 
das Leben der Bürger hüben und drüben wurde sicherer. 

Unterschiedliche Reaktionen gab es auf der anderen Seite über 
den 13. August 1961. Viele Westberliner waren erschrocken und 
verwirrt. Ihre Politiker hatten mit täglichen Schreckensmeldun- 
gen über die DDR suggeriert, ihre Stadt habe gute Aussichten, 
bald wieder Reichshauptstadt zu werden. Die Manipulationen 
wirken bei einigen bis heute. Bei den Politikern in Westberlin und 
Bonn wechselte Bestürzung und Ratlosigkeit mit Wut und Unbe- 
sonnenheit. Statt die Gründe ihrer Niederlage in ihrer eigenen 
Politik zu suchen, beziehungsweise das wirkliche Kräfteverhältnis 
zu erfassen, fielen sie über ihre Verbündeten her. „Im Stich gelas- 
sen", lautete die Überschrift von vielen Kommentaren, und im 
Rückblick schrieb ein BRD-Magazin noch 1979 vorwurfsvoll an 
die Adresse der USA: „Washingtons Reaktion auf den Bau der 
Berliner Mauer: Eine Menge Gerede und sonst nichts." Der „Bay- 
ern-Kurier" aus München klagt sogar noch am 13. 8. 1983, also 
nach 22 Jahren: „...Macmillan machte Ferien in Nordengland, 
Kennedy war in Hyannis Port zum Segeln, de Gaulle in Colombey- 
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Auf dem Brandenburger Tor weht die Staatsflagge der DDR. 


les-deux-Eglises. Kein Wunder, daß ein papierner Protest der Alli- 
ierten drei Tage auf sich warten ließ." 

Tatsächlich, Kennedy zum Beispiel erfuhr von den Sicherungs- 
maßnahmen der DDR am 13. August erst um 16 Uhr Berliner Zeit. 
Im Weißen Haus hatte man gezögert, ihn zu wecken. Als er ge- 
gen 10 Uhr Ortszeit davon erfuhr, rief er den Umstehenden nur 
zu: „Jetzt ist die Berlin-Krise zu Ende", dann setzte er sich ins Se- 
gelboot und genoß den Sonntag. Zu diesen und ähnlichen Reak- 
tionen sagt „Die Welt" vom 8. 8.1981: „Die Folge war, daß der na- 
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tionalen Politik der ‚großen Erwartungen der CDU/CSU (daß 
nämlich die Westalliierten bei der Wiedervereinigung Hilfe lei- 
sten würden) die Grundlage genommen wurde." 

Auch der BRD-Botschafter in Washington, Grewe, klagt in sei- 
nen Memoiren: „Die Wochen und Monate (nach dem 13. 8.1961 - 
H. S.) waren die schwierigsten und enttäuschendsten meiner di- 
plomatischen Laufbahn..., weil einige verbündete Regierungen 
deutlich entschlossen waren, den Status quo der Teilung Berlins, 
Deutschlands und Europas zu akzeptieren." 

Als Kennedy 1961 das Präsidentenamt antrat, war in realistisch 
denkenden Kreisen der US-Administration schon die Einsicht ge- 
reift, das internationale Kräfteverhältnis zwischen Kapitalismus 
und Sozialismus beginne sich spürbar zu wandeln. Die große 
Welle der Entkolonialisierung, die sich über Afrika und Asien aus- 
breitete, die festere Formierung der dritten Welt in der UNO und 
die Stärke des sozialistischen Weltsystems, einschließlich der 
Existenz ballistischer Raketen in Besitz der UdSSR, sendeten un- 
trügliche Signale. Auch die Niederlagen bei begrenzten Aktionen, 
wie zum Beispiel dem Kubaabenteuer der USA, das für sie so 
schmählich ausgegangen war, hielten die US-Politiker um Ken- 
nedy künftig zu größerer Vorsicht an. Kennedy selbst wollte um 
diese Zeit mindestens noch auf zwei Stühlen zugleich sitzen; ei- 
nerseits erwirkte er das höchste Rüstungsbudget, das die USA 
bis dahin hatten, und andererseits war er Verhandlungen mit der 
UdSSR nicht abgeneigt, begann sich sogar langfristig auf eine 
Politik der Konfrontation und der Kooperation mit dem Lager des 
Sozialismus einzurichten. Adenauer und seine Gönner in der BRD 
kapierten diesen Prozeß der Wandlung des Kräfteverhältnisses 
nicht, oder sie versuchten, sich daran vorbeizumogeln. Sie setzten 
auf Gewalt und wunderten sich nach ihrer Niederlage, daß sie 
von ihren Hauptverbündeten keinen Zuspruch und am Ende auch 
keine Hilfe erhielten. Botschafter Grewe trauernd: „Wir konnten 
den Wandel nicht ungeschehen machen." 

Die großbürgerliche „Frankfurter Allgemeine Zeitung" berich- 
tete am 14. 8. 1978, daß der BRD-Außenminister Genscher den 
13. 8.1961 als den „bittersten Tag in der deutschen Nachkriegsge- 
schichte" bezeichnet habe. Der Mann wußte, wovon er redete, 
auch wenn es seiner Wortwahl an Präzision mangelte. In Wirk- 
lichkeit meinte er die Nachkriegsgeschichte des westdeutschen 
Imperialismus und nicht die des deutschen Volkes, immerhin ein 
wichtiger Unterschied. Die Offenlegung der Wahrheit um den 
13. August 1961 hat bis heute in der BRD und in Westberlin seine 
Grenzen. Immer noch dominiert die Reduzierung der Ereignisse 
auf den Bau der Grenzanlagen zu Westberlin. Bei Appellen an die 
Empfindungen und Gefühle der Westberliner und der BRD-Bür- 
ger ist den Propagandisten des Kapitalismus nichts zu primitiv, zu 
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mies, zu verlogen und verdreht, als daß sie es nicht unter ihre Le- 
ser, Zuschauer und Hörer brächten. Immer und immer wieder 
phantasieren diese Publizisten über Recht oder Unrecht und mes- 
sen es an Familie X, am persönlichen Schicksal des Herrn Y und 
der Frau Z. 

Auch uns ist nicht entgangen, daß die Provokationen des BRD- 
Imperialismus nicht nur der DDR Opfer aufgezwungen haben, 
aber bei aller Tragik von Einzelschicksalen haben wir die Men- 
schen nie über die tatsächlichen Verursacher im Unklaren gelas- 
sen und stets dem Frieden die Priorität eingeräumt. 

Genau das Gegenteil bezweckt man mit einer „Mauerdiskus- 
sion": Es habe keine aggressiven Angriffspläne gegen die DDR 
gegeben, eine Gefahr für den Frieden habe auch nicht bestan- 
den, nur der DDR seien die Leute weggelaufen, und sie habe des- 
halb Familien auseinandergerissen und willkürlich eine Stadt ge- 
spalten, in der bis dahin Eintracht und Friede geherrscht habe. 
Gemessen an den Schäden, die diese Art von Propaganda anrich- 
tet, ist sie geradezu kriminell. Mit der Freiheit der Meinungsbil- 
dung oder ideologischen Meinungsverschiedenheiten hat das 
nichts zu tun. Im Grunde sind es Trickbetrüger, die eine Vielzahl 
von Menschen tagein und tagaus täuschen, und das schon bald 
25 Jahre zum gleichen Thema. Ein Beispiel dafür aus den ersten 
Tagen nach dem 13. August 1961: 

Einige BRD-Schriftsteller ließen sich wenige Tage nach dem 
13.8.1961 dazu verleiten, DDR-Schriftstellerkollegen zu Protesten 
gegen ihre Regierung aufzufordern. Ihnen antwortete Stephan 
Hermlin am 18. 8. 1961: 


„Das Unrecht vom 13. August? Von welchem Unrecht spre- 
chen Sie? Wenn ich Ihre Zeitungen lese und Ihre Sender höre, 
könnte man glauben, es sei vor vier Tagen eine große Stadt 
durch eine Gewalttat in zwei Teile auseinandergefallen. Da ich 
aber ein ziemlich gutes. Gedächtnis habe und seit vierzehn 
Jahren wieder in dieser Stadt lebe, erinnere ich mich, seit 
Mitte 1948 in einer gespaltenen Stadt gelebt zu haben, einer 
Stadt mit zwei Währungen, zwei Bürgermeistern, zwei Stadt- 
verwaltungen, zweierlei Art von Polizei, zwei Gesellschaftssy- 
stemen, in einer Stadt, die beherrscht ist von zwei einander 
diametral entgegengesetzten Konzeptionen des Lebens. Die 
Spaltung Berlins begann Mitte 1948 mit der bekannten Wäh- 
rungsreform. Was am 13. August erfolgte, war ein logischer 
Schritt in einer Entwicklung, die nicht von dieser Seite der 
Stadt eingeleitet wurde." 


Stimmen der Wahrheit drangen von der anderen Seite bisher 
nur selten durch. Um so erfreulicher ist die Tatsache, daß sie sich 
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inzwischen proportional zur zeitlichen Entfernung vom August 
1961 zu mehren beginnen. Schon 1976 erklärten am 15. August 
mutige Redakteure der „Süddeutschen Zeitung": „Wenn man die 
Lage des Sommers 1961 an der Ost-West-Nahtstelle in Deutsch- 
land retrospektiv betrachtet, überkommt einen ein Reiter-über- 
den-Bodensee-Gefühl: wir waren einer kriegerischen Konfronta- 
tion sehr nahe." 

Ein Fernsehkritiker des Westberliner „Tagesspiegels" attackierte 
1981 die berufsmäßig über den 13. August 1961 Trauernden ganz 
massiv, als er schrieb, der Rummel um die Mauer erinnere ihn 
doch sehr an die Behandlung, welche die Hochzeit von Prinz 
Charles und Lady Diana im britischen Fernsehen erfuhr, wo auch 
zwei Tage kaum eine Stunde verging, in der nicht auf allen Kanä- 
len dieses Ereignisses gedacht wurde. 1985 ging man in diesem 
Lokalblatt noch weiter, es hieß da am 13.8.1985: „Mancher hatte 
sich (bis zum 13.8.1961 - H. S.) von politischen Sonntagsrednern 
in Illusionen wiegen lassen... Von 1961 an datiert der Impuls 
einer neuen deutschen Ostpolitik, die jenseits der Repetierung 
‚unverzichtbarer Rechtsstandpunkte' Verständigungsmöglichkei- 
ten im Interesse der Menschen suchte und inzwischen auch zum 
Teil gefunden hat... Die DDR würde lieber heute als morgen ihre 
Grenzsicherungsanlagen verschwinden lassen, wenn sie sich das 
leisten könnte. Offensichtlich kann sie es noch nicht." 

Wie sollte die DDR das auch tun, vis a vis einer Politik, die auf 
Raketen setzt, die die DDR-Staatsbürgerschaft nicht akzeptiert, 
Provokationen gegen die Staatsgrenze zuläßt und Text und Inhalt 
von miteinander geschlossenen Verträgen zu unterlaufen ver- 
sucht. 

Deshalb Erich Honeckers klare Worte beim Interview für „Le 
Monde" im Mai 1985: 


„..Wenn die Ursachen, die zum Bau der Mauer führten, ver- 
schwinden, wird auch die Mauer verschwinden. Solange die 
Ursachen bestehen, bleibt auch die Mauer." 


Feiern die meisten bürgerlichen Länder diverse Siegesdaten ih- 
rer Geschichte mit Pomp und Gloria, hält Klio, die Muse der Ge- 
schichtsschreibung, den Regierenden in der BRD und in West- 
berlin nur leere Hände hin. Zwar sorgt man bei der jährlichen 
Wiederkehr zweier Ereignisse in der BRD und in Westberlin für 
ein tolles Politspektakel, aber das geht mit viel Aufregung, lauten 
Zornesausbrüchen, künstlicher Empörung und dicken aufge- 
wärmten Lügen einher: es sind der 8. Mai 1945 und der 13. August 
1961. Als schwarze Tage gelten sie beide, und ihr Zusammenhang 
ist nicht mehr zu leugnen. 

In Düsseldorf schrieb die „Rheinische Post" am 13.8.1979: „Als 
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heute vor 18 Jahren Volksarmee-Pioniere am Brandenburger Tor 
das Pflaster aufrissen und aus den Steinen die erste provisori- 
sche Mauer mitten in der alten Reichshauptstadt zu bauen be- 
gannen, da wurde uns Deutschen, wie kaum an einem Tag zuvor 
seit dem 8. Mai 1945, vor Augen geführt, daß wir den Krieg verlo- 
ren hatten." 

Die reaktionäre Politik der 1961 regierenden CDU/CSU hatte 
wesentlich davon gelebt, ihren Wählern zu suggerieren, daß sie 
in der Lage sei, die Niederlage vom 8. Mai 1945 wieder wettzuma- 
chen. 

Die verlorenen Ostgebiete einschließlich der DDR sollten nach 
der Wiederaufrüstung und mit Hilfe der westlichen Verbündeten, 
egal auf welche Art, wieder heimgeholt werden, selbst auf die 
Gefahr eines Krieges. Mit dieser Politik der Stärke traten Aden- 
auer, seine Politiker, seine Militärs und seine Auftraggeber von 
Industrie und Banken an. Jahre später schreibt ein Abgeordneter 
des Bundestages in der Zeitschrift „Parlament": „Am 13. August 
1961 ging ein Abschnitt deutscher Nachkriegsgeschichte zu 
Ende. Die bis dahin betriebene Politik der Nichtanerkennung der 
Teilung ohne konkrete Hoffnung auf ihre Überwindung erwies 
sich für jedermann sichtbar als Illusionspolitik." 

Sieger dieser Schlacht waren Frieden und Sozialismus. Die So- 
lidarität der sozialistischen Staaten hatte der DDR ihre Souverä- 
nität wahren helfen, sie geschützt und damit dem Imperialismus 
den Weg versperrt. Alle Kraft konnten wir in der DDR jetzt dem 
sozialistischen Aufbau widmen. Und wenn es in der BRD auch 
noch Jahre dauern sollte, von der gescheiterten Konfrontations- 
politik zu Gedanken der friedlichen Koexistenz zu gelangen, der 
DDR blies der Wind nicht mehr ins Gesicht. Tatsächlich gab es 
mit der Zeit so etwas wie das „grollende Eingeständnis" von 
BRD-Politikern über die Existenz zweier souveräner deutscher 
Staaten. 

Später entstanden die Voraussetzungen für den Grundlagen- 
vertrag der DDR mit der BRD und das internationale Milieu für 
das Vierseitige Abkommen über Westberlin und 1975 auch für die 
Schlußakte von Helsinki. In der DDR selbst sind Erfolg und Ergeb- 
nisse der Sicherheitsmaßnahmen vom 13. August 1961 eindrucks- 
voll ablesbar am VIII. Parteitag der SED 1971, an seinen Aufgaben 
und Zielen und den Resultaten, deren Nutznießer heute alle 
DDR-Bürger geworden sind. 

Die Ergebnisse beweisen unübersehbar: Die Politik der Stärke 
erlitt im August 1961 eine Niederlage von strategischem Ausmaß. 
Der Sozialismus ist in Europa nicht mehr zurückzurollen. So deu- 
tete sich seit dieser Zeit eine große weltpolitische Wende an, die 
noch nicht das Ende des kalten Krieges brachte, aber schon Licht 
im Tunnel wahrnehmen ließ. 
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Irgendwann hat in Westberlin jemand an eine Mauer unserer 
Staatsgrenze geschrieben: „Hier endet die Freiheit." Später ist 
der Satz ergänzt worden: „für Kapitalisten". 


Während des zweiten Weltkriegs verbündeten sich kapitalisti- 
sche und sozialistische Staaten gegen Faschismus und Krieg und 
erzwangen den Frieden. 

In der Folge des zweiten Weltkriegs hatten Demokratie und So- 
zialismus einen riesigen Zuwachs an Macht und Kraft erfahren. 
Diesen Fortschritt wieder rückgängig zu machen mit allen Mit- 
teln, die gerade noch unter der Schwelle eines dritten Weltkriegs 
lagen - das war der kalte Krieg. 

US-Außenminister Dulles erklärte 1963: „Die Fähigkeit, bis an 
die äußerste Grenze gehen, ohne einen Krieg auszulösen, das ist 
die heute erforderliche Kunst." Umgekehrt ist es richtig: Die 
heute erforderliche Kunst ist, den Frieden zu bewahren! 

In den siebziger Jahren, als die Mehrzahl aller Länder die Prin- 
zipien friedlicher Koexistenz in den Beziehungen zwischen Staa- 
ten mit unterschiedlichen Gesellschaftssystemen zur Praxis ihrer 
Außenpolitik machten, war der kalte Krieg vorbei, die Politik der 
Stärke gescheitert und der Weltfrieden sicherer als je zuvor. Hel- 
sinki 1975 - das war auch die Sterbeurkunde für den kalten Krieg. 


Seit Ende der siebziger und Beginn der achtziger Jahre ver- 
suchten aggressivste und reaktionärste Kreise des Imperialismus, 
mittels einer Politik der Drohung und des militärischen und wirt- 
schaftlichen Drucks verlorenes Terrain wiedererobern zu können. 
In der Welt entstand eine besorgniserregende Situation: Das 
Wettrüsten, als dessen Haupttriebkraft einmal mehr der Militär- 
Industrie-Komplex wirkte, sprengte gleichsam alle Fesseln. In 
Westeuropa wurden neue US-amerikanische Erstschlagsraketen 
stationiert; die neokonservative US-Administration begann ihre 
Sternenkriegspläne - getarnt mit dem Etikett SDI, Strategische 
Verteidigungsinitiative — zu verwirklichen. Verstärkte imperialisti- 
sche Aggressivität äußerte sich in den nichterklärten Kriegen ge- 
gen die Revolutionen in Nikaragua und Afghanistan, im Wüten 
der Interventen im Libanon und in der Bombardierung libyscher 
Städte. Reaktionäre Kreise in den USA schürten extremen Chau- 
vinismus, um das „Vietnamsyndrom" zu überwinden; gegen das 
Volk der kleinen Insel Grenada wurde der Big Stick, der Große 
Knüppel, geschwungen. Dieses außenpolitische Denken und 
Handeln aggressiver imperialistischer Kräfte, insgesamt darauf 
gerichtet, die militärstrategische Überlegenheit gegenüber dem 
Sozialismus zu erreichen beziehungsweise ihn durch das Wettrü- 
sten zu zermürben, bleibt weit hinter der Vernunft und Logik der 
Politik im Atomzeitalter zurück: Denn wer die Rüstungsspirale 
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weiterdreht, erhöht das Risiko eines Kernwaffenkrieges auf bis- 
lang unvorstellbare Weise; wer hofft, mit einem Nuklearkrieg 
seine imperialistische Politik fortsetzen zu können, vergißt verant- 
wortungslos, daß es dann keinen mehr geben wird, der die 
Früchte dieser Politik ernten kann - schließlich würde die 
Menschheit aufhören, als Gattung zu existieren. 

Unsere Welt ist klein und zerbrechlich. Es ist dringend erforder- 
lich, sich vom politischen Steinzeitdenken, von Formen und 
Stereotypen politischen Agierens der vornuklearen Epoche zu lö- 
sen. Auf internationaler Ebene ist ein neues Denken und Handeln 
nötig, das nicht auf der Vertretbarkeit und Zulässigkeit von Krie- 
gen und bewaffneten Konflikten basiert. Bei der Wahl zwischen 
Überleben und gegenseitiger Vernichtung kann somit auch „die 
Auseinandersetzung zwischen Kapitalismus und Sozialismus le- 
diglich und ausschließlich in Formen des friedlichen \Wettbe- 
werbs und der friedlichen Rivalität verlaufen", wie auf dem 
XXVIl. Parteitag der KPdSU betont wurde. Erpressung, Drohung, 
Druckausübung und Versuche, einseitige Vorteile zu erlangen, 
waren, sind und werden niemals geeignete Methoden für die Ge- 
staltung der internationalen Beziehungen sein. Abrüstung statt 
Entkräftung der Menschheit durch Wettrüsten, Offenheit und 
Ehrlichkeit statt Erpressung, friedliche Koexistenz statt Unter- 
gang - dazu gibt es keine Alternative. Die nukleare Bedrohung 
der gesamten Menschheit bedingt - trotz Klassengegensätzen - 
den grundlegenden Nenner gemeinsamen politischen Handelns. 
Dem militärischen Gegeneinander muß das friedliche Miteinan- 
der entgegengesetzt werden. Dazu gehören auch mehr Kenntnis 
voneinander, besseres Verständnis füreinander, praktisches Han- 
deln miteinander. Das sowjetisch-amerikanische Gipfeltreffen in 
Reykjavik im Oktober 1986 ließ die Menschheit nicht nur hinter den 
Horizont schauen und die Konturen einer kernwaffenfreien Welt 
erkennen, sondern verdeutlichte insgesamt die fruchtbaren Mög- 
lichkeiten einer Politik des Dialogs und der friedlichen Zusam- 
menarbeit. Durch den beim dritten Gipfeltreffen im Dezember 
1987 in Washington von Michail Gorbatschow und Ronald 
Reagan Unterzeichneten Vertrag über die Liquidierung von Rake- 
ten mittlerer und kürzerer Reichweite, durch die angestrebte 
fünfzigprozentige Reduzierung der strategischen Offensivwaffen, 
die Stärkung des ABM-Vertrages, die drastische Reduzierung der 
konventionellen Rüstungen und Streitkräfte, die Beseitigung von 
Asymmetrien durch Abrüstung, insbesondere auf dem Gebiet der 
Angriffswaffen, wurde der Blick in eine von atomaren Waffen be- 
freite Welt geweitet. Und auch die Moskauer Begegnung zwi- 
schen dem KPdSU-Generalsekretär und dem USA-Präsidenten 
vom Mai/Juni 1988 verdeutlichte, daß sich nach Jahren zuneh- 
mender Konfrontation, ständig gesteigerten Wettrüstens und 
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wachsender Spannungen eine Wende zum Besseren abzuzeich- 
nen beginnt. Die Bedingungen für den Kampf um den Frieden ge- 
stalten sich günstiger. Das ermutigt alle, die danach trachten, 
den Frieden dauerhaft zu stabilisieren und die Prinzipien der 
friedlichen Koexistenz zur Norm der Beziehungen zwischen Staa- 
ten unterschiedlicher Gesellschaftsordnung zu machen. Diese 
Koalition der Vernunft und der Vernünftigen ist in der Lage, jegli- 
cher Kriegspolitik wirksam Einhalt zu gebieten. Ganz in dem 
Sinne, wie der USA-Präsident Franklin D. Roosevelt am 1. März 
1945 in einer Botschaft an den amerikanischen Kongreß forderte: 
„Es muß ein Friede sein, der auf den kooperativen Bemühungen 
der ganzen Welt beruht." 
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